
Grußwort
des Ersten Bürgermeisters der Freien und Hansestadt Hamburg

Ortwin Runde als Schirmherr des 75 . Jubiläums von
PRO HONORE

Wirtschaft, Wettbewerb, Markt - all das kann nur funktionieren, wenn sich die
Beteiligten aufeinander verlassen können, wenn Lauterkeit und Seriosität im
Umgang selbstverständlich sind . Leider gibt es stets auch unseriöse Geschäfte-
macher . Vor dem Treiben dieser schwarzen Schafe frühzeitig zu warnen, ist seit
75 Jahren die Aufgabe von PRO HONORE . Und die konsequente Auf-
klärungsarbeit des Vereins hat manchen vor Schaden bewahrt!

Die Mitglieder von PRO HONORE wissen nur zu gut, dass sie sich selbst
eine Sisyphus-Aufgabe auferlegt haben. Denn ihre Arbeit wird nie zu Ende
sein . Wirtschaftskriminalität wird es geben, solange es Wirtschaft gibt . Ein
Seufzer, der schon im Geschäftsbericht des Jahres 1968 nachzulesen ist : �Das
liegt in der Natur der Sache, nämlich einfach daran, dass Unredlichkeit und
Schwindel solange in Schwung bleiben werden, wie es Leute gibt, die sich
übervorteilen lassen ."

Gerade heute, wo der wirtschaftliche Wettbewerb mit immer härteren Ban-
dagen ausgetragen wird, wo die Märkte unübersichtlich werden und wirt-
schaftliches Denken in alle Lebensbereiche eindringt, hat PRO HONORE
eine wichtige Funktion . Denn je komplexer, je undurchschaubarer wirtschaft-
liches Tun wird, desto wichtiger wird es, rechtzeitig vor Scharlatanen und
Betrügern zu warnen . Ich bin überzeugt, dass PRO HONORE sich auch in
Zukunft als �Frühwarnsystem" im Wirtschaftsleben große Verdienste erwer-
ben wird . Ich wünsche den Mitgliedern des Vereins bei ihrer wichtigenArbeit
weiterhin viel Erfolg - im Interesse der seriösen Wirtschaft und im Interesse
der Allgemeinheit .

Ortwin Runde
ERSTER BÜRGERMEISTER

FREIE UND HANSESTADT HANIBURG



Grußwort
des Präses der Handelskammer Hamburg

PRO HONORE - für die Ehre . Der Name des Jubilars ist Programm und hat
zugleich den Charakter eines Wahlspruchs, wie er in früheren Zeiten Adelsge-
schlechter auf ihren Wappen und Schriftstücken schmückte . Vor 75 Jahren
waren Hamburger Kaufleute so traditionsverbunden und so selbstbewusst,
sich mit diesen beiden Worten der Prägnanz der lateinischen Sprache zu bedie-
nen, um gegen kaufmännische Unmoral anzutreten . Mit den Worten der PRO
HONORE-Satzung heißt das, �für die Wahrung von Ehrbarkeit und von Treu
und Glauben auf allen Gebieten des Wirtschaftslebens zu sorgen" . Dieser
Verbandszweck wie auch die Gründungsgeschichte von PRO HONORE
dokumentieren gewissermaßen Blutsverwandtschaft zur Handelskammer
Hamburg und zur Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns zu Hamburg.
Denn nach dem Kammergesetz ist auch unsere Handelskammer verpflichtet,
�für Wahrung von Anstand und Sitte des ehrbaren Kaufmanns zu wirken". In
der Satzung des Ehrbaren Kaufmanns verpflichten sich seine Mitglieder, �im
Geschäftsverkehr Treu und Glauben zu beachten und Handlungen[ zu unter-
lassen, die mit der Ehre und dem Anspruch auf kaufmännisches Vertrauen
nicht zu vereinbaren sind" . Wie eng die Bande sind, zeigt sich schließlich darin,
dass sowohl in der PRO HONORE-Satzung als auch in der Satzung des
Ehrbaren Kaufmanns Vorschlags- und Berufungsrechte der Handelskammer
zur Bildung der Vorstände verankert sind . Der Kammerpräses gratuliert also
einem Familienmitglied zu seinem 75 . Geburtstag .

Eine florierende Wirtschaft ist zum einen auf das natürliche Eigeninteresse
- zum anderen aber auch auf Vertrauen und Zuverlässigkeit sowohl dem Ge-
schäftspartner als auch dem Gemeinwohl gegenüber gegründet. :Freiheit in
Bindung und Verantwortung. Wettbewerb ja - er ist das Lebenselixier der Markt-
wirtschaft - aber unter lauteren, fairen Bedingungen. Nicht Catch as catch can
- sondern Fairplay. In diesem Spannungsverhältnis ist unser Wertesystem ver-
ankert . Die Bindungen sind gar nicht allein ethisch-moralisch begründet, son-
der sie entsprechen schon rein wirtschaftspolitischer Vernunft . Diejenigen, die
die Bedingungen - seien sie gesetzlicher oder moralischer Natur, worin übri-
gens kein Gegensatz liegt - nicht respektieren, müssen zur Ordnung gerufen
werden. Das ist seit 75 Jahren die Handlungsmaxime von PRO HONORE.
Der Jubilar erfüllt einen Auftrag der Hamburger Kaufmannschaft, Da Men-
schen nun einmal fehlsam sind, wird dieser Auftrag nie erledigt sein . Im
Namen der Hamburger Wirtschaft wünsche ich PRO HONORE e.V. ein
segensreiches Wirken in der Zukunft ebenso, wie er es in der Vergangenheit zu
unser aller Wohl bewiesen hat.

Nikolaus W. Schües



Grußwort des Vorsitzenden der
Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns zu Hamburg e. V.

75 Jahre PRO HONORE in Hamburg - das bedeutet, 75 Jahre überzeugtes
und entschlossenes Eintreten für Treu und Glauben im Geschäftsleben und
gegen unseriöses, unlauteres oder gar strafbares Handeln in der Wirtschaft .

Mit seinem in einem dreiviertel Jahrhundert gewachsenen, umfangreichen
Archiv, seiner Auskunftstätigkeit und seinem Warndienst wirktPRO HONO-
RE besonders segensreich präventiv. Gegen krasse Verstöße im Wettbewerb
macht der Verein von seiner Klagebefugnis Gebrauch, um für lauteres Ge-
schäftsgebaren zu sorgen .

Mit dieser Tätigkeit ist der Jubilar der Versammlung Eines Ehrbaren
Kaufmanns eng verbunden, fühlen sich doch beide Vereinigungen denselben
Werten verpflichtet; ihre Verbandssatzungen bringen das mit nahezu überein
stimmendem Wortlaut engagiert zum Ausdruck . Legt der Ehrbare Kaufmann
das Gewicht auf die Selbstverpflichtung seiner Mitglieder, so haben sich die
Mitglieder von PRO HONORE zur aktiven Bekämpfung kaufmännischen
Fehlverhaltens zusammengeschlossen. Diese Tätigkeiten ergänzen sich auf
sinnvolle Weise. Sie prädestinieren zu gemeinsamen Initiativen, wie es sich
zuletzt in den PRO HONORE-Foren manifestiert hat.

Wir gratulieren zu der zurückgelegten Wegstrecke, auf der PRO HONO-
RE in mehrmals wechselnden, sehr unterschiedlichen Wirtschaftssystemen
erfolgreich agiert und sich seine Stellung und sein Ansehen errungen hat. Die
Herausforderungen der Gegenwart und der Zukunft sind nicht geringer als die
bestandenen der Vergangenheit . Möge PRO HONORE sie in der bewährten
Weise ebenso erfolgreich meistern .

Dr. Dieter Lorenz-Meyer



Grußwort
des Präsidenten der Handwerkskammer Hamburg

Im Namen des Hamburger Handwerks gratuliere ich herzlich zum 75-jährigen
Jubiläum von PRO HONORE.

Als Präsident der Handwerkskammer Hamburg komme ich der ehren-
vollen Aufgabe, ein Grußwort an Sie zu richten, gern nach. Der Verein PRO
HONORE e .V. Treu und Glauben im Wirtschaftsleben wurde am 07. April
1925 unter maßgeblicher Initiative der Handwerkskammer Harnburg als
die jüngere Schwester der deutschen Zentralstelle zur Bekämpfung der
Schwindelfirmen e .V. in Hamburg gegründet . Die Hauptaufgaben von PRO
HONORE liegen in der Bekämpfung der Schwindelfirmen und der vorbeu-
genden _Tätigkeit durch rechtzeitige Aufklärung der Öffentlichkeit über
Schwindelmethoden und Schwindelunternehmen . 75 Jahre PRO HONORE -
Kampf gegen Wirtschaftskriminalität und Schwindelgeschäfte . Eine erfolg-
reiche und stolze Bilanz .

Die Handwerkskammer Hamburg ist aus guten Gründen Mitglied von
PRO HONORE geworden . Sie dankt dem Verein für die gute und vertrau-
ensvolle langjährige Zusammenarbeit . Die Zusammenarbeit dient einem
gemeinsamen Anliegen . Es geht um nichts Geringeres als Treu und Glauben im
Geschäftsleben . Dies zu leben und wieder neu zu entdecken, ist Aufgabe aller
Verantwortlichen in Wirtschaft und Politik. Die Handwerkskammer Hamburg
unterstützt daher in vielfältiger Weise die Arbeit des Vereins. Beide verbindet
mit der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität und unseriöser Geschäfts-
praktiken ein gemeinsames Band .

Durch Aufklärung, Information und Warnung kämpft PRO HONORE
seit seiner Gründung gegen Machenschaften und Verhaltensweisen, die kauf-
männischer Ehre und geschäftlichem Vertrauen entgegenwirken und geeignet
sind, den Ruf der Wirtschaft und des Hamburger Handwerks ernsthaft zu ge-
fährden. Er sieht seine Hauptaufgabe in der Bekämpfung unseriöser Geschäfts-
gebaren und wirbt mit diesem Ziel informierend und aufklärend gegenüber
Firmen und Öffentlichkeit gleichermaßen. Der Verein hat sich durch seine
langjährige und verdienstvolle Arbeit ein hohes Ansehen in der Öffentlichkeit,
insbesondere auch bei Gericht und Staatsanwaltschaft, erworben . Wäre der
Verein nicht bereits 1925 gegründet worden, so müsste er heute errichtet wer-
den. Für den wirtschaftlichen Erfolg und dies gilt gerade für das Handwerk,
sind der gute Ruf beim Kunden, solide Leistung und ein lauteres wett-
bewerbsgemäßes Verhalten, unabdingbar.



Gerade

in unserer heute schnelllebigen Zeit wird durch unseriöse

Geschäftemacher,

unredliche oder kriminelle Firmengründungen das für jede

wirtschaftliche

Beziehung notwendige Vertrauen zwischen Kunden und

Handwerk

skrupellos ausgenutzt und damit dem ganzen Handwerk ein nicht

wieder

gutzumachender Schaden zugefügt

.

Diesen Geschäftspraktiken gilt es,

durch

eine aktive und kritische Öffentlichkeitsarbeit den Kampf anzusagen

.
Ich

bin mir sicher, dass PRO HONORE sich dieser schwierigen Aufgabe auch

weiterhin

stellen und sich nicht scheuen wird, dabei auch eine kritische Ausein-

andersetzung

in der Öffentlichkeit zu führen

.
Als

Präsident der Handwerkskammer Hamburg wünsche ich PRO HONO-

RE

im Namen aller unserer Mitgliedsbetriebe für die Zukunft alles Gute und

auch

weiterhin ein erfolgreiches Gelingen

.

Die Handwerkskammer Hamburg

wird

die Arbeit des Vereins auch weiterhin positiv begleiten

.

Peter

Becker



Vorwort
des Vorsitzenden von PRO HONORE e. V.

75 Jahre PRO HONORE - das bedeutet 75 Jahre Engagement für die Durch-
setzung des Gedankens von Treu und Glauben im Geschäftsleben . Sicherlich
ist es kein Zufall, dass PROHONORE gerade im Jahre 1925 gegründet wurde .
Der Höhepunkt der die Wirtschaft zerrüttenden Inflation lag kaum mehr als
ein Jahr zurück, und die Rechtsprechung insbesondere des damaligen höchsten
deutschen Gerichts, des Reichsgerichts, war emsig bemüht, die durch die
Aufwertung als Abschluss der Inflation zwangsläufig entstandenen Unbillig-
keiten mit gerechten Ergebnissen in den Griff zu bekommen. Das Mittel zur
Bekämpfung dieser Unbilligkeiten im Einzelfall fand das Reichsgericht in
Anwendung des Grundsatzes von Treu und Glauben. Dieser Grundsatz war
schon seit einiger Zeit ausdrücklich in das geltende geschriebene Recht, näm-
lich in das am 01 .01 .1900 in kraft getretene Bürgerliche Gesetzbuch aufgenom-
men worden (§§ 242,157 BGB) . Aber von dem Ausgleich bei der Anwendung
zwingenden Rechts in Einzelfällen aufkommender Ungerechtigkeiten abgese-
hen, hatte dieser Grundsatz noch keine überragende Bedeutung gewonnen -
bis eben die Folgen der Inflation im großen Rahmen mit Hilfe dieses Grund-
satzes auf ein für den einzelnen Bürger erträgliches Maß zurückgeführt wur-
den.

Was der eigentliche Gehalt des Begriffes �Treu und Glauben" ist, lässt sich
aus dessen geschichtlicher Entwicklung verdeutlichen . �Treu und Glauben" ist
nichts anderes als eine Übersetzung des Römischrechtlichen �bona fides",
die in einigen deutschen Ländern über das sogenannte gemeine Recht bis zum
Inkrafttreten des BGB unmittelbar geltendes Recht war: Bona fides, wörtlich
übersetzt, heißt � Die gute Treue" . Ein Begriff, mit dem ein Heutiger kaum
etwas anfangen kann . Wenn aber eine gute Übersetzung den wahren Sinn des
zugrundeliegenden Textes erhellen soll, dann trifft eine freie Übersetzung als
die Treue zum Guten, die Treue zum Anständigen, schon eher das; Gemeinte .
Das stimmt auch überein mit der Begrifflichkeit, die �Treu und Glauben" als
etwas Rechtsethisches auffasst, also in den Grenzbereich zwischen geschrie-
benem Recht und dahinter stehender Philosophie reicht .

Treu und Glauben als zentraler Begriff des Vereins PRO HONORE for-
dert also nicht nur die Beachtung des geltenden geschriebenen Rechts, sondern
verlangt darüber hinaus ein Verhalten, das an außerrechtliche, ethische Prin
zipien anknüpft . Das mag im Zeitalter eines allgemeinen Werteverfalls nicht
mehr dem Zeitgeist entsprechen. Die ständigem Wandel unterliegenden Äu-
ßerungen des Zeitgeistes als Maßstab anzunehmen, war aber noch nie Maxime



von PRO HONORE. Im Mittelpunkt der Bestrebung von PRO HONORE
steht vielmehr das Bemühen, traditionell bewährte und als für die Rechts- und
Gesellschaftsordnung verbindliche Sätze zu praktizieren und sie, soweit sie
verkümmert sind, wieder zu vollem Leben zu erwecken - auch, um sie den
nachfolgenden Generationen zu erhalten und zu übergeben. Gegen den Zeit-
geist zu argumentieren, ist nicht bequem; aber gerade deswegen bemüht sich
PRO HONORE, theoretisch an der Wiederaufrichtung eines Wertesystems
mitzuarbeiten und praktisch Auswüchse im Wirtschaftsleben zu bekämpfen:
das gilt nicht nur für die gewissenhafte Beachtung des geltenden Rechts
einschließlich seiner Generalklauseln von Treu und Glauben und guten Sitten,
sondern auch im Außerrechtlichen, im Eintreten für korrektes Verhalten im
Sinne einer rein ethischen Forderung.

PRO HONORE bekräftigt, dass jeder bei sich selbst anfangen möge, und
erwartet von seinen Mitgliedern und von Gönnern, die ihm geistig-moralisch
nahe stehen, auch ohne Mitglied zu sein, ein solches Beginnen bei sich selbst,
wie es schon der große Königsberger Philosoph Immanuel Kant mit seinem
� Kategorischen Imperativ" formuliert hat: �Handle so, dass die Maxime deines
Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung gelten
könnte" .

Treu und Glauben als allgemeines Handlungsprinzip - das ist das Anliegen
von PRO HONORE, und der Verfasser dieses Geleitwortes wünscht, dass
diese Festschrift zur Verbreitung des Gedankens von PRO HONORE einen
nicht unerheblichen Beitrag zu leisten vermag. In diesem Sinne übergibt
PRO HONORE diese Festschrift einer möglichst breiten, interessierten
Öffentlichkeit .

Rolf Klauer



Formalien:

REr - T !I,7-! l

emerkenswert an der Gründung des "Pro honore" ist, dass man Bezeich-
nungen wie "Verein" oder "Vereinigung" im Namen der neuen Stelle mei-

det, ja sogar betont von einem �Ausschuss" spricht. Man plante offensichtlich
mit der Stelle etwas Größeres, als sich in der Charakterisierung als "Verein"
ausdrücken lässt. Dementsprechend hat man auch zunächst ein Präsidium
gebildet . Zweifellos ist es auf den gewollten "Ausschusscharakter" der neuen
Gründung zurückzuführen, dass die Gründer die registerliche Eintragung von
"Pro honore" entweder gar nicht ins Auge gefasst hatten oder wenigstens diese
Frage auf sich beruhen lassen wollten .

Erst am 4. April 1927 findet auf Veranlassung von Bankier Max M.
Warburg in Räumen der Hamburger Börse nachmittags um 4 Uhr eine öffent-
liche Generalversammlung mit anschließender Vorstandssitzung statt, auf der
beschlossen wird, die Eintragung von "Pro honore" ins Vereinsregister zu be-

Die augenblickliche Stellung als Gesellschaft des bürgerlichen
- so Vorsitzender Warburg - nicht ausreichend .
Übersendung eines Auszugs des Gründungsprotokolls vom 7. 4 .

antragen .
Rechts sei

Unter
1925 stellt am 20 . August 1927 das geschäftsführende Vorstandsmitglied,
Rechtsanwalt Dr. Guido Möring, den von folgenden Gründern unterschrie-
benen Antrag auf Eintragung : Dr. Carl Petersen, Dr. Cuno, Dr. Knauer, Her-
mann Münchmeyer, Max Warburg, Dr. Kaufmann und Dr. Steinike . Dem
Antrag mit der von Möring verfassten Satzung wird am 24 . August 1927 die
amtliche Zustimmung erteilt. Die erste Eintragung von "pro honore" in das
Vereinsregister erfolgt sodann am 30.8 .1927 unter der Nummer 2187 .

Der Vorstand verlautbart am 3 . September 1927, dass sich die Mitglie-
derzahl auf 118 beläuft, außerdem aber noch ein besonderer Kreis von-weite-
ren 50 Förderern besteht .

Am 2 . Juli 1930 beschließt der Vorstand in einer unter dem Vorsitz von Max
Warburg geführten außerordentlichen Mitgliederversammlung im Hause l\I .M .
Warburg & Co. die Änderung des Vereinsnamens. Nach Fühlungnahme mit
Mitgliedern des Präsidiums und unter Berücksichtigung der bevorstehenden
Arbeitsgemeinschaft mit der Zentralstelle wird beschlossen, den "Ausschuss
Pro Honore" zu benennen in :

PRO HONORE
Verein für Treu und Glauben im Geschäftsleben e .V.



Eine weit in die Zukunft reichende Entscheidung . Denn erst im Januar 1999
wird erneut über den Namen von PRO HONORE abgestimmt. Der Vorstand
- unter Leitung des Vorsitzenden Rolf Klauer (seit 1997) - legt am 28 . Januar
1999 der Mitgliederversammlung den Vorschlag vor, den Namen in

DER NAME

PRO HONORE e.V.

zu ändern . Der erläuternde Zusatz "Für Treu und Glauben im Geschäfts-
leben" soll zukünftig variabel erscheinen können, so u.a . in der Form "Treu
und Glauben im Wirtschaftsleben" oder "Gegen Wirtschaftskriminalität" .
PRO HONORE - so Vorsitzender Rolf Klauer - ist aufgrund seines nahezu
75-jährigen Bestehens so bekannt, dass erläuternde Zusätze wegfallen dürfen .
PRO HONORE ist Marke und Programm zugleich . Ein richtiger Schritt ins
neue Jahrtausend, befindet die Mitgliederversammlung und nimmt den Vor-
schlag einhellig an .

"Was ist "pro honore"? Zwei lateinische Worte für einen verschwommenen
Begriff. Die Arbeit, die die Herren vorhaben, geht die gesamte deutsche Bevöl-
kerung an . Darum mögen die Herren ihr Vorhaben klar und deutlich auch für
den einfachen Mann verständlich bezeichnen . Der deutsche Staatsbürger kann
verlangen, dass ihm von hoher Stelle in inneren deutschen Angelegenheiten
eine reine deutsche, klare und allgemein verständliche Sprache entgegentönt .
Darum fort mit allen unklaren, verschwommenen lateinischen Brocken. Nicht
"pro honore", sondern "Für Treu und Glauben im Wirtschaftsleben" . (P.K . in
Hamburger Nachrichten vom 17 . April 1925).

"Schon im Namen "Pro honore", d.h . "Für unsere Ehrenhaftigkeit" wird
die Absicht deutlich, dass man nicht neue Paragraphen ausarbeiten oder eine
bürokratische Organisation zur Erledigung einer bestimmten Summe von
Einzelfällen schaffen will, sondern dass man um die Gesinnung der im wirt-
schaftlichen und sozialen Leben tätigen Menschen wirbt. Ob die große Mehr-
heit des Volkes Treu und Glauben gewahrt wissen und selbst wahren will, ob
sie anständige Geschäfte machen oder "räubern" möchte, das ist wichtig und
darauf kommt es an." (Dr. Hannes Kaufmann, PRO HONORE-Gründer, 1935).

"PRO HONORE steht als ethische Komponente für ein deutliches JA zu
einem unternehmerischen Selbstwert, der heute nicht mehr zu den selbstver-
ständlichen Tugenden der Wirtschaft zählt. PRO HONORE setzt Zeichen
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Mitteilung für das Vereinsregister beim Hamburger Amtsgericht. Unter Gründungsnamen
und Motto "PRO HONORE KAMPFGEGEN DAS BESTECHU}\'GS- UND
SCHMIERGELDER UNWESEN UND FÜR EHRBARKEIT IN HANDEL UND
WANDEL UND GROSSHAMBURGISCHER AUSSCHUSS ZUR BEKÄMPFUNG
DER SCHWINDELFIRMEN" .

Auszug aus der Registercr~zmeldung .- Das Protokoll der Gründungsversammlung am 7.4.1925,
in der Bürgermeister Dr. Petersen die Erschienenen begrüßt.



Derneue Name auf Vorschlag von Max M. Warburg - Protokollvom 2. Juli 1930
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Der am 2.7.1930 beschlossene Name "PRO HONORE Verein für Treu und Glauben im
Geschäftsleben e . V. " wird beim Vereinsregister angemeldet.
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und seine Mitglieder nehmen diese gerne aufund helfen, dem Verfall anständi-
ger geschäftlicher Sitten und einer Aushöhlung wirtschaftlicher Ethik ent-
gegenzuwirken. Gilt es doch gerade, Grauzonen, in denen der unseriöse
Geschäftemacher sich auf Kosten von Konsument und Wettbewerber unlaute-
re Vorteile verschafft, zu erhellen und den enormen Schaden, der jährlich ein
Volumen von DM 5 - 50 Milliarden erreicht, zu begrenzen" . (WARNUNGS-
DIENST vom B . Mai 1998) .

0
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DIE MARKE
Die Anmeldung von PRO HONORE als Kollektivmarke ist eine zeitgemäße
Marketingmaßnahme im Sinne wirtschaftsethischer Abgrenzung gegenüber
zunehmendem Verfall akzeptabler Sitten . Eine kaum zu erfassende Zahl von
Firmengründungen, europa- und weltweite Vernetzung von Anbietern, Globa-
lisierung machen es zunehmend schwer, den seriösen, fairen Partner im Wirt-
schaftsleben zu erkennen . Dem will PRO HONORE entgegenwirken . Die
Präambel der Markensatzung von PRO HONORE bringt dieses Anliegen
zum Ausdruck :

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
r

3L.1.XV

URKUNDE
über die Eintragung der Marke

Nr . 399 32 202
AYZ.:399 32 2J2,7r36

HONOOR

Markeninhaber:
?RO HONORE e .V ., Hamburg

Tag der Anmeldung: 04 .05.1999

	

Tag der ElMragung:27.08.1999

Dar Präeldent dae (butnchen Petant-vnd Merkenemte

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

URKUNDE
über die Eintragung der Marke

Nr . 398 03 736
N'.z .'. 396 W 73e.1135

Markeninhaber :
PRO :i0L:03E e .V ., ha'11omg

Tag der Anm .Idung :27.01 .1993

	

Tsgden� Eintragung : 31 .05.1999

Der Präelden[ dse Deutschen Paten :- und Mer6enemte

N .Heugg



Lauterkeit und Seriosität im Geschäftsleben sind Attribute, die für den
ehrbaren Kaufmann ebenso wie für den Handwerksbetrieb, das Dienst-
leistungsunternehmen oder den Produzenten eine Selbstverständlichkeit
sind . Für ein solches Unternehmen ist der Grundsatz des gegenseitigen
Vertrauens fester Bestandteil der Geschäftsethik .

Es gibt aber eine Grauzone, in der unseriöse Geschäftemacher sich auf
Kosten ihrer Mitbewerber und zu Lasten des Verbrauchers unlautere
Vorteile verschaffen. Das Ausnutzen von Vertrauen und der Missbrauch
legaler Möglichkeiten schädigen dabei den Rufund das Ansehen der Wirt-
schaft und untergraben das gute Verhältnis zwischen den Marktbetei-
ligten .

Dem Verfall anständiger geschäftlicher Sitten und einer Aushöhlung
wirtschaftlicher Ethik entgegenzuwirken, ist ein Anliegen von PRO HO-
NORE. Diese Aufgabenstellung wird nicht zuletzt durch das Mitwirken
der Mitglieder, die sich in besonderem Maße zurWahrung der Grundsätze
von Treu und Glauben verpflichtet haben, ermöglicht .

Gegenüber den Partnern im Geschäftsleben, Mitbewerbern und
Verbrauchern, machen PRO HONORE-Mitglieder ihr Eintreten für
Lauterkeit und Seriosität im Geschäftsleben durch die Verwendung der
Kollektivmarke PRO HONORE deutlich .

Wegbegleiter

(1911 - 1978) und Großhamburgischer Ausschuss zur Bekämpfung
der Schwindelfirmen (1919 - 1930)

Den Gründern von PRO HONORE war gegenwärtig, welch unschätz-
baren Wert die im Jahre 1911 gegründete �Zentralstelle zur Bekämpfung der
Schwindelfirmen", eine Schöpfung des Verbandes der gemeinnützigen und
unparteiischen Rechtsauskunftstellen e.V., bis weit in den 1 . Weltkrieg hinein
gehabt hatte . Man erkannte in der Praxis der Rechtsauskunftstellen, in wel-
chem erheblichen Umfang unlautere Firmen und skrupellose Geschäftsmetho-
den ihr Unwesen trieben und wie sie insbesondere den Angehörigen der min-
derbemittelten Bevölkerungskreise zu schaffen machten.

Gegen Ende des 1. Weltkrieges ging die Tätigkeit sowohl des Rechts-
auskunftstellenverbandes als auch seiner besonderen Zentralstelle zurück . Um
deren Erliegen zu verhindern, schlossen sich 1919 in Hamburg eine Anzahl
von Einzelpersonen und Verbänden im Großhamburgischen Ausschuss zur
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?tP nter dem Protektorat Sr . Magnifizenz, des Hamburger Bürgermeisters
Dr. Carl Friedrich Petersen, und unter Mitwirkung der Organisationen

von Handel und Gewerbe sowie der Presse ist am 7. April 1925 "pro honore"
ins Leben gerufen worden, um der Hamburger Bevölkerung, namentlich den
Handel- und Gewerbetreibenden, eine Vertrauensstelle zur Bekämpfung des
Bestechungs- und Schmiergelderunwesens sowie sonstiger der kaufmänni-
schen Ehre widersprechender Unsitten und Missbräuche zu sein .

DerEinladung von Bürgermeister Dr. Petersen zu einer �Besprechungüber
Maßnahmen gegen die Corruption" folgten an dem schönen Frühlings-Diens-
tag im April 1925 bedeutende Persönlichkeiten Hamburgs, der Hamburger
Wirtschaft und der hamburgischen Behörden. Man tagte ab 10 .30 Uhr im
Fraktionszimmer der demokratischen Partei des Hamburger Rathauses in dem
Bewusstsein, dass der Einzelne sich kaum mit Erfolg gegen lästige Erschei-
nungsformen, wie Korruption und andere wirtschaftskriminelle Handlungen,
zur Wehr setzen kann - unangenehme Folgen des Großen Krieges von 1914 bis
1918, die in zunehmendem Maße schädigend und vertrauenzersetzend auf
weite Kreise der Gewerbetreibenden und der Konsumenten einwirkten . Unter
dem Namen "pro honore" wollte man dagegen angehen und für die volle Wie-
derherstellung der alten Hamburger Ehrbarkeit sorgen . Zu den Teilnehmern
der Gründungssitzung zählten:

Bürgermeister Dr. Carl Friedrich Petersen
Geheimrat Dr. Wilhelm Cuno - Reichskanzler a.D .
Landgerichtsdirektor Dr. Knauer
Bankier MaxM. Warburg
Rechtsanwalt Dr. Guido Möring
Handelskammer-Syndikus Dr. Reymann
Kammerpräses Hermann Rudolf Münchmeyer
Kammer-Syndikus Dr. Georg Steinike
Arbeitsgerichtsdirektor Dr. Hannes Kaufmann
Rechtsanwalt Wilhelm Nolte.



Kammer-Syndikus Dr. Georg Steinike

	

Geheimrat Dr. ~V-.lhelm Cuno,
Reichskanzler a.D.

Die Versammlung fasste auf Antrag der PRO HONORE-Initiatoren
Dr. Kaufmann und Guido Möring einmütig den Beschluss, die Tätigkeit fortan
unter Namen und Motto

KAMPF GEGENDAS BESTECHUNGS- UND
SCHMIERGELDERUNWESEN

UND FÜREHRBARKEIT IN HANDEL UNDWANDIEL

zu stellen und mit dem bereits seit 1919 bestehenden "Großhamburgischen
Ausschuss zur Bekämpfung der Schwindelfirmen" zusammenzuarbeiten . Eine
gemeinsam geführte Geschäftsstelle von PRO HONORE und des Großham-
burgischen Ausschusses befand sich - unter Leitung der Rechtsanwälte Dr.
Möring und W Nolte - seit Mai 1926 in der 2. Etage des Kontorhauses
Mönckebergstraße 9 - C 3 Centrum von Hamburg. Sprechstundenwurden in
den Räumen des Ausschusses, ABC-Straße 46/47, dreimal wöchentlich zwi-
schen 15 und 17 Uhr abgehalten .

Recht bald wurde deutlich, dass bereits das Bestehen vonPRO HONORE,
der Zusammenschluss vieler mutig entschlossener Kaufleute und der damit



Kammerpräses

	

Bankier Ma~ M. Warburg
Hermann Rudolf Münchmeyer

zutage tretende Wille, im Kampf gegen Unlauterkeiten und Missstände anzu-
treten, günstige präventive Wirkung zeigten .

Für die Bestrebungen von PRO HONORE setzten sich nachhaltig und
werbend einflussreiche Organisationen und Verbände ein . Zu nennen sind :

Handelskammer Hamburg
Industrie- und Handelskammer Altona
Handwerkskammer Altona
Handwerkskammer Harburg-Wilhelmsburg
Industrie- und Handelskammer Flensburg
Detaillistenkammer Hamburg
Gewerbekammer Hamburg
Konsumentenkammer Hamburg
Industrie- und Handelskammer Harburg-Wilhelmsburg
Arbeiterrat Groß-Hamburg
Arbeitgeberverband Hamburg-Altona
Arbeitgeber- und Industrieverband von
Harburg-Wilhelmsburg .



Mönckebergstraße n:it Blick a,f das Kontorhaus Nr. 9-C3 (links nc~en Schuh-i~lsne)), wo
PRO HONORE seit Mai 1926 seine erste Geschäftsstelle bis Mai 1928 unterhielt .

Ebenso war für die erfolgreiche Arbeit vonPRO HONORE seit Anbeginn
von entscheidender Bedeutung, dass die Presse und deren engagierte Mitar-
beiter - zu erwähnen ist Staatsrat Alexander Zinn, Leiter der Senats-Presse
stelle - als Mittler zwischen dem Anliegen von PRO HONORE und den
potentiellen Opfern durch die Veröffentlichung warnender und aufklärender
Berichte mitwirkten . Das einem Donnerhall gleichende Echo auf die Grün-
dung mag mit dazu beigetragen haben, dass der Ruf von PRO HONORE in
kurzer Zeit weit über die Grenzen Hamburgs getragen wurde.



Zeitzeugen (anno 1928) :

Präses der Handelskammer Hamburg:

Lauterkeit im geschäftlichen Leben ist nicht nur ein selbstverständliches sittli-
ches Gebot. Sie verbürgt auch auf die Dauer bessere Geschäfte als zweifelhafte
Geschäftsmethoden . Der Ehrbare Kaufmann in Hamburg ist seit jeher ein
Hüter des kaufmännischen Ehrbegriffs . Aufgabe von "Pro honore" ist es, durch
praktische Tagesarbeit in weiten Kreisen für diese Auffassung zu werben.

Präses der Industrie- und Handelskammer zu Altona:

Treu und Glauben sind die Grundlagen jeder gesunden Wirtschaft. Es ist zu
begrüßen, wenn sich alle, die die kaufmännische Ehre hochhalten, zum Kampf
gegen Unlauterkeiten und Unehre im kaufmännischen Leben zusammen-
schließen .

Präsident der Handwerkskammer Hamburg-Harburg:

Wollen wir Treu und Glauben an die Spitze unseres Wirtschaftslebens stellen,
müssen wir uns eines einwandfreien Geschäftsgebarens befleißigen und uns
zusammenschließen zur Bekämpfung aller Unlauterkeiten und Schwindeleien .

Erster Bürgermeister von Hamburg:

Alles menschliche Tun ist gerichtet auf Verbürgung der Dauer. So entscheidet
über Berechtigung und Wert auch der Arbeit des Tages erst das Maß ihrer
Wirkung über den Tag hinaus und ihre Einfügung in das große zeitlose
Werden. Die Dauer aller menschlichen Beziehungen und aller menschlichen
Einrichtungen hängt, soweit der Mensch sie gestalten kann, ab vom Vertrauen .
Aber auch nur wenn Vertrauen ist, liegt Segen auf der Arbeit . Gegenseitiges
Vertrauen setzt Lauterkeit in Denken und Handeln voraus . Möge die Arbeit
von "PRO HONORE" dazu beitragen, diese Erkenntnis in immer weitere
Kreise zu tragen .

Bankier:

jeder Abschluss muss beide Parteien befriedigen . Übervorteilung ist nicht nur
unsittlich, sie rächt sich auch auf die Dauer an dem, der übervorteilt, denn er
verliert seinen Kundenkreis, sein Standing . je klarer, ehrlicher, einfacher das
Geschäftsleben ist, desto sicherer ist auch die Grundlage für eine gesunde
Wirtschaft . Wir haben in Deutschland früher keine Korruption gekannt.



Hässliche Erscheinungen der Inflationszeit sind nur eine Nebenfolge der
damaligen Wirtschaftslage . Auch diese müssen und werden bald völlig über-
wunden sein . Dazu soll "PRO HONORE" dem ehrbaren Kaufmann und
unserer Wirtschaft verhelfen .

Polizeipräsident von Hamburg:
"Pro honore", eine hamburgische Organisation, deren Präsidium aus Männern
von Namen und Rang besteht, und deren Geschäftsführung in zuverlässige
Hand gelegt ist, hat sich die Aufgabe gestellt, die Schwindelfirmen zu bekämp-
fen und für Ehrbarkeit in Handel und Wandel einzutreten . Der Kampf ist
schwer, denn nicht immer sind unlautere Praktiken und beabsichtigte
Vermögensschädigungen rechtzeitig genug zu erkennen . Der Kampf wird
aber, wenn er die Unterstützung der anständigen Geschäftswelt findet, nicht
ohne Erfolg sein . Ein Erfolg wäre der Arbeit des "Pro-honore-Ausschusses"
schon dann beschieden, wenn es durch aufklärende und warnende Veröffentli-
chungen gelänge, in ihrer Redlichkeit schwankende Personen von
Unehrlichkeiten abzuhalten . "Pro honore" genießt weitgehenden behördli-
chen Beistand, besonders seitens der Polizeibehörde ; seine Inanspruchnahme
wird daher angelegentlichst empfohlen .

:, Arbeitsgerichtsdirektor:
"Pro honore" wird getragen von der Hamburger Wirtschaft und ist eine
Angelegenheit wirtschaftlicher Selbsthilfe geworden . Not macht schlecht .
Während sonst die Kriminalität in Deutschland zurückgeht, sind gerade die
Betrugsfälle, die sogenannten intellektuellen Bereicherungsvergehen., von 6363
im Jahre 1923 auf 12.702 im Jahre 1928 gestiegen . Man kann nicht hoffen, mit
Staatsanwalt und Strafgericht allein zu einer Gesundung der Verhältnisse zu
kommen . Wir brauchen neben dem chirurgischen Eingriff, wie ihn der
Strafrichter vornimmt, auch die vorbeugende Arbeit, eine Hygiene der
Gesinnung, wie sie Pro honore anstrebt .



BÜRGERMEISTER DR. CA-R3.PFTI�R,-,E-N-
HAMBURG
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Die Hamburger Börse um 1925, dem Gründungsjahr von PRO HONORE. Inn Börsengebäude
befand sich vom Sommer 1928 bis Mai 1934 die Geschäftsstelle von PRO HONORE (Zimmer
218) . Sprechstunden für die großhamburgische Bevölkerung wurden dort täglich von 10 bis 12
Uhr abgehalten (Zimmer 86) .



PRO HONORE
Mit Fragen über Tätigkeit und Nutzen der PRO
HONORE-Aktivitäten, musste man sich seit den
Anfängen immer wieder befassen . Was eigentlich ist
es, für das sich viele, ihrer wirtschaftsethischen
Verantwortung bewusste Menschen, engagiert ein-
setzen - sei es als ehrenamtlich mitwirkender Ge-
werbetreibender im Vorstand, Präsidium, Beirat
öder in Ausschüssen, als beitragszahlendes Mitglied
und Sponsor oder als Spendengelder zuweisungsbe-
fugte Stelle? PRO HONORE bekämpft Schwindel-
firmen mutet als Antwort nicht weniger abstrakt an,
als der Hinweis auf mannigfaltige Aktionen gegen
Wirtschaftskriminalität oder das schneidige Vor-
gehen gegen Unlauterkeiten und Täuschungen im
Wettbewerb .

Sich für Treu und Glauben einzusetzen oder für
die Ehrbarkeit in Handel und Wandel klingt wohl,
sagt dem Einzelnen über PRO HONORE und
seine besondere Stellung im Wirtschaftsleben jedoch
wenig. Diese eher nebulös und distanziert klingen-
den Bezeichnungen als Titel für das immense Auf-
gabenfeld von PRO HONORE zu verwenden, ist
schlicht zu wenig und in eben diesem Ausmaße
unverständlich .
PRO HONORE zu verstehen, heißt die Vielfalt

seiner Handlungen, die Summe der täglichen Einzel-
fälle und der immer wieder auftretenden Notwen
digkeiten im Spannungsfeld zwischen Treu und
Glauben und Wirtschaftskriminalität zu kennen.



TREU UND GLAUBEN

er Grundsatz von Treu und Glauben beherrscht nicht nur das
Rechtsleben, sondern findet sich auf allen Gebieten des Geschäftslebens:

Die kaufmännische Sitte als Treu und Glauben gemäßes Verhalten. Maxime des
Handelns anständiger Gewerbetreibender. Kategorischer Imperativ geordne-
ten, vor allem aber zweckmäßigen Miteinander-Auskommens .

Treu und Glauben als Orientierungspunkt wirtschaftlicher Vernunft ist
kein Relikt aus den Gründerzeiten von PROHONORE, sondern ein sich stets
belebender, aktueller gemeinsamer Nenner, der die Vielfalt ökonomischer Ver
haltensweisen in eingängiger Transparenz einer adäquaten Bewertung zugäng-
lich macht. Nicht ohne Grund lassen sich daher Streitigkeiten im Geschäfts-
leben eher gütlich beilegen, als dies anderenorts möglich ist . Die Schiedsklausel
in Verträgen ist nicht Ausnahme, sondern die Regel!

Wilhelm Weber befaßt sich in seiner Kommentierung zu § 242 Bürgerliches
Gesetzbuch auf über 1500 Seiten mit der juristischen Dimension von Treu und
Glauben. "Der alles beherrschende Grundsatz von Treu und Glauben" - so
Weber - "hat stets deutscher Rechtsauffassung entsprochen", und hat - so muss
ergänzt werden - der Rechtspraxis, die sich seit Inkrafttreten des Bürgerlichen
Gesetzbuches durch politische, wirtschaftliche und soziale Entwicklung einer
Vielzahl von Situationen gegenüber sah, stets Lösungen eröffnet, die streitige
Auseinandersetzungen interessengerecht beenden half .

242 Bürgerliches Gesetzbuch:
Der Schuldner ist verpflichtet,
die Leistung so zu bewirken,
wie Treu und Glauben mit
Rücksicht auf die Verkehrssitte
es erfordern .

Angesichts steigenden Wirtschaftsvolumens, größerer Interdependenz und
ständig expandierender Märkte werden extreme Anforderungen an jeden ein-
zelnen Marktteilnehmer gestellt . Knochenharter Wettbewerb und wachsende
Anonymisierung der Unternehmen verdrängen Treu und Glauben in zuneh-
mendem Maße, reduzieren diesen Grundsatz auf juristisch immer ausgefeilte-
re und diffizilere Vertragswerke, die allzu häufig allenfalls juristischer, nicht
aber kaufmännischer Diktion und Sitte entsprechen . Die Situation muss gleich-
wohl nicht nur im Lichte der Verwilderung und des Sittenverfalls gesehen



werden, sondern bietet Alternativen, die als tragfähiger Kompromiss Bestand-
teil eines neuen Verständnisses von Treu und Glauben sein können:

Die Wirtschaft selber ist aufgerufen, Initiative zu ergreifen, um kaufmänni-
sche Moral im Geiste des Königlichen Kaufmanns zu erhalten und zu fördern.
In diesem Sinne wurde lange vor der Normierung des Grundsatzes von Treu
und Glauben (1896) der "Gemene Kopmann" initiativ, der es sich - als heute
größte Vereinigung dieser Art - unter dem Titel "Versammlung Eines Ehrbaren
Kaufmanns zu Hamburg" zur Aufgabe gemacht hat, die Grundsätze von Treu
und Glaubenim Geschäftsverkehr in besonderem Maße zu beachten . Auch der
Verein PRO HONORE verdankt seine Gründung im Jahre, 1925 dem
Bestreben der Wirtschaft nach Erhaltung der Ehrenhaftigkeit des Kaufmann-
standes durch das Engagement für Treu und Glauben im Wirtschaftsleben und
durch-Bekämpfung von Schwindelfirmen und unlauterer Verhaltensweisen .

PRO HONORE erkannte schon früh, dass Vertrauen im Geschäftsleben
nicht nur eine Angelegenheit des Kaufmanns, des Gewerbetreibenden ist, son-
dern alle angeht . Die Proklamation zur Gründung am 7. April 1925 betont den
Charakter des Vereins als Vertrauensstelle für die Hamburger :Bevölkerung
zur Bekämpfung von der kaufmännischen Ehre widersprechenden Unsitten
und Missbräuchen .

Der Vereinsname sollte dieses Ziel auch nach außen deutlich machen. Dass
PRO HONORE weit über die Grenzen Hamburgs hinaus bekannt und bun-
desweit tätig ist, muss als Zeichen für das Bewusstsein um die Bedeutung von
Treu und Glauben aufgefasst werden. PRO HONORE ist ein Mosaikstein im
ständigen Bestreben, das Geschäftsleben unter dem Grundsatz von Treu und
Glauben für alle Beteiligten praktikabel zu gestalten.

Seriöse Unternehmen wissen : Ein wirtschaftlicher Erfolg ist langfristig nur
durch solide Leistung und lauteres Geschäftsverhalten zu erlangen . Dies mag
und soll Grundlage eines Treu und Glauben entsprechenden Verhaltens sein,
fernab von bloßen Absichtserklärungen und Floskeln (erst mal sehn' was und
wie's die anderen machen!) . Großer Schaden entsteht demgemäss durch kurz-
lebig konzipierte Firmengründungen, mit denen in einen bestimmten Markt
eingedrungen wird, um ihn, einem Scherbenhaufen gleich, bald wieder zu ver-
lassen, weil man sich daraus den schnellen großen Reibach verspricht .

Wer kennt nicht Erscheinungsformen unlauterer vorsätzlicher Sonder-
verkäufe, vornehmlich auf den Sektoren des Schmuck- und Juwelenhandels,
des Orientteppich- und des Pelzwarenverkaufs? Wem wurde nicht schon eine
irreführende und täuschende Eintragungsofferte oder eine Rechnung für zwei-
felhafte oder nicht existierende Telex- oder Branchenverzeichnisse vorgelegt .
Ungünstige Verträge auf Kaffeefahrten! Im Haustürgeschäft! Betrügerische



Geschäfte mit dem Mitleid! Die Beispiele ließen sich fortsetzen . Ein daraus
resultierender Vertrauensverlust schadet ebenso wie der enorme finanzielle
Nachteil, den seriöse Unternehmen in Kauf nehmen müssen. Denn : Ohne das
Vertrauen des Geschäftspartners, des gewerblichen wie auch des privaten
Kunden geht es nicht. Es zöge ein verderbliches Klima auf, in dem keiner der
Beteiligten gedeihen könnte . "Vertrauen gegen Vertrauen" als Motto seriöser
Kaufleute ist eine Verpflichtung, die man akzeptiert, um sich nicht selber die
Grundlage vernünftiger Koexistenz zu entziehen.

PRO HONORE e.V. ist ein Baustein, Ausdruck positiven Engagements
und steht für solche Unternehmen und Personen, die Treu und Glauben zu
ihrer Sache gemacht haben.

DIE WIRTSCHAFTSKRIMINALITÄT
:-'

	

irtschaftskriminalität hat viele Gesichter, die man nicht alle kennen,
geschweige denn aufzeigen kann . Wirtschaftskriminelles Verhalten

erkennen - schützt. Aber gerade darin liegen die Schwierigkeiten. Alternativen
zwischen gut und böse - nicht zu beantwortende Fragen über Motiv und Ziel
einer Handlung führen hin bis zur persönlichen Krise. Spiegelbild gesellschaft-
licher Konfliktstrukturen . Man denke nur an solche Verkaufsmethoden, die
gezielt an das Mitgefühl und die karitative Einstellung appellieren. Der
Gedanke, dass hier ein methodisch kriminelles Verhalten vorliegen könnte,
wird durch die zu bewirkende Hilfe verdrängt. "Haben Sie Vorurteile gegen
Haftentlassene?" - " gegen Behinderte?" - "Sollen Kinder hungern - Alte abge-
schoben werden?" Wer gibt da nicht seinen Teil - kann man dadurch doch auch
sein Gewissen gegenüber gesellschaftlichen Randgruppen auf angenehme
Weise entlasten!

Ganz anders zeigen sich Trickbetrüger: Finanzielle Bedürftigkeit -
Wunschdenken und Leichtgläubigkeit erleichtern hier unseriöses und strafba-
res Vorgehen . Je verlockender das in Aussicht gestellte Ziel, desto eher findet
man interessierte Mitmacher. Warum nicht Millionär in 99 Tagen? Reich wer-
den ohne Arbeit? Es ist doch ganz einfach, Sie müssen nur "Ja" sagen. Spielt da
nicht auch noch die Traum- und Märchenwelt aus Kindheitstagen eine Rolle?
Wer würde heute nicht seine Seele verkaufen, hätte er dafür 3 Wünsche frei?
Wenn Üppigkeit zur Norm wird, stehen viele im Zugzwang!



Aus Geschäftsberichten und «:crnungen:

IN STICHWORTEN :

Abmahnverein Abschreibungsschwindel - Anzeigen-Hai - Arbeitslosen-
Übervorteilung Auslands-Job - Auslands-Immobilien - Ausstellungswesen
Auswanderungs-Anwerbung - Barter-Systeme - Bau- und Siedlungsschwindel
Baukostenzuschußschwindel - Bestechung bei seemännischen Heuerstellen

Bestechung von Angestellten - Bestellschwindel Betrügerische Sammlungen
Börsentermingeschäfte - Computerkriminalität Darlehensschwindel - Detek-
tiv-Wesen - Diamantenhandel - Diät-Werbung Ehe- und Partnervermittlung
Erbenermittler - Existenzgründungsofferten Fassaden-Hai - Feuerlöscher-
Wartung - Finanzzeitschriften - Fotomodell-Werbung - Franchise-Offerten
Gemeinnützigkeitsschwindel - Grabpflege-Vertrag - Haustürgeschäft - Heil-
mittelwerbung-Kurpfuscher-Scharlatane - Heimarbeit - Heraldik und
Genealogie - Kaffeefahrten - Kampf gegen Kurpfuscher - Kautionsschwindel
Kettenbriefe als Werbemittel - Korruption - Lombardhausschwindel - Multi-
Level-Marketing - Münzhandel - Musterhaus-Trick - Nebenerwerbsschwindel
Nigeria-Connection - Notdienste - Notgemeinschaften - Ölwannenbeschich-

tung - Ostgeschäft - Partnervermittlungsschwindel - Patentbüros und Patent-
verwertungsschwindel - Polizei-Verlagswerbung - Preisrätsel- und Gewinn-
spielschwindel - Produktpiraterie - Progressive Kundenwerbung - Propa-
gandawerke Rabattclub - Reise-Gewinnspiel - Risiko-Kapital - Sachschwindel
mit Aktien - Scherenschleifer - Schlankheitswerbung - Schlüsseldienste
Schmiergeld Schneeball- oder Hydrageschäfte - Schuldenregulierung
Schülerarbeit Schwarzarbeit - Schwerbeschädigtenware - Schwindel bei
Lizenzverträgen - Schwindelhafte Geldsammlungen - Schwindelhafte holländi-
sche Blumenzwiebelfirmen - Seemännische Auskunftsbüros - Sekten-Aktivität
- Seminarschwindel - Skrupellose Beerdigungsunternehmungen - Telefonsex
Timesharing - Tiptabellen für Fußballtoto - Unlauterkeiten im Kohlenhandel
Unwesen der Reisenden - Verlagswerbung Versandhäuser Versicherungs-
vereine - Wanderlager - Warenterminhandel Wertwerbung Wohnungsver-
mittlungsschwindel - Zeitschriftenvertrieb - Zwecksparerbetrug



IN VORTRÄGEN :

I. PRO HONORE-Geschäftsführer Otto Dobbeck am 10.9.1985
vor dem Verband Hamburger Unternehmerinnen :

»Wirtschaftskriminalität ist eine besondere Form des Vermögensdelikts . Wirt-
schaftskriminalität gehört zum Wirtschaftsleben - nicht zwangsläufig zu einem
bestimmten Wirtschaftssystem . Wirtschaftskriminalität ist die Kriminalität, die
den vergleichsweise höchsten finanziellen Schaden anrichtet und den Strafver-
folgungsbehörden die vergleichsweise höchsten Schwierigkeiten bereitet .

Die besondere Problematik der Wirtschaftskriminalität liegt in vielen
Fällen in der Begehungsweise, die sich im Beginn der Tathandlung durchaus
nicht vom üblichen allseits bekannten Verhalten unterscheidet, sondern - im
Gegenteil - sich in frappierender Weise systemimmanent verhält . Nur nicht
auffallen - ]'Ist die Devise! Dazu gehört ordnungsgemäße Registrierung und Be-
achtung aller weiteren Förmlichkeiten, die geeignet sind, im Geschäftsleben
Vertrauen auszulösen, das dann aber skrupellos ausgenutzt wird . Die Emp-
fehlung, Misstrauen walten zu lassen, ist leichter gesagt als getan, denn zum
einen kann Misstrauen eine möglicherweise lukrative Geschäftsbeziehung
schon von Anfang an überschatten oder gar nicht erst entstehen lassen, zum
anderen würde übertriebenes Misstrauen in jedem Einzelfalle das mögliche
Opfer zu sehr belasten, es sei denn, man systematisiert und institutionalisiert
das Misstrauen, indem gewisse Prüfmechanismen routinemäßig ablaufen . Die
Forderung nach Sicherheiten wird beispielsweise beim seriösen Geschäfts-
partner nicht als negatives Misstrauen bewertet, sondern eher dazu führen, dass
Sie selber als solider und sicherer Partner einzustufen sind . Das, was Wirt-
schaftskriminalität ist, liegt eher im Dunkeln, in einer Grauzone . Synonyme
Ausdrücke, wie Sumpf, Morast, Nebel sollen das Umfeld beschreiben . Aber
das ist nur symbolisch zu verstehen . Die Konfrontation mit dem Täter zeigt
von alledern nichts . Er ist "Partner" im Wirtschaftsleben wie jeder andere . Ein
Unterschied vielleicht - er ist oftmals überdurchschnittlich begabt - auf seine
Weise : Er hat extrem ausgeprägte Spezialkenntnisse . Prüfung ist angezeigt .
Kontrolle muss Routine sein - ohne notwendiges Vertrauen zu zerstören .

Das typische Beispiel für die Folge einer unterlassenen Prüfung ist der
Stoßbetrug, d . h . Warenbestellungen größeren Umfangs - eventuell nach gewis-
ser Vertrautheit durch korrekte Vorbestellung -, mit anschließender Lieferung
ohne Sicherheit . Ergebnis : Ware weg, Zahlungsansprüche nicht zu realisieren!



Ein weiteres nicht alltägliches, aber doch bezeichnendes Beispiel kann
anhand eines betrügerischen Silber-Buch-Geschäftes dokumentiert werden:
Der Anbieter verspricht Interessenten lukrative Gewinne durch Erwerb und
Verkaufvon Edelmetall, das beim Depot einer anerkannten und seriösen Firma
hinterlegt werden soll und damit dem Anleger volle Sicherheit bietet . Die
Mindesteinlage beträgt DM 10 .000 . Der Anbieter gibt zusätzlich eine "Ga-
rantie", nach der er die Rückzahlung des Kapitaleinsatzes zusichert .

Bereits hier war es jedoch angebracht, hellhörig zu werden, denn die
Garantie erschien vergleichsweise so günstig und ungewöhnlich, dass sie kaum
wahr sein konnte . Der Anbieter versicherte zusätzlich auf Nachfrage, dass
mehrere Personen aus der Industrie als Deckung für die garantierte Rückzah-
lung einen Betrag von DM 25 Millionen bereit halten würden! Darüber sei
auch eine notarielle Bestätigung zu erhalten! Diese Angabe fand Eingang in
Auskunfteiunterlagen und wurde von dort Anfragenden sogar verkauft .

PRO HONORE hatte durch einen Mitarbeiter des Anbieters aber schon
früh die Information, dass die Absicht bestand, sich mit den Einlagen abzuset-
zen. Was auch in aller Ruhe geschehen konnte, da die Hingabe des Kapitals
zum Erwerb der Ware für ein Jahr unkündbar war. Es handelt sich um ein typi-
sches Risikomerkmal des Stillhaltegeschäftes, d. h. eines Geschäftes über un-
kündbare Laufzeiten von 1, 2 oder mehreren Jahren, mit dem besonderen
Merkmal, dass die "Rendite" jeweils pünktlich bezahlt wird .

Was der Anleger nicht weiß : Die Rendite wird aus dem Kapital und nicht
aus dem Erwirtschafteten bezahlt. Die damit gewährleisteten Zahlungen
sichern einerseits den Bestand des Schwindelunternehmens, sorgen anderer
seits für ein ruhiges Arbeiten und einen geplanten Rückzug. So auch in dem
uns beschäftigenden Fall : Selbst als nach einem Jahr die ersten Rückzahlungen
fällig wurden und zum Teil auch noch ausbezahlt worden sind, ergaben Über-
prüfungen der Konten keinen Anlass zur Besorgnis. Sie wiesen ein Guthaben
aus, das für einzelne Rückzahlungen immerhin noch genug war. Der Anbieter
hatte jedoch inzwischen bereits den Großteil des erhaltenen Geldes, ca . 12
Millionen DM anderweitig in Sicherheit gebracht und konnte damit auch ein
später eingeleitetes Strafverfahren, in welchem sich unverhältnismäßig wenig
Geschädigte als Zeugen gemeldet hatten, mit Gelassenheit überstehen . Die
Gesamtstrafe betrug 1 Jahr und 9 Monate, d. h. der Reingewinn ergab für eine
investierte Tätigkeit von maximal 3 bis 4 Jahren ca . 10 bis 12 Millionen DM .

Ähnlich erging es ca . 1500 Anlegern eines Cloppenburger Finanzmaklers,
der mit Stillhaltegeschäften in Gold- und Silbereinlagerungen einen Schaden
von ca . 15 Millionen DM verursachte. Eine immer wieder festzustellende
Gleichgültigkeit der im Wirtschaftsleben stehenden Personen erweist sich als



ebenso kurzsichtig wie fatal, denn zumindest auf dem Weg über die gesamt-
wirtschaftliche Schädigung erleidet jeder Marktbeteiligte einen Nachteil aus
wirtschaftskriminellen Handlungen . Ich muss an dieser Stelle auch noch ein-
mal deutlich unterstreichen, dass vor Wirtschaftskriminalität niemand absolut
geschützt ist . Die Opfer kommen in jeder Schicht und jeder Ausbildungsstufe
vor.

Hilft es ., eher zu wissen, dass Wirtschaftskriminalität überall und nirgends
ist, dass Wirtschaftskriminalität den kriminellen Erfolg mit scheinbar legalen
Mitteln sucht, dass man vor Wirtschaftskriminalität eigentlich nur geschützt
ist, wenn man sie als solche erkennt - und man hinterher eben immer schlauer
ist? Wirtschaftskriminalität ist oft nicht mit gesetzlichen Mitteln zu erfassen .
Sehen wir auf das große Gebiet unseriöser Firmengründungen . Wer will sagen,
dass diese oder jene Gründung gezielt erfolgt, um Mitbewerber und Verbrau-
cher, hier : Lieferanten und Abnehmer zu schädigen.

Es ist davon auszugehen, dass zwischen 4 % und 10 % der jährlichen Fir-
menneugründungen unseriös sind . In Zahlen sind dies jährlich 5000 bis 10 .000
Unternehmensgründungen . Die Schadenssumme wird dabei auf über 1,5
Milliarden DM geschätzt. Diese Zahl, die m. E . weiter ansteigen wird, erhöht
sich um die nicht erfassten Firmengründer, die ihrerseits unseriösen Konzepten
aufgesessen sind . Zu nennen sind in diesem Zusammenhang Angebote für
selbständige Subunternehmertätigkeiten im Zusammenhang mit Franchisever-
trägen, z. B . für den Verkauf von überteuerter Ware, unanbringbarer Dienst-
leistungen oder unverwertbaren Know-hows.

Ein Grund hierfür wird auch darin zu sehen sein, dass immer mehr finan-
ziell gescheiterte Privatpersonen, aber auch strukturell bedingte Arbeitslose in
der Selbständigkeit einen Ausweg suchen . Als unseriös ist dabei vor allen
Dingen die Tatsache anzusehen, dass diese "Gründer" - zumeist auch in Un-
kenntnis der Situation - unverantwortliche finanzielle Verpflichtungen einge-
hen, deren Erfüllung von vornherein unmöglich ist .

In diesem Zusammenhang müssen auch unseriöse Berater und Beratungs-
vereinigungen erwähnt werden, die mit unqualifizierten, man muss sagen
kriminellen Praktiken falsche und nicht betriebsbezogene Ratschläge geben.
Diese führen beim Gründer zu existenziellen Fehleinschätzungen von Situ-
ationen oder bringen Ausgaben mit sich, die das Ende des Unternehmens her-
beiführen oder beschleunigen . Nicht zu unrecht nennt man daher solche Bera-
ter auch "Sargträger 1 . Klasse" . Unseriöse Berater sind für Firmen äußerst ge-
fährlich, müssen mit wirtschaftskriminellen Zeitbomben verglichen werden, die
einen Betrieb an den Rand der Existenz katapultieren können. Auch hier gilt
es, vorher Erkundigungen einzuholen, sich über seine Rechte im klaren zu sein .



Soweit ein Weg, Wirtschaftskriminalität aufzuzeigen. Die Alternative dazu
rankt sich um das Aktivitätsfeld von PRO HONORE als Vereinigung, die sich
der Wirtschaftskriminalität auch und insbesondere unter dem Aspekt des
Wettbewerbs stellt . jede wirtschaftskriminelle Handlung beeinträchtigt den
Wettbewerb . Sei es dadurch, dass man Steuern verkürzt, Subventionen er-
schleicht, Schwarzarbeiter beschäftigt oder schlicht mit gegen die guten Sitten
verstoßenden Handlungen in den Wettbewerb eingreift, sich einen Wettbe-
werbsvorteil verschafft, z. B. durch Ausspannen von Kunden oder qualifizier-
ten Mitarbeitern, durch Beeinflussung von Verkaufspersonal oder durch vor-
getäuschte Sonderverkäufe .

Es soll nicht der Eindruck entstehen, PRO HONORE würde unlauteren
Wettbewerb kriminalisieren . Ich meine aber, dass der vorsätzliche Wettbe-
werbsverstoß nicht unterbewertet werden darf; zumal der eine Handlung in
den kriminellen Grenzbereich führende Vorsatz und die Absicht der Mit-
bewerberschädigung in der Praxis kaum zu beweisen sein werden. Dies gilt im
übrigen auch für unstatthafte Preisabsprachen, Vorteilsgewährungen, Geheim-
nisverrat, Anschwärzung und ähnliche den Wettbewerb verzerrende Erschei-
nungsformen. DieDunkelziffer ist hier sehr hoch, insbesondere aber auch, weil
Mittel und Wege, solches Verhalten einzustellen, nicht hinreichend bekannt
sind .

Ich verweise hier auf die Möglichkeiten von PRO HONORE, entspre-
chende Vorgänge zu bearbeiten, zumindest zu registrieren . PRO HONORE
geht dabei zunächst nicht von der vorsätzlichen Begehungsweise einer wett
bewerbswidrigen Handlung aus, sondern ergreift das mildeste Mittel, die zivil-
rechtliche Abmahnung! In den meisten Fällen beruht ein Wettbewerbsverstoß
ja tatsächlich auch nur auf einem "Versehen", nicht aber auf Vorsatz. Es besteht
allerdings bei früher Kenntnis einer wettbewerbswidrigen Handlung die
Möglichkeit, das weitere Verhalten dieses Unternehmens zu beobachten,
wobei PRO HONORE prüft, in geeigneten Fällen den Vorgang als Ord-
nungswidrigkeit oder als Straftat an die zuständigen Stellen abzugeben. Ein
Vorteil dabei ist es, dass PRO HONORE berechtigt ist, die erforderlichen
Strafanträge für eine effiziente Verfolgung zu stellen.

Die Grenze zwischen legalem Wettbewerbsverhalten und Wirtschaftskri-
minalität ist nicht immer einfach zu ziehen . Selbst der vorsätzliche Verstoß
gegen Wettbewerbsrecht ist in den meisten Fällen noch kein tatbestandsmäßig
zu erfassendes Delikt . Das Wettbewerbsrecht bietet jedoch einen vielschichti-
gen Einblick in Verhaltensweisen und Geschehensabläufe in der Wirtschaft
und ermöglicht dadurch eine sehr differenzierte Betrachtungsweise . Ein
Stichwort ist das Missbrauchsverhalten : Hier gilt es, eine bestimmte Absicht



festzustellen, ohne die das Verhalten im Einzelfalle in keiner Weise beanstandet
werden könnte . Ein schwieriges Unterfangen, das leider nur in wenigen Fällen
vom Erfolg, gekrönt ist .

Ein Beispiel - man kann sagen, in eigener Sache - sind die sogenannten
Abmahn- und Gebühreneinnahmevereine auf dem Gebiet des Wettbewerbs-
rechts . Es handelt sich dabei zumeist um ordnungsgemäß eingetragene und
registrierte Organisationen, die satzungsgemäß die Verfolgung des unlauteren
Wettbewerbs bearbeiten . DerBlick hinter die Kulissen zeigt dann aber sehr oft,
dass dem Verein die materielle Legitimation fehlt . Es sind Gründungen von
Studenten, von Angestellten, teilweise sogar von (Finanz-) Beamten, die mit
dem Verein die "schnelle Mark" machen wollen . Das Problem an der Sache ist,
dass die Gerichte die Frage der Aktivlegitimation unterschiedlich bewerten,
mit der Folge, dass z. B . ein Verein in Schleswig-Holstein nicht mehr auftreten
kann, in Hamburg dagegen Abmahnungen massenweise an den Mann bringt,
weil ihm die dortigen Gerichte die Aktivlegitimation zusprechen .

Ein weiteres Beispiel sind missbräuchliche Sonderverkäufe, die wir vor-
nehmlich auf dem Gebiet des Pelzhandels, des Orientteppichhandels und des
Elektrogerätehandels feststellen . Solche Sonderverkäufe werden systematisch
geplant und von einem bestimmten Personenkreis durchgeführt . Sie spielen
sich in etwa nach dem folgenden Schema ab : Nach einem großartig angelegten
Eröffnungsverkauf folgt eine gewisse Ruhepause mit stark herabgesetzten
Preisen, Su.personderpreisen, Preisbomben und ähnlichen Maßnahmen, um
dann einen Ausverkauf mit supergünstigen Schleuderpreisen durchzuführen.
Der Umsatz im Ausverkauf entspricht z. B. beim Orientteppichhandel dem
eines zweijährigen normalen Geschäftsablaufes. Selbst andere Sonderverkäufe
können den Umsatz in kurzer Zeit mehr als verdoppeln .

Ein Mittel gegen solche missbräuchlichen Verkäufe, die allesamt ordnungs-
gemäß angezeigt werden, gibt es bislang nicht, zumal gerade der Wirtschafts-
kriminelle auf diesem Gebiet sich sämtlicher juristischer Register bedient, um
sein Verhalten zu rechtfertigen. Die Kritik hier an der Verwaltung anzusetzen,
ist nicht immer gerechtfertigt . Unmut entsteht eher angesichts undeutlicher
und schwer zu handhabender gesetzlicher Bestimmungen, wobei ich aber der
Auffassung bin, dass selbst eine Gesetzesänderung dem Missbrauch auf diesem
Gebiete nicht in dem gewünschten Maße Einhalt gebieten kann . Festzustellen
ist jedenfalls, dass der seriöse Einzelhandel erheblich geschädigt und der
Wettbewerb auf diesem Gebiet stark verzerrt wird . Geschädigt ist meist auch
der Verbraucher, privat oder gewerblich, denn Gewährleistungsrechte werden
abgeschnitten, die Qualität der Ware ist oft minderwertig .



PRO HONORE erfasst Täter, die nicht unter den direkten Mitbewerbern
zu finden sind, sondern als "Marktbeteiligte" im Wettbewerb stehen und ihre
- man kann sagen - Giftpfeile abschießen . Zu nennen sind die Gruppen unlau
terer Adressbuchverlage und Anzeigenfirmen, welche massenhaft rechnungs-
ähnliche Formulare versenden, die beim Empfänger den Eindruck ]hervorrufen
sollen, er habe einen Auftrag erteilt oder er sei verpflichtet eine Rechnung zu
begleichen .

Wie eine Seuche erscheinen vermeintlich der Polizei als Behörde zuzuord-
nende Polizei-Verlage, die mit dem Aufreißer "Guten Tag, hier ist Ihre Poli-
zei", Firmen per unzulässiger Telefonwerbung zur Anzeigenaufgabe veranlas
sen. Der Einzelhandel ist Zielgruppe schwindelhafter Empfehlungsfirmen, die
mit Ihren Hinweisen auf die Möglichkeit einer "Probebestellung", eines "Pro-
bevierteljahres" oder ähnlichen günstigen Angeboten die Zeitnot des Unter-
nehmers im Ladengeschäft ausnutzen und dabei den Inhaber zu 3-5-jährigen
Werbeverträgen veranlassen.

Solche Firmen leben vom Ausnutzen bestimmter Situationen und vom
Missbrauch des Vertrauens im Geschäftsleben . Es ist daher unangemessen, an
den Gewerbetreibenden zu appellieren, er hätte hier eben besser aufpassen
müssen! Die Erscheinungsformen der Wirtschaftskriminalität sind mindestens
ebenso vielfältig und kreativ wie die im Geschäftsleben . Die Wirtschaftstäter
nutzen Situationen, bedienen sich aber auch technischer Errungenschaften und
bestimmter Vorstellungen, um ihr Ziel zu erreichen . Die Versendung hundert-
tausender schwindelhafter Offerten ist heute durch Adresscomputer gar kein
Problem, wird aber auch noch zum größeren Problem, wenn die Post ihre
Branchenverzeichnisse, Gelbe Seiten und Telefonbücher EDV-gerecht anbie-
tet. Dies wird in Kürze der Fall sein!

Es gibt keine Rezeptur, aber es gibt Stellen, die einem beim Erkennen und
der Abwehr solcher Handlungen helfen können, sei es durch eigene
Maßnahmen, durch Hinweise auf bestehende Risiken in der Person oder dem
Geschäft, sei es durch Hinweise auf andere Einrichtungen, die für die speziel-
le Anfrage zuständig sind . Als geeignet hat sich neben der Registrierung auch
die warnende Veröffentlichung einschlägiger Erfahrungen gezeigt, wie dies u.
a. im WARNUNGSDIENST von PRO HONORE schon seit 19213 geschieht .
Unkenntnis ist oft Anfang eines wirtschaftskriminellen Ablaufes. Unkenntnis
ist aber kein Makel, wenn man weiß, wer notwendiges Wissen und entspre-
chende Hilfe bietet . Opfer zu sein darf dabei auch kein Geheimnis bleiben,
weil andere sonst auch Opfer werden können! Nur Ignoranz eröffnet dem
Wirtschaftstäter den nötigen Freiraum für sein schädigendes Handeln.«



II. PRO HONORE-Freund Peter Hohl am 30. September 1981
anlässlich der Mitgliederversammlung von PRO HONORE:

49 eit 13 Jahren beschäftige ich mich ausschließlich mit Kriminalität und
mit faulen Geschäftsmethoden. Und eigentlich habe ich mittlerweile so

etwas wie eine eingebaute Klingel, die von selbst Alarm schlägt, wenn irgend-
wo ein Pferdefuß verborgen ist . Trotzdem hat es einer geschafft, mich wenig-
stens teilweise hereinzulegen : Ich habe in Mainz ein Mietshaus zu verwalten,
und im Sommer letzten Jahres rief mich der Hausmeister an, weil er mit einem
Problem nicht fertig wurde. Seit Stunden hatte er vergeblich versucht, eine
Verstopfung in einem 16 Meter langen Teilstück des Kanalrohrs zu beseitigen .
In dem Haus wohnen 18 Mietparteien . Die Sache duldete also keinen Aufschub .

Ich griff :rum Telefon, um einen der vielen Kanalrohrreiniger zu bestellen,
die in Tageszeitungen und Telefonbüchern unermüdlich ihre Dienste anbieten .
Natürlich fragte ich zunächst einmal nach dem Preis: "Das geht nach laufenden
Metern", wurde mir gesagt . Bei einem Hunderter-Rohr sollte der Meter DM
13,00 kosten . Ich rechnete der Dame am Telefon vor, dass das fragliche Kanal-
stück 16 Meter lang sei, von beiden Seiten zugänglich, dass also, selbst wenn die
Verstopfung genau in der Mitte sitze, maximal 8 Meter dabei herauskommen
könnten. Mal 13 macht genau DM 104,- . "Ja, ja", sagte sie, "wenn das so ist,
dann stimmt das schon so." Um sicherzugehen, fragte ich auch noch, ob
irgendwelche weiteren Kosten dazu kämen. "Jawohl", sagte die Dame, "eine
Pauschale für An- und Abfahrt von DM 35,00 ."

Ich war bei meiner Kopfrechnung jetzt bei DM 139,00 angekommen, fand
das zwar nicht gerade geschenkt, aber akzeptabel . Für die Einholung schriftli-
cher Angebote blieb naturgemäß keine Zeit, denn die Sache eilte . Ich gab also
den Auftrag, informierte den Hausmeister und sagte ihm sogar noch dazu, er
möge darauf achten, dass der Kanalrohrreiniger von der kürzesten Seite an die
Verstopfung herangehe .

So, und nun will ich die Pointe vorwegnehmen. Ich hatte eine Woche spä-
ter eine Rechnung auf dem Tisch über nahezu DM 900,00 . Dabei einen vom
Hausmeister unterschriebenen Arbeitsbericht, in dem bestätigt wurde, dass 46
laufende Meter Kanalrohr zum Preis von jeweils DM 13,00 gereinigt worden
sind . Dazu 2:5 % Feierabendzuschlag, die Pauschale für An- und Abfahrt und
schließlich auch noch 13 % MwSt.

Was war geschehen? Der Hausmeister hatte zwar brav seinen Hinweis ab-
geliefert, dass die Sache auf dem kürzesten Wege behoben werden solle, aber
der Rohrreiniger verwies auf seine überlegenen technischen Kenntnisse, meinte,
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das gehe so alles nicht und verschloss als erstes wieder die Revisionsöffnung an
der Stelle, wo das verstopfte Kanalstück in den Hauptkanal des Hauses ein-
mündete. Dann führte er ganz am Ende einen Hochdruckschlauch ein und
beseitigte die Verstopfung mit einem Wasserdruck von 100 Atü. Und dann
schob er Schlauch nach, jeweils mit der Begründung, die Verstopfung habe
sich ein Stück weiter wieder festgesetzt. Auf dem Schlauch befand sich eine
Maßeinteilung, von der die zu berechnenden laufenden Meter abgelesen wer-
den . Bei 46 Metern protestierte der Hausmeister nachdrücklich, sonst hätte der
Mann wahrscheinlich auch noch den städtischen Kanal bis hin zum Klärwerk
ausgespritzt . Aber er hat dann eben doch den Arbeitsbericht unterschrieben,
weil er meinte, gegen die Maßeinteilung könne man nichts machen.

Warum dieses Beispiel? Erstens, weil ich aufgrund dieser Geschichte in
meiner Redaktion Recherchen veranlasst habe und diese Recherchen sehr
schnell ergeben haben, dass es sich hier keineswegs um einen Einzelfall handelt.
Hier hat sich in letzter Zeit eine riesengroße Branche breitgemacht, die auf
Notsituationen spezialisiert ist. Unsere Nachforschungen lassen befürchten,
dass es sich sowohl bei den Kanalrohrreinigern als auch bei den Fernseh- und
Waschmaschinen-Notdiensten um eine rabenschwarze Herde handelt, unter
der es allenfalls einige weiße Schafe gibt . Und ganz nebenbei : Ausnutzen einer
Notsituation ., in der niemand sich auf übliche Weise absichern kann, ist keine
Erfindung unserer Zeit : Sie erinnern sich vielleicht aus der Schulzeit an einen
Herrn im alten Rom namens Crassus. Ein Mann, dessen sagenhafter Reichtum
ihm soviel politischen Einfluss verschaffte, dass Cäsar und Pompejus nicht
umhin konnten, ihn in das Triumvirat aufzunehmen. Diesem historischen
Herrn gehörte die privatwirtschaftlich betriebene Feuerwehr in Rom. Und er
hatte die unangenehme Eigenschaft, mit den Besitzern der brennenden Häuser
während der Löscharbeiten in Kaufverhandlungen einzutreten . Wollte jemand
nicht zu seinen Schleuderpreisen verkaufen, machten die Löschtrupps Dienst
nach Vorschrift . Und die meisten verschleuderten dann lieber, bevor ihr-Haus
gar nichts mehr wert war. So gehörte dem feinen Herrn bald die halbe Stadt .
Dass ein Krimineller mit solchen Methoden reich wird, hohes gesellschaftli-
ches Ansehen und derartigen politischen Einfluss gewinnt, wäre heute natür-
lich undenkbar.

Zum zweiten zeigt dieses Beispiel recht deutlich, wo Wirtschafts-
kriminalität anfängt und was sie so tückisch macht. Sie ist in der Tat von ihrer
Natur her nichts anderes als Geschäftstüchtigkeit - nur eben eine Geschäfts
tüchtigkeit, die so sehr auf Anstand verzichtet, so sehr auf Kosten anderer geht,
dass wir versuchen sollten, sie zu unterbinden. Genau an diesem Punkt aber



fängt auch die Schwierigkeit an . Im Gegensatz zum gewöhnlichen Dieb oder
Betrüger hat der echte Wirtschaftskriminelle sehr häufig formal das Recht auf
seiner Seite . Mein Kanalrohrreiniger ist kein Betrüger. Das wäre er nur, wenn
nachzuweisen wäre, dass er den Hausmeister getäuscht hat.

Der einzige Teilbetrag dieser horrenden Rechnung, den ich vermutlich
nicht zahlen muss, ist kurioserweise die Mehrwertsteuer. Nach § 1 der Preis-
angabenverordnung durfte ich davon ausgehen, dass der genannte Preis die
Mehrwertsteuer bereits enthält. Abgesehen davon würde ein Rechtsstreit nur
dazu führen, dass wieder einmal, wie schon so oft, ein Zivilgericht ein Opfer
dazu verurteilt, an einen Täter zu zahlen . Und genau da fängt die wirkliche, die
echte Wirtschaftskriminalität an . Und deshalb tut sich auch die Gesetzgebung
so außerordentlich schwer mit diesem Phänomen : Die Spitzenleuite in diesem
Bereich sind so clever, dass sie Unrecht tun, ohne formal im Unrecht zu sein,
dass sie ein kriminelles Ziel erreichen, ohne einen kriminellen Weg zu gehen.
Ich habe auch ein wenig bewusst das Beispiel mit dem Kanalrohrreiniger ge-
wählt, weil es zeigt, dass man dafür keineswegs einen weißen Kragen braucht.
Und vielleicht noch eben ein zweites Beispiel zur Abgrenzung : Das Angebot
für Kapitalanlagen mit und ohne Steuervergünstigung ist riesengroß . Wenn
beispielsweise der Geschäftsführer einer Abschreibungsgesellschaft ein hervor-
ragender Manager ist und sich mit seinem Gehalt begnügt, können die Anleger
durchaus mit der versprochenen Rendite rechnen. Macht der Geschäftsführer
Fehler, kann ihm das Kapital unter den Händen zerrinnen, ohne dass irgendein
strafbarer Tatbestand erfüllt ist . Wenn er mit der Kasse durchbrennt - dann ist
auch das eigentlich keine Wirtschaftskriminalität, sondern ein ganz simpler
Tatbestand der Untreue oder der Unterschlagung. Wirtschaftskriminalität war
es aber zum Beispiel im Falle eines Mannes, der nicht weniger als 152 Firmen
besaß oder kontrollierte, die sich gegenseitig so lange Dienstleistungen
erbrachten und Rechnungen ausstellten, bis sich alles Geld dreimal im Kreise
gedreht hatte und dabei auf rätselhafte Weise verdunstet war.

Werangeln will, braucht Köder

Ich habe gelegentlich die verschiedenen Spielarten der Eigentumskriminalität
mit den unterschiedlichen Methoden des Fischfangs verglichen . Der Dieb, das
ist der Mann mit dem Käscher. Der Räuber fischt mit dem großen Schleppnetz.
Der Betrüger, der Wirtschaftsstraftäter, das ist der geduldige Angler. Der
Betrüger holt Ihnen nicht das Geld aus der Tasche. Er will, dass Sie selbst zur
Börse greifen. Er lockt den Fisch, und seine Kunst besteht darin, dass sein
Opfer nur den Köder sieht und nicht den Haken.



Sein bester Verbündeter ist das Wunschdenken. Er weckt Hoffnungen und
erreicht damit, dass sein Opfer will, dass er die Wahrheit sagt . Denn nur dann
ist der erhoffte Vorteil möglich. Selbst Menschen, die sich selbst für kühl und
kritisch halten, stellen dann zwar mitunter Fragen, aber unbewusst zielen diese
Fragen eigentlich nur darauf, das eigene Misstrauen abzubauen, damit die
schöne Aussicht Wirklichkeit werden kann . Besonders deutlich wird dieses
Phänomen bei allen Formen des Anlageschwindels, bei denen die Hoffnung
auf den mühelosen Reichtum die Opfer so fasziniert, dass sie sich wie das
Kaninchen von der Schlange fressen lassen .

Die ganz große Beute in diesem Bereich haben in den letzten Jahren die
Warentermingesellschaften gemacht. Man spricht von Milliardenbeträgen . Die-
se Welle läuft zur Zeit aus. Und wenn man sich überlegt, dass in der Blütezeit
etwa 700 Firmen dieser Art im Schnitt jeweils fünf Telefonverkäufer beschäf-
tigten, dann erhebt sich die reizvolle Frage : Wo werden 3 .500 redegewandte
Herren ein neues Betätigungsfeld finden?

Meine Nachforschungen hatten hier folgendes Ergebnis :
1 . Auch die Nachfolgeprogramme werden vorwiegend per Telefon verkauft .

Obwohl diese Methode gegen das Wettbewerbsrecht verstößt, werden
wir diese unangenehme Zeiterscheinung wohl nicht mehr los werden.

2 . Zum Teil greifen die Warenterminmanager der ersten und zweiten Gene-
ration auf Bewährtes zurück und bieten beispielsweise Grundstücke in
Amerika an .

3 . Das Hauptgewicht der verdächtigten Angebote liegt ganz zeitgemäß - im
Energie- und Rohstoffbereich .

4 . Die Kreativität der meist sehr cleveren Täter hat auch neue Anlageformen
ausgegraben, deren Gefahren im Augenblick noch niemand genau kennt.

Zwei Beispiele:

Nach meinen Informationen besitzen 40 Anleger in Deutschland, deren
Namen ich nicht kenne, Anteilscheine für eine geplante Methanolfabrik in
Brasilien . Richtig ist, dass Südamerika sehr stark auf Alkohol als alternative
Energie setzt, weil er sich aus dem Pflanzenreichtum des Kontinents gewinnen
läßt und gewissermaßen von selbst immer nachwächst . Richtig ist auch, dass in
Brasilien bereits 2 .000 Autos mit Methanol fahren . Schwindelangebote haben
es immer so an sich, dass sie von der Konstruktion her einleuchtend sind und
einer groben Nachprüfung standhalten .



Der Haken an dieser Geschichte : Das Geld der Anleger geht zu einem
Treuhänder und verringert sich dort um die Treuhandgebühren . Dann zu einer
deutschen Kapitalsammelstelle und verringert sich um die dort anfallenden
Kosten und um die Provision für den Verkäufer oder Anlageberater . Dann
wandern die Beträge zu einer Firma in London und verringern sich um die
Spitzengehälter der Initiatoren und die Kosten für eine Werbekampagne.
Danach würde das Geld dann nach Südamerika geschickt, wenn noch etwas
übrig wäre . Beteiligungsangebote für Olexplorationsunternehmen in USA und
Kanada: Auch hier wird zum Teil die eben geschilderte Methode des ver-
sickernden Geldes angewandt. Aber es gibt auch sehr viel raffiniertere Mög-
lichkeiten, die strafrechtlich so gut wie nicht zu fassen sind - und schon gar
nicht von Deutschland aus. Eine ganze Reihe dieser Firmen bringt wirklich
Suchbohrungen nieder. Manche davon werden sogar fündig . Trotzdem machen
die Anleger selten das erhoffte Geschäft : Eine Ölquelle sprudelt normalerwei-
se 10 bis 15 Jahre. Dann ist sie erschöpft und wertlos . Bei 10 Jahren müssten
die Anleger pro Jahr 10 % ihres Einsatzes erhalten, nur um am Ende ihr
Kapital wieder zu haben. Eine Ausschüttung von 9 % im Jahr bedeutet also
bereits Verlust. Und nicht etwa 9 % Rendite! Zu prüfen ist stets ;auch, ob die
Initiatoren neben der Verwaltung des Fonds auch eigene Interessen haben. Sie
können dann nämlich zum Beispiel ein und dieselbe Bohrfirrna mit einer
Bohrung für den Fond und mit einer Privatbohrung beauftragen. Beinahe
logisch, dass alle Rechnungen an den Fond gehen. Oder man bringt auf Kosten
der deutschen Anleger eine Versuchsbohrung nieder. Bleibt sie trocken, tragen
die Anleger den Verlust. Wird sie fündig, erwerben die Initiatoren auf eigene
Rechnung die Bohrrechte rund um die Quelle und beuten das Vorkommen
ohne eigenes finanzielles Risiko gewissermaßen von nebenan aus .

Schließlich möchte ich Sie in diesem Zusammenhang noch mit einem
Begriff bekannt machen, der in den letzten Monaten mehrere hundert Anleger
verführt hat, insgesamt etwa 15 Millionen DM einzusetzen. Ein möglicher
neuer Hit als Nachfolger der Warenterminspekulationen sind sogenannte
Logo-Buchgeschäfte . Hierbei wird nicht mit Optionen gehandelt, sondern mit
leibhaftig vorhandenen Gold- und Silberbarren . Sie befinden sich in einem
Depot - beispielsweise bei der Degussa und werden je nach Kursentwicklung
immer wieder verkauft, zurückgekauft und wieder verkauft, ohne sich dabei
von der Stelle zu rühren . Sie bleiben am selben Ort. Kauf und Verkauf finden
nur auf dem Papier statt, deshalb Logo-Buch-Geschäfte. Der große Haken bei
diesen Geschäften : Alle Depots lauten auf den Namen des Firmeninhabers .
Und wenn der Herr den Wunsch verspürt, abzuräumen, dann wird der
Schwindel nicht wie bei den Warentermingeschäften nach und nach offenbar,



sondern die ganze Bombe wird auf einmal platzen. Und vorher hat kein
Mensch Anlass, Polizei oder Staatsanwaltschaft mit dem Vorgang zu befassen .

Das ganze hat den Vorteil, dass keine Mehrwertsteuer fällig wird, solange
die Barren irn Depot bleiben. Die Firma argumentiert damit, dass Edelmetalle
bei der gegenwärtigen Situation nur steigen können. Sie ist sich ihrer Sache so
sicher, dass sie den Anlegern garantiert, Verluste selbst zu übernehmen - das
heißt, sie bekommen ihren Einsatz auf jeden Fall in voller Höhe zurück . Die
Firma beansprucht für sich lediglich 50 % des Gewinns, der sich nach einem
Jahr summiert hat.

Die Heuchelei der Wettbewerbshüter

Die Behörden tun sich außerordentlich schwer, ein neues Phänomen
strafrechtlich zu packen, das man zweifellos unter der Überschrift "Wirtschafts-
kriminalität" zusammenfassen muss : Die sogenannten "Gebühren- oder
Abmahnvereine" : Hintergrund und Vorgeschichte : Im Wettbewerbsrecht sind
viele Vorschriften ohne Strafdrohung . Statt eines staatlichen Strafanspruchs hat
der Gesetzgeber einen Unterlassungs- und Schadenersatzanspruch des betrof-
fenen Wettbewerbers vorgesehen . Damit unlauterer Wettbewerb möglichst
fachkundig und auch ein wenig losgelöst von Einzelinteressen bekämpft arird,
gibt es darüber hinaus eine Klagebefugnis für Verbände . PRO HONORE ist
einer der Vereine, die diese Funktion seit vielen Jahrzehnten wahrnehmen. Vor
der Klage erfolgt eine Abmahnung des festgestellten Verstoßes, um dem Störer
Gelegenheit zu einer außergerichtlichen Bereinigung der Sache zu geben.

Das Ärgernis entstand, als die Rechtsprechung begann, diesen Verbänden
für die Abmahnung einen Aufwendungsersatz zuzusprechen . Völlig zu Recht
eigentlich, denn der Störer hat ja den Aufwand verursacht - und er erhält mit
der Abmahnung eine Belehrung, die er sonst wahrscheinlich teuer bezahlen
müsste . Dieser finanzielle Aspekt der Sache begann nun aber vor einigen
Jahren, auch wieder die besonders Cleveren anzulocken . Sie gründeten m`it der
Oma, der Tante und vier Freunden einen Wettbewerbsverein, abonnierten ein
Dutzend Zeitungen und begannen, am Fließband alles abzumahnen, was ihnen
als Wettbewerbsverstoß erschien . Und da sie viele Nachahmer fanden, erhält
heute jeder� der eine Winzigkeit falsch macht, gleich ein Dutzend
Abmahnungen mit ebenso vielen Gebührenforderungen.

Ich habe, um solche Aktivitäten irgendwo zu erfassen, vor zwei Monaten ein
"Informationszentrum Wettbewerb" eingerichtet, aus dessen Erkenntnissen
ich hier nur schlagwortartig einige herausgreifen will :



Über 40 solcher Vereine sind bisher dokumentiert . Ihre tatsächliche Gesamt-
zahl dürfte heute zwischen 80 und 100 liegen . Und die Welle hat ihren Höhe-
punkt noch vor sich : Allein beim Amtsgericht Wiesbaden, wo ich das Ver-
einsregister näher geprüft habe, liegen zur Zeit sechs Anträge auf Neuein-
tragung vor.
Die meisten Abmahnungen sind formal berechtigt : Makler, die den Preis für
die Garage extra angeben statt des gesamten Endpreises . Gebrauchtwagen-
angebote ohne Preisangabe. Ein Blumengeschäft, das zu den Topfpflanzen
die Erde als kostenlose Zugabe anpreist, wenn man zum Einkauf seinen
eigenen Blumenkasten mitbringt .
Aber es werden aufgrund fehlender Fachkenntnisse oder um der Gebühren
willen auch absolute Albernheiten abgemahnt: Wenn etwa die Firma Müller-
Immobilien in einer Anzeige ihre Bezeichnung "Müller-Immob."abkürzt .
Wenn hinter einem Kaufpreis der Hinweis "Verhandlungsbasis" steht. Wenn
jemand ein beliebig nach Kundenwunsch aufteilbares großes Rohgrundstück
nur mit Quadratmeterpreis anbietet . Wenn ein Wettbewerbsverein beanstan-
det, dass im Inserat eines Autoherstellers auf einem Foto im Hintergrund das
Firmenschild einer Niederlassung namens ABS zu erkennen ist. Begründung :
Der Verbraucher könne annehmen, das Auto verfüge über ein A,ntiblockier-
svstem : A-B-S.

Mit dieser Masche wird ungeheuer viel Geld verdient . Während seriöse
Wettbewerbsvereine mit dem Aufwendungsersatz von rund 150 Mark nicht
einmal auf ihre Kosten kommen, weil sie jeden Fall sorgfältig prüfen, ist das
Geld für Fließbandabmahner nahezu Reingewinn . Ein Makler, der noch nicht
einmal einen Verein benötigt, sondern Mitbewerber aufs Korn nimmt, hat mir
gegenüber zugegeben, in vier Wochen Abmahnungen mit Gebührenforderun-
gen von 50.000 Mark verschickt zu haben. Ein Privatmann, der in Wiesbaden
einen Wettbewerbsverein gegründet hat, suchte über ein Nebenverdienstange-
bot in der Bildzeitung im ganzen Bundesgebiet Hausfrauen und Rentner. Ihre
Aufgabe: Schaufenster auf vollständige Preisauszeichnung zu überprüfen und
pro Woche jeweils mindestens 50 Verstöße an den Verein zu melden - für 10
Mark pro Meldung . Der Verein verlangt dann 150 Mark pro Abmahnung.

All diese dubiosen Vereine sind, sofern sie beim Vereinsregister eingetragen
sind, gesetzlich legitimiert. Ihre Aktivitäten erfüllen keinen strafbaren
Tatbestand . Wenn ich trotzdem gerne etwas zu ihrer Abschaffung beitragen
möchte, dann vor allem aus zwei Gründen:

Erstens : Das Wettbewerbsrecht ist für den Gewerbetreibenden, der damit
umgehen muss, absolut undurchschaubar geworden . Was man darf und was



nicht, steht nicht im Gesetz, sondern in einer Vielzahl einzelner Urteile. Wer
klug ist, wird Mitglied bei PRO HONORE und läßt seine Werbung vor der
Veröffentlichung auf Übereinstimmung mit den rechtlichen Bestimmungen
überprüfen . Aber auch wer das aus irgendeinem Grunde nicht will, hat An-
spruch darauf, dass in der Rechtspflege Seriosität herrscht und die Verhält-
nismäßigkeit der Mittel gewahrt wird .

Zweitens : Die ungerechtfertigten und albernen Abmahnungen führen
dazu, dass die Abgemahnten sich nur noch als Geschädigte fühlen und den
Blick für ihren eigenen Rechtsverstoß verlieren . Das Unrechtsbewusstsein bei
Wettbewerbsverstößen - ohnehin nicht übermäßig ausgeprägt - wird noch
mehr abgebaut . Dies halte ich für eine weit gefährlichere Auswirkung der
gegenwärtigen Entwicklung als die leidige Geldfrage .

Ein 100-Mark-Schein für die Angestellten

Zu einem ganz anderen Bereich der Wirtschaftskriminalität möchte ich eben-
falls zunächst eine kurze Begebenheit als Beispiel erzählen : Ein großes deut-
sches Handelsunternehmen hat ungefähr drei Millionen Mark verloren, weil
ein Angestellter 100 Mark angenommen hat.

Ein Warenannehmer, nennen wir ihn hier einmal Klaus Müller, reklamierte
bei einem Obstgroßhändler die schlechte Qualität einer Kiste Äpfel. Daraufhin
passierte genau das, womit große Bestechungsfälle oft anfangen . Der verdutz
te Müller hatte plötzlich einen Hundertmarkschein in der Hand und steckte
ihn überrascht ein. Hätte er protestiert, dann hätte sich der Händler zu diesem
Zeitpunkt noch leicht aus der Affäre ziehen können . Er hätte einfach behaup-
tet, das Geld . sei selbstverständlich als Schadenersatz für die Firma bestimmt
gewesen. Aber Müller steckte das Geld ein. Und von diesem Augenblick an
begann eine typische Eskalation . Klaus Müller duldete zuerst kleine
Unregelmäßigkeiten. Er hatte davon weniger zu befürchten als von der
Offenbarung der Sache mit dem Hundertmarkschein. Dann kamen weitere
Bestechungsgelder und größere Unregelmäßigkeiten . Immer war es das kleine-
re Übel, eine Stufe weiter mitzugehen, als das zu offenbaren, was bisher schon
geschehen war. Schließlich hatte sich der Angestellte so in das raffinierte Netz
verstrickt, dass der Obstgroßhändler machen konnte was er wollte .

Niemandem fiel zunächst auf, dass die Firma für Obst und Gemüse mehr
ausgab als sie einnahm . An den Kassen wurden Frischwaren nicht extra erfas-
st . Niemand merkte, dass sich der Bedarf an Müllcontainern erhöhte - weil der
Händler teilweise unverkäufliche Ware lieferte . Niemand hielt es für ein Alarm-
zeichen, dass, Klaus Müller mehrfach eigenmächtig Sonderangebote ansetzte -



weil nämlich der Händler ebenso eigenmächtig mehr geliefert hatte als bestellt
war. Und ein paar ganz spezielle Tricks sorgten dafür, dass in der Rech-
nungsprüfung beim Vergleich zwischen Lieferscheinen und Rechnungen keine
Abweichungen auffielen . Quintessenz : Bei den Recherchen zu diesem Thema
haben wir festgestellt, dass heute in Deutschland weit mehr geschmiert und
bestochen wird als man sich gemeinhin vorstellt .

Wölfe im Schafspelz

Am 24 . Juli 1980 wurde in Frankfurt die HKB Handelskreditbank geschlossen.
Ein einzelner Mann namens Hartmut F. hat es geschafft, aus einer Bank mit 220
Millionen Eigenkapital nicht weniger als 110 Millionen herauszuziehen und für
seinen aufwendigen Lebensstil zu verbraten . Er besaß zuletzt zwei Rolls
Royce, einen Mercedes 600, einen Porsche, einen Ferrari, einen Range Rover,
drei Jachten davon zwei hochseetüchtig - und ein Dutzend Gespielinnen . Vor
seiner Flucht räumte er seine privaten Konten ab, ließ aber überall noch einen
gewissen Anstandsrest stehen, um nicht aufzufallen. Allein aus diesen
Restbeständen sammelte der Konkursverwalter 2 Millionen ein.

Der Mann erschien nirgendwo im Zusammenhang mit der Bank nament-
lich . Er war weder Vorstandsmitglied, noch saß er im Aufsichtsrat, noch hatte
er nur ein Büro oder einen Schreibtisch . Seine einzige Verbindung zu dem
Kreditinstitut: Es gehörte ihm . Er war Generalbevollmächtigter des Allein-
aktionärs, einer von ihm kontrollierten Schweizer Gesellschaft . Er war
gewissermaßen die Hauptversammlung . Und hatte somit das eigentliche Sagen,
ohne dass dies nach außen in Erscheinung trat .

F. erwarb sich um die Bank große Verdienste : Da die Kunden der HKB
vorzugsweise Festgeldanleger waren und reichlich Liquidität zur Verfügung
stand, besorgte er Kreditnehmer. Er unterhielt im gleichen Hause eine Firma,
die Finanzierungen von kleineren Anlagegütern wie etwa Eismaschinen über-
nahm. Mehr als 1000 solcher Geschäfte wurden von ihm vermittelt - mit einem
Gesamtvolumen von 230 Millionen Mark. Alle einzelnen Kreditverträge lagen
unter 50.000 Mark, so dass keine Bilanzen der Schuldner vorgelegt werden
mussten . Und für alle diese Kreditverträge führte er selbst Zins- und Til-
gungsraten an die Bank zurück - deshalb reduziert sich der effektive Schaden
auf 110 Millionen Mark . Das Erstaunliche daran: Das System überstand 5 Jahre
lang die Prüfung des Jahresabschlusses . Und es hätte sie wahrscheinlich auch
noch weiter überstanden, wenn nicht ein Prüfer beim Durchblättern der
Kreditakten zufällig auf den Namen seines Schwiegervaters gestoßen wäre, der
die HKB nicht einmal kannte, geschweige denn dort 50.000 Mark geborgt



hatte. Was hier mit Millionenbeträgen geschehen ist, findet sich in kleinerem
Stil recht häufig . Seit Jahren kommt es immer wieder vor, dass Wirtschafts-
straftäter sich in aller Stille die Herrschaft über ein vorhandenes Unternehmen
verschaffen . Jeder arbeitet weiter mit der Firma zusammen, ohne zu merken,
dass sie das bisher berechtigte Vertrauen plötzlich nicht mehr verdient . Wo es
um größere Beträge geht, empfehle ich deshalb, von Zeit zu Zeit zu überprü-
fen, ob es in den Eigentums- und Führungsverhältnissen von Geschäftspart-
nern irgendwelche Veränderungen gegeben hat.

Technik macht's möglich

Diese Überschrift bezieht sich auf das, was heute unter dem Stichwort "Com-
puterkriminalität" verstanden wird . Ich will jetzt hier nicht die vielen ver-
schiedenartigen Manipulationsmöglichkeiten aufzählen, sondern nur zwei
Gesichtspunkte herausgreifen, die gelegentlich übersehen werden . Zum einen
den Gesichtspunkt, dass die elektronische Datenverarbeitung andere Mani-
pulationen in einer Perfektion möglich macht, die früher undenkbar waren.
Vielleicht erinnern Sie sich an den Prozess gegen die Verantwortlichen einer
großen Handelsgruppe ("mehr wert"), die den längst fälligen Konkurs durch
Bilanzfälschungen verschleppt haben, wobei sich der Schaden immer mehr
kumulierte . Ihre Methode: Sie arbeiteten mit zwei Rechenzentren zusammen :
einem heimlichen und einem offiziellen . Das tatsächliche Ergebnis der Inven-
tur ging in das heimliche Rechenzentrum. Dort wurde die Höhe des Verlustes
ermittelt und ausgerechnet, um wie viel die einzelnen Inventar-Positionen auf
dem Papier erhöht werden mussten, um eine gesunde Bilanz vorlegen zu kön-
nen, die allen bekannten Kontrollziffern und Quervergleichen standhielt und
natürlich auch Komponenten wie Lagerkapazität und maximales Umschlag-
tempo berücksichtigte . Diese Werte gingen dann an das offizielle Rechen-
zentrum, das daraus eine bildschöne Bilanz erstellte .

Der zweite Gesichtspunkt: Nach wie vor ist die RechtsgrundFage im
Zusammenhang mit der Computerkriminalität umstritten . Die Juristen unter
Ihnen wissen um die Schwierigkeiten, die darin liegen, dass beispielsweise der
Betrug eine Täuschung voraussetzt - und man nur einen Menschen, nicht aber
eine Maschine täuschen kann . Beinahe noch schwieriger stellte sich bisher die
Problematik etwa beim Diebstahl der Software dar. Gemeint sind damit
Computerprogramme, die zu entwickeln manchmal mehr kostet als die ganze
Maschine . Mir ist bisher kein Fall bekannt, in dem jemand wegen Diebstahls
bestraft wurde, der sich ein solches Programm aneignet und unberechtigt wirt-
schaftlich genutzt hatte . Diebstahl setzt nämlich voraus, dass eine fremde



bewegliche Sache weggenommen wird. Diese Bedingung w;ire erfüllt, wenn
der Täter das gegenständliche Magnetband mitnehmen würde, Offenbar waren
bisher alle so schlau, sich das gewünschte Programm auf einen eigenen
Datenträger zu überspielen. Erst in den letzten Monaten ist es in zwei Fällen
gelungen, solche Taten mit Hilfe des UWG in den Griff zu bekommen .

Seit über 3 Jahren liegt im Bonner Justizministerium ein Referentenentwurf
für, ein "Zweites Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität" auf dem
Tisch, in dem unter anderem die Tatbestände des Computerbetrugs und der
Datenfälschung unmissverständlich formuliert sind . Aber der Entwurf ist bis-
her nicht einmal zur Kabinettsvorlage gereift. Nicht etwa, weil jemand etwas
gegen die Computertatbestände hat, sondern weil sich Wirtschafts- undJustiz-
ministerium über einen ganz anderen in dem Gesetz vorgesehenen Paragra-
phen nicht einigen können.

Ein letztes Beispiel für eine, wie ich meine, besonders gravierende
Auswirkung der Wirtschaftskriminalität unter dem Stichwort "Den letzten
beißen die Hunde" : Gemeint ist damit die Sogwirkung . Wenn ein Wettbewerber
sich durch Gesetzesverstöße oder asoziales Verhalten einen Vorsprung ver-
schafft, entsteht die große Gefahr, dass bisher anständige Kaufleute ebenfalls
auf diese Linie einschwenken, um nicht auf der Strecke zu bleiben. Das Beispiel
stammt aus einem Randbereich, wenngleich aus einem sehr gewichtigen:

Schon lange ist es gang und gäbe, dass in der Wirtschaft Führungskräfte
nicht nur über Zeitungsanzeigen gesucht werden. Private Vermittler - meist
Unternehmens- oder Personalberater - haben es sich zum einträglichen Job
gemacht, ganz gezielt Führungskräfte bei der jeweiligen Konkurrenz anzu-
sprechen und abzuwerben . Das verstößt gegen geltendes Recht, denn die
Arbeitsvermittlung - auch von Führungskräften - fällt unter das Monopol der
Bundesanstalt für Arbeit . Aber dieses Headhunting, wie der Menschenhandel
vornehm genannt wird, ist mittlerweile absolut üblich . Denn die Vermittler
führen ja nicht Angebot und Nachfrage zusammen. Jeder erledigte Auftrag
reißt irgendwo anders ein Loch auf. Ein Karussell ist in Gang gekommen, das
sich mit eigener Schwerkraft dreht; das anscheinend keiner mehr anhalten
kann . Und wer nicht aufspringt, bleibt zurück . Dabei wird in Einzelfällen mit
üblen Methoden nachgeholfen, wenn einer nicht wechseln will . Man spricht
von Fällen, in denen Manager durch gezielt ausgestreute Gerüchte in ihrer der-
zeitigen Firma unmöglich gemacht wurden. Ja, es sollen sogar schon Leute in
den Führungsbereich des Umworbenen eingeschleust worden sein, um dort
absichtlich gravierende Fehler zu machen. Das Ziel ist naheliegend . Und auch
die Motivationen für derlei Geschäfte : Für die Vermittlung eines Spitzen-



mannes werden Prämien bis zu 40 Prozent seines Jahresgehaltes gezahlt . Ich
brauche also kein Manager zu sein, ich brauche nur alle vier Monate einen
abzuwerben, um so viel zu verdienen wie er. Der Gesamtumsatz an Prämien
dieser Art wird auf eine halbe Milliarde jährlich geschätzt. Die Sogwirkung ist
eine bedenkliche Auswirkung der Wirtschaftskriminalität . Aber es gibt noch
ein paar weitere:

" Die Wirtschaftskriminalität verursacht einen riesigen volkswirtschaftlichen
Schaden. Versucht man ihn zusammenzuzählen, landet man irgendwo bei 5
Milliarden Markjährlich. In Wirklichkeit ist die Summe sicher höher.

" Die Wirtschaftskriminalität missbraucht das im Wirtschaftsleben unerläss-
liche Vertrauen . Sie zwingt dazu, in jedem Geschäftspartner erst einmal einen
potentiellen Gauner zu sehen. Das verkompliziert und erschwert das Ge-
schäftsleben .

" Die Wirtschaftskriminalität missbraucht unsere liberale Ordnung. Sie bringt
sie damit in Misskredit und führt Politiker in Versuchung, die Gewerbe-
freiheit einzuschränken, um ihrem Missbrauch vorzubeugen.

" Die Wirtschaftskriminalität spürt ständig neue, formale Gesetzeslücken auf -
und ist deshalb zumindest mitverantwortlich für die wachsende Flut von Er-
gänzungen, Änderungen, Verordnungen und Neuregelungen, die dann zu-
weilen ganz ungewollt dem ehrbaren Kaufmann das Leben schwer machen.



Wirtschaftskriminalität:
Unsichtbares Phänomen - Der Ausweg :

Kooperation ist ein Mittel, private Prävention und
staatliche Repression auf diesem Gebiete effektiv
zu verbinden. Der retrospektive Blick auf 75 Jahre
Arbeit im Kampf gegen unlautere und kriminelle
Erscheinungsformen im Wirtschaftsleben bestätigt
ein Motiv der Gründer, dass nämlich schon das
Bestehen von PRO HONORE, der Zusammen-
schluss vieler ehrbarer Kaufleute, der entschlossene
Wille, den Kampf gegen die Wirtschaftskriminalität
aufzunehmen, sich fühlbar macht und günstige
Wirkung zeigt.

Wirtschaftskriminalität neuartiger Prägung einer
neuen aktiven Wertschätzung präventiver, informa-
tiver Maßnahmen gegenüberzustellen, ist ein Schritt,
den PRO HONORE geht, um Paroli zu bieten. 75
Jahre Arbeit auf diesem Gebiet sind auch hinrei-
chend Motivation, im Interesse der Wirtschaft und
der Allgemeinheit mit allem Engagement diesen
Weg weiter zu gehen.



SCHUFA. Auch wenn die Zusammenarbeit der einzelnen SCHUFA-Gesell-
schaften im Bundesgebiet lange Zeit hindurch recht harmonisch verlaufen war,
wurde das Verhältnis im Laufe der Zeit durch die Unverträglichkeit wirt-
schaftlichen Gewinnstrebens und gemeinnütziger Tätigkeiten getrübt.

Mitte der 60er Jahre musste daher die "Unternehmerschaft"

	

von PRO
HONORE in einer Form enden, die angesichts der in langen Jahren geleiste-
ten Arbeit und erzielten Erfolge in einem schwer verständlichen Kontext
steht. PRO HONORE und SCHUFA-Hamburg bleiben durch :ihre langjäh-
rige gemeinsame Historie verbunden. Heute zählt die SCHUFA-]Hamburg zu
den namhaften Förderern von PRO HONORE .

Das Organ :

Im Juli 1913 erscheint bereits Heft 1 der "Monatlichen Mitteilungen" der Zen-
tralstelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen, herausgegeben im Auftrage
des Verbandes der Rechtsauskunftstellen . Dieser Vorläufer des WARNUNGS-
DIENSTes fasst einschlägige Beobachtungen und Hinweise über Schwindelfir-
men und betrügerisch tätige Personen zusammen und warnt vor entsprechen- .
den Erscheinungsformen .

Konsequenterweise hat PRO HONORE diese Mitteilungsplattform im
Zuge der Zusammenarbeit übernommen und dafür den neuen inhaltsprägen-
den Namen WARNUNGSDIENST festgelegt . Seit April 1928 erscheinen die
Informations- und Warnblätter nun in zunächst zweimonatlichem, später in
monatlichem Turnus. Nummer 1/Jahrgang 1 trägt das Vorwort des Vorstandes :
Der Zweck der Mitteilungen soll sein, die Bezieher vor Schaden zu bewahren .
Durch Sammlung der Blätter wird die Möglichkeit gegeben, sl"ich eine Art
Register zweifelhafter Unternehmungen anzulegen . Mögen diese Blätter zu-
gleich dazu beitragen, das Interesse an der Arbeit von PRO HONORE weiter
zu fördern und mögen sie eine freundliche Aufnahme finden . Der WAR-
NUNGSDIENST - vom 15 . April 1934 bis zu seiner vorläufigen Einstellung
im Herbst 1944 herausgegeben von der Deutschen Zentralstelle zur Bekämp-
fung der Schwindelfirmen - konnte diese Intention im Grundsatz über Jahr-
zehnte beibehalten. Das "Wiedererstehen des Warnungsdienstes" als gemein-
same "Hamburger Ausgabe" in Verbindung mit den "Vertraulichen Mitteilun-
gen" der Hamburger Privatauskunfteien e .V. und mit der "SCHUFA" Hanse-
atische Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung beschrieb Dr. Han-
nes Kaufmann im Oktober 1949 unter dem Titel "Im richtigen Augenblick" :
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PRO HONORE

An alle Firmen und Organisationen, die noch
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nicht Bezieher des �Warnungsdienstes" sind.
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Der unterzeichnete Verein �Pro honore" erlaubt sich,

Ihnen die Nummer 2 seines �~Varnungsdienstes" zu über ;

reichen in der Annahme, daß Sie ein Interesse am Inhalt

dieser Zeitschrift haben und sich daher vielleicht noch ent;

schließen werden, die Zeitschrift dauernd zu beziehen . Der

Bezugspreis beträgt RM . 3.- jährlich . Sie werden gebeten,

sich zur Bestellung der anliegenden Postkarte zu bedienen .

HAMBURG 11, im Juni 1923 .
Börse, Zimmer 204

PRO EIONORE

Di. H. Reymann
Vorsitzender

Rundschreiben für den seit April 1928 neu erscheinenden WARNUNGSDIENST: Damals
noch in Zusammenarbeit mit dem wenig später in PRO HONORE integrierten Gross-
hamburgischen Ausschuss zur Bekämpfung der Schwindelfirmen.

Die deutsche Wirtschaft hat schwer zu kämpfen. Keiner

kann es sich leisten, Verluste durch gewissenlose Elemente

zu erleiden, die sich durch Betrug und Schwindel ein leich-

tes Einkommen und Dasein verschaffen wollen. Ihnen gilt

unser Kampf heute mehr denn je . Die Gewerbefreiheit er-

leichtert ihnen ihr dunkles Gewerbe. In ihrer Häufung

können sich die dadurch entstehenden Verluste zu einem

volkswirtschaftlichen Schaden auswirken, den wir uns in



heutiger Zeit nicht leisten können. Diesen so klein als mög-

lich zu halten, ist Ziel unserer Arbeit . Der "Warnungs-

dienst" wird wiefrüher wieder Artikel über das Gebiet des

Wirtschaftsschutzes sowie Warnungen vor Firmen und die

Gewerbeuntersagungen enthalten. Wir sind uns bewusst,

dass in der Anfangszeit noch Mängel auftreten werden. Wir

werden jedoch bemüht sein, diese möglichst bald zu beseiti-

gen und den "Warnungsdienst" immer weiter auszubauen

und ihn wieder wie in früherer Zeit zur warnenden Stimme

im Kampfe gegen die Schwindelfirmen und zum Verbin-

dungsglied zu unseren Mitgliedern werden zu lassen .

Heute sollen die Informationen von PRO HONORE nicht nur die Be-
zieher, sondern vor allem die Leser des WARNUNGSDIENSTes vor Verlust
und Verdruss schützen . Der WARNUNGSDIENST trägt zugleich dazu bei,
Informationen weiterzugeben, auszutauschen, über Erfahrungen zu berichten
und Arbeitsvorgänge zu koordinieren . Denn Wirtschaftskriminalität moderner
Prägung weiß nur allzu gut, Lücken im Informationsnetz auszunutzen! Der
WARNUNGSDIENST wendet sich gezielt an Adressaten, die mit entspre-
chenden Vorkommnissen in ihrer täglichen Arbeit konfrontiert werden, sei es
aus sachbearbeitender, auskunftserteilender oder informierender Sicht.

Die Ausgaben nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland sind
beredtes Beispiel für die Notwendigkeit dieser Warnungen und geben anschau-
lich Zeugnis von der wechselseitigen Durchdringung wirtschaftlicher Situati-
onen und wirtschaftskrimineller Handlungsformen .

Schwindel mit der Wohnungsnot - Preisrätsel und Preisausschreiben als Mittel
schwindelhafter und unlauterer Werbung - Umgelegte Ausgleichswechsel
Der Kampf gegen das Schmiergeld - Gefährdung der Erwerbslosen durch
Schwindelunternehmen

	

Geldknappheit und Finanzzeitschriften - Problem
des Schneeballgeschäfts

	

Wieverdiene ich leicht Geld ? - Vorsicht vor "Wilden
Maklern" - Geldnot und Geldvermittlung - Übereinandergetürinte Prolon-
gationswechsel - Bedenkliche Methoden beim Erwerb von Bestellungen auf
fotografische Vergrößerungen - Die Seuche der Preisausschreiben - Baukosten-



zuschußschwindel - Motorräder gegen Wochenraten von DM 5 - Adress-
buchschwindel - Der Arzneimittelvertrieb durch Hausierer und ambulante
Händler - Toto-Tip-Tabellen - Wohltätigkeit und Schwindel - Insolvenzen im
Spiegel der Statistik - Wechsel im Teilzahlungsgeschäft

	

Scheckbetrug - Ehe
Anbahnungs-Institute - Wettvoraussagen als Geschäft

	

Bauvertrag und Bau-
schwindel - Unzulässige Bücher- und Zeitschriftenwerbung - Abstandszahlung
für Altwohnräume - Die kaufmännische Moral als Fundament der Markt-
wirtschaft - Beratung deutscher Auswanderer - Der Streit um den Marken-
artikel - Schutz vor Arbeitsvertragsbruch und Abwerbung von Arbeitskräften
. Gegen das Geschenkunwesen im Geschäftsleben - Erdstrahlen - Unredliche
Geschäfte mit der Fremdenwerbung - Direktverkäufe - Kreditwucher - Blin-
denseife - Geigenkrieg

	

Entschuldungsbüros - Eigene Wachsamkeit ist der
beste Schutz vor Betrug Unlautere Werbung für Warenautomaten - Verdäch-
tige Aktienangebote - Unlautere Werbung für Schlankheitsmittel - Betrug mit
dem Absatz von Schreibmaschinen - Fernunterrichtsschwindel - Kaffeefahrten
Tricks beim Ankauf von Gebrauchtwagen Der unredliche Vertreter an der
Haustür - Geschäfte jenseits der Grenze des Seriösen - Betrug mit Titeln - Das
Geschäft mit: dem Aberglauben

Angehörige aus Handel, Handwerk, Dienstleistung und Produktion sind eben-
so wie - und als - private Verbraucher Zielgruppen bestimmter unseriöser,
unlauterer und wirtschaftskrimineller Handlungs- und Erscheinungsweisen,
über die der WARNUNGSDIENST berichtet . Die damit entstandene
Dokumentation ist in ihrer Art einmalig . Sie wird belegt und flankiert von
einer umfangreichen Sammlung von Begleitunterlagen, Straf- und Zivilurteilen .
Der WARNUNGSDIENST erscheint in seiner traditionellen Aufmachung
zuletzt im Februar 1978, im 47 . Jahrgang . Datenschutzrechtliche, aber auch
organisatorische Gründe stehen der weiteren Verbreitung des Dienstes ent-
gegen. Ab Frühjahr 1980 publiziert PRO HONORE zunächst die als Nach-
folgeorgan konzipierten Mitteilungen, bis im März 1984 der WARNUNGS-
DIENST mit einer Nullnummer den 48 . Jahrgang seines Erscheinens einläute-
te . Der WARNUNGSDIENST ist bis heute ein fester Bestandteil der Arbeit
von PRO HONORE. Er ist sozusagen das Fenster nach Draußen. Durch
Aufnahme des WARNUNGSDIENSTes in seine Internetseiten - www.pro-
honore.de - kann PRO HONORE Kontakt reit allen interessierten Personen
aufnehmen und in einen bis dahin nicht gekannten umfassenden Informa-
tionsaustausch treten . Das Jahr 2000 zeigt damit neue Dimensionen der
Wirtschaftskriminalitätsbekämpfung auf und öffnet PRO HONORE früher
kaum für möglich gehaltene Wege kooperativer Zielorientierung .



Lauterkeit und Seriosität im Geschäftsleben sind Attribute, die für den
ehrbaren Kaufmann ebenso wie für den Handwerksbetrieb, das Dienst-
leistungsunternehmen oder den Produzenten eine Selbstverständlichkeit
sind . Für ein solches Unternehmen ist der Grundsatz des gegenseitigen
Vertrauens fester Bestandteil der Geschäftsethik .

Es gibt aber eine Grauzone, in der unseriöse Geschäftemacher sich auf
Kosten ihrer Mitbewerber und zu Lasten des Verbrauchers unlautere
Vorteile verschaffen. Das Ausnutzen von Vertrauen und der Missbrauch
legaler Möglichkeiten schädigen dabei den Rufund das Ansehen der Wirt-
schaft und untergraben das gute Verhältnis zwischen den Marktbetei-
ligten .

Dem Verfall anständiger geschäftlicher Sitten und einer Aushöhlung
wirtschaftlicher Ethik entgegenzuwirken, ist ein Anliegen von PRO HO-
NORE. Diese Aufgabenstellung wird nicht zuletzt durch das Mitwirken
der Mitglieder, die sich in besonderem Maße zurWahrung der Grundsätze
von Treu und Glauben verpflichtet haben, ermöglicht .

Gegenüber den Partnern im Geschäftsleben, Mitbewerbern und
Verbrauchern, machen PRO HONORE-Mitglieder ihr Eintreten für
Lauterkeit und Seriosität im Geschäftsleben durch die Verwendung der
Kollektivmarke PRO HONORE deutlich .

Wegbegleiter

(1911 - 1978) und Großhamburgischer Ausschuss zur Bekämpfung
der Schwindelfirmen (1919 - 1930)

Den Gründern von PRO HONORE war gegenwärtig, welch unschätz-
baren Wert die im Jahre 1911 gegründete �Zentralstelle zur Bekämpfung der
Schwindelfirmen", eine Schöpfung des Verbandes der gemeinnützigen und
unparteiischen Rechtsauskunftstellen e.V., bis weit in den 1 . Weltkrieg hinein
gehabt hatte . Man erkannte in der Praxis der Rechtsauskunftstellen, in wel-
chem erheblichen Umfang unlautere Firmen und skrupellose Geschäftsmetho-
den ihr Unwesen trieben und wie sie insbesondere den Angehörigen der min-
derbemittelten Bevölkerungskreise zu schaffen machten.

Gegen Ende des 1. Weltkrieges ging die Tätigkeit sowohl des Rechts-
auskunftstellenverbandes als auch seiner besonderen Zentralstelle zurück . Um
deren Erliegen zu verhindern, schlossen sich 1919 in Hamburg eine Anzahl
von Einzelpersonen und Verbänden im Großhamburgischen Ausschuss zur



Trostbrücke mit Blick aufdas Patriotische Gebäude, dem Sitz von PRO HON'ORE von
März 1936 bis zur Ausbombung im Jahre 1943 (Aufnahme: um 1925)



Bekämpfung; der Schwindelfirmen zusammen . Aus dieser Entwicklung heraus
und angesichts zunehmender Verwilderung der Wettbewerbssitten durch
Korruption und Unlauterkeiten ergriff der damalige Leiter der � Öffentlichen
Rechtsauskunft- und Gütestelle", Dr. Hannes Kaufmann, die Initiative, auch
eine leistungsfähige Organisation für die Bekämpfung von Unlauterkeiten aller
Art auf dem Gebiet des Wirtschaftslebens zu errichten . Er fand in der Kauf-
mannschaft und bei Staatsstellen bereites Gehör und ständig sich mehrendes
Interesse .

So kam es letztlich im Jahre 1925 zur Gründung von PRO HONORE.
Beide - PRO HONORE und die Zentralstelle - bemühen sich fortan um Ehr-
barkeit und Sauberkeit in der Wirtschaft. Während die Zentralstelle aber ein
deutige Schwindelunternehmen bekämpft, nämlich Unternehmen, die syste-
matisch durch unlautere Machenschaften auf Schädigung ausgehen, wendet
sich PRO HONORE gegen einzelne Verstöße von Firmen, deren Geschäfts-
gebaren zwar insoweit beanstandbar ist, im übrigen jedoch nicht als schwindel-
haft charakterisiert werden kann . Bei der Aufhellung eines Sachverhalts wird
jeweils die eine oder die andere der beiden Institutionen federführend tätig.

Das gemeinsame Wirken beider Institutionen, denen die Handelskammer
Hamburg stets in großzügigster Weise Gastrecht gewährte, legte es nahe, den
Großhamburgischen Ausschuss in PRO HONORE zu integrieren und als
gemeinsamen Namen der Organisationen "Pro honore" zu benutzen . Es hatte
sich im Sommer 1930 als tunlich erwiesen, die Zentralstelle zur Bekämpfung
der Schwindelfirmen von Berlin nach Hamburg übersiedeln zu lassen, um die
wünschenswerte enge Zusammenarbeit mit "PRO HONORE Verein für Treu
und Glauben im Geschäftsleben e. V" intensiver und effizienter zu gestalten .
PRO HONORE ist die straffer organisierte und finanziell stärkere Institution.
Daher ergibt es sich ohne weiteres, dass sie die Geschäftsführung für die Zen-
tralstelle ausübt .

Im Jahre 1934 gibt es jedoch einen politisch ausgelösten Einschnitt in das
Dasein von PRO HONORE. Die Zentralstelle erhält ihre eigene Rechts-
persönlichkeit als eingetragener Verein . Sie nimmt unterdem Vorsitz des Ham
burger Rechtsanwaltes Dr. Raeke, MA.R . (Leiter des Amtes für Rechtsbetreu-
ung des deutschen Volkes) die Führung der Geschäftstätigkeiten an sich .

Im großen Sitzungssaal des Rathauses zu Hamburg würdigt - in Gegenwart
des Reichsjustizkommissars, Minister Dr. Frank - am 15 . April 1934 Vize-
präsident Oscar Martini - 1944/45 Vorsitzender von PRO HONORE - die
wichtigen Tätigkeiten von "pro honore" und des Verbandes der Rechtsaus-
kunftsstellen sowie der im Jahre 1911 zur Betreuung und zum Schutz minder-
bemittelter Volkskreise gegründeten Zentralstelle zur Bekämpfung der



Schwindelfirmen, die bald unter dem Namen "Deutsche Zentralstelle zur
Bekämpfung der Schwindelfirmen e.V." auftritt (amtl . Reg. am 26.4.1935) .

Es ist der allgegenwärtige und stetig zunehmende Einfluss nationalsoziali-
stischer Rechtspflege, der die Zentralstelle unter politische Leitung stellt und
in das System parteilich-ideologischer Rechtspflege integriert . Die Rollen der
Partner PRO HONORE und Zentralstelle innerhalb der Arbeitsgemeinschaft
verschieben sich mit der eingetretenen Machtübernahme . Während PRO
HONORE in den Augen der Nationalsozialisten keine sonderlich hoch zu
veranschlagende Institution ist, imponieren ihnen Zuschnitt und Arbeitsweise
der Zentralstelle und vor allem das beachtenswerte Archiv.

Die Reichsführung entschließt sich daher, der Zentralstelle weitgehende
Förderung zuteil werden zu lassen . Allen amtlichen Stellen wird die Kontakt-
aufnahtne mit ihr anempfohlen . Die �Zentralstelle" soll anordnungsgemäß als
die alleinige zentrale Stelle im Kampf gegen das Schwindelfirmenunwesen tätig
sein . Beide Organisationen haben ihre Tätigkeit bis ins Kriegsende 1945 hinein
fortgesetzt . Nachdem ihre Büros im Patriotischen Gebäude im Juli 1943 den
Bomben zum Opfer gefallen waren - und dabei der Hauptteil des Archivs
zerstört wurde -, zog man in Räume des "Bieberhauses" beim Hamburger
Hauptbahnhof ein .

Nach kriegsbedingter Unterbrechung der Arbeit konnten schon im Januar
1946 beide Institutionen wieder ihre Arbeit aufnehmen . Unter bereiter Mit-
wirkung des inzwischen neugegründeten Verbandes der Rechtsauskunftstellen
e . V fanden DZBS und PRO HONORE - mit Erlaubnis des zuständigen
Senators der Sozialbehörde, Bürgermeister Dr. Nevermann, und des Oberlan-
desgerichtspräsidenten Dr. Kiesselbach (Mitglied des PRO HONORE-
Präsidiums) - Unterkunft in Räumen der Öffentlichen Rechtsauskunft- und
Vergleichsstelle der Hansestadt Hamburg im damaligen Ziviljustizgebäude .

Dort - im Dammtorwall 41 IV - arbeiteten DZBS und PRO HONORE -
auch nach organisatorischer Trennung von der Rechtsauskunftstelle und
Erlangung eines selbständigen Mietvertrages - bis 1950 . Durch die vorteilhaf
te räumliche Verbindung mit den Gerichten und der Anwaltschaft war eine
besonders wirksame Verwertung des Materials für den Hamburger Bürger
ermöglicht . Auch die Anwälte konnten für Anfragen schneller und bequemer
an Informationen gelangen . Wenn die Unterkunft auch zunächst beschränkt
war, so war sie in der damaligen Zeit doch als außerordentlich günstig anzuse-
hen . Die Kälte in den Wintermonaten behinderte zwar die Arbeit . Auch ande-
re, hinlänglich bekannte Zeiterscheinungen wirkten sich erschwerend aus : Die
Desorganisation der alten Reichsverwaltung, der nur langsame Aufbau der
Länderverwaltungen, das teilweise Daniederliegen der Gerichtsbarkeit, das



Absinken der Wirtschaftsmoral . Umso höher ist es zu werten, dass die damali-
gen Mitarbeiter unter der Geschäftsführung von Dr. Arthur Schroers nicht auf-
gaben, sondern sich emsig an die Arbeit machten. Dr . Hermann Link - Initiator
der Deutschen Zentralstelle - und PRO HONORE-Gründer Dr. Hannes Kauf-
mann, übernahmen den Vorsitz in den zwei gemeinnützigen Institutionen .

Wie vorerwähnt, waren bei den Luftangriffen im Juli 1943 die Büroräume
der Vereine im Patriotischen Gebäude nahe der Trostbrücke zerstört und ihre
Archive vernichtet worden. Die ausgelagerte große Zentralkartei blieb - wie
sich kurz nach Kriegsende zeigte - jedoch erhalten . Da es zudem üblich gewe-
sen war, den Zweigstellen (Berlin und Wien) über bedeutsame Vorgänge
Durchschriften zu übermitteln und diese bei Kriegsende dort noch vorhanden
waren und rechtzeitig zurückgeschafft werden konnten, ließ sich die Archiv-
einbuße einigermaßen überwinden .

Hatte man vor der Währungsreform auf Anregung des Hamburger Wirt-
schaftssenators eine sehr umfangreiche Wirtschaftsdeliktkartei für das Gebiet
Großhamburg, die sog. "Schwarzmarktkartei", unter Zugrundelegung amtli
chen Materials zusätzlich geführt (woraus übrigens eine Reihe von Behörden
und Dienststellen ihren Nutzen zu ziehen vermochten), bescherte die
Währungsreform den zwei Vereinen einen kaum vorstellbaren Zuwachs ihrer
Aufgaben . Der Geschäftsbericht für 1950 kommentiert: "Die Geldknappheit
ließ bald zahlreiche der Arbeit ungewohnte Nutznießer von Scheinblüten der
Vorwährungszeit zu Mitteln des Betrugs und Schwindels greifen, um ihre
schlecht oder gar nicht fundierten Unternehmen über Wasser zu halten ."

Was an Auszeichnungen an PRO HONORE und die Deutsche Zentral-
stelle zu vergeben möglich gewesen ist, haben sie seitens der zuständigen
Behörden in . Hamburg und Bonn erhalten, nämlich die jeweilige Anerkennung
der "Gemeinnützigkeit" und der �Besonderen Förderungswürdigkeit" .

Die Auflösung der DZBS im Jahre 1978 war eines jener unrühmlichen
Kapitel deutschen Verbandslebens, über das man allzu schnell den Schleier
des Vergessens legt . Tatsächlich führt der Wegfall der DZBS-Inhalte und der
bis dahin gepflegten Mitgliedschaften zunächst zu einer diskriminierenden
Ausgrenzung PRO HONOREs bei auswärtigen Kammern und Behörden . Es
gelingt anfangs nicht, den infolge der vermeintlich sanierenden Abtrennung
der DZBS einsetzenden Prozess einer kontraproduktiven Monopolbildung zu
unterbinden und die abrückenden früheren Mitglieder, vor allem Industrie-,
Handels- und Handwerkskammern, von dem nach wie vor in PRO HONO-
RE präsenten hanseatischen Geist, hervorragenden Qualitäten und einem ein-
zigartigen Fundus an Know-how und Erkenntnismaterial bei der Bekämpfung
von Schwindelfirmen zu überzeugen .



Feuriger Auftackt zum neuen Jahrtausend am 31.12.1999. Ausklang der Jahresschluß-
versammlung des Ehrbaren Kaufmanns (VEEK) in der Handelskammer Hamburg.

Vers mlu-- , 'rnes EI r f ('seit 1925)

ie im Gründerjahr 1925 bereits seit 408 Jahren für die ]Hamburger
Wirtschaft existente Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns zu Ham-

burg stand der Errichtung von PRO HONORE, als Handlungsinstrument
gegen aktuelle und wirtschaftszersetzende Korruption und Unlauterkeiten,
sehr aufgeschlossen gegenüber. Man sah in PRO HONORE eine Vereinigung
engagierter und zukunftsorientierter Angehöriger der Wirtschaft, die in der
Umbruchzeit nach dem Ersten Weltkrieg für Anstand und Sitte des ehrbaren
Kaufmanns, für Treu und Glauben im Geschäftsleben aktiv einzutreten bereit
waren.

Die allgegenwärtigen Missstände zu bekämpfen, war eine Sache, die ganz
im Sinne des Ehrbaren Kaufmanns stand und die aus diesem Grund mit der
Stärke und dem möglichen Einfluss der etablierten Unternehmerschaft mitge
tragen wurde. PRO HONORE-Mitgründer und Präsidiumsmitglied, Her-
mann Rudolf Münchmeyer (Präses der Handelskammer Hamburg von 1923

bis 1927), äußerte sich in diesem Sinne zur Frage einer Erforderlichkeit des
"Ausschusses pro honore" gegenüber den Mitgliedern der Handelskammer
und der Presse .

Der am 7. April 1925 anlässlich der PRO HONORE-Gründung erfolgte
Aufruf des Ersten Bürgermeister, Dr. Carl Wilhelm Petersen, PRO HONORE



als Vertrauensstelle zur Bekämpfung des Bestechungs- und Schmiergelderun-
wesens anzunehmen, stand ganz im Sinne des Appells, den Kammerpräses
Hermann Münchmeyer wiederholt an die Mitglieder der Versammlung Eines
Ehrbaren Kaufmanns gerichtet hatte. In seiner Jahresschlussrede 1925, erklär-
te Kammer-Präses Münchmeyer vor der Versammlung Eines Ehrbaren
Kaufmanns zu Hamburg über Gründung und Zweck von PRO HONORE :

"Eine unliebsame Begleiterscheinung der ungünstigen Entwicklung der
Geschäftslage bildet das leider in manchen Beziehungen zu beobachtende
Sinken der früher in Hamburg üblichen hohen Auffassung von kaufmänni
scher Zuverlässigkeit und der unbedingten Notwendigkeit der Erfüllung über-
nommener Verpflichtungen. Hierin muss unter allen Umständen ein schleu-
niger und gründlicher Wandel eintreten . Dem Zusammenwirken der erwähn-
ten Börsenorgane mit den Fachverbänden der Kaufmannschaft und dem vor
Jahresfrist unter dem Vorsitz des Herrn Bürgermeisters Dr. Petersen errichte-
ten Ausschuss Pro Honore muss es gelingen, der strengen Hochhaltung von
Treu und Glauben wieder zu ihrem alten Recht zu verhelfen."

Chilehaus C. Eine bekannte Adresse von PRO HONO-
RE -Januar .1966 bis zum Sommer 1990.

Anton Cornelius Hüb-
be, Präses der Han-
delskammer Hamburg
(1927 - 1931) brachte
die föderative Koexis-
tenz zwischen den ähn-
lichen Organisationen
auf den Punkt, der
heute nicht minder ak-
tuell anmutet: "Der
Ehrbare Kaufmann in
Hamburg ist seit jeher
ein Hüter des kauf-
männischen Ehrbe-
griffs . Aufgabe von
"Pro honore" ist es,
durch praktische Ta-
gesarbeit in weiten
Kreisen für diese Auf-
fassung zu werben. "



Zwischen der

und der Firma

SCHUFA
Hanseatische Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung

im Verein >Pro Honores - Mitglied der Bundesschufa e . V.

SCHUFA
Hanseatische Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung

Hamburg 1, dein
Altstädter Straße 6
Fernsprecher : * 32 18 71
BANKKONTO :
Hamburger Sparcasse von 1827
Konto Nr. 35113
Postscheckkonto : Hangburg Nr . 34268

(1931 -1966)

ls nach dem 1 . Weltkrieg der Verkauf von Waren auf Abzahlung und
damit verbunden die Finanzierung solcher Geschäfte durch Banken und

Teilzahlungsinstitute einen ständig wachsenden Umfang annahm, mussten die
Kreditgeber nach Mitteln und Wegen suchen, um zu verhüten, dass Leuten
Kredit gewährt wurde, die schon anderweitig über ihre Verhältnisse hinaus sol-
che Kredite in Anspruch genommen hatten oder aus sonstigen Gründen nicht
mehr als kreditwürdig anzusehen waren . Die Auswertung der eigenen Er-
fahrungen mit dem betreffenden Kreditsuchenden genügte nicht, es kam dar-
auf an, sich auch die Erfahrungen anderer Kreditgeber mit ihm zunutze zu
machen. So kam man zu einem heute wohl nicht mehr genau feststellbaren
Zeitpunkt gegen Ende der Zwanziger Jahre auf den Gedanken, eine Zentral-
kartei ins Leben zu rufen, an die jeder Kreditgeber die gewährten Kredite
sowie etwaige negative Erfahrungen mit seinen Kreditnehmern bei der Kredit-
abwicklung melden sollte und von der jede um die Gewährung eines Teilzah-
lungskredits gebetene Firma Auskünfte über laufende bzw. erledigte Kredite
und etwaige negative Erfahrungen mit dem Kreditsuchenden einholen konnte .

Eine erste Einrichtung dieser Art - SCHUFA (Schutzgemeinschaft für all-
gemeine Kreditsicherung) genannt - wurde unter maßgeblicher Beteiligung der
BEWAG in Berlin ins Leben gerufen. Da diese Einrichtung sich bewährte,
wurde am 1 . Juni 1931 eine solche SCHUFA auch in Hamburg gegründet, und
zwar als Gesellschaft Bürgerlichen Rechts, deren Gesellschafter die SCHUFA
Berlin, die Firma DEFAKA, und - naheliegend - der Verein PRO HONORE
waren. Die Gesellschaft führte die Bezeichnung "SCHUFA - Hanseatische
Schutzgemeinschaft für Absatzfinanzierung und Kreditsicherung" .
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folgenden selbständigen Gewerbebetrieb angemeldet :

Beginn :
l
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t ,

Geschäftsräume : . .

Diese Bescheinigung ist lediglich die Bestätigung einer nach § ld =der Gewerbeor dnung erstatteten Anzeige über den Beginn
eines selbständigen stehenden Gewerbes . Eine etwa erforderliche Erlaubnis für den Beginn des Gewerbes ersetzt sie nicht .
Verlegungen und Veränderungen des Betriebes, Inhaberwechsel und Einstellung des Betriebes sind der obigen Behörde unvero
züglich anzuzeigen .
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Hamburg,

	

den . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . .. . . . . . .195 . : . . . . .

Im Jahr 1933 wurde - auf Empfehlung der Anwaltschaft - eine noch engere
Verbindung zwischen der SCHUFA und Pro Honore dadurch hergestellt, dass
das gesamte Vermögen und das umfangreiche Kartenmaterial der SCHUFA an
PRO HONORE übertragen wurde (Vertrag vom 9.11 .1933) . Bis zum Beginn
des Krieges nahm der Umfang der Tätigkeit der SCHUFA ständig zu . Sie
arbeitete auch nach dem Ausbruch des Krieges weiter, musste ihre Tätigkeit
dann aber 1943 einstellen, nachdem ihr Büro samt allem Arbeitsmaterial - rund
950.000 Karteikarten - durch Bombenangriffe vernichtet worden war.

Nach Ende des Krieges im Jahre 1945 setzte PROHONORE die Tätigkeit
der SCHUFA zu einem nicht mehr exakt feststellbaren Zeitpunkt wieder in
Gang . Aus dem Nichts entwickelte sie sich seit der Neugründung am 1 .1 .1949
ständig aufwärts . Bald wurden Zweigstellen in mehreren deutschen Groß-
städten errichtet . Die SCHUFA im Verein PRO HONORE prosperierte -
unter engagierter Mitwirkung von PRO HONORE-Gründer Dr. Hannes
Kaufmann - zu der größten SCHUFA-Gesellschaft innerhalb der Bundes-



SCHUFA. Auch wenn die Zusammenarbeit der einzelnen SCHUFA-Gesell-
schaften im Bundesgebiet lange Zeit hindurch recht harmonisch verlaufen war,
wurde das Verhältnis im Laufe der Zeit durch die Unverträglichkeit wirt-
schaftlichen Gewinnstrebens und gemeinnütziger Tätigkeiten getrübt.

Mitte der 60er Jahre musste daher die "Unternehmerschaft"

	

von PRO
HONORE in einer Form enden, die angesichts der in langen Jahren geleiste-
ten Arbeit und erzielten Erfolge in einem schwer verständlichen Kontext
steht. PRO HONORE und SCHUFA-Hamburg bleiben durch :ihre langjäh-
rige gemeinsame Historie verbunden. Heute zählt die SCHUFA-]Hamburg zu
den namhaften Förderern von PRO HONORE .

Das Organ :

Im Juli 1913 erscheint bereits Heft 1 der "Monatlichen Mitteilungen" der Zen-
tralstelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen, herausgegeben im Auftrage
des Verbandes der Rechtsauskunftstellen . Dieser Vorläufer des WARNUNGS-
DIENSTes fasst einschlägige Beobachtungen und Hinweise über Schwindelfir-
men und betrügerisch tätige Personen zusammen und warnt vor entsprechen- .
den Erscheinungsformen .

Konsequenterweise hat PRO HONORE diese Mitteilungsplattform im
Zuge der Zusammenarbeit übernommen und dafür den neuen inhaltsprägen-
den Namen WARNUNGSDIENST festgelegt . Seit April 1928 erscheinen die
Informations- und Warnblätter nun in zunächst zweimonatlichem, später in
monatlichem Turnus. Nummer 1/Jahrgang 1 trägt das Vorwort des Vorstandes :
Der Zweck der Mitteilungen soll sein, die Bezieher vor Schaden zu bewahren .
Durch Sammlung der Blätter wird die Möglichkeit gegeben, sl"ich eine Art
Register zweifelhafter Unternehmungen anzulegen . Mögen diese Blätter zu-
gleich dazu beitragen, das Interesse an der Arbeit von PRO HONORE weiter
zu fördern und mögen sie eine freundliche Aufnahme finden . Der WAR-
NUNGSDIENST - vom 15 . April 1934 bis zu seiner vorläufigen Einstellung
im Herbst 1944 herausgegeben von der Deutschen Zentralstelle zur Bekämp-
fung der Schwindelfirmen - konnte diese Intention im Grundsatz über Jahr-
zehnte beibehalten. Das "Wiedererstehen des Warnungsdienstes" als gemein-
same "Hamburger Ausgabe" in Verbindung mit den "Vertraulichen Mitteilun-
gen" der Hamburger Privatauskunfteien e .V. und mit der "SCHUFA" Hanse-
atische Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung beschrieb Dr. Han-
nes Kaufmann im Oktober 1949 unter dem Titel "Im richtigen Augenblick" :



An apple a day keeps the doctor away!
Wer kennt nicht diese oder jene Volks-
weisheit, deren gemeinsamer Nenner in
der Empfehlung liegt, möglichst naturna-
he Lebensmittel aufznehmen, um seine
Gesundheit gut zu erhalten und diesen
Status optimal zu pflegen . Sich Gutes
tun - lautet das Motto . Gutes Essen, ist -
neben diversen psycho-physischen Fak-
toren ein Teil der Umsetzung . Hat man
sich durch Essen in herkömmlichem
Sinne jedoch erst einmal zuviel des Guten
zugeführt, sprich : durch die ständige
übermäßige Zufuhr von Nahrungs- und
Genussmitteln einen Gesundheitsschaden
geholt, helfen die Erkenntnisse aus Volks-
weisheiten ebenso wie aus moderner
Ernährungswissenschaft wenig . Hier gilt
es, mit der anerkannten Kraft pharmazeu-
tischer Helfer in die kranken Abläufe
körperlichen Missmanagements einzu-
greifen . Der gesunde Mittelweg ist - wie
so oft - nicht immer einfach zu finden .
Und dabei ist es Fakt, dass Nahrung die
Gesundheit der Erdenbürger in hohem
Maße gefährdet und zerstört. Sei es, man
hat zu wenig oder zu viel des Guten . Und
selbst Gutes ist relativ. Angesichts zuneh-
mend fragwürdiger, intransparent che-
mischer Konservierungspraktiken und
unter Berücksichtigung länderübergrei-
fender Produktionsfehler durch krank-
machende Lebens- und Genußmittel,
man denke nur an BSE (Rinderwahn-
sinn), Listeriose (Milch- und Fleischbak-
terium), Weinskandal (Frostschutzmit-
tel!) u.ä . ist ein gutes Lebensmittel oder
der Genuss eines guten Tropfens eben nur
solange gut, bis gelegentliche Massener-
krankungen oder die Wissenschaft einem
im wahrsten Sinne des Wortes den

1 Rechtsanwalt in Hamburg

Otto D. Dobbeck

Nahrungsergänzungsmittel
Zankapfel und Kiwi in der Grauzone

Appetit verderben . Kenner wissen, dass
aktuell publizierte Erkenntnisse der
Wissenschaft nicht selten Früchte ge-
schickten Produktmanagements sind .
Wie anders erklärt sich, dass - rein wis-
senschaftlich betrachtet-heute Hunderte
wegen des Genusses von Butter und mor-
gen wegen des Konsums von Margarine
geschädigt werden. Dass es heute Kaffee
ist, der die Gesundheit zersetzt und mor-
gen der Schluck Tee oder Saft .

Der Blick hinter die Kulissen moder-
ner Lebensmittelproduktion, die Kennt-
nis über Fleischzucht, Käsereifung oder
Wurstproduktion - streng nach Gesetz
selbstverständlich - würde die Lust auf
Essen häufig wirkungsvoller beeinträchti-
gen, als seitenlange Abhandlungen über
ein Zuviel oder Zuwenig von dem einen
oder anderen Mittel . Und genau da fängt
es an, problematisch zu werden . Es ist die
Wortsilbe "Mittel", die sich sowohl im
Lebens- als auch im Heil- und im Arz-
neimittel findet und die dazu geführt hat,
dass man sich als Hersteller von Mitteln,
die zur Ergänzung der täglichen Nahrung
produziert werden, damit auseinanderzu-
setzen hat, ob diese Mittel, nämlich Nah-
rungsergänzungsmittel, denn nicht des-
wegen Arzneimittel sein könnten, weil sie
aufgrund der mehrdeutigen Bezeichnung
als Mittel eben nicht nur Lebensmittel,
sondern auch Arzneimittel hätten sein
können, weil resp . wenn sie zudem noch
so aussehen, wie ein solches eben übli-
cherweise aussieht .z

Wer denkt bei einem Produkt namens
KIWI-Kapseln denn schon daran, dass es
sich um ein Arzneimittel handelt? Kiwi,
ein exotisches Früchtchen, das dem
Verbraucher das Gute der Frucht ebenso



zuführt, wie die darin enthaltenen Stoffe .
Kinder lieben Kiwi . Alle reden von
KIWI, war denn die Aussage eines An-
bieters, der Kiwi-Kapseln in einer Tages-
zeitung bewarb .

Wer die als Nahrungsergänzung feil-
gehaltene Kiwi-Kapsel in der Apotheke
kaufen- wollte, weil er eben Lust auf
KIWI, die darin enthaltenen anderen
Früchte und auf das Gute der Frucht
hatte, durfte sich wie folgt belehren las-
sen' : Die KIWI-Kapsel ist ein Arznei-
mittel, das der Zulassungspflicht gemäß
§ 21 AMG unterliegt. Womit das Ham-
burger Landgericht nicht nur den Willen
des Verbrauchers ignorierte, der gar keine
Arznei kaufen, sondern schlicht seine täg-
liche Nahrung um Kiwi und andere
Früchte ergänzen wollte, sondern auch
den des Herstellers, der ein Lebensmittel

2

3
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»Alle reden von KIWI-Kapseln
- wir haben sie!

U.a. mit Stachelbeere, Ananas, Feige,
verbessert mit Beta-Carotin . . 60 Kps .

DM 48,0 unverb . Preisempf .
In Ihrer Apotheke erhältlich«

in den Verkehr bringen will und nun
plötzlich erfahren muss, dass er sich geirrt
hat, weil sein Lebensmittel so eben mal
zum Arzneimittel geworden ist, weil es
den einen oder anderen Kiwi-Esser gibt,
der Kiwi kauft, um damit mehr zu wol-
len, als sich zu ernähren, bzw. seine
Ernährung zu ergänzen . Kiwi wird zum
Arzneimittel wegen Verzehrmotivation!
Eine Wandlung des Produktes . Ein Irr-
tum des Anbieters mit weitreichenden
Folgen, denn der Verstoß gegen § 21
Arzneimittelgesetz kann als Straftat ge-
ahndet oder mit Bußgeld bis zu DM
50.000,-- versehen werden . Daneben be-
steht die in der Praxis eher anzutreffende
Möglichkeit, eine wettbewerbsrechtliche
Abmahnung zu erhalten, die - so man
denn auf seinem Recht (!) besteht - ein
teures Unterfangen sein kann. So im Fall
der Kiwi-Kapsel . Im angestrengten Pro-
zess eines sog . Schutzverbandes nach § 13
UWG, nahm das Gericht voll pharma-
zeutischer Achtung die Kiwi-Kapseln in
Augenschein und schritt zur Entschei-
dung . Ein Lebensmittel ist dies nicht,
schien der ehrwürdige Richter zu sagen, .
denn die kenne ich . Ein Arzneimittel
schon eher, denn die kenne ich auch . Und
so kam folgende Begründung zustande :

Nach der amtlichen Begründung zur Nährwertkennzeichnungsverordnung, 5 1 111 NKVo (Bundesrats-
drucksache 796/94, Seite 20) werden Nahrungsergänzungsmittel , also Lebensmittel, wie folgt definiert :
"Nahrungsergänzungsmittel sollen der Ergänzung der Nahrung durch die gezielte Zufuhr von z.B .
Vitaminen, Mineralstoffen, essentiellen Fettsäuren oder bestimmten Eiweißen oder Kohlehydraten die-
nen. Um den Ernährungsbedürfnissen gerecht zu werden, sollen die Nährstoffe in bedarfsgerechter Form
angeboten werden . Als Nahrungsergänzungsmittel im Sinne der Verordnung sind vorwiegend die in
Tabletten-, Kzpsel- oder Pulverform angebotenen Zubereitungen von Vitaminen oder Mineralstoffen
anzusehen ." Nahrungsergänzungsmittel zählen also zu den Stoffen im Sinne des § 1 LMBG. Artikel 1
der Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Lebensmittel, die für eint
besondere Ernährung bestimmt sind, v. 3 . 5 . 1989 (ABINr. L 126/27) unverändert übernommen aus der
Richtlinie 77/94/EWG v. 21 . 12 . 1976 (ABINr . L 26/55), definiert das Nahrungsergänzungsmittel wie folgt
(Zipfel, "Deutsches Lebensmittelrecht in der Europäischen Gemeinschaft", in European Food Law
Review 1992, Seiten 179 (187); Zipfel, Kommentar, a .a.O ., Bd . II, C 20, § 2 Rdnr. 57 .) " . . . (2a) Lebens-
mittel, die für eine besondere Ernährung bestimmt sind, sind Lebensmittel, die sich aufgrund ihrer beson-
deren Zusammensetzung oder des besonderen Verfahrens ihrer Herstellung deutlich von den Lebens-
mitteln des allgemeinen Verzehrs unterscheiden, die sich für den angegebenen Ernährungsz`veck eignen
und mit einem Hinweis darauf in den Verkehr gebracht werden, dass sie für diesen Zweck geeignet sind .
(2b) Eine besondere Ernährung muss den besonderen Ernährungserfordernissen folgender
Verbrauchergruppen entsprechen : . . . (ii) bestimmter Gruppen von Personen, die sich in besonderen ph~r -
siologischen Umständen befinden und deshalb einen besonderen Nutzen aus der kontrollierten Auf-
nahme bestimmter in der Nahrung befindlicher Stoffe ziehen können . . ." ; Der primäre Zweck des
Nahrungsergänzungsmittels ist es, die stofflichen und energetischen Bedürfnisse des Körpers im Wege der
Nahrungsergänzung zu befriedigen.
LG Hamburg, 406 0 27/96, Urt . vom 14 .5 .1997
(Europäischer Gerichtshof, Urt . vom 30 .11 .1983) : " . . . . .Ein Erzeugnis ist nicht nur dann als Mittel zur
Heilung oder zur Verhütung von Krankheiten zu bezeichnen, wenn es ausdrücklich (Etikett, Beipack-
Zettel, mündlich) als solches "bezeichnet" oder "empfohlen" wird, sondern auch dann, wenn bei einem
durchschnittlich informierten Verbraucher auch nur schlüssig, aber mit Gewissheit, der Eindruck ent-
steht, dass dieses Erzeugnis in Anbetracht seiner Aufmachung die beschriebene Wirkung haben müsse .
Dann kommt es insbesondere nicht auf eine entgegenstehende Absicht des Herstellers oder Vertreibers an,
das Präparat als Lebensmittel in den Verkehr zu bringen. Entscheidend ist allein, was sich der Verkehr von
derVerwendung des Mittels verspricht, ob er sich also vorstellt, dass er das Mittel der Ernährung oder des
Genusses wegen zu sich nimmt oder zur Erzielung anderer, arzneimitteltypischer Zwecke .



"Bei Anwendung dieser Grundsätze'
unterliegt es nach Überzeugung des Ge-
richts keinem Zweifel, dass es sich bei dem
streitgegenständlichen Mittel nicht um ein
Lebensmittel, sondern um ein Arz-
neimittel handelt. Das Gericht beschränkt
sich zur Begründung aufFolgendes:

Zunächst ist bei Betrachtung der
Inhaltsstoffe festzustellen, dass E. Zym
keine Nährstoffe in nennenswertem Um
fang enthält, die dem Aufbau und der
Erhaltung des menschlichen Körpers die-
nen und deren Mangel einen Schaden am
gesunden menschlichen Organismus her-
vorrufen könnte (vgl. BGH WRP 1995,
386 "Knoblauch-Kapseln "). Das gilt für
Ananas- und Stachelbeerepulver ebenso
wie für Kiwi- und Feigen-Fruchtpulver,
erst recht nicht für Milcheiweiß, Gelatine
und den Zuckeraustauschstoff Sorbit .
Entsprechend wird auf der Dose nicht et-
wa auf ernährungsphysiologische Zwecke
hingewiesen; vielmehr, so der Hinweis,
soll das Mittel "mit seinen Enzymen und
Aminosäuren den Stoffwechsel, insbeson-
dere die Verdauung und funktionelle
Darmtätigkeit anregen " können . Schon
dieser Hinweis weist deutlich auf die
Verwendung als Arzneimittel hin, wenn
nicht als Abführmittel, so doch als Mittel
zur Regulierung der Darmtätigkeit .

Der Einwand der Antragsgegnerin,
diese Aussage habe lediglich eine hilfrei-
che und erläuternde Funktion dahin, dass
der Genuss des Fruchtpulvers auf die ver-
dauungsbezogene Stoffzvechselaktivität -
ähnlich wie der Genuss von frischen
Früchten - wirken könne, geht fehl. Denn
es ist allein dieser Hinweis, aus dem der
Verkehr entnehmen kann, wozu das Mit-
tel überhaupt gut sein kann .

Wer die Dose betrachtet, muss allein in
der den Stoffwechsel anregenden Wir-
kung die Zweckbestimmung des Pulvers
erkennen; auf welche sonstige Einsatz-
zwecke der Verkehr bei Betrachtung der
Inhaltsstoffe kommen könnte, bleibt im
Dunkeln . So könnte etwa, wenn eine viel-
fältige Vitaminmischung enthalten wäre,
der Verkehr Vorstellungen von der Ver-
wendung des Pulvers gewinnen. Wofür

5 Urteil vom 9 .7 .1998, Az 3 U 219/97
6 vgl. OLG Frankfurt a.M ., Urt . v. 14 . 1 . 1997, MD 1997, 209 .

jedoch Stachelbeer- oder Ananaspulver
oder Kiwi-Fruchtpulver gut sein könnte,
dürfte dem Verkehr kaum geläufig sein .
In dem Hinweis einen "Warnhinweis"
vor überraschenden Wirkungen sehen zu
wollen, wäre abwegig.

Schließlich weist auch die Einnahme-
anweisung, auch wenn diese "Empfohl-
ener Verzehr" genannt wird, daraufhin,
dass es sich nicht um ein Lebensmittel,
sondern um ein Arzneimittel handelt.
Schon die Verwendung des Wortes "ein-
nehmen" vermittelt den Eindruck eines
Arzneimittels. Nach dem allgemeinen
Sprachgebrauch werden Lebensmittel
nicht eingenommen. Im übrigen drängt
die Empfehlung, 1 Kapsel täglich einzu-
nehmen, vorzugsweise zum Frühstück,
also - so muss der Verkehr annehmen -
nicht auf nüchternen Magen, auch nicht
vor dem Schlafengehen, den Vergleich zur
Tabletteneinnahme nachgerade auf. Auf
die Bezeichnung des Mittels durch die
Antragsgegnerin als Nahrungsergän-
zungsmittel kommt es nicht an . Schon aus
den vorstehenden Erwägungen folgt ein-
deutig, dass es sich bei E. Zym nicht um
ein Lebensmittel, sondern um ein Arz-
neimittel handelt, das der Zulassungs-
pflicht gemäß § 21 AMG unterliegt. "

Bleibt der Verzehrzweck im Dunkeln,
ist das Mittel eine Arznei! Eine bittere
Pille für den Anbieter allemal! Während
das Hanseatische Oberlandesgericht die
Kiwi-Skepsis der Vorinstanz bestätigtes,
urteilten andere Spruchkörper bereits
näher am Verständnis der einschlägigen
Hersteller- und Konsumentenkreise und
respektierten vor allem die lebensmittel-
stoffliche Bewertung der Nahrungser-
gänzung, die auch der Kiwi-Kapsel eine
optimierende, ergänzende Nahrungs-
eigenschaft zugebilligt hätte .

Der Experte für Lebensmittel zur
KIWI-Kapsel : "Die kombinierten Enz-
yme können zu einer Anregung des Stoff
wechsels, insbesondere der Verdauung
führen . In dem betrachteten Zusammen-
hang hat die Aktivität von Enzymen
im Bereich Verdauung/Stoffwechsel eine



ausschließlich ernährungsphysiologische
Bedeutung und ist in keinem Zusammen-
hang zu sehen mit arzneilichen Begriffen."

Womit eigentlich feststeht, dass die
Kiwi-Kapsel hinsichtlich ihrer stofflichen
Zusammensetzung (objektiv) Lebens-
mittelcharakter besitzt, denn sie erfüllt
den primären Zweck des Lebensmittels
1 LMBG), die stofflichen und energeti-
schen Bedürfnisses des Körpers zu befrie-
digen .

Es ist dabei sachimmanent und nicht
als Widerspruch zu dieser Bewertung zu
sehen, dass ein Nahrungsergänzungstnit-
tel nicht geeignet sein muss, in der kon-
kreten Darreichungsform, insbesondere
hinsichtlich der Aufnahmemenge, die ge-
samten Bedürfnisse des Körpers zu be-
friedigen . Nahrungsergänzung ist die zu-
sätzliche (ergänzende) Zufuhr von Stof-
fen, die im Zusammenhang mit der son-
stigen täglichen Nahrung zu bewerten ist.

In eben diesem Sinne hat auch das
OLG Stuttgart' ausgeführt, dass selbst bei
Vorliegen einer sehr geringen Menge
eines Nährstoffs dem Mittel nicht ohne
weiteres die Zweckbestimmung als Nah-
rung abzusprechen ist, wenn die geringen
Inhaltsstoffe zumindest eine ernährungs-
physiologische Wirkung haben, die sich
der Konsument deswegen wünscht, weil
diese Nahrungskomponente seiner täg-
lichen Nahrung fehlt .

Die Unterschreitung einer bestimm-
ten Tagesbedarfsmenge ist bei einem Nah-
rungsergänzungsmittel durchaus nicht
atypisch, sondern eher üblich . Die Wer-
bung für ein Nahrungsergänzungsmittel
kann daher den durchschnittlichen, ver-
nünftigen Interessenten nicht zu der An-
nahme veranlassen, dass die Versorgung
aus der täglichen Nahrung außer Betracht
bleiben kann. Der Hinweis auf eine
bestimmte (ernährungsphysiologische)
Wirkung eines Nahrungsergänzungs-
mittels ist daher nicht deshalb irreführend
(§ 17 I Nr. 5 b LMBG), weil mit der emp-
fohlenen Tagesdosis der normale Tages-
bedarf aller Vitamine und Mineralstoffe,
die für die angegebene Wirkung verant-
wortlich sind, nicht gedeckt ist. Aus eben
diesem Grunde kann aber auch eine sehr

7 OLG Stuttgart ZLR 1996, 463 (468) = WRP 1996, 941

geringe Inhaltsmenge bei der Bewertung
des Mittels nicht außer Betracht bleiben,
etwa mit der häufig anzutreffenden Be-
gründung, die Menge sei wegen Gering-
fügigkeit unbedeutend und spiele für die
Einordnung als Nahrungsergänzungsmit-
tel kein Rolle, weil sie beispielsweise nicht
so recht ernähren könne! Das - damit ei-
gentlich wirkungslose - Produkt sei nun
ein Arzneimittel! Denn wer inhaltslose
Mittel esse, verfolge damit wohl einen
ganz bestimmten Zweck, der jedenfalls
nicht der Ernährung diene und somit ein
arzneilicher Zweck sein muss .

Was Justitia - ganz zum Wohle der
Volksgesundheit, unser aller gemeinsames
Anliegen - bei der Nahrung in Kapseln
und Pillen schützen will, ist im Grunde
genommen ein Absurdum in Bezug auf
Lebensmittelkompositionen, die in ihrer
Stofflichkeit weder gefährlich sind, noch
eine pharmakologische Wirkung aufwei-
sen . Hier wird der Konsument in seiner
wirtschaftlichen Entschließung bevor-
mundet und der Hersteller in erhebli-
chem Maße benachteiligt . Was ist gegen
Lebensmittel - mit oder ohne Nährwert -
in Kapseln oder Tütchen oder gar in
Tablettenform zu sagen? Ist die stattfin-
dende Prüfung von Mitteln im Grau-
zonenbereich nach Inaugenscheinnahme
und juristischer Wägung vielleicht ein
Privileg wohlbetuchter Käuferschichten
von Nahrungsergänzungsmitteln? Ein
Sonderopfer der Justiz gar? Wer eigent-
lich schützt den gemeinen Esser? Den
armen Genießer von Schweinebauch,
Fast-Food, Pommes und Majo und und
und . . .? Wer bremst die Dame, die kürz-
lich an einem Übermaß von Karottensaft
zugrunde ging oder die - wer zählt sie -
vielen, vielen Bürger, die sich bis in die
Berufsunfähigkeit und letztlich bis ins
Grab hinein rund- und sattessen . Nicht
die Justiz, sondern der Arzt. Den Profit
macht die Pharmaindustrie . Nur ein Zu-
fall, dass auch die restriktive Bewertung
stofflich vertretbarer Nahrungsergän-
zung vornehmlich der Pharmabranche
zugute kommt?

Sei es die KIWI-Kapsel oder eine
völlig normale Apfelessig-Tablette, das



Eiweißpulver mit Vitaminextrakt oder
eine Meeresalgenpaste mit Mineralien,
Blütenpollen, Citrus-Extrakt mit Bio-
flavonoiden, Salbeiextrakt, GeleeRoyale,
Beerenextrakt oder ein ultraexotisches
Pulver aus Guarana, Yogapalme oder
schlicht eine Mixtur aus Haifischflossen
und Pflanzenfasern . Wer so was isst, ist
nicht normal? Wer so was herstellt und
anbietet, ist - in der Diktion unserer
Rechtshüter - nicht nur ein Gesetzesbre-
cher, sondern auch ein Krimineller, denn
er hätte ja wissen müssen, was eine richti-
ge Nahrung so ausmacht und was eben
nicht . Er fischt im Trüben, um reuelos
Reibach zu machen . Er tummelt sich in
einer Grauzone zwischen Lebens- und
Arzneimitteln, in der sein Produkt, ob-
gleich als Lebensmittel konzipiert, mit
der Elle des Arzneimittelgesetzes gemes-
sen wird . Eine Prozedur, die häufig völ-
lig harmlose, aber vom Äußeren einem
Arzneimittel gleiche Kapseln, Pillen und
Pulver schlicht und ohne Chance schach-
matt setzt . Denn welcher Anbieter bean-
tragt für sein Lebensmittel schon eine
Zulassung als Arznei?

Näher liegt in allen Fällen, in denen
Nahrungsergänzungsmittel, also Lebens-
mittel angeboten werden, eine Prüfung
nach dem Lebensmittelrecht, das gerade
bei Nahrungsergänzungsmitteln deutlich
besser, d.h . transparent und vor allem ge-
recht angewendet werden kann . Die die-
ses Gesetz anwenden, sind bislang weni-
ge . Aber wozu sonst haben wir ein Le-
bensmittelgesetz, wenn alles das, was vom
ersten Anschein, sprich : vom Äußeren
her, nicht so recht zum Reinbeißen ist,
sondern sich an neuen ernährungswissen-
schaftlichen Erkenntnissen in Menge und
Form orientiert, gleich zur Arznei mu-
tiert?" Geriebene Johannisbeeren, Stachel-
beerenextrakt, Eiweißpulver für Kraft-
sportler oder die KIWI-Kapsel für Frucht-
muffel!

Differenziert betrachtet der Verwalt-
ungsgerichtshof in München solche Mit-
tel . Er hatte sich mit einem Präparat, das
neben Haifischknorpelpulver auch Gela-

tine, Haferflocken, Apfelpulver, Aroma-
Stoffe, Sorbit und Vitamin E enthält, zu
befassen und kam zu dem Ergebnis, dass
dieses von seiner Stofflichkeit im Le-
bensmittelbereich angesiedelte Produkt,
das objektiv keine pharmakologische
Wirkung hat, jedenfalls nicht die Erwar-
tung des Verbrauchers weckt, dass der
Verzehr desselben überwiegend nicht der
("gesunden") Ernährung dienen solle .
Das Gericht stellte sich treffend zunächst
auf den Standpunkt des erkennbaren
Willens des Käufers und des Anbieters
und stellt fest :

"Wie j 17 I Nr. 5 S. 2 Buchstabe c
LMBG zeigt, geht aber auch das Gesetz
davon aus, dass allein der durch Werbung
erzeugte Anschein das Produkt nicht zu
einem Arzneimittel macht. Sonst wäre
diese Bestimmung, die für Lebensmittel
ein Werbungs- und Verkehrsverbot auf-
stellt, wenn ihnen durch Werbung der
Anschein von Arzneimitteln gegeben
wird, generell unanwendbar. Eine system-
gerechte Auslegung des Gesetzes verlangt
also, dass zu diesem Anschein weitere das
Erscheinungsbild prägende Umstände
hinzukommen müssen, um ein Produkt
als Arzneimittel erscheinen zu lassen .
Neben den bisher erörterten Umständen
sind auch Sensationsberichte in der allge-
meinen Presse über die Wirkung eines
banalen Mittels, wie ein aus Haifisch-
knorpelmasse hergestelltes Pulver . . .nicht
geeignet, das Erscheinungsbild des streit-
gegenständlichen Produkts als das eines
Arzneimittels zu prägen . Der durch-
schnittlich informierte, aufmerksame und
kritische Verbraucher weiß solche Be-
richte richtig einzuschätzen . Ihnen wird
in der Öffentlichkeit in aller Regel die
notwendige Skepsis entgegengebracht . "

Lebensmittel und Arzneimittel - eine
fragwürdige Wechselbeziehung

Warum die Alternative zum Lebens-
mittel nun gerade das Arzneimittel ist,
weiß so recht eigentlich nur der, der sich
von Amts wegen oder als bekennender
Mittäter, Hersteller, Vertreiber oder

8 vgl . "Die Bewerbung von Lebensmitteln mit Krankheits- oder Gesundheitsbezug" -Einige grundsätzliche
Ausführungen zu S 18 Abs . 1 Nr. 1 LMBG aus Anlass der Entscheidung "Gelenk-Nahrung" des BGH
vom 4.12 .1997 (1 ZR 125/95), von Stefan Weidert in GRUR 1999, 955-965 m.w.N .

9 VGH München, Beschluss vom 13 .5 .1997, 25 CS 96 .3855, NJW 1998, 845 ; siehe auch Klein, "Nahrungs-
ergänzung oder Arzneimittel?", im NJW 1998, 791-796 m.w.N .



schlicht als Mitgenießer grauzonenbehaf-
teter Mittel mit der Sache befasst . Allge-
mein bekannt sind Nahrungsergänzungs-
mittel als Funktionsnahrung für Sportler,
Büromenschen oder Menschen in Aus-
nahmesituationen (wie z.B . Stress, Diät) .
Ein Blick zurück : Wer erinnert sich nicht
an die Tafel Schokolade oder die Ener-
gieriegel, die einem Mutter zum Schul-
ausflug eben noch mal schnell zusteckte,
um den zusätzlichen Kalorienverschleiß
beim Wandern auszugleichen . Oder den
Traubenzuckerdrops und die Kakaopille,
die über Energietiefs bei Klassenarbeiten
und den Bundesjugendspielen hinweg-
helfen sollten . Wer hat zur Stillung von
Hunger oder Esslust nicht schon einen
kalorienlosen Vitaminriegel mit Füllef-
fekt gegessen, weil das kalte Buffet am
Vorabend allzu üppig ausfiel?

Gemeinsam ist solcher Zusatznahrung
der Zweck, bestimmte Situationen zu
überbrücken, und damit Fehlleistungen,
zum Beispiel durch ernährungs- und
situationsbedingte Defizite zu vermeiden .
Will der Verbraucher sich mit dem Nah-
rungsergänzungsmittel nicht "normal"
(Mahlzeit) ernähren, sondern sich und
seinen Körper in kleinen Dosierungen,
also teelöffelweise oder durch eine Nähr-
oder Ballaststoffkapsel beeinflussen -
eigentlich das, was Ernährung so im Auge
hat - fängt es schon an, kritisch zu wer-
den, denn es könnte ein Fall des § 2 Abs .
1 Nr. 5 AMG vorliegen, wenn diese Be-
einflussung nicht "lebensmittelecht" ist!

Wie ist zu differenzieren?

Arzneimittel i.S.d . § 2 Abs . 1 Nr. 1
und 5 AMG sind Stoffe und Zubereit-
ungen mit der (objektiven) Zweckbe-
stimmung, durch Anwendung am oder
im menschlichen Körper Krankheiten,
Leiden, Körperschäden oder krankhafte
Beschwerden zu heilen, zu lindern, zu
verhüten oder zu erkennen oder die Be-
schaffenheit, den Zustand oder die Funk-
tionen des Körpers oder seelische Zu-
stände zu beeinflussen . Nicht als Arznei-
mittel zu qualifizieren sind nach § 2

Abs . 3 AMG Lebens- (Genuß-)mittel i .S .d.
§ 1 LMBG.

Diese Ausschlussabgrenzung knüpft
an den vielfach vorhandenen ambivalen-
ten Verwendungszweck von verzehrfähi-
gen Produkten an (vgl . § 7 LMBG : Essen,
Kauen, Trinken sowie jede sonstige Zu-
fuhr von Stoffen in den Magen) und stellt
klar, dass Lebensmittel häufig arzneiiden-
tische Wirkungen haben, die jedoch von
der Erfassung als Arzneimittel ausge-
nommen werden sollten .

Nach der gesetzlichen Systematik
kommt eine Qualifizierung als Arznei-
mittel demgemäss nicht in Betracht, wenn
festgestellt ist, dass es sich bei dem fragli-
chen Erzeugnis um ein Lebensmittel han-
delt . Das Arzneimittelgesetz sieht diese
Verweisung in Form einer negativen Fik-
tion zur Einschränkung des Arzneimit-
telbegriffes ausdrücklich vor . Demgegen-
über enthält es dadurch, dass es Stoffe mit
überwiegend anderen Zwecken als dem
der Ernährung oder des Genusses vom
Lebensmittelbegriff ausnimmt, eine un-
bestimmte Rückverweisung . Sie besagt
allerdings nicht, dass die Verneinung
der Lebensmitteleigenschaft eines Stoffes
ohne weiteres zur Qualifizierung als Arz-
neimittel führt .

Es ist zunächst unabhängig voneinan-
der der Arzneimittelbegriff und der
Lebensmittelbegriff zu untersuchen und
zu prüfen, ob und unter welchen Voraus-
setzungen Produkte die Voraussetzungen
des einen oder des anderen Begriffes
erfüllen . Dabei ist - nimmt man als Ein-
stieg die Frage nach dem Arzneimittel -
der Arzneimittelbegriff zu prüfen und die
entsprechende Feststellung der Arznei-
mittel-Eigenschaft zu treffen, was auch
deshalb nahe liegt, weil die bloße Ver-
neinung der Lebensmitteleigenschaft
eines Produktes im Hinblick auf seine
überwiegend andere Zweckbestimmung
als die seines Verzehrs, überwiegend zur
Ernährung oder zum Genuss nicht ohne
weiteres bedeutet, dass es sich um ein
Arzneimittel handelt. Vielmehr ist auch
dann die Prüfung erforderlich, ob das
Produkt unter den Begriff des Arznei-
mittels subsumiert werden kann oder ob
gleichgewichtige Verwendungszwecke
vorliegen, die es gebieten, das Produkt als
Lebensmittel einzustufen .'



Die Bestimmung der Rechtscharakt-
eristik eines Produkts orientiert sich
demnach in einem Regel-/Ausnahme
verhältnis . Nur wenn sich - bei einem am-
bivalenten Produkt wie beispielsweise
einer Nahrungsergänzung in Kapselform
- nach der Annahme der Voraussetzungen
des § 2 Abs . 1 Arzneimittelgesetz feststel-
len lässt, dass der Verzehr überwiegend
zu anderen Zwecken als zur Ernährung
oder zum Genuss, d.h . zu einem zuvor
anzunehmenden Arzneizweck erfolgt,
handelt es sich nicht um ein Lebensmittel,
sondern ein Arzneimittel . " Korrekter-
weise muss, um ein Produkt aus dem
Regelungszusammenhang des Lebens-
mittel- und Bedarfsgegenständegesetzes
herauszulösen, der "andere Zweck" - den
Bestrebungen des Arzneimittelgesetzes
entsprechend - dahin zielen, mit dem
Mittel eine arzneiliche Wirkung herbei-
zuführen . Lässt sich dies nicht feststellen
oder verbleiben an der überwiegenden
Zweckbestimmung Zweifel, handelt es
sich bei dem in Frage stehenden Erzeug-
nis um ein Lebensmittel . Es unterfällt
allein den Regelungen des Lebensmittel-
und Bedarfsgegenständegesetzes .'z

Die Zweckbestimmung

Bei der Abwägung, ob der eine oder
der andere Zweck überwiegt (Zweckbe-
stimmung), ist zunächst an objektive
Merkmale (Stofflichkeit, Aufmachung)
anzuknüpfen . Bei der Abwägung eines
überwiegend anderen Verwendungs-
zwecks ist auf die Verkehrsanschauung
abzustellen . Bei einem Knoblauchprä-
parat in Kapselform kam beispielsweise
der Bundesgerichtshof zu dem Schluss,
dass das Produkt kein Lebensmittel sei,
da der Verbraucher Knoblauch aufgrund
der allgemeinen Bekanntheit der medizi-
nischen Wirkungen des darin enthaltenen
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Wirkstoffs und wegen der Darreichungs-
form (in Blisterstreifen abgepackte Ge-
latinekapseln) als der Arterienverkalkung
vorbeugendes Arzneimittel einnehme ."
Das Gericht sah selbst den Verzicht auf
eine Werbung mit Indikationen nicht als
ausreichend an, den Arzneimittelcha-
rakter in Frage zu stellen . Zu Ernäh-
rungszwecken könne das Knoblauch-
Produkt schon deswegen nicht verwendet
werden, weil es - im Gegensatz etwa zu
Vitaminpräparaten - keine Nährstoffe in
nennenswertem Umfang enthalte, die dem
Aufbau oder der Erhaltung des menschli-
chen Körpers dienen und deren Mangel
einen Schaden am gesunden menschli-
chen Organismus hervorrufen würde .,

Aussagen zum Produkt und
Objektive Stoffbewertung

Aussagen zum Produkt (Werbung,
Beipackzettel, Aufmachung) sollten sich
bei einer Nahrungsergänzung nur auf den
gesunden Konsumenten beziehen . Der
Konsument muss das Mittel in der Ab-
sicht erwerben, seine Nahrung zu ergän-
zen . Ist bei der Feststellung der Produkt-
zielsetzung (Verwendung/Zweckbestim-
mung) eine überwiegende abweichende
Zweckbestimmung nicht festzustellen, ist
das Mittel regelmäßig ein Nahrungs-
/Lebensmittel."

Selbst bei gleichgewichtiger Verwend-
ungsbestimmung als Nahrung bzw. als
Arzneimittel wird das Mittel noch als
Lebensmittel einzustufen sein." Ein Min-
eral-/Vitamintrunk, der zur Ergänzung
der täglichen Nahrung und zugleich
gegen bestimmte Beschwerden oder zur
Vorbeugung solcher Zustände getrunken
wird, ist nicht ohne weiteres als Arz-
neimittel zu qualifizieren . Je üblicher da-
bei eine bestimmte Darreichungsform,
z.B . als Kapsel oder als Tablette, ist, desto

vgl . VGH München, Beschluss vom 13 .5 .1997, 25 CS 96 .3855, NJW 1998, 845
so auch Rabe in NJW 1990 - Seiten 1390 ff "Arzneimittel und Lebensmittel - Abgrenzungsproblematik
und europarechtliche Dimension"
entspricht : VGH München, Beschluss vom 13 .5 .1997, 25 CS 96 .3855, NJW 1998, 845
BGH, Urt . v. 10 . 1 . 1995, WRP 1995, 386 - "Knoblauchkapseln"
BGH, a .a .O ., m.w.N ., Seite 388 .
BGH, NJW 1976, 1154 - "Fencheltee" ; Zipfel, a .a .O ., C 100 § 1 Rdnr. 35; entspr . OLG Frankfurt a.M .,
MD 1997, 209, 211 - "Nahrungsergänzung" ("Entscheidend ist allein, was sich der Verkehr von der
Verwendung des Mittels verspricht, ob er sich also vorstellt, dass er das Mittel zur Ernährung, zum Ge-
nuss oder zur Erzielung anderer, arzneimitteltypischer Zwecke zu sich nimmt") .
Zipfel Kommentar zum Lebensmittelrecht Band 11 C 100 § 1 RNr 37 6



mehr kommt es auf die objektive Stoff-
bewertung und die dadurch zu erzielende
Wirkung an . Fehlt einem Stoff bzw . einer
Zubereitung die Eignung zur Ernährung,
was auch bei extremer Konzentration
einer Zutat der Fall sein kann (z.B . eine
Kapsel entspricht 10 kg einer Nahrung,
die man allenfalls in Mengen bis zu 1 kg
zu sich nimmt ; zumutbar : 2 Ananas, 2 kg
Apfelsinen, 500 g Steak u.ä . Mengen, die
z.B . Sportler und schwer arbeitende Men-
schen durchaus aufnehmen könnten),
verliert die Nahrungsergänzung ihren
Charakter als Nährstoff und wandelt sich
zum Arzneimittel, weil die hohe Kon-
zentration eine pharmakologische Wir-
kung gleichsam indiziert .

Ähnlich bei einer Überdosierung von
Vitaminen, z .B . ab der 3- bis 4fachen
Menge des täglichen Vitaminbedarfs eines
Erwachsenen," wobei aber die Darrei-
chungsform und die Verzehrempfehlung
des Herstellers maßgebliche Beachtung
finden sollen . Bei Vorliegen einer sehr
geringen Menge eines Nährstoffs ist
dagegen dem Mittel nicht ohne weiteres
die Zweckbestimmung als Nahrung ab-
zusprechen, wenn diese geringen In-
haltsstoffe zumindest eine ernährungs-
physiologische Wirkung haben, die sich
der Konsument deswegen wünscht, weil
diese Nahrungskomponente seiner tägli-
chen Nahrung fehlt .

Die Rechtsprechung sieht allzu lang-
sam und befremdlich in der Nahrungs-
ergänzung eine zeitgemäße Form der
Ernährung," die als Resultat neuer Nah-

rungserkenntnisse und im Zusammen-
hang mit modernen Technologien zur
Herstellung bestimmter Nahrungsstoffe
zu betrachten ist . Dabei sollte die Dar-
reichungsform eines Mittels in Kapsel-
form'' ebenso wenig als Hinweis auf ein
Arzneimittel gewertet werden, wie die
Angabe, das Präparat sei in der Apotheke
erhältlich . Auch ein verhältnismäßig
hoher Preis darf grundsätzlich nichts an
der Einordnung als Lebensmittel` än-
dern . Die zum Fragenbereich der Be-
zeichnung des Produktes und der Name
des Herstellers/Vertreibers ergangenen
unterschiedlichen Entscheidungen und
Standpunkte" belegen indes die Proble-
matik, die Vertrieb und Werbung für
Nahrungsergänzungsmittel mit sich brin-
gen und für den Anbieter kaum zumutba-
re Rechtgefälle aufweisen, die es durch
eine lebensnahe und konsumenten-
freundliche Justiz zu überwinden gilt .

Richtungsweisend im Sinne der Nah-
rungsergänzungsmittel-Freunde mag
man eine Entscheidung zu sog . negativer
Kalorienzufuhr durch Füllstoffe betrach-
ten . Das Schleswig-Holsteinische OLGZZ

urteilte, dass ein Mittel, dessen Zweck es
ist, den Hunger beim Anwender zu
dämpfen - die Inhaltsstoffe : Garcina
Cambogiae-Schale Fiber und Hydroxy-
zitronensäure erzeugen ein Sättigungs-
gefühl - ein Lebensmittel ist, weil außer
Füll- und Quellstoffen weitere Nähr-
stoffe darin enthalten sind, es sich also um
ein Kombiprodukt mit Ergänzungs-
ernährungszweck handelt .Z3

17 Vitamine sind bis zu einer bestimmten Höchstmenge (1-3,5-fache Ernährungs-Tagesdosis) grundsätzlich
Lebensmittel ; siehe auch VO über vitaminisierte Lebensmittel ; zur Abwägung der Zweckbestimmung
grundlegend : BGH, GRUR 1976, 430 = NJW 1976, 1154 - "Fencheltee" ; bei Knoblauchkapseln a.A .
BGH, WRP 1995,386; OLG ylünchen, MD 1996, 870 (umfassend OLG Hamburg, MD 1996,
500 (505) ; KG, WRP 1995, 211 (216) .

18 vgl. OLG Frankfurt am Main aaO ; ein Mittel mit der Bezeichnung "Haar- und Nagelvit" weist lediglich
auf ein Lebensmittel hin (Nahrungsergänzung) . Die dem Produkt beigemessene Funktion, den Haar- und
Nagelzustand zu verbessern, reicht nicht aus, es als Arzneimittel einzuordnen (OLG Stuttgart, Urt . v. 3 .
5 .1996, WRP 1996, 941) ; "Stoffwechsel-Aktiv-Kapseln" sind Lebensmittel (gem . C 1 DiätV0) . Dabei darf
nicht mit der Angabe "schützen die Zellen" geworben werden (§ 17 1 Nr. 5a LMBG), wogegen die
Aussage "aktivieren den Stoffwechsel" statthaft ist (KG Berlin, Urt . v. 20 . 4 . 1995, MD 1995, 961 ; Urt . v.
21 . 11 .1996, MD 1997, 333 - Nachtkerzenöl) .

19 Siehe C 7 LMBG und § 1 Abs . 3 NährwertkennzeichnungsVO .
2C OLG Frankfurt a.M ., Urt . v. 14 . 1 . 1997, MD 1997, 209 ; a .A . OLG Koblenz, Urt . v. 28 . 5 . 1996, WRP

1996 - "Figurafit mega" .
21 Forstmann, "Arzneimittel, Lebensmittel, diätetische Lebensmittel und Nahrungsergänzungsmittel- Ab-
grenzung und Werbung", m.w.N ., in GRUR 1997, 102 .

22 OLG Schleswig, Urteil vom 26 .1 .1999, 6 U 71/98
23 Enthalten die Schlankheitsmittel jedoch außer Füll- und Quellstoffen weitere Nährstoffe, lebenswichtige

Vitamine und Spurenelemente und bewirken die Mittel eine Gewichtsabnahme dadurch, dass der Ver-
braucher sich ganz oder teilweise von ihnen ernährt, während die unverdaulichen Bestandteile ein Gefühl
der Sättigung vermitteln sollen, so dienen sie überwiegend der Ernährung (Kloesel/Cyran, Arzneimittel-
gesetz, § 2 Arzneimittelgesetz, Anm, . 83 a) .



Auch der Bundesgerichtshof urteilte
kürzlich deutlich aufgeschlossener. Mit
seiner Entscheidung zu dem Amino-
säurestoff L-Carnitin, einem diätetischen
Lebensmittel, dürften viele Streitigkeiten
um wahrhaftige Kleinkrämerei einen ver-
söhnlichen Abschluss nehmen . Es ist zu
hoffen, dass die BGH-Entscheidung,
nach der die Darreichungsform und die
Verpackung sowie der Vertrieb über
Apotheken kein ausreichender Hinweis
auf ein Arzneimittel mehr sind, ein
Meilenstein für Nahrungsergänzungs-
mittel wird" und Kiwi auch in der Kapsel
nicht seine Qualitäten als Frucht verliert.
"Es ist" - so die Entscheidung des BGH
- "üblich geworden, dass Nahrungser-
gänzungsmittel, die der Ergänzung der
Nahrung durch die gezielte Zufuhr von
bestimmten Stoffen wie z.B . Vitaminen,
Mineralstoffen, essentiellen Fettsäuren
oder bestimmten Eiweißstoffen oder
Kohlehydraten dienen, vgl . Amtliche
Begründung zu § 1 111 Nährwert-
kennzeichnungsverordnung, NKV, BR-
Drucks . 796/94, S . 20, wie Arzneimittel in
Tabletten-, Kapsel- oder Pulverform
angeboten werden . Solche Darreichungs-
formen sind bedarfsgerecht und schließen
als_ solche nicht aus, dass die Stoffe oder
Zubereitungen als Nahrungsergänzungs-
mittel angesehen werden (vgl . Amtliche
Begründung zu § 1 III NKV, a.a .O ., S . 20) .
Dementsprechend kann der Anwendungs-
hinweis auf der Verpackung ("Im all-
gemeinen täglich 1 Capsette lutschen oder
kauen"), der in dieser Art auch bei einem
Arzneimittel gegeben werden könnte, für
die Einordnung als Arzneimittel oder
Lebensmittel nicht ausschlaggebend sein .
Auch bei einem Nahrungsergänzungs-
mittel kann ein Bedürfnis des Verkehrs
nach einem Hinweis darauf bestehen, wel-
che Mengen pro Tag sinnvollerweise ein-
genommen werden sollten (OVG Berlin
Pharma Recht 1995, 263, 270 ; VGH
München NJW 1998, 845, 846) .

Ebenso ist der ausschließliche Vertrieb
über Apotheken kein sicheres Indiz für
eine Zweckbestimmung als Arzneimittel .
Nahrungsergänzungsmittel, die - wie

dargelegt - vielfach wie Arzneimittel ver-
packt werden, gehören zu den apothe-
kenüblichen Waren (§ 25 Nr. 6 ApBetr-
O) . Aus dem Vertrieb über Apotheken
kann deshalb nicht auf ein Arzneimittel
geschlossen werden (OVG Berlin Pharma
Recht 1995, 263, 270 und 1995, 403, 410;
Köhler, ZLR 1999, 599, 606 f ., m.w.N.) " .

Genuss ohne Reue

24 BGH GRUR 2000, 528 Urt . vom 10 .2 .2000, Az : I ZR 97/98

	

L-Carnitin"
25 Walter Zipfel aa0 Lebensmittelrecht, § 1 LMBG RNr. 43

Es ist schließlich auch eine zu enge
Sicht beider Abwägung des Begriffs "Ge-
nuss", zu überdenken . Bislang nimmt
man diesen ausschließlich auf Wohlbe-
finden im Bereich von Geschmacks- oder
Suchtmitteln wie Alkohol, Nikotin, Kof-
fein an . Zipfels Lebensmittelkommentar21

definiert Genuss wie folgt : "Genußmittel
sind Stoffe, die keine oder nur unwesent-
liche Mengen an Nährstoffen enthalten,
von denen aber eine anregende Wirkung
auf körperliche Funktionen ausgehen
(physiologisch-funktionsfördernde Wir-
kung) . . ." . Genuss meint -und dies ist im
Wege sachangemessener Interpretation
festzulegen - Wohlbefinden des gesamten
Körpers mit allen Sinnen. Genuss findet
meines Erachtens deshalb auch, wer zur
Mahlzeit bewusst ein Ergänzungslebens-
mittel zu sich nimmt, um beispielsweise
fettreiche Kost besser genießen zu kön-
nen .

Bei der Frage, ob ein Produkt (Lebens-)
Genussmittel ist, gilt kein allgemeiner
Maßstab, sondern es ist stets anhand einer
individuellen Prüfung festzustellen, ob
für den jeweiligen Konsumenten das be-
stimmte Produkt für diesen ein Genuss
ist . Der allgemeine Maßstab wird diesem
Merkmal nämlich in keiner Weise ge-
recht, was schon deutlich wird, wenn
man Alkohol (Schnaps) als Genussmittel
ansieht und diesen Maßstab auf Nicht-
trinker oder Kinder anlegt . Das Produkt
würde überwiegend Ekel und Abscheu
erregen . Legt man demnach einen indivi-
duellen Maßstab an, dann ist der Konsu-
ment des Betroffenen-Produktes gefragt
und dieser wird seine Nahrungsergän-
zung in jedem Falle als Genuss oder Nah-



rung empfinden, weil er sich durch die
Aufnahme dieses Produktes einfach opti-
mal ernährt sieht und damit besser fühlt .

Resümee :

Skepsis und Vorbehalte gegenüber
Nahrungsergänzungsmitteln sind abzu-
bauen. Die unsensible Einordnung unter
das Raster des Arzneimittels verkennt
den Sinn solcher Mittel . Scharlatanerie,
Irreführung und Übertreibung - Be-
gleiterscheinungen auf diesem Markt -
lassen sich mit den allgemeinen Wettbe-
werbsgesetzen und dem Lebensmittel-
gesetz besser und gezielter verfolgen . Vor
allem hat dies den Vorteil, dass man den
Wettbewerb nicht durch unsinnige und

einschneidende Eingriffe zum Nachteil
seriöser Anbieter und gegen die Interes-
sen des Konsumenten verzerrt .

Das Arzneimittelgesetz sollte nur da
eingreifen, wo dem Mittel selbst pharma-
kologische Wirkaussagen zugeordnet
werden oder arzneiliche Inhaltsstoffe
festzustellen sind .

Ansonsten muss der Markt sich über-
lassen bleiben und es zulassen, dass
wir Eiweißpulver von neuseeländischen
Grünlippenmuscheln mit Rotweintablet-
ten, als Hors-d'oeuvre eine leckere Fisch-
ölkapsel mit guten Omega-3-Säuren,
sanft gewürzt mit spanischem Knoblauch
und zum Dessert Kiwi-Capsetten mit
honiggesüßtem Apfelessig so richtig
genießen können .

Einmal tippen,

.

imn1Prdabeise,n

Mit Lotto im
Die Abo-Broschüre, jetzt in jeder Hamburger
Lotto-Annahmestelle, im Internet unter
www.lotto-hh.de oder unter 6 32 05-163 . Viel Glück! LOTTO. DIE GROSSE FREIHEIT.



Vor A Wochen hatte ich einen sehr
schwierigen Beratungsfall : Ein selbstän-
diger Handwerksmeister ist in große exi-
stentielle Not geraten . Nicht nur für sei-
nen Betrieb, sondern - wie es im Hand-
werk üblich ]Ist - für seine gesamte Fa-
milie, weil die gesamte Familie mithaftet .
Ich konnte den Fall persönlich nicht
lösen. Ich brauchte den Rat eines Exper-
ten, eines Anwaltes, der für derartige Fra-
gen das Wissen hat . Ich habe einen An-
walt angerufen, den Fall geschildert und
er sagte mir daraufhin : "Schicken Sie mir
den Mann, am besten kommt direkt die
Ehefrau mit, und ich werde mich darum
kümmern . "

Ich musste dann dem Anwalt sagen,
da ist aber keine Masse mehr vorhanden .
Sie, müssten dann umsonst arbeiten . Ich
kann Ihnen kein Honorar zusagen . Da-
raufhin sagte mir der Anwalt : "Wir haben
jetzt September, ich kann absehen, dass
mein Jahresergebnis einigermaßen zufrie-
denstellend ausläuft . Ich habe ein Auto,
ich habe ein Haus, meine Kinder studie-
ren . Ich kann mir das leisten, und ich habe
außerdem ein Sozialbudget jedes Jahr, das
habe ich in diesem Jahr noch nicht ausge-
schöpft . Wenn ich das nicht tun könnte,
würde mir die Arbeit keine Freude berei-
ten.Schicken Sie mir den Mann." Ich habe
ihn hingeschickt . Er hat den Fall hervor-
ragend gelöst - ohne Honorarberech-
nung .

Warum erzähle ich diesen konkreten
Fall? Es gibt sie also doch, die Menschen
in unserer Wirtschaft, in unserer Gesell-
schaft - vielleicht viel stärker als wir mei-
nen -, die Eigenverantwortung wahrneh-
men. Und ich habe ganz bewusst keinen
Fall aus dem Handwerk gewählt, weil Sie

Dr. Jürgen Hogeforster'-`

Unternehmen und Verantworten:
Meister, Manager oder Mehr

sonst gesagt hätten, jetzt macht der Ho-
geforster wieder Reklame fürs Hand-
werk . Die kommt natürlich später noch!
Zum anderen möchte ich daran die Frage
knüpfen : Hat sich dieser Anwalt richtig
verhalten? Ich meine jetzt nicht richtig im
juristischen Sinne . Davon verstehe ich
nichts, sondern mehr im Sinne der Be-
triebswirtschaft .

Hat er betriebswirtschaftlich richtig
gehandelt, als Unternehmer? Denn er ist
ja gleichzeitig selbständiger Unterneh-
mer. Zunächst nein, denn in der Zeit, in
der er kostenlos jemanden beraten und
geholfen hat, hätte er anderes tun können,
hätte er Umsatz machen können und
damit einen höheren Gewinn . In unserem
Staatssystem wird zwar dann der größte
Teil des Gewinns weggenommen. Inso-
fern könnte man dankbar sein, dass es
sich nicht mehr lohnt, noch zusätzliche
Gewinne zu machen, sondern etwas So-
ziales zu tun .

Ich möchte die These aufstellen und
darüber ein wenig mit Ihnen Gedanken
austauschen, dass sich dieser selbständige
Anwalt auch betriebswirtschaftlich rich-
tig verhalten hat, hundertprozentig rich-
tig verhalten hat . Warum? Er hat mir
nämlich gesagt : "Was wäre mein Beruf,
wenn ich daran keine Freude habe . Ich
kann nicht nur für Geld arbeiten."

Das hat mich wahnsinnig beeindruckt .
Ich will Freude haben am Tun . Und wenn
jemand beim Tun sehr viel Freude hat,
wird ihm kostenlos eine Energie zuflie-
ßen, wird er die Arbeit leichter machen
können, er wird mehr Kunden bekom-
men und damit ist es auch betriebswirt-
schaftlich sinnvoll . Wir müssen nur Be-
triebswirtschaft richtig definieren .

Dr. Hogeforster ist Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer Hamburg. Mitschrift eines frei gehalte-
nen Vortrages auf dem 1 . PRO HONORE-Forum am 29 . Oktober 1998 im Albert-Schäfer-Sa<1 der
Handelskammer ]Hamburg .



Zum anderen : ich mache überall Re-
klame für diesen Anwalt . Er hat in mir
einen richtigen Werber gefunden, und ich
bin überzeugt, mit seinem Verhalten wird
er neue, treue Kunden finden .

Also meine Aussage : Wertorientie-
rung steht nicht gegen Betriebswirtschaft .
Ich habe nur den Eindruck, dass in vielen
Unternehmen der Teil Wertorientierung
zu kurz kommt. Und ich möchte mit
Ihnen darüber nachdenken, dass wir für
eine nachhaltig langfristig erfolgreiche
Unternehmenspolitik Betriebswirtschaft
und Wertorientierung, Unternehmens-
ethik benötigen und uns an beiden aus-
richten müssen . Dass dies kein Gegensatz
ist, dass eine Wertorientierung im Unter-
nehmen keine Sozialdusselei darstellt,
sondern ganz schlicht betriebswirtschaft-
liche Notwendigkeit, um erfolgreich zu
sein . Um den materiell erreichten Wohl-
stand zu sichern, brauchen wir Wert-
orientierung oder noch etwas stärker auf
den Punkt gebracht : Ich habe den Ein-
druck, dass wir unseren Geist verwirt-
schaftet haben und es gilt nun, nachzuho-
len!

Warum ist diese Wertorientierung so
wichtig, warum ist diese geistige Ent-
wicklung so alles entscheidend für unsere
Zukunft? Dazu in Stichworten sieben
Gründe, warum es für ein Unternehmen
so wichtig ist, sich an Werten - an wel-
chen Werten werde ich dabei zum Aus-
druck bringen - stärker zu orientieren :

Ich behaupte, der Wertverfall und die
mangelnden Wertorientierungen führen
zu roten Zahlen auf der betriebswirt-
schaftlichen Ebene . Wir haben längst kei-
nen '_Markt mehr des Verkäufers, sondern
die Käufer bestimmen, was zu geschehen
hat . Und die Käufer wollen Qualität, sie
wollen Vertrauen mitkaufen, sie wollen
von dem Unternehmen mit dem Produkt
oder einer Dienstleistung zugleich Werte
erhalten, die sie so dringend benötigen :
Die Kunden wollen einen Mehrwert!

Ein konkretes Beispiel aus dem Hand-
werk : Wenn ich eine schlechte Arbeit ma-
che, beispielsweise im Baubereich, dann
werden zwangsläufig die Forderungen
der Kunden wachsen, höhere Garantie-
leistungen zu erhalten. Nämlich ein Si-

cherungseinbehalt nicht nur für 2 Jahre,
wie es die Vergabeordnung vorschreibt
oder für 5 Jahre, -wie es das Bürgerliche
Gesetzbuch vorsieht, sondern für 10 oder
noch mehr Jahre, wie es der Markt er-
möglicht . Immer mehr Kunden wollen
mit der Bauleistung den Wert "Sicher-
heit" erhalten . Viele Auftraggeber verlan-
gen mittlerweile 10-jährige Garantieleis-
tungen . Das ist ein Ausdruck dafür, dass
kein Vertrauen vorhanden ist, dass die
Qualität nicht in dem Maße da ist, dass
eben die Werte, die dort hinter stehen,
nicht zu dementsprechenden Arbeiten
geführt haben, also wird damit die Pro-
duktion verteuert . Je höher die Garantie-
leistungen, je höher die Einbehalte, je teu-
rer wird die Produktion, je schlechter das
betriebswirtschaftliche Ergebnis .

Ein zweiter Grund: ein dynamischer
Wandel verlangt eine Wertorientierung .
Meine sehr verehrten Darnen und Her-
ren, ich bin der felsenfesten Überzeu-
gung, dass wir seit Beginn der 90er Jahre
in eine neue Zeitepoche eingetreten sind,
die etwa vergleichbar ist mit dem Beginn
der Industrialisierung . Wenn wir in 10/15
Jahren einmal zurückschauen, werden
wir feststellen, in dem letzten Jahrzehnt
dieses Jahrhunderts ist eine völlig neue
Zeitepoche angebrochen und je schneller
der Wandel, je dynamischer die Entwick-
lungen sind, und wir alle erleben ja, wie
dynamisch es weitergeht, je wichtiger ist
eine Wertorientierung . In dieser hekti-
schen Welt, die weltweit vernetzt ist, fühlt
der Mensch sich nicht mehr zu Hause,
sucht eine Orientierung, und die Orien-
tierung erhalten wir in allererster Linie in
unseren Werten . Je klarer wir die Werte
leben für uns im Unternehmen, aber auch
für unsere Mitarbeiter - je besser ist unse-
re Orientierung . Es kommt zunehmend
darauf an, als Unternehmer mit klaren
Wertvorstellungen durch diese chaotische
Welt das Unternehmen erfolgreich zu
steuern .

Dritter Grund, warum wir mehr
Wertorientierung benötigen : Über eine
ausgeprägte Wertorientierung im Unter-
nehmen erhalten wir eine starke Sozial-
energie, die uns keinen Pfennig Geld
kostet . Was meine ich damit? Wir alle
wissen, wenn jemand nur seine Pflicht tut



- das ist zuwenig . Wir erwarten von
einem Mitarbeiter - ich jedenfalls -, dass
er für sein Unternehmen brennt, sich
dafür einsetzt, mit Leidenschaft dabei ist .
Gleichzeitig ist jedoch bei vielen Un-
ternehmen diese Emotionalität ausge-
blendet . Wie kann ich denn erwarten,
dass jemand leidenschaftlich arbeitet,
wenn ich Emotionen nicht zulasse?
Emotionen gehören zum Erfolg .
Um welche Werte geht es dabei?
Wenn ich im Unternehmen nur Angst

haben muss, bei jeder nächsten Gelegen-
heit meinen Arbeitsplatz zu verlieren,
dann wird dort nie eine große Leistung
herauskommen, dann kann ich maximal
Pflichterfüllung erwarten . Pflichterfül-
lung allein ist zu wenig . Wenn ich dage-
gen erreichen . kann, mit meinen Mitar-
beitern gemeinsam für das Unternehmen
zu brennen, wenn wir eine gemeinsame
Wertorientierung haben und damit die
Ziele vorgeben, die Wege der Zielerrei-
chung jedoch dem Einzelnen stärker
selbst überlassen kann, erzeuge ich
Freude, erzeuge ich eine kostenlose Euer-
gie, die zu mehr Erfolg führt und zu
Kostensenkungen .

Vierter Grund für mehr Wertorien-
tierung : Ich behaupte, überall dort, wo in
unserer Gesellschaft starke Engpässe lie-
gen, sind dort die allergrößten Chancen .
Beispielsweise ; wenn Umweltgüter sehr
knapp werden und einen Engpass darstel-
len, ist das ein Zeichen dafür: da lohnt es
sich zu investieren, denn das wird ein
Zukunftsmarkt . Es ist ganz klar, denn
Engpässe sind dadurch gekennzeichnet,
dass das Angebot im Verhältnis zur
Nachfrage zu gering ist, also sind Eng-
pässe immer hoch interessante Signal-
wirkungen für Zukunftsfelder. Und ich
behaupte, in unserer heutigen Zeit, und
das ist auch der Anlass dieser heutigen
Tagung, haben wir ausgeprägte Wertdefi-
zite, also einen Engpass in der Wertorien-
tierung. Und dann sind darin riesengroße
Chancen für uns, die wir stärker nutzen
sollten, auch in unseren Unternehmen .

Fünfter Grund für mehr Wertorien-
tierung und den mag der eine oder andere
jetzt etwas kritisch betrachten : Ich be-
haupte, wir erreichen durch Wertorientie-
rung in den Unternehmen weniger Staat .

Wir haben eine gesellschaftliche
Arbeitsteilung, die uns mittlerweile einen
Staatsanteil von über 50 % beschert hat,
und wir schimpfen darüber.

Aber, meine sehr verehrten Damen
und Herren, einmal : der Staat sind wir,
zum anderen, der Staat hat uns etwas
abgenommen - aber wir haben es auch
abgegeben! Wir haben es zugelassen . Und
immer wenn der Staat ein Gesetz macht,
über das wir heute schimpfen, ist dies ein
Zeichen dafür : wir haben selbst nicht ge-
handelt . Unsere Verantwortung war nicht
da!

Wenn wir im Unternehmen Umwelt-
schutz ernst nehmen, und auf unsere
Umwelt achten, und das ist eine Wert-
orientierung, dann brauche ich keinen
Staat, der Gesetze macht . Dann ist das
Thema überflüssig . Also, wenn wir weni-
ger Staat haben wollen, müssen wir bei
uns selbst anfangen, wir müssen dem
Staat die Aufgaben "klauen", wegneh-
men, und dies geht nur über eine entspre-
chende Wertorientierung, nämlich über
Eigenverantwortung .

Und daraus leitet sich direkt mein
sechster Grund ab, warum wir mehr
Wertorientierung benötigen : Wir werden
die notwendigen gesellschaftlichen Re-
formen - unabhängig von irgendeiner
parteipolitischen Färbung - aus meiner
Sicht nur bekommen, wenn wir selbst zu
mehr Wertorientierung bereit sind und
uns in eine richtige Richtung hineinbege-
ben . Denn das System ändert sich nicht,
wenn wir uns nicht ändern . Auf einem
Apfelbaum wachsen keine Birnen! Wenn
wir sagen, wir wollen Reformen-haben,
und ein wichtiges Ziel aller Reformen ist
ja mehr Eigenverantwortung, mehr
Freiheit, dann muss ich diese Eigenver-
antwortung aber auch als Wert vorleben,
muss sie realisieren, muss es tun . Wer
vom Staat Reformen will, muss sie selbst
vorleben . Reformen in unserer Gesell-
schaft sind nur möglich, wenn wir die
Eigenverantwortung selbst auch tatsäch-
lich ausfüllen . Alles fängt bei uns selbst
an .

Letzter Grund, warum wir mehr
Wertorientierung benötigen . Das Grund-
prinzip des Unternehmers ist, Verant-
wortung zu tragen .



Das Kernstück eines Unternehmens
ist für mich ein Mensch, der selbständig,
eigenverantwortlich handelt und Verant-
wortung trägt, für sich und für andere, für
das Ganze, für seine Mitarbeiter, aber
auch ein Stückchen für seine Umwelt .

Unternehmer müssen Gewinne ma-
chen, das ist für mich gar kein Thema.
Wir brauchen Gewinne in Unternehmen.
Sie sind im Handwerk viel zu niedrig . Wir
brauchen eine höhere Eigenkapitalquote .
Aber auch hier gilt, für Geld alleine lohnt
es sich nicht zu arbeiten . Wir müssen
auch als Unternehmer, ich hatte es am
Beispiel des Anwaltes schon gesagt,
Freude, Energie, Erfüllung, Erfolg durch
wahrgenommene Verantwortung errei-
chen . -

Und meine Damen und Herren, Ver-
antwortung ist die Kehrseite der Freiheit .
Wer immer nur Freiheit fordert, und
nicht bereit ist, die Verantwortung einzu-
bringen, der ist nur frech . Ein kluger
Amerikaner hat einmal gesagt, die Frech-
heit ist die Freiheit der Sklaven, die
immer nur gefordert wird, aber nicht
durch entsprechende Verantwortung ein-
gelöst wird . Oder wie es mir einmal ein
Meister gesagt hat : Die Kasse muss so-
wieso stimmen ; ich will höchste Qualität
und zufriedene Kunden . Das war seine
Wertorientierung . Deswegen ist er sehr
erfolgreich .

Soweit 7 Gründe, warum ich meine,
dass wir auch aus ganz simplen betriebs-
wirtschaftlichen Gründen - ebenso aus
gesellschaftspolitischen Gründen - eine
verstärkte Wertorientierung brauchen,
die nach meiner Vorstellung sehr stark
nach dem Prinzip der Verantwortung er-
folgen muss . Der Verantwortung, die
jeder einzelne wahrnehmen muss . Ich
werde dazu nachher noch einige Worte
sagen .

Jetzt die Frage : Wie erreichen wir
mehr Wertorientierung? Wie kann man
das bewerkstelligen? Es hat ja keinen
Zweck, Ihnen nur zu sagen, wir brauchen
sie . Können wir es auch bewerkstelligen?

Und hier eine kurze Vorbemerkung :
Ich bin der Meinung, wir erleben in dieser
neuen Zeitepoche einen sehr starken
Paradigmawechsel, einen vollständigen
Wechsel der Verhaltensweisen . Früher ist

es so gewesen, dass die Wertorientierun-
gen in erster Linie von "oben" vorgege-
ben und "unten" gelebt wurde . Es war die
Kirche, es waren die Wissenschaftler, es
war dann Politik, die Werte bestimmt
haben in der Gesellschaft . Ich behaupte,
in unserer heutigen Zeit und erst recht
morgen, ist es immer weniger möglich,
die Werte oben zu bestimmen und unten
zu leben, sondern wir werden dazu ver-
stärkt kommen müssen, dass der einzelne
Mensch für sich herausfindet, was für ihn
gut ist, was er verantworten kann . Also,
es wird sehr stark zu einer Individual-
ethik kommen . Das ist meine Grundaus-
sage .

Was bedeutet dies für einen Unterneh-
mer? Wenn der Unternehmer sich neben
der Betriebswirtschaft auch an anderen
Werten orientiert, wird ihm kein Pastor,
kein Professor, kein Politiker, kein Be-
rater sagen können, an welchen Werten
sich dieser Unternehmer orientieren soll .
Er wird es nur für sich selbst alleine ent-
scheiden können und mit seinen Mit-
arbeitern in Einklang bringen müssen .
Also sehr stark eine individuelle Ethik .
Und deshalb gibt es auch keine Patent-
rezepte .

Ich möchte Ihnen einige grundlegende
Wege und dann einige Beispiele abschlie-
ßend aufzeigen : Mein erster grundlegen-
der Weg lautet : den Geist entwickeln.

Es ist bereits angeklungen . Ich kann
leider auch das aus Zeitgründen nicht ver-
tiefen . Geist entwickeln bedeutet, die gei-
stige Basis unserer Werthaltung stärker in
den Vordergrund zu stellen durch All-
gemeinbildung, in der beruflichen Bil-
dung, in der Weiterbildung . :Dies wäre ein
eigenes, sehr spannendes und wichtiges
Thema! Aber geistige Entwicklung bein-
haltet auch einen erweiterten Begriff der
Betriebswirtschaft . Ich habe selbst in mei-
nem Studium erlebt, wie eng Betriebs-
wirtschaft definiert wurde . Ich habe Jahre
gebraucht, das zu vergessen. Da war ich
richtig dankbar, dass ich das vergessen
hatte und dann zu einer vernünftigen
Definition der Betriebswirtschaft kam .
Wir können den Geist entwickeln durch
Informationen, Erfahrungsaustausch
und Beratung, aber am aller stärksten



durch das eigene Vorbild im Unter-
nehmen . Und ich unterscheide im Un-
ternehmen 4- Ebenen auf denen wir den-
ken, handeln und auch Vorbild sein kön-
nen.

Die erste Ebene ist die Ebene der
Bilanzen . Hier schlägt sich alles materiell
nieder, sei es ; die Vermögensrechnung, sei
es die Einnahme- und Ausgabenrech-
nung, sei es eine Materialbilanz . Wenn
hier etwas nicht in Ordnung ist, das über-
schauen wir schnell und handeln . Nur
die Probleme liegen meistens auf einer
nächst tieferen Ebene .

Nach der Ebene der Bilanzen kommt
die Ebene der Bewegung . Das sind immer
dann Themen, wenn wir uns um oder
etwas zwischen zwei Orten bewegen
müssen, sei es zwischen Materiallager und
Verkauf, zwischen Handwerksbetrieb
und Kunden. Haben wir hier Probleme,
gehen wir auf die nächste Ebene und das
ist die Ebene der Energie . Wie ist es mit
der Energie im Unternehmen bestellt,
nämlich der Sozialenergie, die ich bereits
angesprochen habe . Wird dort mit Freu-
de, mit Begeisterung gearbeitet? Wir alle
wissen, wenn wir keine Lust haben, dann
hat es gar keinen Zweck anzufangen . Mit
Begeisterung ; erreichen wir alles!

Letztlich entscheidend ist die vierte
Ebene, die des Geistes . Welche Werthal-
tungen leben in dem Unternehmen? Ich
behaupte, letztlich werden die Erfolge
eines Unternehmens auf dieser Ebene
bestimmt - und diese Ebene sollten wir
verstärkt in den Mittelpunkt rücken .

Ein weiterer Weg, den ich wichtig
empfinde und als wunden Punkt ansehe,
trägt bei mir die Überschrift "Die Bi-
lanzen ausgleichen" . Das Grundprinzip
eines verantwortungsvollen - und ich
stelle Verantwortung in den Vordergrund
- , eines wertorientierten Handelns ist der
dauerhafte Ausgleich der Bilanz zwischen
Geben und Nehmen . Geben und Neh-
men zwischen Menschen, Unternehmer
zu Mitarbeitern, Unternehmer zu Kun-
den, Kunden zum Unternehmer, aber
auch im Verhältnis zu unserer Umwelt .
Wir müssen die Bilanzen dauerhaft zum
Ausgleich bringen . Wer immer nur gibt,
fühlt sich schlecht, fühlt sich ausgebeutet,

ist bestimmt unzufrieden, aber er macht
auch andere Menschen von sich abhängig .
Auch das sollten wir berücksichtigen,
auch in unserem Sozialstaat . Wer immer
nur gibt, macht andere von sich abhängig,
und er muss lernen, auch nehmen zu kön-
nen, und muss dem anderen eine Chance
zum Geben einräumen und es einfordern .
jeder kann etwas geben und sei es noch so
klein!

Wer immer nur nimmt, fühlt sich aus-
gehalten, hat ein schlechtes Gewissen und
wird zwangsläufig nur frech werden kön-
nen, weil er nämlich ein schlechtes
Gewissen hat . Er muss die Chance zum
Geben erhalten, und - meine sehr verehr-
ten Damen und Herren -, wer in unserer
Gesellschaft alle Chancen zum Geben
ablehnt, der sollte auch das Recht haben,
nichts mehr nehmen zu müssen .

Ich wiederhole : Wer alle Chancen
zum Geben ablehnt, wer nichts geben
will, sollte auch das Recht haben, nichts
mehr annehmen zu müssen . Ich bin gerne
bereit, darüber mit Ihnen - auch im
Hinblick auf die Arbeitslosigkeit-in eine
Diskussion einzutreten!

Also, unsere Aufgabe ist es ständig,
eine ausgeglichene Bilanz zwischen Ge-
ben und Nehmen herzustellen .

Eine weitere Frage : Gibt es eine
Chance zur Realisierung einer verstärk-
ten Wertorientierung? Ich sage ja, sehr,
sehr große . Denn bei allen Überlegungen
zum Wertewandel, zum Werteverfall : Es
passiert sehr, sehr viel in unserer Gesell-
schaft, vielleicht vielmehr als wir sehen!
Ich sehe insbesondere bei jungen Men-
schen und bei sehr alten Menschen sehr
viel Überlegungen zu Werten, einen Auf-
bruch zu neuem Werteverhalten .

Ich erlebe in den Stadtquartieren in
Hamburg sehr, sehr viele Menschen, die
nicht besonders auffallen, die den Weg
der Verantwortung gehen, und ich be-
haupte die Menschen können viel mehr,
als wir ihnen vielfach zutrauen . Warum
wir diese positive Entwicklung nicht
wahrnehmen, mag ein kleines Gedicht
von Eugen Roth verdeutlichen :

Ein Mensch, der Zeitung liest, erfährt
die Lage völlig umgekehrt .
Das ist seit Adam so gewesen,
wozu denn da noch Zeitung lesen?



Leider werden die positiven Fälle in
den Medien nicht gebracht, die negativen
machen Schlagzeilen . Die negativen Ent
wicklungen will ich gar nicht herunter-
spielen, lediglich anmerken, dass wir Zei-
tungen mit dem Bewusstsein von Eugen
Roth lesen sollten . Denn es gibt viele
Chancen.

Das gesamte Handwerk ist eine her-
ausragende Chance . "Handwerk als
Chance" ist der Titel einer EKD-Denk-
schrift . Das Handwerk hat strukturelle
Begünstigungen, nämlich kleine über-
schaubare Betriebseinheiten, direktes
Miteinander mit den Mitarbeitern, sehr
enges Verhältnis zu den Kunden, hohe
Fühlbarkeit und ganz besonders einen
strukturellen Vorteil, das Prinzip des
Meisters . Wenn gerade über die Meister-
qualifikation, den großen Befähigungs-
nacha"eis heute viel diskutiert wird, dann
liegt für mich das wichtigste darin, ver-
achtet mir die Tradition nicht . Der Hand-
werksmeister, der in sich eine Verantwor-
tung trägt, sie über Generationen in sich
trägt, die Verantwortung zur Ausbildung,
die Verantwortung für das Werk seiner
Hände, Verantwortung für die Umwelt
übernimmt, gehört zur Elite, die wir
dringend benötigen . Meister ist viel mehr
als nur eine absolvierte Fortbildungs-
prüfung . Deshalb ist mir die Meisteraus-
bildung so wichtig für unsere gesamte
Gesellschaft . Deswegen sollten wir sie
nicht infrage stellen . Das sind strukturel-
le Vorteile des Handwerks, für das
Handwerk, für die gesamte Gesellschaft .

Angesichts der sehr knappen Zeit nur
wenige Stichworte zu einer letzten Frage :
Was tun wir in der Handwerkskammer
selbst zur Förderung dieser Wertorien-
tierung?

Einmal, wir wollen in der Hand-
werkskammer Vorbild sein für unsere
Mitgliedsunternehmen und für die Mit-
arbeiter in den Unternehmen . Ich sage,
wir wollen, wir sind es nicht, wir haben
uns auf den Weg gemacht . Wir haben in
der Kammer mit unserer Vollversamm-
lung eine Unternehmensethik erarbeitet,
die unser Grundgesetz darstellt! Daran
lassen wir uns messen . Es ist sehr, sehr
schwierig . Wir bekommen dann vielfach
Anrufe aus den Betrieben mit Kommen-

taren wie, "das habt Ihr aber gesagt, das
wollt Ihr tun - ihr tut genau das Ge-
genteil . "

Ein schmerzhafter Prozess . Aber es
geht nur so, es offen zu machen und sich
auch kontrollieren zu lassen durch die
Öffnung . Wir fördern sehr stark die
Meisterausbildung sowie generell die
Fortbildung, indem wir Themen der
Wertorientierung hineintragen . In der
Aus- und Fortbildung arbeiten wir mit
einem stark erweiterten Betriebswirt-
schaftsbegriff . Wir setzen uns sehr stark
ein für Umweltschutz und betreiben seit
fast 15 Jahren ein Umweltzentrum .

Ein wichtiger Punkt unserer Kammer
ist auch : wir wollen eine neue Elite im
Handwerk und fördern diese sehr stark .
Was heißt neue Elite? Ich spreche das
Wort "Elite" ganz bewusst in diesem
Rahmen aus?

Elite heißt für uns, wir wollen Men-
schen haben, die Verantwortung über-
nehmen. Das ist der Handwerksmeister,
der seine Kunden nicht übervorteilt, der
eine gute Qualität abliefert, der ausbildet,
der die Umwelt schützt . Der Handwerks-
meister lebt für mich sehr viel elitärer, als
viele der sogenannten herkömmlichen
Elite . Und quer zu allen Ebenen möchten
wir diese Menschen entwickeln, und
haben dazu auch spezifische Ausbil-
dungsgänge geschaffen . Wir wollen diese
neue Elite im Handwerk haben .

Ein weiterer Weg: Wir haben über
viele Diskussionskreise, Arbeitsgruppen
usw. ein Selbstverständnis des Hand-
werks entwickelt, indem wir die Selbst-
verpflichtung des Handwerks beschrei-
ben . Es befindet sich jetzt in einer inten-
siven Diskussion, und wir planen, dass
die Betriebe auf freiwilliger Basis dieses
Selbstverständnis in ihren Ladengeschäf-
ten aushängen, auf der Rückseite ihrer
Rechnung abdrucken usw., damit die
Kunden auch danach fragen können und
dann kontrollieren können, wird dies ein-
gehalten . Diesen Weg wollen wir auf frei-
williger Basis gehen . In diesem Rahmen
sind wir mit den verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen im Gespräch .

Hauptpastor Adolphsen :hat die zehn
Gebote für das Handwerk speziell, sowie
für die gesamte Wirtschaft generell, ent-



wickelt . Eine wunderbare Grundlage für
unsere Wertorientierung und für unsere
weiteren Arbeiten an diesem wichtigen
Thema. Leider fehlt mir die Zeit, Ihnen
unser Selbstverständnis und die zehn
Gebote von Hauptpastor Adolphsen vor-
zutragen . Ich bedauere dies sehr und
kann diesbezüglich nur auf das Buch
"Horizonte" verweisen, das wir im Juni
herausgebracht haben.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich habe mir heute das Thema
gestellt "Unternehmen und Verantworten
- Meister, Manager oder mehr ?"

Meine Antwort : Der Meister ist mehr.
Der Meister ist auf dem Weg. Er ist noch
nicht derjenige, der optimal alles erfüllt .
Aber wir sind auf dem Weg, und das finde
ich sehr gut . Und da Bilder mehr haften
bleiben als viele Worte, lassen Sie mich
abschließen mit einer kurzen Geschichte :

Ein junj;er Mann kommt in einen
Laden und fragt den Verkäufer : "Was
haben Sie denn zu verkaufen?" Hinter
der Ladentheke ein sehr freundlicher älte-
rer Herr, der sagt ganz liebenswürdig :

"Alles was Sie wünschen, mein Herr" .
Da sagt der junge Mann: "Dann hätte ich
gern den Weltfrieden, Umweltschutz, die
Gleichberechtigung der Geschlechter
und . . ." - da unterbricht ihn der ältere
Herr sehr freundlich und sagt : "Moment,
Moment, ich habe nicht gesagt, dass wir
fertige Pflanzen verkaufen, ich verkaufe
hier nur den Samen . "

Damit bin ich wieder beim Ausgang :
Wir haben den Samen in uns, jeder einzel-
ne . Wir haben ihn von Geburt an in uns,
und für das Wachstum der Pflanzen dar-
aus sind wir selbst verantwortlich . Jeder
ist für sich selbst verantwortlich . Diese
Verantwortung brauchen wir . Und diese
Verantwortung gilt auch heute!

Ich konnte Ihnen nur meine Sicht-
weise vortragen, was Sie daraus machen,
ist Ihre Verantwortung, nicht meine . Ich
bin nun leider ein sehr schlechter Ver-
käufer. Wenn aber nur ein Zuhörer heute
ein Samenkorn mitnimmt, daraus eine
kleine Pflanze wächst, dann hat es sich
gelohnt, dass Sie mir zuhören mussten,
und insofern danke ich Ihnen herzlich für
Ihre Aufmerksamkeit .



Dies soll keine wissenschaftliche Ab-
handlung über den Missbrauch mit dem
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
werden, sondern ein Appell an den
Gesetzgeber und vor allem an die Justiz,
die Wirtschaft vor unseriösen Wettbe-
werbshütern zu schützen . Die extrem
dichte -Regulierung durch zahlreiche
Gesetze, Verordnungen und eine nicht zu
überschauende wettbewerbsrechtliche
Rechtsprechung überfordert die Wirt-
schaft und eröffnet Geschäftemachern
zahlreiche Möglichkeiten, das große Geld
zu verdienen . Es wird auch für die
Berater immer schwieriger, Gewerbetrei-
benden zu erklären, warum der fehlende
Endpreis bei einer Werbung für Eigen-
tumswohnungen bei Nennung von Teil-
preisen zwar eine empfindliche Strafe
nach sich ziehen kann, während andere
Verstöße - z . B . schwarze Parteikassen -
nicht - oder nur mit geringfügigen - Sank-
tionen bedroht sind oder als offenbar ver-
zeihbares Kavaliersdelikt angesehen wer-
den .

Unsere Wettbewerbsgesellschaft
braucht klare Regeln, die die Beteiligten
verstehen und anwenden, aber auch nut-
zen können . Der Gewerbetreibende soll
und muss die existierenden Regeln ein-
halten, macht er dies nicht, muss er auch
mit Sanktionen auf den Pfad der Tugend
zurückgebracht werden . Dies darf aber
nicht dazu führen, dass damit Geld ver-
dient werden kann . Damit sind wir dann
beim Thema: Missbrauch mit dem UWG.

Eine kleine Geschichte soll das Pro-
blem verdeutlichen . Der Münchner
Rechtsanwalt Hans H., im "Zweitberuf"
als Bauträger und Altbausanierer tätig,
hat einige Immobilien in Berlin gekauft,
saniert und aufgeteilt, um diese als
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"Steuersparimmobilie" anschließend zu
verkaufen . Der Altbausanierer - als An-
,;valt seit 1982 auch für andere "Wettbe-
werbshüter" schon einschlägig tätig -
fühlt sich durch die manchmal nicht ganz
korrekte Werbung von Immobilienfir-
men in seiner Geschäftstätigkeit beein-
trächtigt . Obwohl seine eigene Werbung
häufig mit den gleichen Fehlern behaftet
ist - fehlende Endpreise, Blickfangwer-
bung mit Teilpreisen, und ähnlichem -
mahnt er dies bei seinen Konkurrenten
rigoros ab .

Auch wenn die Zeitung noch so klein
ist oder weit entfernt von seinem eigenen
Tätigkeitsgebiet erscheint, es sich um eine
andere Immobilienkategorie handelt,
unser Altbausanierer H . wird als Wett-
bewerbshüter tätig und beauftragt sich
dann als Anwalt, um kostenpflichtig wett-
bewerbsrechtliche Abmahnungen vorzu-
nehmen . Die Gegenstandswerte für die
Kostenberechnung liegen bei bis zu
90.000,- DM für einen so "schwerwiegen-
den Verstoß" wie eine Kaufpreisaufglie-
derung und löst dann einen Gebühren-
anspruch von 1 .773,41 DM inkl . MWSt.
aus . Diese aufopfernde Tätigkeit für den
lauteren Wettbewerb ist so umfangreich,
dass selbst an Sonntagen und sogar an den
Weihnachtstagen fleißig Abmahnungen ge-
schrieben und verschickt werden müssen .

Die Zahlen mögen dem Leser jetzt
nicht besonders spektakulär erscheinen,
dabei ist aber zu berücksichtigen, dass bei
einer Dunkelziffer von 50 biss 95 % die

Jahr 1991 1992 1993 1994 1995
Anz. 22 64 17 15 0

Jahr 1996 1997 1998 1999 2000
Anz. 3 75 109 227 70



tatsächliche Zahl der Abmahnungen weit
höher ist und hier durch Abmahnungen
und Rechtsverfolgung eine ständig spru-
delnde Einnahmequelle vorliegt. Auch
wenn unser Anwalt in seinen Schriftsät-
zen jammert, dass er mit seiner Abmahn-
tätigkeit kein Geld verdient - ja sogar
angeblich verliert - und nur seine Einnah-
men aus sonstiger anwaltlicher Tätigkeit,
die vor Ort aber praktisch unbekannt ist,
seinen Lebensunterhalt sichern, ist unser
Wettbewerbshüter einer der fleißigsten
Abmahner im Mitbewerberbereich und
hat bei Gerichten kaum Probleme seine
Ansprüche durchzusetzen .

Besonders die Preisangabenverord-
nung hat es unserem Wettbewerbshüter
angetan, bis zu 80 % aller Abmahnungen
betreffen Verstöße gegen diese Norm. Es
ist der berühmte "Garagenverstoß" (Ei-
gentumswohnung 350.000 DM zuzügl .
25.000 DM Einstellplatz) oder eine blick-
fangmäßige Herausstellung eines M2_

Preises oder nur die Nennung eines m2 -
Preises für ein Baugrundstück oder eine
Eigentumswohnung . Solche Fehler fin-
den sich praktisch in jedem Immobilien-
teil einer Tageszeitung und sind problem-
los zu finden und besonders einträglich
zu verfolgen .

Die Gerichte sprechen unserem Wett-
bewerbshüter - fast immer problemlos -
die geltend gemachten Ansprüche und die
Anwaltsgebühren zu. Sie berufen sich auf
die BGH-Rechtsprechung, die die Ein-
schaltung eines Anwalts durch einen
Mitbewerber "in der Regel" für erforder-
lich hält und deshalb auch den Ersatz der
"erforderlichen Kosten der Rechtsver-
folgung" vorsieht . Dies macht sich unser
fleißiger Anwalt und Altbausamerer zu
nutzen und sichert sich damit seit 18 Jah-
ren seinen Lebensunterhalt .

Diese Geschichte ist nicht erfunden
und auch kein Einzelfall . Die BGH-
Entscheidung "Fotowettbewerb" hat
1969 dem Missbrauch mit dem UWG lei-
der Tür und Tor geöffnet . Seit diesem
Urteil hat eine große Zahl von Wett-
bewerbshütern, als Verein oder als Mitbe-
werber mit oder ohne Anwalt, das UWG
als Gelddruckmaschine genutzt . Es wur-
den und werden Handbücher "Wie grün-
de ich einen Abmahnverein" vertrieben

und selbst Franchiseangebote hat es gege-
ben . Die Zusammenarbeit von Anwälten
mit Vereinen oder Mitbewerbern war und
ist auch heute noch für beide Seiten lukra-
tiv, besonders wenn - wie bei dem obigen
Beispiel - alles in einer Hand ist .

Deshalb hat es bald die ersten Ver-
suche des Gesetzgebers gegeben den
Missbrauch mit dem UWG zu verhin-
dern . Die Rechtsprechung, die den Miss-
brauch hätte verhindern können, ist bis
heute - von wenigen Ausnahmeurteilen
abgesehen - nicht in der Lage, oder nicht
gewillt, den Missbrauch zu verhindern .
Erste Novellierungsversuche wurden
1982 durch den damaligen Regierungs-
wechsel verhindert . 1986 wurde im zwei-
ten Anlauf der erste ernsthafte Versuch
gemacht, den Missbrauch einzudämmen .
Der neu eingefügte Absatz 5 im § 13
UWG versagte dem Anspruchsteller die
Geltendmachung von wettbewerbsrecht-
lichen Ansprüchen insbesondere dann,
wenn diese dazu dienten, vorwiegend ei-
nen Anspruch auf Ersatz von Aufwen-
dungen oder Kosten der Rechtsverfol-
gung gegen den Zuwiderhandelnden ent-
stehen zu lassen .

Doch wie soll der Gewerbetreibende
erkennen, dass bei einem Anspruchsteller
missbräuchliches Vorgehen im Vorder-
grund steht?

Der Gewerbetreibende bekommt eine
Abmahnung eines ihm unbekannten Mit-
bewerbers durch einen Anwalt zuge-
schickt . Der Inhalt ist juristisch korrekt
und wird deshalb in der Regel - auch nach
Beratung durch den eigenen Anwalt -
akzeptiert . Also wird die Unterlassungs-
erklärung unterschrieben und die gefor-
derte Kostenerstattung bezahlt . Selbst
eine Rückfrage bei einer Industrie- und
Handelskammer oder einer anderen
berufsständischen Vertretung bringt häu-
fig kein anderes Ergebnis . Da - selbst bei
einem dort geäußerten Missbrauchsver-
dacht - wegen des hohen Kostenrisikos
kaum eine Firma einen Prozess riskieren
will . Der Abmahner kann also relativ
unbehelligt seine Tätigkeit ausüben .
Selbst eine hohe Zahl von Abmahnungen
- solange auch die Ansprüche gerichtlich
verfolgt werden - dient den Gerichten als
Bestätigung, dass der lautere Wettbewerb



das Verfolgungsmotiv ist und nicht die
Geldbeschaffung . Die benötigten Infor-
mationen sind schwierig zu beschaffen
und es gibt dann noch womöglich Pro-
bleme mit dem Datenschutz .

Auch in der Literatur hat man zwar
erkannt, dass der Cj13 Abs . 5 UWG dem
Abgemahnten kaum Hilfe bietet, so der
ehemalige BGH-Richter Dr. Otto Tep-
litzky in seinem Buch "Wettbewerbs-
rechtliche Ansprüche", 7 . Auflage, Kap .
13 Rd .-Nr. 55 . Die Lösungsmöglich-
keiten, die bisher angeboten worden sind,
sind aber mehr als dürftig ausgefallen .
Der Gesetzgeber hat zwar das Haupt-
problem gesehen, konnte aber bisher
keine praktikable Lösung schaffen.

Schon bald nach der Novelle 1986
klagte die Wirtschaft wieder, da die
Wettbewerbshüter schnell gelernt hatten,
mit der neuen Regelung zu leben. Leicht-
gemacht wurde dies durch die Rechtspre-
chung, die offensichtlich eher der Mei-
nung war und dies scheinbar auch immer
noch ist, dass ein "Sünder" nun einmal
bestraft werden muss und ein - selbst un-
seriöser - Anspruchsteller besser ist als gar
keiner. Die Klagen der Wirtschaft führten
dann 1994 zu einer weiteren Novelle des
UWG und zu einer Verschärfung der
Voraussetzungen der Klagebefugnis des
Mitbewerbers und der Wettbewerbs-
vereine .

Der Gesetzgeber konnte sich aller-
dings - wie schon 1986 - nicht dazu durch-
ringen, die erste Abmahnung kostenfrei
zu machen, obwohl gerade dies den unse-
riösen Wettbewerbshütern schnell das
Geschäft verdorben hätte. Das Hauptar-
gument dafür war und ist es auch heute
noch, dass auch die seriösen Wettbe-
werbshüter dann eine wichtige Einnahme-
quelle verloren hätten, um Wettbewerbs-
verstöße zu bekämpfen . Dem wäre aller-
dings entgegenzuhalten, dass es Vereine
und Verbände gibt, die ihre Tätigkeit mit
Vereinsmitteln finanzieren und bis heute
Abmahnungen kostenfrei für den Abge-
mahnten aussprechen .

Der Gesetzgeber wollte die massen-
weise Verfolgung sogenannter Bagatelle-
verstöße - wie zum Beispiel Verstöße ge-
gen die Preisangabenverordnung - durch
Verschärfung der Voraussetzungen für

die Klagebefugnis im § 13 Absatz 2 ver-
hindern . So müssen Vereine über eine
erhebliche Zahl von Mitgliedern verfü-
gen, die auf dem gleichen Markt tätig sind
und Waren oder Leistungen gleicher oder
verwandter Art vertreiben . Weiter muss
der Anspruch eine Handlung betreffen,
die geeignet ist, den Wettbewerb auf die-
sem Markt wesentlich zu beeinträchtigen .
Diese Kriterien gelten auch für die Mit-
bewerber, es sei denn, sie gelten als soge-
nannte unmittelbar Verletzte . Und hier
beginnt wieder das Problem mit der
Rechtsprechung . Die durch die Novelle
eingefügten unbestimmten Rechtsbegriffe
führten - jedenfalls bei manchen Gerich-
ten - zu einer Rechtsprechung, die die In-
tentionen des Gesetzgebers unterliefen .

Trotzdem war die Novelle von 1994
nicht ganz erfolglos . Die Zahl der Vereine
zur Förderung gewerblicher Interessen
nahm drastisch ab . Heute, im Jahr 2000,
gibt es nur noch wenige klagebefugte Ver-
eine . Dazu zählen überwiegend die schon
immer als seriös eingestuften Vereine wie
der hiesige Jubilar PRO HONORE und
die Zentrale zur Bekämpfung unlauteren
Wettbewerbs .

Allerdings konnte man bald feststel-
len, dass ein neuer Vereinstyp die Rolle
der verschwundenen Vereine; übernahm .
Eine Gründungswelle von sogenannten
"Verbraucherschutzvereinen" ging durch
die Republik und das Abmahnunwesen
durch Vereine erlebte wieder eine Hoch-
konjunktur . Aber auch die Mitbewerber
hatten schnell gelernt - mit Hilfe der
Justiz - mit den veränderten Rahmenbe-
dingungen zu leben .

Die Gerichte - besonders; in Berlin -
sahen im Immobilienbereich nur einen
Markt auf dem jedes Angebot und jeder
Anbieter miteinander konkurriert . Voll-
kommen undifferenziert wird der Markt
betrachtet . Als wenn ein Reihenhaus
zur Eigennutzung im Münchner Umland
mit einer Steuersparimmobilie in Berlin
ernsthaft im Wettbewerb steht . Der
Kunde, der ein Haus für seine Familie in
oder bei München - weil er dort lebt und
seinen Arbeitsplatz hat - sucht, interes-
siert sich nicht für ein Baugrundstück im
fernen Dresden oder Sachsen-Anhalt,
auch wenn dieses mit einem günstig



erscheinenden m'-Preis beworben wird .
Ähnlich wäre es, wenn ein VW-Händler
von einem Anbieter von Fahrradanhän-
gern wegen eines Verstoßes gegen die
Preisangabenverordnung abgemahnt
würde, obwohl doch beide auf dem
Markt für Fahrzeuge tätig sind . Diese
zwei kleinen Beispiele sollen zeigen, dass
der "Markt" viel differenzierter zu sehen
ist, als es manche Juristen - aus Unkennt-
nis oder warum auch immer - wahrhaben
wollen .

Trotzdem werden Hunderte von
Abmahnungen jedes Jahr dazu geschrie-
ben und diese Ansprüche - seien sie auch
noch so absurd begründet, wie der angeb-

lich einheitliche Markt für Immobilien -
gerichtlich verfolgt . Die Justiz könnte um
Hunderte von Verfahren jedes Jahr entla-
stet werden, wenn solche Bagatellen nicht
mehr kostenpflichtig verfolgt werden
könnten . Ein klareres Gesetz, aber vor
allem eine konsequentere Rechtspre-
chung, könnten die Wirtschaft, hier vor
allem die kleinen Gewerbetreibenden, vor
dem Abmahnunwesen schützen .

Richtig ist daran sicher, dass der nor-
male Gewerbetreibende bei der Kompli-
ziertheit des deutschen Wettbewerbs-
rechts nicht auf fachkundige Hilfe durch
einen Anwalt verzichten kann .

Strandkörbe
in riesiger Auswahl
Wir bieten Ihnen über 50 Variationsmöglichkeiten
in unterschiedlichen Preislagen und Qualitäten .

Kollaustraße 129/135, 22453 Hamburg, Tel . 040/5542170, Fax 040/584267
E-Mail : Info@Samen-Fahrholz.de, Internet-Homepage : www.Samen-Fahrholz.de



Unter Produktpiraterie (counterfeinting)
versteht man die gezielte Verletzung und
die rechtswidrige Nutzung von Patent-
rechten, Urheberrechten und sonstigen
gewerblichen Schutzrechten . Marken-
piraterie ist die unerlaubte Verwendung
von geschützten geschäftlichen Be-
zeichnungen aller Art . Marken können
alle Zeichen, Abbildungen und Symbole
usw. sein, die geeignet sind, die Waren
oder Dienstleistungen eines Unterneh-
mens von denjenigen anderer zu unter-
scheiden .

Nicht unter den Begriff der Produkt-
bzw . Markenpiraterie fällt der aus-
schließliche private Besitz oder die priva-
te Einfuhr ohne gewerblichen Hinter-
grund. Allerdings kann die Einfuhr von
Fälschungen durch Privatpersonen als
Bannbruch nach § 372 Abgabeordnung
verboten sein .

In bestimmten Ländern befassen sich
ganze Wirtschaftszweige mit der Produk-
tion von billigen Plagiaten, insbesondere
Audio- und Videokassetten, Textiler-
zeugnissen, Computerprogrammen usw.
Früher konzentrierten sich die Täter auf
die Nachahmung exklusiver Marken-
artikel, heute hingegen erfasst die Pro-
duktpiraterie fast alle Warenarten bis hin
zu den allgemein gebräuchlichen Mas-
senartikeln des täglichen Bedarfs .

Schäden für Wirtschaft und Verbraucher

Im allgemeinen erwirbt der Kunde
statt des begehrten Originals ein qualita-
tiv geringwertiges Produkt, zumeist noch
zu überhöhtem Preis . Oftmals entspre-
chen die Plagiate noch nicht einmal den
notwendigen Qualitäts- und Sicher-

Michael Kramer

Produktpiraterie
Vorbeugung durch Zollüberwachung

Michael Kramei (Regierungsdirektor), ist Mitarbeiter bei der Oberfinanzdirektion der Freien und Hanse-
stadt Hamburg

heitsstandards, z.B . bei Arzneimitteln,
Automobilersatzteilen und Genussmit-
teln . Der Deutsche Industrie- und Han-
delstag schätzt, dass ca . 8 % aller weltweit
gehandelten Produkte gefälscht sind . Dies
ergäbe einen Warenwert von ca . 500
Milliarden DM . Die höchsten Schäden
mussten neben der Pharma- und Kon-
sumgüterindustrie wohl die Automobil-
und Softwarehersteller hinnehmen.-

Danach sollen die Umsatzeinbußen
(1996) bei der Pharmaindustrie 35,7 Mil-
liarden DM, bei der Automobilindustrie
25,2 Milliarden DM und bei der Soft-
wareindustrie 23,1 Milliarden DM betra-
gen haben. Die bislang am schwersten
geschädigte Textilbranche liegt mit 14,4
Milliarden DM erst an vierter Stelle . Als
Herkunftsländer fallen China, die Türkei
und einige osteuropäische Länder beson-
ders auf .

Für die Bundesrepublik Deutschland
vermutet man dadurch einen jährlichen
Verlust von rund 70 .000 Arbeitsplätzen,
wodurch die Bekämpfung der Marken-
und Produktpiraterie für Wirtschaft und
Verbraucher zunehmend an Bedeutung
gewinnt.

Da die meisten Plagiate im Ausland
produziert werden, kommt der Überwa-
chung des grenzüberschreitenden
Warenverkehrs durch die Zollverwaltung
hier eine besondere Bedeutung zu . So ist
die Zahl der von Zolldienststellen
beschlagnahmten Falsifikate im Jahre
1999 bundesweit weiter gestiegen:

Grenzbeschlagnahmen 1996 973
1997 1368
1998 2001
1999 2187



Der Zollwert der bundesweit beschla-
gnahmten Waren stieg im Jahre 1999 auf
41,6 Millionen DM an .

In Deutschland kann sich der Inhaber
eines angemeldeten Schutzrechtes in ers-
ter Linie auf das Gesetz gegen den unlau-
teren Wettbewerb und das Markengesetz
berufen .

Die einschlägigen Bestimmungen des
Gebrauchsmuster-, Warenzeichen-, Sor-
tenschutz- und Urheberrechtsgesetzes
wurden in den letzten Jahren verschärft .
Insbesondere mit dem am 1 . Juli 1990 in
Kraft getretenen Gesetz zur Stärkung des
Schutzes des geistigen Eigentums und zur
Bekämpfung der Produktpiraterie (Pro-
duktpirateriegesetz/PrPG-BGBI . I S 422
ff) sind die rechtlichen Möglichkeiten
erweitert worden . Neben strafrechtlichen
Sanktionen sind Ansprüche auf Unter-
lassung, Schadenersatz, Auskunft, He-
rausgabe und ggf . Vernichtung gesetzlich
vorgesehen .

Was kann der Zoll gegen
Produktpiraten tun?

Wichtigstes Instrument der Zoll-
dienststellen ist die Grenzbeschlagnahme .
Das Verfahren beginnt mit dem Antrag
des Schutzrechtsinhabers nach Art . 3 VO
(EG) Nr. 3295/94 und § 146 Markenge-
setz bei der Zentralstelle Gewerblicher
Rechtsschutz, Sophienstraße 6, 80333
München .

Soweit die notwendigen Angaben vor-
liegen und eine Sicherheit geleistet wurde,
wird dem Antrag entsprochen . Sofern
keine kürzere Geltungsdauer beantragt
wurde, wirkt er für zwei Jahre . Die

Zolldienststellen erhalten die notwendi-
gen Informationen . Im Rahmen ihrer
Abfertigungstätigkeit überwachen sie den
grenzüberschreitenden Warenverkehr
und achten auf Schutzrechtsverletzungen .
Für die Zolldienststelle muss klar erkenn-
bar sein, dass es sich um eine Fälschung
handelt . Grundlage für die Beurteilung
von Falsifikaten sind die vom Rechts-
inhaber im Antragsverfahren gemachten
Angaben mit den entsprechenden Erken-
nungshinweisen .

Ergibt sich ein Verdacht:, so kann der
Zoll die betreffende Ware zurückhalten,
indem die Überlassung an den Beteiligten
(Einführer) ausgesetzt wird . Die Ausset-
zung der Überlassung wird dem Rechts-
inhaber und dem Einführer mitgeteilt, der
sich dagegen binnen Monatsfrist mit
einem Einspruch nach § 355 Abgaben-
ordnung wehren kann .

An die Aussetzung der Überlassung
schließt sich die Prüfung der Zollstelle an,
ob es sich bei den angehaltenen Waren
tatsächlich um eine Schutzrechtsverlet-
zung handelt . Die Entscheidung wird
dem Schutzrechtsinhaber und dem Ein-
führer übermittelt . Erforderlichenfalls
wird die Beschlagnahme bzw. Einziehung
angeordnet .

Gegen die Beschlagnahme ist der
Antrag auf gerichtliche ]Entscheidung
nach § 62 Abs . 1 Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten zulässig, und gegen die
Einziehung kann der Einführer innerhalb
von zwei Wochen Einspruch gern . §§ 87
Abs . 3, 67 Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten erheben . Sofern Rechtsbehelfe ein-
gelegt wurden, informiert der Zoll den
Schutzrechtsinhaber, der dann noch die
Möglichkeit hat, auf die Grenzbeschlag-
nahme zu verzichten .

Hält er an seinem Grenzbeschlag-
nahmeantrag fest, so muss er seine zivil-
rechtlichen Ansprüche innerhalb von
zwei Wochen gerichtlich geltend machen
und innerhalb von vier Wochen einen
vollziehbaren gerichtlichen. Titel erwir-
ken, der die Verwahrung oder eine andere
Verfügbarkeit über die beschlagnahmten
Waren anordnet . Sofern das Gericht eine
Schutzrechtsverletzung rechtskräftig fest-
stellt, werden die Waren üblicherweise
der Vernichtung zugeführt .

Warenart 1996 1997 1998 1999
in Millionen DM
Textilien 0,9 3,7 5,7 1,7
Sportartikel 0,5 1,3 0,7 0,7
Computer-Soft-/
Hardware, 0,4 2,6 16,2 21,4
Bild-, Ton-, Datenträger
Autoteile 0,02 0,5 0,5 1,1
Konsumgüter 0,1 0,2 4,0 10,0
Sonstiges 0,2 1,0 0,8 6,7

Summe 2,1 9,3 27,9 41,6



Ergebnisse

Ein neuer Schwerpunkt der Produkt-
piraterie zeichnet sich deutlich für den
Bereich der Tabakindustrie ab .

So konnte im Frühjahr die Einfuhr
von über 136 Millionen gefälschter Ziga-
retten namhafter Marken vom Ham-
burger Zoll verhindert werden. Die Ware

Anzahl Warenart

1 .000 Stück

	

Video-Spiel-Konsolen
4.590 Stück

	

Video-Spiel-Konsolen
2.040 Stück

	

Modellfahrzeuge
7 Stück

	

Videokassetten
50 Paar

	

Sportschuhe
66 Stück

	

Bekleidung
6.660 Stück

	

Plüschtiere
6.916 Stück

	

Plüschtiere
1 .093 Stück

	

Bekleidung
536 Stück

	

T-Shirts/Rucksäcke
44 Stück

	

Sonnenbrillen
15 Stück

	

Plüschfiguren
100 Stück

	

Brillen-Etuis
30 Stück

	

CDs
600 Stück

	

Flachpaletten
2 Stück

	

T-Shirts
10 Stück

	

Shorts
2 Stück

	

Jogginghosen
2.036 Kartons

	

Sportschuhe
759 Stück

	

Bekleidung
1 .859 Stück

	

Kfz-Blattfedern
66 Stück

	

Gitterboxpaletten
8.500 Stück

	

Farbbänder
4 Stück

	

Armbanduhren
56 Stück

	

Radkappen-Embleme
8.500 Stück

	

Druckerfarbbänder
125 Stück

	

Bekleidung
876 Stück

	

Spielzeugfiguren
3.806 Stück

	

Textilien
24 Stück

	

Armbanduhren
100 Stück

	

Spielzeug
9.000 Stück

	

Müllsäcke für Kfz
1 .713 Stück

	

Puzzlespiele
11 Stück

	

Armbanduhren
33 Stück

	

Bekleidung
5.706 Stück

	

Bekleidung
99 Stück

	

CDs
12 Stück

	

Video-Discs
13.000 Stück

	

Speichererweiterung
6.080 Stück

	

Bedienungspaneelen
500 Stück

	

Adapter für Gameboys
750 Stück

	

Spielzeug

Warenwert in DM

stammte aus China, wo sie täuschend echt
hergestellt worden war .

Die nachfolgende Aufstellung der
Grenzbeschlagnahmen norddeutscher
Zollstellen (Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Schleswig-Holstein) aus
dem Jahr 1999 gibt einen Überblick über
Art und Umfang der anhängigen Ver-
fahren :

Hauptzollamt

4 .680,00 St.Annen
8 .415,00 Waltershof

22,582,80 Freihafen
119,00

	

St . Annen
1 .423,50 Waltershof
350,00

	

St . Annen
16 .716,60

	

St . Annen
15 .330,00

	

St . Annen
5 .316,00 Flensburg
1 .400,00 Flensburg
1 .525,04 Waltershof

75,00 Waltershof
200,00 Waltershof
300,00 Neubrandenburg

6 .600,00 Neubrandenburg
40,00 Neubrandenburg

250,00 Neubrandenburg
40,00 Neubrandenburg

16 .288,00 Neubrandenburg
23 .155,00 Kiel
108 .000,00 Freihafen
4 .620,00 Neubrandenburg

43 .350,00 Waltershof
316,36

	

St . Annen
481,60

	

St . Annen
43 .350,00 Waltershof
1 .345,00 Waltershof
2 .118,25

	

St . Annen
1 .529,80 Neubrandenburg
240,00 Neubrandenburg

1 .200,00

	

St . Annen
39 .610,00 Freihafen
4 .743,48 Neubrandenburg
110,00 Neubrandenburg

1 .291,00 Waltershof
2 .230,00 Waltershof

198,00

	

St . Annen
84,00

	

St . Annen
67 .880,00 Freihafen
63 .892,00 Freihafen
17 .509,00 Freihafen
14 .257,50 Freihafen



67.593 .333 Einheiten

Vorbeugung und Ahndung

Angesichts der erzielbaren Gewinne in
diesem Bereich der Wirtschaftskrimina-
lität kommt es darauf an, den angedroh-
ten Sanktionen auch die notwendige
abschreckende und generalpräventive
Wirkung zu verleihen . Nach § 143 Abs . 1
Markengesetz macht sich strafbar, wer
eine geschützte Marke widerrechtlich
benutzt oder nach Maßgabe des Absatzes
3 einführt. Die Strafandrohung für die
einfache, vorsätzliche Schutzrechtsver-
letzung reicht bis zu drei Jahren Frei-

4.011.099,53

heitsstrafe oder Geldstrafe . Die vorsätzli-
che gewerbsmäßige Begehungsweise und
damit die mit dem Begriff "Piraterie"
umschriebenen Fälle können mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder
Geldstrafe belegt werden . Der Bußgeld-
rahmen reicht bis 20 .000,- DM. Nach
Auffassung des Deutschen Industrie- und
Handelstages (DIHT) müssten die straf-
rechtlichen Sanktionen allerdings nach-
drücklicher angewandt werden . Beson-
ders unbefriedigend, dass ein großer Teil
der Strafverfahren mangels hinreichen-
dem Tatverdacht eingestellt werde.

520 Stück Bekleidung 4.160,00 Neubrandenburg
7 .140.000 Stück Zigaretten 357.000,00 Freihafen

4 Stück Bekleidung 100,00 Neubrandenburg
2 Stück Autoteile 5.500,00 Neubrandenburg
12 Stück Armbanduhren 120,00 Neubrandenburg

44.320.000 Stück Zigaretten 2 .216.000,00 Freihafen
8 Stück Armbanduhren 80,00 Neubrandenburg

968 Stück Bekleidung 29.290,00 Neubrandenburg
33 Kartons Bonbons 1 .075,00 Freihafen

42 Stück Bekleidung 1 .350,00 Waltershof
210 Stück Videospielgeräte 27.765,00 Waltershof

11 .106 Stück Videospielgeräte 27.765,00 Waltershof
111 Stück CDs 1 .110,00 Waltershof

16 .030.000 Stück Zigaretten 801 .500,00 Freihafen
8 Stück Armbanduhren 80,00 Neubrandenburg

92 Stück Bekleidung 3.725,00 Neubrandenburg
206 Stück CDs 4120,00 Neubrandenburg

2.080 Stück Pkw-Lenkstockhebel nichtbekannt ZFA Hamburg
56 Stück Radkappen 481,60 St . Annen



Wirtschaftskriminalität 

Dr. Johann Kubica1

 
 
1 Begriff und Erscheinungsformen der Wirtschaftskriminalität 
 

Praktisch jeder Beitrag über Wirtschaftskriminalität beginnt sinngemäß mit Feststel-
lungen wie etwa der, dass es sich bei diesem Deliktsfeld um ein „heterogenes und 
weit gefasstes Spektrum von Straftaten“2 handelt oder dass unter Wirtschaftskrimina-
lität „einerseits viel, andererseits aber auch wieder nichts Konkretes verstanden“3 
werde.  
 
Eine allgemein anerkannte Definition dessen, was Wirtschaftskriminalität ist, gibt es 
in Deutschland nicht4. Der pauschalste terminologische Ansatz müsste mindestens 
den Gedanken enthalten, dass es sich bei Wirtschaftskriminalität um strafbewehrte 
Normverstöße im Wirtschaftsleben handelt, welches man wiederum pauschal und 
verkürzt als die Lebenssphäre der Produktion und Verteilung knapper Güter zwecks 
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse bezeichnen kann. Da insoweit aber jeder ein-
zelne Mensch am Wirtschaftsleben teilnimmt – sei es als Konsument, sei es als Pro-
duktionsfaktor – bedarf der Grundgedanke bereits hier einer Ergänzung. Mit „Wirt-
schaft“ bzw. „Wirtschaftsleben“ ist im Kontext „Wirtschaftskriminalität“ nämlich regel-
mäßig ein einschränkender Aspekt zu verbinden, den man als „Professionalisierung“ 
bezeichnen kann5. Nur so erklären sich die inzwischen herausgearbeiteten Arbeits-
definitionen, die letztlich auf eine „Mischform“ hinauslaufen6: 
 

                                                 
1  Dr. rer. oec., Leitender Kriminaldirektor  beim Bundeskriminalamt in Wiesbaden. 1968-1972 Studium der Wirtschaftswis-
senschaft an der Ruhr-Universität Bochum, 1972 Diplom-Ökonom, 1972-1977 Lehrstuhlassistent, 1976 Promotion, seit 1977 
Bundeskriminalamt Wiesbaden, 1977-1979 Ausbildung zum höheren Kriminaldienst (1978/79 Polizei-Führungsakademie), 
ab 1979 im Bundeskriminalamt u.a. Referatsleiter Wirtschaftskriminalität (1984-1990), Gruppenleiter Stab (1990-1998), seit 
1998 Gruppenleiter deliktsbezogene Zentralstellenaufgaben Allgemeinkriminalität außer Rauschgiftkriminalität 
2 So z.B. JANOVSKY, Thomas: Ermittlungen in Wirtschaftsstrafsachen. Eine Handlungsanleitung, Kriminalis-
tik 1998, S. 269 ff. und S. 331 ff. (S. 269). 
3 WEBER, Christian: Wirtschaftskriminalität. Eine Übersicht, Kriminalistik 1998, S. 63 ff. (S. 63). 
4 Vgl. BOTTKE, Wilfried: Standortvorteil Wirtschaftskriminalrecht: Müssen Unternehmen „strafmündig“ wer-
den“?; wistra 1997, S. 241 ff. (S. 242 m.w.N.). Einen terminologischen Rückblick bietet POERTING, Peter: 
Begriff und Besonderheiten der Wirtschaftskriminalität aus kriminalpolizeilicher Sicht, in: ders. (Hrsg.): Wirt-
schaftskriminalität, Teil 1, BKA-Schriftenreihe, Band 52, Wiesbaden 1983, S. 9 ff. 
5 Vgl. GALLANDI, Volker: Professionell adäquate Kriminalität. Eine Anmerkung zu Schwierigkeiten mit Dun-
kelziffern und Labeling, wistra 1996, S. 81 ff. Deshalb gibt es übrigens auch Berührungspunkte zwischen den 
Merkmalen von Wirtschaftskriminalität und organisierter Kriminalität allgemein. Vgl. dazu KUBICA, Johann: 
Wirtschaftsstraftaten als Form organisierter Kriminalität, Kriminalistik 1986, S. 231 ff. 
6 Vgl. auch KUBICA, Johann: Wirtschaftskriminalität, in: Edwin KUBE/Hans Udo STÖRZER/Klaus Jürgen 
TIMM (Hrsg.): Kriminalistik. Handbuch für Praxis und Wissenschaft, Band 2, Stuttgart u.a.1994, S. 445 ff. (S. 
446 f.). 
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• Es gibt zum einen unstrittig Straftatbestände, die gezielt und faktisch aus-
schließlich auf den Bereich des professionellen Wirtschaftslebens abheben. 
Es sind sowohl Straftatbestände aus dem Strafgesetzbuch - z.B. Konkursstraf-
taten (§§ 283 ff. StGB), Subventionsbetrug (§ 264 StGB), Kreditbetrug (§ 265b 
StGB), Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt (§266a StGB) – als 
auch Straftatbestände aus dem kaum noch überschaubaren Bereich der straf-
rechtlichen Nebengesetze auf dem Wirtschaftssektor .- z.B. Abgabenordnung, 
Aktiengesetz, Börsengesetz, GmbH-Gesetz, Handelsgesetzbuch, Kreditwe-
sengesetz, Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

• Zur Wirtschaftskriminalität zählen aber auch Straftaten, die im Prinzip „jeder“ 
begeht und die nur aufgrund bestimmter Merkmale des Einzelfalls darunter fal-
len. Es handelt sich im wesentlichen um die Straftatbestände Betrug (§ 263 
StGB) und Untreue (§ 266 StGB), bei denen also im konkreten Fall qualitative 
Elemente hinzutreten, die den Bezug zum professionellen Wirtschaftsleben 
herstellen. 

 
Dieser Grundgedanke liegt auch der einzigen deutschen Legaldefinition für Wirt-
schaftskriminalität zugrunde. Es handelt sich um die Zuständigkeitszuweisung im 
Gerichtsverfassungsgesetz für die Wirtschaftsstrafkammern bei den Landgerichten (§ 
74c GVG). Interessant ist hier, dass in § 74c Abs. 1 Nr. 6 GVG, wo die „allgemeinen“ 
Tatbestände (Betrug, Untreue, Wucher usw. ) aufgeführt sind, die Qualifizierung als 
Wirtschaftsstrafsache aus der Voraussetzung erwächst, dass „zur Beurteilung des 
Falles besondere Kenntnisse des Wirtschaftslebens erforderlich sind“. Die begriffs-
notwendige Professionalisierung in der Sphäre der Tatbegehung findet also ihre Ent-
sprechung in den Anforderungen auf der Seite der Strafverfolgung.  
 
Die „gemischte“ Begriffsystematik findet sich auch in der polizeilichen Definition für 
Wirtschaftskriminalität, wie sie für Zwecke der Erstellung der Polizeilichen Kriminal-
statistik (PKS) vorgegeben ist. Fälle und Tatverdächtige, die der Wirtschaftskriminali-
tät zuzurechnen sind oder zugerechnet werden sollen, erhalten seit 1984 eine Son-
derkennung. Dies erfolgt bei bestimmten Straftatbeständen bzw. Begehungsformen 
automatisch, bei anderen aufgrund einer Ermessensentscheidung im Einzelfall. Bei 
jener Definition wird zunächst Bezug genommen auf § 74c GVG. Dazu kommt aber 
wieder der zusätzliche Subsumierungsaspekt im konkreten Fall, wobei hier die gefor-
derten qualitativen Elemente explizit sowohl auf die Tatbegehung als auch auf die 
Tataufklärung abheben: 
 

„Delikte, die im Rahmen tatsächlicher oder vorgetäuschter wirtschaftlicher Betätigung 
begangen werden und über eine Schädigung von Einzelnen hinaus das Wirtschafts-
leben beeinträchtigen oder die Allgemeinheit schädigen können und/oder deren Auf-
klärung besondere kaufmännische Kenntnisse erfordert“7. 
 

                                                 
7 BUNDESKRIMINALAMT (Hrsg.): Polizeiliche Kriminalstatistik Bundesrepublik Deutschland, z.B. Berichts-
jahr 1998, S. 15. 
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Die PKS ist nicht nur strafrechtlich, sondern auch kriminologisch ausgerichtet, d.h. es 
gibt die Möglichkeit, bestimmte Tatbegehungsformen gezielt zu erfassen. Dies bildet 
die wesentliche Voraussetzung dafür, zumindest innerhalb der Polizei (z.B. für Zwe-
cke des Informationsaustauschs und der Auswertung) die folgende Systematik für 
den Bereich Wirtschaftskriminalität zu verwenden (die hier leicht gekürzt wiederge-
geben wird): 
 

(1) Anlagedelikte 
• Anlagebetrug § 263 StGB 
• Beteiligungsbetrug § 263 StGB 
• Betrug bei Börsenspekulationen § 263 StGB 
• Wertpapierbetrug § 263 StGB 
• Untreue bei Kapitalanlagegeschäften § 266 StGB 
• Kapitalanlagebetrug (Prospektbetrug) § 264a StGB 

(2) Finanzierungsdelikte 
• Kreditbetrug § 265b StGB 
• Kreditvermittlungsbetrug § 263 StGB 
• Stoßbetrug § 263 StGB 

(3) Insolvenzdelikte 
• Bankrott § 283 StGB 
• Besonders schwerer Fall des Bankrotts § 283a StGB 
• Gläubigerbegünstigung § 283c StGB 
• Schuldnerbegünstigung § 283d StGB 
• Insolvenzverschleppung GmbHG, HGB 
• Leistungskreditbetrug/Warenkreditbetrug im Zusammenhang mit Insol-

venzen § 263 StGB 
(4) Arbeitsdelikte 

• Arbeitsvermittlungsbetrug § 263 StGB 
• Beitragsbetrug zum Nachteil von Sozialversicherungsträgern § 263 

StGB 
• Vorenthalten und Veruntreuung von Arbeitsentgelten § 266a StGB 
• Illegale Ausländerbeschäftigung § 407 SGB III 
• Illegale Arbeitnehmerüberlassung §§ 15, 15a AÜG 

(5) Wettbewerbsdelikte 
• Verrat von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen § 17 UWG 
• Progressive Kundenwerbung § 6c UWG 
• Ausschreibungsbetrug § 298 StGB 
• Subventionsbetrug § 264 StGB 
• Gewerbsmäßige Verstöße gegen Urheberrechtsbestimmungen  

(§ 108a UrhG) 
(6) Gesundheitsdelikte 

(Abrechnungsbetrug § 263 StGB) 
(7) Sonstige Wirtschaftsdelikte 

Es handelt sich hier um einen Auffangtatbestand für Wirtschaftsstraftaten, die 
nicht eindeutig in das obige Schema passen, wenn der Täter 

• gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fort-
gesetzten Begehung von Wirtschaftsstraftaten verbunden hat 

• einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder 
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• in der Absicht handelt, durch die fortgesetzte Begehung von Wirt-
schaftsstraftaten eine große Zahl von Menschen in die Gefahr des Ver-
lustes von Vermögenswerten zu bringen. 

 
Insbesondere zur Erläuterung der Kategorie (7) sei darauf hingewiesen, dass es 
Schnittstellen und Grauzonen bestimmter Kriminalitätsgebiete gibt, die dem einen 
und dem anderen Feld zugerechnet werden können. Ein Beispiel ist die Umweltkri-
minalität. Bestimmte Erscheinungsformen, wie etwa die gewerbsmäßig betriebene 
illegale Abfallentsorgung, zeigen sowohl von der Tatbegehung her als auch auf der 
Ermittlungsseite eindeutig Merkmale der Wirtschaftskriminalität. Das eröffnet zugleich 
Einblicke in die möglichen Schadensdimensionen, die deutlich über den reinen Ver-
mögensschaden hinausgehen können. 
 
 
2 Einige Lagedaten zur Wirtschaftskriminalität 
 
Es gibt verschiedene Quellen und Erstellungsmodalitäten, die zu einem Kriminalitäts-
lagebild beitragen können, insbesondere 
 

• die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 
• die Strafverfolgungsstatistik8 
• die Strafsachenstatistiken der Finanzverwaltung9. 

 
Diese Daten sind sowohl sachlich als auch vom Bezugszeitraum her nicht alle mit-
einander vergleichbar. 
Nur zur Vollständigkeit sei außerdem der Hinweis gemacht, dass es sich bei Lageda-
ten immer nur um das registrierte Hellfeld an Wirtschaftskriminalität handeln kann, 
begriffsnotwendig nicht um Angaben zum Dunkelfeld, welches mit anderen Methoden 
auszuleuchten versucht werden kann. 
 
Die PKS enthält naturgemäß nur die von der Polizei bearbeiteten Straftaten und gibt 
die Verdachtslage zum Zeitpunkt des polizeilichen Abschlusses des Ermittlungsver-
fahrens (Abgabe an die Staatsanwaltschaft) wieder. Weder die Fiskaldelikte noch die 

                                                 
8 Die bisher letzte, für 1997 vorliegende Strafverfolgungsstatistik bezieht sich auf das frühere Bundesgebiet. Sie 
enthält keine spezifischen Angaben zur Wirtschaftskriminalität. Von den 1997 insgesamt verurteilten 780.530 
Personen wurden 134.708 Personen wegen Vermögensdelikten nach §§ 257-305a StGB und darunter 58.937 
Personen wegen Betrugs (§ 263 StGB) verurteilt. Vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.): Statistisches 
Jahrbuch 1999 für die  Bundesrepublik Deutschland, Wiesbaden 1999, S. 358. Genauere Angaben in: STATIS-
TISCHES BUNDESAMT (Hrsg.): Strafverfolgung 1997 (Vollständiger Nachweis der einzelnen Straftaten), 
Wiesbaden 1999.  
9 1998 (letzte bisher vorliegende Zahlen) gab es z.B. 26.703 Steuerfahndungsprüfungen und 59.065 Ermittlungs-
verfahren des Zollfahndungsdienstes. Bei Besitz- und Verkehrssteuern wurden in jenem Jahr 7.969 und bei Zöl-
len und Verbrauchsteuern 22.279 rechtskräftige Urteile und Strafbefehle registriert. Weitere Angaben in BUN-
DESMINISTERIUM DER FINANZEN (Hrsg.): Steuerstrafsachenstatistik 1998 der Steuerverwaltungen der 
Länder und der Bundesfinanzverwaltung, Dokumentation BMF 6/99, Juli 1999 sowie BUNDESMINISTERIUM 
DER FINANZEN (Hrsg.): Ergebnisse der Steuer- und Zollfahndung 1998, Dokumentation BMF 7/99, Septem-
ber 1999. Letzteres ist auch abgedruckt in wistra 2000, S. 52 ff. 
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von den Staatsanwaltschaften allein bearbeiteten Verfahren (was bei Wirtschaftsde-
likten durchaus an der Tagesordnung ist) sind darin enthalten. 
 
Gemäß PKS sind seit 1992 für Gesamtdeutschland wie folgt Fälle und Tatverdächti-
ge der Wirtschaftskriminalität erfasst worden10: 
 

 Jahr   Fälle   Tatverdächtige 

 1992     37.295  14.242 
 1993     46.055  16.580 
 1994     62.037  18.720 
 1995     74.177  21.219 
 1996     91.827  25.033 
 1997   106.053  28.937 
 1998     86.232  31.344 
 1999   108.890  33.316 
 

Man darf aus den Zeitreihen keine zu weitreichenden Schlüsse ziehen. Komplexe 
Verfahren mit vielen Einzelfällen beeinflussen signifikant die Statistik selbst auf Bun-
desebene. Sprünge nach oben oder unten können also aus einzelnen Großverfahren 
resultieren, die in bestimmten Jahren polizeilich abgeschlossen oder nicht abge-
schlossen wurden. 
 
Die Bedeutung der Wirtschaftskriminalität ergibt sich ohnehin weniger aus den Fall- 
und Tatverdächtigenzahlen (1999 wurden z.B. in der PKS insgesamt etwa 6,3 Millio-
nen Straftaten und ca. 2,26 Millionen Tatverdächtige registriert). Von größerem Inte-
resse sind die registrierten Schäden, wobei es sich hier natürlich nur um die jeweils 
zurechenbaren materiellen und überdies quantifizierbaren Summen handeln kann. 
Trotz dieser Einschränkung zeigt sich an den Schadenssummen der eigentliche Stel-
lenwert der Wirtschaftskriminalität: 
 
Der direkteste Vergleich ist beim Betrug möglich. In der PKS 1999 beispielsweise 
waren 65.857 von den 108.890 Fällen der Wirtschaftskriminalität dem Betrug zuzu-
rechnen. 12,52 Milliarden DM an Schäden aus Wirtschaftskriminalität wurden regist-
riert, davon 2,57 Milliarden DM bei Fällen des Wirtschaftsbetrugs. Beim Betrug ins-
gesamt dagegen (also nicht unter der Einschränkung Wirtschaftskriminalität) belief 
sich 1999 die Fallzahl auf über 717.000 und die Schadenssumme auf fast 4,8 Milliar-
den DM. 
Das heißt: Unter 10 % der Fälle (die Betrugsfälle mit der Qualifikation Wirtschaftskri-
minalität) verursachten 1999 deutlich mehr als die Hälfte des beim Betrug polizeilich 
registrierten Gesamtschadens. 
 

                                                 
10 Vgl. zu diesen und allen folgenden PKS-Angaben BUNDESKRIMINALAMT (Hrsg.): Polizeiliche Kriminal-
statistik Bundesrepublik Deutschland, jeweiliges Berichtsjahr. 
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Mit dem unmittelbar zurechenbaren Schaden allein ist es aber nicht getan. Da dies 
allerdings schnell im Bereich allgemeiner Hypothesen endet, seien lediglich folgende 
kurze Hinweise gegeben: 
 

• mittelbare Folgeschäden z.B. bei Konkurs- oder Wettbewerbsdelikten bis hin 
zum Untergang von Unternehmen und zur Vernichtung von Arbeitsplätzen 

• Gefahren für Leben oder Gesundheit z.B. bei Produktfälschungen oder bei 
Straftaten nach dem Arzneimittel- oder Lebensmittelrecht  

• individuell nicht wahrnehmbarer Schaden z.B. bei Delikten zum Nachteil der 
Allgemeinheit bzw. einer Solidargemeinschaft mit der möglichen Folge nicht 
angemessener Bewertung derartiger Kriminalitätsformen 

• allgemeiner Vertrauensschwund gegenüber der Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung. 

 

Da aber Vertrauen in das Gegenüber und in die allgemeinen Rahmenbedingungen 
das entscheidende konstitutive Merkmal für ein funktionierendes Wirtschaftsleben 
bildet, stellen auf lange Sicht betrachtet gerade diese Art von Schäden die eigentli-
chen Gefahren der Wirtschaftskriminalität dar. 
 
 
3 Ausgewählte deliktische Schwerpunktbereiche der Wirtschaftskriminalität 

3.1 Betrug und Untreue zum Nachteil von Kapitalanlegern (Anlagebetrug) 
 
Anlagebetrug ist und bleibt eine der zentralen Erscheinungsformen der Wirtschafts-
kriminalität, auch wenn sich der Modus operandi im Zeitablauf wandeln mag. Ebenso 
wie es eine Vielzahl legaler Geld- bzw. Kapitalanlagen gibt, die das Ziel haben, den 
Wert des investierten Betrages zu vermehren11, gibt es auch eine entsprechende 
Palette strafbarer Erscheinungsformen – z.B. zugesagte Anlagen12 in 
 

• („Penny-„)Aktien oder Aktienfonds 
• Unternehmensbeteiligungen 
• Immobilien 
• Finanzprodukten/Derivaten 
• Warentermingeschäften 
• Steuersparmodellen 
• Time-Sharing-Modellen oder 
• Goldminen, Ölfeldern u.ä. 

 

                                                 
11 Mehr dazu z.B. bei LIEBEL, Hermann J./OEHMICHEN, Joachim: Motivanalyse bei Opfern von Kapitalanla-
gebetrug, BKA-Forschungsreihe, Band 26, Wiesbaden 1992, S. 15 ff. 
12 Beispiele auch bei MÜLLER, Rudolf/WABNITZ, Heinz-Bernd/JANOVSKY, Thomas: Wirtschaftskriminali-
tät. Eine Darstellung der typischen Erscheinungsformen mit praktischen Hinweisen zur Bekämpfung, 4. Auflage, 
München 1997, S. 381 f. 
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Daneben kommt es aber auch zu Anlageangeboten, die es in der angebotenen Form 

in Wirklichkeit gar nicht gibt, die also nur betrügerisch sein können, z.B. „Bankgaran-

tiegeschäfte“ oder „Grundschuldbriefbeleihungen“. 

 

Der Schaden tritt in der Praxis insbesondere aus folgenden Gründen ein: 

 

• Das Kapital wird von vornherein nicht bzw. nicht wie zugesagt angelegt. 
• Das Kapital wird ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr bzw. nicht mehr 

wie zugesagt angelegt. 
• Die zugesagten (überdurchschnittlichen) Renditen oder (Kurs-)Gewinne kön-

nen gar nicht eintreten. 
• Über das Anlagerisiko wird getäuscht. 
• Kauf- und Verkaufsprovisionen werden willkürlich erzeugt („Churning“). 

 
Für 1999 wies die PKS 13.058 Fälle des Betruges und der Untreue im Zusammen-
hang mit Kapitalanlagen (als Untermenge der Wirtschaftskriminalität) mit einem 
Schaden von über 1,2 Milliarden DM aus. 
 
Neben der Strafbarkeit nach § 263 bzw. § 266 StGB kommt hier auch der 1986 im 
Rahmen des Zweiten Gesetzes zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität13 einge-
führte § 264a StGB (Kapitalanlagebetrug) in Betracht. Damit sollte unabhängig vom 
tatsächlichen Schadenseintritt der Strafschutz vorverlagert werden14. Es hat sich al-
lerdings gezeigt, dass dieser Tatbestand in der Rechtsanwendung kaum eine Rolle 
spielt15. Anders sieht es übrigens aus bei der Strafvorschrift nach § 89 BörsG16. 
Nicht unerwähnt bleiben dürfen schließlich die Vergehenstatbestände nach § 54 
KWG. Das hier pönalisierte unerlaubte Betreiben von Bankgeschäften bzw. das uner-
laubte Erbringen von Finanzdienstleistungen bietet insbesondere in Verbindung mit 
den Möglichkeiten de Aufsichtsbehörde nach § 44c KWG einen weiteren Ansatz 
auch für vorverlagerte Strafverfolgung. 
 
Da beim Anlagebetrug die Opfer eine ganz besonders zentrale – und durchaus un-
terschiedliche – Rolle spielen (und zwar in dem großen Spektrum zwischen man-
gelnder Information und Aufklärung, Leichtgläubigkeit, Beeinflussbarkeit, übersteiger-
tem Gewinnstreben, fehlendem Vertrauen in den legalen Kapitalmarkt, Risikobereit-
schaft, Selbstüberschätzung und fehlender Anzeigebereitschaft)17, liegt hier auch ein 
wichtiger Ansatz für Präventionsmaßnahmen in Form von Aufklärung und Sensibili-

                                                 
13 BGBl. I 1986, S. 721 ff. 
14 TRÖNDLE, Herbert/FISCHER, Thomas: Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 49. Auflage München 1999, 
Rdnr. 2 zu § 264a. 
15 Vgl. zu den möglichen Ursachen MARTIN, Sigmund: Aktuelle Probleme bei der Bekämpfung des Kapitalan-
lageschwindels, wistra 1994, S. 127 ff. (S. 128 f.) sowie MÜLLER/WABNITZ/JANOVSKY a.a.O.,  
S. 376. 
16 Vgl.MARTIN, a.a.O., S. 129. Vgl. zu § 89 BörsG auch MÜLLER/WABNITZ/JANOVSKY a.a.O. S. 379 ff. 
17 Vgl. LIEBEL/OEHMICHEN a.a.O., insb. S. 253 ff. 
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sierung der Bevölkerung durch polizeiliche18 und nichtpolizeiliche Instanzen. Ein ak-
tuelles Thema könnte hier beispielsweise die Einführung des Euro sein oder werden, 
indem die „Euro-Angst“ herhält als Argument auch für zweifelhafte Anlageangebo-
te19. Im übrigen bedingt der Euro auch mögliche neue geografische Dimensionen der 
Tatbegehung beim Anlagebetrug20. Konkrete Betrugsfälle speziell mit Euro-Bezug 
sind allerdings bisher nicht bekanntgeworden. 
 
Gerade wegen der Psychologie der (potentiellen) Opfer wird dieser Ansatz allein a-
ber nicht ausreichen. Der „täterorientierte“ Ansatz liegt außer in einer erhofften gene-
ralpräventiven Wirkung der eben erwähnten strafrechtlichen Instrumente insbesonde-
re in der Ausschöpfung und Intensivierung der aufsichtsrechtlichen Instrumentarien 
z.B. nach dem Kreditwesengesetz oder nach dem neueren Wertpapierhandelsgesetz 
(Zweites Finanzmarktförderungsgesetz) vom 26.07.199421. 
 
Ein in diesem Zusammenhang eher noch zukunftsweisender Gedanke liegt in der 
Frage der intensiveren Zusammenarbeit zwischen Strafverfolgungsbehörden und 
solchen Aufsichtsbehörden, insbesondere dem Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen und dem Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel. Die Innenminister 
und –senatoren der Länder und der Bundesinnenminister haben am 06.06.1997 ein 
„Aktionsprogramm zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität“ (OK) beschlossen, 
und am 08.05.1998 hat die Innenministerkonferenz (IMK) dazu Handlungsschwer-
punkte zur Umsetzung verabschiedet. Einer davon lautet:  
„Ausbau der ressortübergreifenden Zusammenarbeit in der OK-Bekämpfung und 
Verbesserung des Informationsaustauschs entsprechend der aktuellen Schwerpunk-
te bei der Bekämpfung der OK, ..., der Wirtschaftskriminalität und der Organisierten 
Umweltkriminalität“. 
 
Zur Umsetzung dessen bedarf es vermutlich auch noch der Klärung von Rechtsfra-
gen. Der datenschutzrechtliche Gedanke der Zweckbindung hat im Laufe der „mo-
dernen“ bereichsspezifischen Gesetzgebung zur Erhebung, Speicherung und Über-
mittlung personenbezogener Daten eine deutliche Abschottung zwischen Behörden 
mit unterschiedlichen Aufgaben mit sich gebracht und Datenübermittlungen mit 
gleichzeitiger Zweckänderung nur in sehr engen Grenzen zugelassen. Man mag sich 
mit guten Gründen um das Bankgeheimnis Gedanken machen22, doch sollte man 

                                                 
18 Siehe z.B. die Warnhinweise des BUNDESKRIMINALAMTES zum Kapitalanlagebetrug im Internet unter 
www.bka.de. 
19 Vgl. BUNDESKRIMINALAMT (Hrsg.): Kriminalität und kriminogene Faktoren bei der Einführung des Euro. 
Abschlussbericht des Teams „Strategische Kriminalitätsanalyse“ des Bundeskriminalamtes, Wiesbaden, 1999,  
S. 54 ff. 
20 So auch SCHRÖDER, Christian: Die Einführung des Euro und der graue Kapitalmarkt, NStZ 1998, S. 552 ff. 
(S. 554). 
21 BGBl. I 1994, S. 1749 ff. Vgl. auch CARL, Dieter/KLOS, Joachim: Informationssammlung durch das neue 
Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel zur Insiderbekämpfung – Datenzugriff der Steuerstrafverfol-
gungsbehörden ? –, wistra 1995, S. 10 ff. sowie MARTIN a.a.O., S. 129 ff. 
22 Vgl. CARL/KLOS a.a.O., S. 10 f. 
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nicht übersehen, dass die Banken- und Börsenaufsicht auch einen Beitrag zur Ver-
hütung von Straftaten leisten kann und damit eine – gesetzlich sauber und eindeutig 
gestaltete – informationelle Zusammenarbeit z.B. mit der Polizei durchaus nicht fern 
liegen muss23.  
 
Zweckwidrig verwendete Gelder – sofern sie nicht im „Schneeballsystem“ für Schein-
rückzahlungen und Scheinrenditen Verwendung finden – werden in der Regel ins 
Ausland transferiert. Hier spielen die sog. „Off-Shore“-Zentren eine wichtige Rolle. Es 
handelt sich um Staaten mit24

 

• rascher, diskreter Möglichkeit der Unternehmensgründung 
• der Möglichkeit besonderer Treuhandkonstruktionen und damit verbundener 

Verschleierung wirtschaftlicher Berechtigungen und Verantwortlichkeiten 
• sehr geringer Steuerlast25 
• gering ausgeprägten Buchführungspflichten und 
• strengem, „rechtshilfefestem“ Bankgeheimnis. 

 

Beispiele sind die Kanalinseln Jersey, Guernsey und Sark, die Cayman-Inseln und 
die Britischen Jungfraueninseln. Hier laufen strafrechtliche Ermittlungen und Rechts-
hilfeersuchen schnell ins Leere. Ansätze liefern kann hier nur internationaler politi-
scher Druck zur Veränderung der Verhältnisse. Die G 8 – Staaten haben im Februar 
2000 eine Projektgruppe „Investment Fraud“ unter deutschem Vorsitz eingesetzt, die 
sich auch mit dem Aspekt „Off-Shore“-Zentren befasst. Wenn und soweit es hier bei 
der internationalen Zusammenarbeit Verbesserungen geben sollte, wird dies nicht 
nur den Anlagebetrug tangieren, sondern den gesamten Bereich der internationalen 
Finanzermittlungen und damit z.B. auch die Bekämpfung der Geldwäsche. 
 

3.2 Ausschreibungsbetrug 
 
Eine nicht zuletzt auch rechtspolitisch interessante neue Entwicklung ist auf dem Ge-
biet des Ausschreibungsbetrugs festzuhalten. Wettbewerbsbeschränkende Abspra-
chen bei Ausschreibungen waren bis August 1997 gesetzlich nicht ausdrücklich unter 
Strafe gestellt. Am 14.08.1997 ist dann § 298 StGB in Kraft getreten26. Bis dahin wa-

                                                 
23 Ein einschlägiges Beispiel auf einem ganz anderen Gebiet ist das Abfallverbringungsgesetz vom 30.09.1994 
(BGBl. I 1994, S. 2771 ff.). § 9 sieht hier einen weitreichenden Informationsaustausch zur Bekämpfung illegaler 
Abfallexporte zwischen Umwelt- und Polizeibehörden vor, und zwar mit dem ausdrücklichen Ziel, den unter-
schiedlichen Zuständigkeitssträngen Verwaltungsbehörden, Polizei und Zoll die bis dahin datenschutzrechtlich 
nicht möglich unmittelbare Informationsweitergabe zu erlauben. Vgl. SZELINSKI, Bert-Axel/SCHNEIDER, 
Siegbert: Grenzüberschreitende Abfallverbringungen, Hamburg 1995, S. 135 f. 
24 Vgl. auch WEBER a.a.O., S. 67. 
25 Zu den in diesem Zusammenhang so genannten „Oasenländern“ vgl. MÜLLER/WABNITZ/JANOVSKY 
a.a.O., S. 260 ff. 
26 Gesetz zur Bekämpfung der Korruption vom 13.08.1997, BGBl. I 1997, S. 2038 ff.  
Die Prognose von MÜLLER/WABNITZ/JANOVSKY (a.a.O., S. 257), einen Sondertatbestand des Ausschrei-
bungsbetruges durch Preisabsprachen werde es in absehbarer Zeit nicht geben, ist also nicht eingetreten. 
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ren unerlaubte Submissionsabsprachen eine Ordnungswidrigkeit nach dem (an-
schließend geändert weiter geltenden) § 81 (früher § 38) GWB. 
 
Die Diskussion über die Pönalisierung solcher Absprachen wird schon sehr lange 
geführt27. Die Frage, ob hier eine Strafnorm erforderlich bzw. überhaupt zulässig ist, 
scheint weiterhin strittig zu sein. Das mit der Einführung des § 298 StGB verbundene 
Anliegen, den freien Wettbewerb als Rechtsgut strafrechtlich zu schützen28, findet 
jedenfalls keine ungeteilte Zustimmung29. 
 
Bis zum Inkrafttreten des § 298 StGB kam in strafrechtlicher Hinsicht praktisch nur 
Betrug nach § 263 StGB in Betracht. Hierzu ist umfangreiches Schrifttum und höchst-
richterliche Rechtsprechung entstanden30. Das Problem liegt letztlich im Nachweis 
eines Vermögensschadens beim Ausschreiber, was wiederum die Bemessung eines 
(fiktiven) Wettbewerbspreises im Vergleich zum tatsächlich zustande gekommenen 
Vergabepreis voraussetzt. Das Problem liegt nicht allein in der Frage der tatsächli-
chen Möglichkeit oder Unmöglichkeit der Schadensfeststellung. Diskutiert wird viel-
mehr auch, ob überhaupt Preisabsprachen kausal zu einem strafrechtlich relevanten 
Vermögensschaden führen können – bis hin zur Erwägung, ob nicht Kartelle sogar 
dazu beitragen könnten, ruinöse Wettbewerbsverzerrungen aufgrund der Nachfra-
gemacht der öffentlichen Hand auszugleichen31. 
 
Dies alles abrissartig vorangestellt, sei darauf hingewiesen, dass nur einige Wochen 
nach Inkrafttreten des § 298 StGB der Bundesrat in seiner Entschließung zur Stär-
kung der Inneren Sicherheit vom 26.09.199732 unter der Überschrift „Stärkere Ahn-
dung schwerer Wirtschaftskriminalität“ u.a. folgendes beschlossen hat: 
 

„Schwere Wirtschaftskriminalität wie Ausschreibungsbetrug und Subventionsbetrug 
in organisierter Form aber auch Steuerhinterziehung müssen intensiv verfolgt und 
geahndet werden“. 
 
Abgesehen von der Tatsache, dass der Gesetzgeber praktisch zeitgleich mit der Ein-
führung eines neuen Straftatbestandes offenbar bereits seine Verschärfung ins Auge 
gefasst hat: Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen decken, 

                                                 
27 Vgl. OLDIGS, Dirk: Die Strafbarkeit von Submissionsabsprachen nach dem neuen § 298 StGB. Notwendige 
Reform oder purer Aktionismus?, wistra 1998, S. 291 ff. (S. 291 m.w.N.). Zuletzt gab es beispielsweise auch 
schon im Zuge der Diskussion über das in anderem Zusammenhang bereits erwähnte Zweite Gesetz zur Be-
kämpfung der Wirtschaftskriminalität von 1986 einen später nicht übernommenen Vorschlag zur Einführung 
eines solchen Straftatbestands. 
28 Vgl. TRÖNDLE/FISCHER a.a.O., Rdnr. 5 zu § 298. 
29 Vgl. etwa OLDIGS a.a.O., S. 293 f. Nicht so weitgehend ablehnend dagegen OTTO, Harro: Wettbewerbsbe-
schränkende Absprachen bei Ausschreibungen, § 298 StGB, wistra 1999, S. 41 ff. (S. 42). 
30 Zum Überblick m.w.N. vgl. TRÖNDLE/FISCHER a.a.O., Rdnr. 4 zu § 298. 
31 Vgl. etwa LÜDERSSEN, Klaus: Submissionsabsprachen sind nicht eo ipso Betrug, wistra 1995, S. 243 ff.  
(S. 248). 
32 Beschluss Nr. 580/97 (B), hervorgegangen aus den BUNDESRATSDRUCKSACHEN 580/97 und 663/97. 
Auch abgedruckt in BUNDESTAGSDRUCKSACHE 13/8629 vom 30.09.1997. 
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wie sich zeigt, ein Bewertungsspektrum ab, das von (stärker zu ahndender) „schwe-
rer“ Wirtschaftskriminalität bis hin zur grundsätzlichen Negierung der Strafwürdigkeit 
solchen Verhaltens reicht. 
 
Die PKS 1998 hatte erst ganze 11 Fälle des Ausschreibungsbetruges ausgewiesen. 
1999 waren es 49 Fälle. In Anbetracht des Einführungszeitpunktes des § 298 StGB 
sowie der Tatsache, dass in der PKS polizeilich abgeschlossene Fälle gezählt wer-
den, verwundert das nicht allzu sehr. Ausgelöst durch die Bundesratsentschließung 
von September 1997 haben das Bundeskriminalamt und die Landeskriminalämter 
1998 für den Zeitraum 01. Januar bis 31. August eine gesonderte Lagebilderhebung 
u.a. zu Ermittlungsverfahren wegen Verdachts des Ausschreibungsbetrugs durchge-
führt. Dabei bestand das primäre Ziel nicht darin, statistische Zahlen zu erlangen. 
Eine Vergleichbarkeit mit der PKS war aus verschiedenen methodischen Gründen 
ohnehin weder beabsichtigt noch möglich. Allein aus der Tatsache, dass in diese 
Auswertung über 3000 gemeldete Fälle Eingang fanden, dürfen also keine allzu weit-
reichenden Schlüsse gezogen werden – noch dazu, weil dabei eine auffällig unter-
schiedliche Verteilung zwischen den Ländern festzustellen war. 
 

Von Interesse sind vielmehr einige dabei erkannte Fallmerkmale: 

 

• In der Mehrzahl der Fälle handelten die Kartelle über einen längeren Zeitraum 
in gleichbleibender Besetzung. 

• Die Kartelle waren teilweise überörtlich tätig. 
• Die Tatverdächtigen traten in der Regel erstmals strafrechtlich in Erscheinung. 
• Die Schwerpunktbereiche lagen (was nicht überrascht) bei der Auftragsverga-

be durch die öffentliche Hand, insbesondere im Hoch- und Tiefbau und im 
Straßen- und Kanalbau. 

 
Grundsätzlich gibt es zwei Tatkategorien. Zum einen finden wettbewerbswidrige Ab-
sprachen, bei denen die Auftraggeberseite tatsächlich über den Ablauf und die Ord-
nungsmäßigkeit des Ausschreibungsverfahrens getäuscht wird, also an den Tathand-
lungen nicht beteiligt ist. Zum anderen gibt es wettbewerbswidrige Absprachen, die 
mit Korruptionshandlungen in Verbindung stehen33. Als „Gegenleistung“ für die Be-
stechungszuwendungen werden z.B. 
 

• den Bietern die vorhandenen Angebote (von kartellfremden Konkurrenten) zu-
gänglich gemacht werden, damit ein niedrigeres Angebot abgegeben werden 
kann, 

                                                 
33 Zur Erinnerung: § 298 StGB wurde 1997 als Teil des Gesetzes zur Bekämpfung der Korruption eingeführt, das 
primär Verschärfungen bei den Korruptionsstraftaten mit sich brachte.  
Mehr zur Korruptionskomponente in diesem Zusammenhang bei MÜLLER/WABNITZ/JANOVSKY a.a.O.,  
S. 258. 
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• den Bietern die vorhandenen Angebote (von kartellfremden Konkurrenten) zu-
gänglich gemacht werden, damit bereits gemachte Angebote „nachgebessert“ 
werden können, 

• die Ausschreibungsbedingungen von vornherein so formuliert, dass nur be-
stimmte Unternehmen überhaupt den Auftrag ausführen und ein Angebot ab-
geben können oder sogar 

• Gesamtaufträge so gesplittet, dass eine Ausschreibung aus vergaberechtli-
chen Gründen scheinbar gar nicht nötig wird und so eine „freihändige Verga-
be“ erfolgen kann. 

 
Strafverfahren wegen des Verdachts des Ausschreibungsbetrugs entstehen zum ei-
nen aufgrund anonymer oder offener Hinweise bzw. Strafanzeigen von Mitbewer-
bern. Zum anderen werden Ermittlungen aufgenommen aufgrund von Mitteilungen 
verdächtiger Sachverhalte durch die Ausschreibungsbehörden oder durch Aufsichts- 
und Kartellbehörden oder aber aufgrund von Prüfungen der Rechnungsprüfungsäm-
ter. Das zeigt, dass Ausschreibungsbetrug ein Kontrolldelikt ist. Nicht immer werden 
interne Kontrollvorschriften bei Ausschreibungen beachtet. Nicht immer liegen genü-
gendes Kostenbewusstsein und ausreichende Sachkenntnis bei der Bewertung von 
Angeboten vor. Wirtschaftlichen Anbieterverflechtungen wird nicht nachgegangen, so 
dass z.B. durch die Einbeziehung von Tochtergesellschaften oder sonst wie verbun-
dener Unternehmen Wettbewerb vorgetäuscht werden kann. 
 
Aber selbst wenn verdächtige Umstände festgestellt werden, führt das nicht zwangs-
läufig zu einer Strafanzeige. Für Straftaten im Zusammenhang mit Ausschreibungen 
gibt es anders als bei der Gewährung von Subventionen keine dem § 6 SubvG ver-
gleichbare Verpflichtung zur Anzeige. Darüber sollte nachgedacht werden. 
 
Seit Einführung des § 298 StGB besteht eine parallele Verfolgungszuständigkeit zwi-
schen den Strafverfolgungsbehörden und den Kartellbehörden, die weiterhin die 
bußgeldbewehrten Verstöße aufzuklären und zu ahnden haben. Hier besteht für die 
Beteiligten Koordinierungs- und Zusammenarbeitsbedarf. Hier gibt es bereits ent-
sprechende Aktivitäten und erste Absprachen bzw. Regelungen.  
 
Das zusammenwachsende Europa und der EU-Binnenmarkt verlangen zunehmend 
unter bestimmten Bedingungen europaweite Ausschreibungen. Nationale Kartellab-
sprachen allein könnten in Zukunft also in Anbetracht neuer Wettbewerber an ihre 
Grenzen stoßen. Das würde allerdings nur so lange gelten, wie nicht auch wettbe-
werbswidrige Absprachen bei Ausschreibungen auf internationaler Ebene stattfinden. 
 

3.3 Betrügerischer Aufkauf konkursreifer Unternehmen 
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Insolvenzdelikte sind nach der eingangs dargestellten Systematik eine der Hauptka-
tegorien der Wirtschaftskriminalität34. Es handelt sich dabei nicht nur um die Insol-
venzstraftaten im engeren Sinne nach §§ 283 ff. StGB oder dem Nebenstrafrecht. 
Die Tathandlungen sind vielfach vom örtlichen Einzelfall geprägt. Es gibt jedoch in 
den letzten Jahren eine Erscheinungsform mit überregionaler Bedeutung und Merk-
malen organisierter Tatbegehung: 
Tätergruppen suchen – in der Regel über Zeitungsinserate, aber auch über andere 
Kommunikationsmittel wie etwa über das Internet – Kontakt mit Unternehmen (meist 
in der Rechtsform der GmbH), die notleidend geworden sind und für die es an der 
Zeit wäre, einen Konkursantrag zu stellen. Das Angebot lautet sinngemäß: „Über-
nehme Ihre überschuldete GmbH mit allen Verbindlichkeiten“35. Die potentiellen Er-
werber versprechen in der Regel nicht nur die Übernahme, sondern auch die Sanie-
rung der GmbH. Ein notarieller Übernahmevertrag wird geschlossen. Hier zahlt aber 
nicht der Käufer an den Verkäufer, sondern der Erwerber der GmbH  lässt sich seine 
Kaufbereitschaft zusätzlich bezahlen (deklariert beispielsweise als von der Höhe der 
Verbindlichkeiten abhängiges “Beratungshonorar“, faktisch jedoch ein „Entsorgungs-
entgelt“). Selbst das wäre noch nicht zu beanstanden, wenn nicht (z.B.) folgendes 
hinzu käme: 
 

• Die zugesagte Sanierung findet nicht statt. Eventuell stellen die Erwerber 
selbst (verspätet) Konkursantrag. 

• Der Sitz der Unternehmung wird verlegt, und zwar häufig an eine „Briefkas-
tenadresse“. Es kann auch zu einer Umfirmierung kommen. Gläubiger (Liefe-
ranten, Arbeitnehmer, Sozialversicherungsträger, Kreditgeber) können jeden-
falls nicht mehr ihre Forderungen eintreiben. 

• Die scheinbaren Erwerber sind „Strohleute“ und erwecken häufig nicht gerade 
den Eindruck der Kompetenz. Es kann sich z.B. um Arbeitslose handeln, die 
von den Hinterleuten pro „übernommener“ GmbH 500,-- bis 1.000,-- DM be-
kommen36. 

• Die Geschäftsunterlagen der übernommenen Unternehmung werden von den 
Erwerbern vernichtet oder sonstwie „abgekippt“. Auf keinen Fall findet eine 
geordnete Aufbewahrung statt. 

• Die noch vorhandenen Aktiva verbleiben per zusätzlichem Vertrag (schuld-
rechtliche Vereinbarung) beim Veräußerer. Damit wird die verkaufte GmbH 
praktisch vermögenslos gemacht. 

• Die Arbeitnehmer werden entlassen, der Geschäftsbetrieb wird eingestellt. 
• Der Firmenmantel wird weiterverkauft und auch für weitere Betrugshandlun-

gen (Stoßbetrug, Vorsteuerbetrug) benutzt. 
• In der Regel treten immer wieder bestimmte Notare in Erscheinung. 
 
Es gibt also drei Kategorien von Beteiligten: 

                                                 
34 Allgemein dazu detailliert MÜLLER/WABNITZ/JANOVSKY a.a.O., S. 140 ff. 
35 Vgl. zum Folgenden auch HEY, Andreas/REGEL, Andreas: „Firmenbestatter“ – Das Geschäft mit der Pleite. 
Eine neue Form der Konkurskriminalität, Kriminalistik 1999, S. 258 ff. Zum selben Thema: MÜL-
LER/WABNITZ/JANOVSKY a.a.O., S. 174. 
36 Manche bringen es auf ca. 20 Firmen pro Woche. Vgl. HEY/REGEL a.a.O., S. 259. 
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• die Altgeschäftsführer/Altgesellschafter 
• die Aufkäufer/Erwerbergruppe 
• die beurkundenden Notare. 

 

Die Erwerberseite handelt jeweils als arbeitsteilig vorgehende, überregional aktive 
Gruppe, die sogar Merkmale der organisierten Kriminalität erfüllt. Der materielle Tat-
anreiz und Gewinn liegt insbesondere im Zufluss des „Entsorgungsentgelts“, das die 
Erwerber praktisch ohne Risiko und ohne Gegenleistung erhalten. Der verursachte 
Schaden geht aber weit darüber hinaus, da mit gezielter krimineller Energie Gläubi-
gerforderungen und Arbeitsplätze vernichtet werden. 
 
Hier stellen sich Fragen verschiedener Art. Zum einen, welche Straftatbestände für 
wen in Betracht kommen können. Zum anderen interessieren die Möglichkeiten der 
Früherkennung und der Prävention. Schließlich interessieren auch die ermittlungstak-
tischen Vorgehensweisen bei der Bearbeitung solcher Fälle37. Auf die beiden ersten 
Aspekte sei hier kurz eingegangen: 
 

Die Aufkäufer können sich in verschiedener Hinsicht strafbar machen, z.B.: 

 

• Betrug zum Nachteil der (sofern gutgläubigen) Veräußerer (Altgeschäftsführer, 
Altgesellschafter), weil entgegen der Zusage als Gegenleistung für das „Bera-
terhonorar“ die GmbH nicht saniert wird, 

• Anstiftung zur Untreue des Altgeschäftsführers/Altgesellschafters, der das 
„Entsorgungsentgelt“ aus dem noch vorhandenen Vermögen der GmbH ent-
nimmt, 

• Verstoß gegen Buchführungs- und Aufbewahrungspflichten (§ 283 Abs. 1  
Nr. 5 und Nr. 6 StGB), 

• Konkursverschleppung (z.B. §§ 64, 84 GmbHG). 
 

Sofern, wie man leider annehmen muss, auch Notare wissentlich an den Aktivitäten 
beteiligt sind, können diese auf verschiedene Weise nicht nur gegen notarrechtliche 
Bestimmungen verstoßen, sondern sie machen sich möglicherweise auch wegen 
Beilhilfe - z.B. zur Konkursverschleppung – strafbar. In Betracht kommt auch Falsch-
beurkundung (§ 348 StGB). In Anbetracht des Erscheinungsbildes mancher vorge-
schobener „Erwerber“ müssten Notare eigentlich Zweifel bekommen, ob alles mit 
rechten Dingen zugeht. 
 
Ganz entscheidend ist aber, dass sich die Altgeschäftsführer/Altgesellschafter (so-
weit sie nicht ohnehin wissen, worauf sie sich einlassen) einem Trugschluss hinge-
ben, wenn sie glauben, dass sie sich durch die Veräußerung ihrer GmbH  zivil- und 
                                                 
37 Dies waren die drei Ansätze bei einer bundesweiten Fachtagung des Bundeskriminalamtes zum Thema „Be-
trügerischer Aufkauf konkursreifer Firmen“ am 28./29. September 1999. 
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strafrechtlich exkulpieren können. Das Spektrum der möglichen Straftaten reicht von 
der Konkursverschleppung nach §§ 64, 84 GmbHG (Veräußerung gerade wegen der 
Krise) über Untreue (§ 266 StGB) in Form der Entnahme des „Entsorgungsentgelts“ 
bis hin zu den Bankrottdelikten nach § 283 ff. StGB. 
 
Die Möglichkeiten der Früherkennung und Prävention setzen insbesondere an struk-
turellen Gegebenheiten an: 
 

• Zumindest nicht bösgläubige Notare könnten schon in Anbetracht einer Häu-
fung derartiger Aufkäufe, beim Fehlen örtlichen Bezuges der Transaktion, 
beim Auftreten immer derselben Personen oder angesichts zweifelhafter „Er-
werber“ Verdacht schöpfen. „Eingeweihte“ Notare sind natürlich einer entspre-
chenden Sensibilisierung nicht zugänglich. 

• Die Prüfmöglichkeiten bei der Handelsregistereintragung insbesondere der 
neuen Geschäftsführer sind beschränkt und dementsprechend ausweitbar. 
Verdachtfälle und z.B. wiederkehrende Namen werden nicht erkannt, weil z.B. 
nicht standardmäßig beim Bundeszentralregister (Gewerbezentralregister) im 
Hinblick auf Sperreintragungen abgefragt wird. Dennoch entstehende Ver-
dachtsfälle werden den Strafverfolgungsbehörden nicht unbedingt mitgeteilt.  

• Handelsregister kommunizieren nicht untereinander, so dass Auffälligkeiten, 
z.B. sich wiederholende Namen von Neugeschäftsführern oder Neugesell-
schaftern, nicht erkannt werden. Wenn schon kein bundesweit zentrales Han-
delsregister eingerichtet werden kann, wäre an eine Vernetzung zu denken. 

• Die Strafverfolgungsbehörden selber sind natürlich auch in der Pflicht. Nur 
durch Informierung und Sensibilisierung insbesondere der Konkurssachbear-
beiter und daraus resultierenden Informationsaustausch über Erkenntnisse 
aus anhängigen einschlägigen Ermittlungsverfahren erkennt man überörtlich 
agierende „Firmenaufkäufer“, und nur dann können Verfahrensbezüge und die 
Dimensionen bestimmter Sachverhalte überhaupt erkannt werden. 

 
Auch hier greifen sowohl in präventiver als auch in repressiver Hinsicht viele Akteure 
ineinander. Es bleibt bei der Feststellung: Wirtschaftskriminalität ist nicht nur eine 
Angelegenheit der Strafverfolgungsbehörden. 
 
 
4 Einige allgemeine Entwicklungsperspektiven 
 
4.1 Absprachen im Strafprozess (justizielle Bewältigung von Großverfahren) 
 
Strafverfahren der Wirtschaftskriminalität zeichnen sich in ganz besonderem Maße 
durch ihren Umfang und ihre Zeitdauer aus. Ermittlungsdauern von mehreren Jahren 
allein bis zur Anklage sind keine Seltenheit. Das führt direkt zu Fragen der Verfah-
rensstrukturierung und der Verfahrensbegrenzung38; denn mit zunehmender Verfah-
rensdauer  
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• sinkt unabhängig von der individuellen Schuld die Straferwartung39 
• kann es Probleme wegen der Dauer der Untersuchungshaft geben und 
• sind Kollisionen mit Verjährungsfristen zu befürchten. 

 

Verfahrensstraffung durch Teileinstellung ist ein strafprozessual ausdrücklich vorge-
sehenes Mittel (§§ 153, 153a, 154 und 154a StPO). All dies kann zum einen bereits 
in der Phase des Ermittlungsverfahrens vor Anklageerhebung in Betracht kommen. 
Das entlastet unmittelbar die ermittelnde Staatsanwaltschaft und Polizei und ermög-
licht die Beschränkung auf wesentliche Beschuldigte bzw. Tatvorwürfe. In Großver-
fahren empfiehlt sich stets eine entsprechend zwischen Staatsanwaltschaft und Poli-
zei abgestimmte Ermittlungskonzeption40. 
 
Vielfach wird aber dennoch relativ „breit“ ermittelt und angeklagt. Dann entsteht die 
Frage der prozessualen Bewältigung des umfangreichen Verfahrensstoffes in der 
Hauptverhandlung. Die im wesentlichen im vorvorigen Jahrhundert entstandene 
Strafprozessordnung mit den dort niedergelegten Verfahrensprinzipien konnte mo-
derne Großverfahren nicht vorhersehen. Aufgrund der Überlastung der Gerichte ha-
ben sich daher seit etwa 20 Jahren informelle Erledigungspraktiken entwickelt („Ver-
einbarung“, „Absprache“, „Verständigung“, „deal“), die im Kern beinhalten, dass ge-
gen ein (teilweises) Geständnis auf eine aufwändige Beweiserhebung in der Haupt-
verhandlung verzichtet, die Verfolgung anderer Straftaten eingestellt oder die Strafe 
gemildert wird41. Das ist im Lichte des deutschen Strafprozessrechts insbesondere 
heikel, weil hier so wichtige Prinzipen wie etwa der Ermittlungsgrundsatz, das Prinzip 
der Unmittelbarkeit, das Mündlichkeitsprinzip, die Unschuldsvermutung, das Schuld-
prinzip und das Öffentlichkeitsprinzip in Frage gestellt sein könnten. 
 
Informelle Absprachen – nicht zuletzt in großen Wirtschaftsstrafverfahren - haben 
sich daher lange Zeit in einer rechtlichen Grauzone abgespielt. Es bestanden er-
kennbare Bewertungsunterschiede zwischen der Strafrechtspraxis (überwiegend Be-
fürwortung) und der Rechtslehre (überwiegend Ablehnung)42. Der Gesetzgeber ist 
nie tätig geworden, so dass die höchstrichterliche Rechtsprechung in diversen Ein-
zelentscheidungen hier den Rahmen abgesteckt hat43. 

                                                                                                                                                         
38 Vgl. KUBICA (1994) a.a.O., S. 447 und S. 456 f. m.w.N. 
39 Vgl. z.B.TRÖNDLE/FISCHER a.a.O., Rdnr. 35 zu § 46. 
40 Vgl. JANOVSKY a.a.O., S. 269 f. und KUBICA (1994) a.a.O., S. 455 f.  
41 Vgl. ROXIN, Claus: Strafverfahrensrecht, 25. Auflage, München 1998, S. 95. Angeblich kommen bereits  
15 bis 25 % aller Strafurteile so zustande. Zitiert bei FAHL, Christian: Absprachen im Strafverfahren, JA 1997, 
S. 272 ff. (S. 273). 
42 Vgl. RÖNNAU, Thomas: Die neue Verbindlichkeit bei den strafprozessualen Absprachen. Anmerkungen zu 
einem Urteil des  BGH vom 28.8.1997 – 4 StR 240/97 – (wistra 1997, 341), wistra 1998, S. 49 ff. (S. 49 m.w.N.) 
sowie FAHL a.a.O., S. 273, ebenfalls m.w.N. Siehe ausserdem die Literaturhinweise bei ROXIN a.a.O., S. 97 f. 
43 Vgl. auch hier RÖNNAU a.a.O. S. 49 m.w.N. 



 18

Nachdem bereits das Bundesverfassungsgericht 1987 Absprachen nicht grundsätz-
lich für unzulässig erklärt hatte44, hat der Bundesgerichtshof in einem Urteil vom 
28.08.1997 in wesentlichen Punkten Festlegungen getroffen 45: 
 

• Das allgemeine Recht des Angeklagten auf ein faires Verfahren darf nicht be-
einträchtigt werden. Absprachen über den Schuldspruch sind damit ausge-
schlossen. 

• Das Gericht darf dem Urteil nicht nur ein eventuelles Geständnis zugrundele-
gen, sondern muss dessen Glaubwürdigkeit überprüfen und ggf. weitere Be-
weise erheben. 

• Es dürfen keine gesetzlich nicht vorgesehenen Vorteile gewährt werden. Al-
lerdings kann für den Fall eines Geständnisses Strafmilderung in Aussicht ge-
stellt werden. 

• Vereinbarungen müssen in öffentlicher Hauptverhandlung mit allen Beteiligten 
erfolgen und zu Protokoll gegeben werden. Das schließt „Vorgespräche“ nicht 
aus46. 

• Verbindliche Zusagen über die Höhe der zu verhängenden Strafe dürfen nicht 
gemacht werden. Das Gericht darf aber für den Fall eines glaubhaften Ges-
tändnisses eine verbindliche Strafobergrenze nennen. Von dieser kann aus-
nahmsweise abgewichen werden, wenn sich nachträglich bisher unbekannte 
schwerwiegende neue schulderhöhende Umstände ergeben. 

• Die Vereinbarung darf nicht mit einem Rechtsmittelverzicht verknüpft werden 
• Das Urteil muss schuldangemessen bleiben. Das Geständnis darf also nur im 

zulässigen Rahmen strafmindernd wirken – allerdings auch dann, „wenn der 
Angeklagte das Geständnis nicht offensichtlich in erster Linie aus Schuldein-
sicht und Reue, sondern aus verfahrenstaktischen Gründen im Rahmen der 
Verständigung abgegeben hat“47. 

 
Das Urteil des BGH hat im Vergleich zur früheren Rechtsprechung relativ klare Per-
spektiven und Rahmenbedingungen für „prozessökonomische“ Verfahrensweisen in 
Großverfahren geschaffen – nicht zuletzt auf dem Sektor Wirtschaftskriminalität.  
Die wichtigsten Unsicherheiten sind jetzt hoffentlich weitgehend beseitigt. Die Praxis 
kann sich damit in dieser Zone vermutlich sicherer bewegen. 

                                                 
44 Abgedruckt in NJW 1987, S. 2662 f. sowie in NStZ 1987, S. 419 f. mit Anmerkung GALLANDI, S. 420 f. 
45 Abgedruckt z.B. in JR 1998, S. 245 ff. (mit Anmerkung KINTZI) und in wistra 1997, S. 341 ff. Vgl. zum 
Folgenden dort und z.B. RÖNNAU a.a.O. sowie ROXIN a.a.O. S. 96 f. 
46 Besonders hierzu kritisch RÖNNAU a.a.O., S. 50 f. 
47 BGH, JR 1998 a.a.O., S. 248, wistra 1997, S. 345. Hierzu sehr kritisch RÖNNAU a.a.O., S. 53. 



 19

4.2 Unternehmensinterne Kontrolle und Transparenz 
 

Wirtschaftskriminalität ist keineswegs nur ein von außen auf Unternehmen einwir-
kendes Ereignis. Wirtschaftskriminalität entsteht ganz wesentlich innerhalb von Un-
ternehmen. Da sind zum einen die Mitarbeiterdelikte zum Nachteil des eigenen Un-
ternehmens. Dahinter können sich Eigengeschäfte von Devisen- oder Wertpapier-
händlern von Kreditinstituten ebenso verbergen wie etwa die Vergabe ungesicherter 
Kredite oder der Verrat von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen48. Die PKS weist 
z.B. für 1998 11.892 Fälle der Untreue mit über 1,5 Milliarden DM Schaden aus, dar-
unter 4.537 Fälle mit über 940 Millionen DM Schaden, die der Wirtschaftskriminalität 
zugerechnet werden. Da sind aber zum anderen auch die auch nach außen reichen-
den Folgen interner Versäumnisse bis hin zu möglichem kriminellem Verhalten bei 
der Erstellung und Prüfung der Jahresabschlüsse mit dem Ergebnis, dass Gläubiger, 
Banken, vorhandene und potenzielle Anteilseigner sowie die Öffentlichkeit über we-
sentliche Unternehmensmerkmale und –risiken falsch oder unvollständig informiert 
werden49. 
 
Man mag nun intensiv z.B. über die Ursachen von Mitarbeiterkriminalität nachden-
ken50. Man mag auch unternehmensinterne Leitlinien und Verhaltensrichtlinien zur 
Wahrung und Verstärkung der inneren Bindung an das Unternehmen erarbeiten51. 
Letztlich gefordert sind aber die Kontroll- und Steuerungsmechanismen, und zwar 
sowohl interner als auch externer Art.  
Einen ganz wesentlichen Beitrag mit ganz neuen Risiken und Perspektiven für die 
Beteiligten bringt hier für Aktiengesellschaften das „Gesetz zur Kontrolle und Trans-
parenz im Unternehmensbereich“ vom 06.03.1998 (KonTraG)52 mit sich. Verschie-
dene „verlustinduzierte Vorgänge“53 führten insbesondere zur Notwendigkeit der 
Verbesserung unternehmensinterner Kontrollmechanismen und zur Verbesserung 
der Qualität von Abschlussprüfungen. Neben einer Verpflichtung für den Vorstand 
zur Einführung eines angemessenen Risikomanagements und für eine angemessene 
interne Revision sowie eines unternehmensinternen Überwachungssystems, damit 
den Fortbestand der Gesellschaft gefährdende Entwicklungen frühzeitig erkannt 

                                                 
48 Vgl. auch die Beispiele bei VON HEYDEN, Axel: Mitarbeiterkriminalität – Umfeld und Hintergründe,  
Die Bank 1999, S. 238 ff. (S. 231 ff.). Wie sich auch dort zeigt, sind selbstverständlich nicht alle Fälle gleicher-
maßen der Wirtschaftskriminalität zuzurechnen. 
49 Aktuelle Beispiele sind die unterschätzten Immobilienrisiken bei der Fusion der Hypo-Vereinsbank und Fall 
des gefährdeten Baukonzerns Holzmann. Vgl. DIE ZEIT vom 02.März 2000, S. 26. 
50 Auch hierzu VON HEYDEN a.a.O., S. 229 ff. 
51 Grundlage für viele Unternehmen sind hier die „Verhaltensrichtlinien zur Bekämpfung der Korruption im 
Geschäftsverkehr“ der „International Chamber of Commerce“ (ICC) Deutschland, Köln 1998. 
52 BGBl. I 1998, S. 786 ff. 
53 Zitierte Beispiele: „Metallgesellschaft“ und „Balsam/Procedo“. Näheres auch zur Vorgeschichte des KonTraG 
bei ZIMMER, Daniel: Das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich. Ein „Omnibus-
Gesetz“ bringt die Aktienrechtsnovelle und weitere wichtige Neuerungen für das Handels- und Wirtschaftsrecht, 
NJW 1998, S. 3521 ff. (S. 3521 f. m.w.N.). 
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werden54 geraten vor allem die Wirtschaftsprüfer in neue Pflichten und (auch straf-
rechtliche) Risiken55: 
 

• Die Wirtschaftsprüfer werden vom Aufsichtsrat und nicht mehr Vorstand be-
auftragt. 

• Unter bestimmten Voraussetzungen muss nach einigen Jahren ein interner 
Prüferwechsel (nicht: Wechsel der Prüfungsgesellschaft) stattfinden. 

• Der Prüfungsbericht muss so abgefasst sein, dass er auch von nicht sachver-
ständigen Aufsichtsratsmitgliedern verstanden wird. 

• Die Haftungsobergrenzen für fehlerhafte Abschlussprüfungen werden auf zwei 
Millionen DM (nicht börsennotierte Aktiengesellschaften) bzw. acht Millionen 
DM (börsennotierte Aktiengesellschaften) heraufgesetzt. 

• Vor allem aber: Die Abschlussprüfung ist nicht länger eine reine Prüfung auf 
Gesetzes-, Satzungs- und Ordnungsmäßigkeit, sondern sie ist so anzulegen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße erkannt werden. Der Lagebericht ist dar-
aufhin zu überprüfen, ob er eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Un-
ternehmens oder des Konzerns vermittelt und ob der Pflicht nachgekommen 
wurde, auf künftige Risiken einzugehen. Dies muss auch in der Zusammen-
fassung des Prüfungsergebnisses (Bestätigungsvermerk) zum Ausdruck 
kommen (kein Formeltestat). 

 

Das KonTraG ist zum 01.05.1998 in Kraft getreten. Die Neuregelungen zur Ab-
schlussprüfung gelten erst für die Geschäftsjahre nach dem 31.12.1998. Die Auswir-
kungen sind aber schon jetzt spürbar. „Nicht umsonst wird plötzlich über Schadens-
ersatz für schief gelaufene Bilanzprüfungen diskutiert“56. Man muss sich aber im Kla-
ren darüber sein, dass es hier nicht nur um neue zivilrechtliche Risiken geht. Der 
neue Pflichtenstatus der Abschlussprüfer berührt offenbar auch Fragen strafrechtli-
cher Verantwortlichkeiten. Es bedarf sicher noch praktischer Erfahrungen. Das 
KonTraG scheint jedoch auch ein wesentliches Zukunftsmoment für insoweit neue 
Ermittlungsrichtungen zu enthalten. Im Zusammenhang mit dem Baukonzern Holz-
mann richten sich jedenfalls die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Frankfurt am 
Main wegen Verdachts der unrichtigen Darstellung der tatsächlichen Vermögenslage 
des Konzerns (Vergehen nach dem AktG und dem HGB) sowie anderer Delikte auch 
gegen Angehörige einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Möglicherweise wird das 
im Zeitalter verstärkter unternehmensinterner Kontroll- und Transparenzpflichten 
künftig häufiger der Fall sein. 
 
 
 
 
 
 

                                                 
54 Vgl. ZIMMER a.a.O., S. 3524 m.w.N. 
55 Vgl. auch zum Folgenden ZIMMER a.a.O., S. 3532 ff. m.w.N. 
56 DIE ZEIT a.a.O. 
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4.3 Strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen 
 
Das deutsche Strafrecht basiert auf persönlicher Schuld. Die Strafe ist abhängig vom 
personalen Handlungsunrecht57. Nur natürliche Personen können strafrechtlich ver-
antwortlich sein58. 
 
Auf der anderen Seite ist gerade wirtschaftliche Betätigung geprägt durch Handeln 
(oder Unterlassen) auch juristischer Personen oder Personenvereinigungen insbe-
sondere in Form von Unternehmen. Unternehmen agieren beim Anlagebetrug, Un-
ternehmen begehen Stoßbetrug, Kreditbetrug, Subventionsbetrug und z.B. Aus-
schreibungsbetrug. Unternehmen sind beispielsweise verantwortlich für illegale Ab-
fallentsorgung59.  
 
Juristische Personen sind in zivilrechtlicher Hinsicht selbst handlungs- und auch de-
liktsfähig. Das Ordnungswidrigkeitenrecht kennt mit § 30 OWiG die Verbandsgeldbu-
ße. Selbst strafprozessuale Maßnahmen können sich durchaus gegen juristische 
Personen richten - Durchsuchungen z.B. unter bestimmten Umständen sogar auf der 
Basis von § 102 StPO, in jedem Fall aber unter den Voraussetzungen des § 103 
StPO60. Für Unternehmen handelnde natürliche Personen sind über § 14 StGB in 
das Strafrecht einbezogen. Juristisch anerkannte Kollektive sind jedoch in Deutsch-
land bisher nicht für betriebs- oder unternehmensbezogenen Straftaten selbst ver-
antwortlich zu machen61. Es gibt aber durchaus Argumente und auch internationale 
Vorbilder für Forderungen nach materiell-strafrechtlicher Verantwortlichkeit juristi-
scher Personen62. Unternehmerisches Handeln ist, wie bereits in anderem Zusam-
menhang eingangs erwähnt, sowohl in legaler als auch in illegaler Ausprägung Aus-
druck sich in vielfach möglicher Weise niederschlagenden „professionellen“ Han-
delns63. Im Strafverfahren führt genau jene Professionalität in Form komplexer Ar-
beitsteilung und Zuständigkeiten sowie „räumlicher und zeitlicher Beherrschung aller 
Spuren“64 leicht zu Ermittlungsproblemen mit dem Ergebnis, dass man (trotz oder 
wegen § 14 StGB) überhaupt keine strafrechtlich verantwortliche Person individuali-
sieren kann65. 
                                                 
57 Vgl. TRÖNDLE/FISCHER a.a.O., Rdnr. 4 zu § 46. 
58 Vgl. TRÖNDLE/FISCHER a.a.O., Rdnrn. 33 und 34 vor § 13 sowie z.B. BOTTKE a.a.O., S. 247. 
59 Nicht nur Wirtschaftskriminalität, sondern weite Bereiche der organisierten Kriminalität werden in Form „un-
ternehmerischer“ Tätigkeit begangen. Vgl. die Beispiel bei HETZER, Wolfgang: Wirtschaft und Kriminalität. 
Kriminalpolitische Betrachtungen zu Unternehmerschaft und Täterschaft, Kriminalistik 1999,  
S. 570 ff. (S. 572 f.). 
60 Vgl. z.B. BÄR, Wolfgang: Durchsuchungen im EDV-Bereich, Computer und Recht 1995, S. 158 ff. und  
S. 227 ff. (S. 166 m.w.N.). 
61 Zu möglichen Gründen vgl. BOTTKE a.a.O., S. 248. 
62 Vgl. TRÖNDLE/FISCHER a.a.O., Rdnr. 1a zu § 14. Weitere Einzelheiten auch in der BUNDESTAGS-
DRUCKSACHE 13/9682 vom 15.01.1998 (Große Anfrage „Besondere Verantwortlichkeit von Unternehmen – 
Probleme kriminalrechtlicher Verantwortlichkeit juristischer Personen und Personenvereinigungen“). 
63 Z.B. auch in Form der lobbyistischen Einflussnahme auf Gesetzgebungsverfahren. Vgl. GALLANDI a.a.O.,  
S. 82. 
64 GALLANDI a.a.O., S. 82. 
65 Vgl. HETZER a.a.O., S. 574 ff., insbesondere S. 576. 
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Strafrechtliche Sanktionsformen gegen juristische Personen sind durchaus praktisch 
denkbar, z.B. in Form von66

 
• Verbandsmaßregeln, wie „Unternehmenskuratel“ oder die Einführung eines 

„Unternehmensregisters“, in das unternehmensbezogene Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten eingetragen werden 

• Verbandsstrafen oder Verbandsbußen aufgrund strafrechtlich vorwerfbaren 
Organisationsverschuldens. 

 
Auf dem Weg dorthin wird und muss sicher noch einiges an Diskussionen zum straf-
rechtlichen Schuldprinzip und eventuell über dessen Anpassung an die neuen Gege-
benheiten stattfinden67. Es sieht jedoch so aus, als käme diese Diskussion zuneh-
mend in Gang. Ganz aktuell könnte hier ein politischer Impetus auf der Ebene der 
Europäischen Union unerwartet wirksam werden: In den Beschlüssen auf der Son-
dertagung des Europäischen Rates am 15./16.10.1999 in Tampere/Finnland68 geht 
Nr. 48 auf das nationale Strafrecht ein und fordert eine Vereinbarung „gemeinsamer 
Definitionen, Tatbestände und Sanktionen“, und zwar zunächst für bestimmte dort 
genannte Bereiche der organisierten Kriminalität (u.a. „Finanzkriminalität (Geldwä-
sche, Bestechung, Fälschung des Euro)“ sowie „High-Tech-Kriminalität und Umwelt-
kriminalität“). 
Dies ist bereits weiter umgesetzt worden. Ein auf die Tampere-Beschlüsse und den 
EU-Aktionsplan aus 1997 zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität bezogenes 
EU-Ratspapier vom 03.03.2000 („The Prevention and Control of Organized Crime – 
A European Union Strategy for the beginning of the new Millenium“) fordert unter Be-
zugnahme auf Nr. 48 jenes Beschlusses aus Tampere in einer der Empfehlungen die 
EU-Kommission auf, möglichst bis Ende 2001 einen Vorschlag vorzubereiten für ein 
Instrument betreffend u.a. die strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen, 
wenn diese juristische Person in organisierte Kriminalität einbezogen ist. 
 
Die Durchschlagskraft von politisch gewollten Entwicklungen auf EU-Ebene dürfte 
bekannt sein. Somit könnte es sich hier um einen entscheidenden praktischen Schritt 
hin zu einem (EU-einheitlichen) Unternehmensstrafrecht handeln. Neben die dogma-
tische Diskussion ist damit auch eine politische Diskussion auf internationaler Ebene 
getreten. Rechtliche und praktische Folgen für das Strafrecht und die Strafverfolgung 
werden vermutlich nicht ausbleiben. Von der organisierten Kriminalität hin zur Verfol-
gung und Ahndung der Wirtschaftskriminalität insgesamt wird es dann vielleicht nur 
ein kleiner Schritt sein. 

                                                 
66 Vgl. zum Folgenden BOTTKE a.a.O., S. 252 f. m.w.N.  
67 Mehr dazu m.w.N. bei HETZER a.a.O., S. 577. 
68 Auszugsweise zitiert z.B. in NJW 2000, S. 339 f. 



Die besondere Bedeutung des lauteren Wettbewerbsgedankens
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes

Das Arbeitsgebiet des einen Vereins' be-
wegt sich wesentlich auf dem speziellen
Gebiet des Strafrechts, in Sonderheit auf
dem Gebiet des § 263 StGB, des Betrugs-
paragraphen . Dagegen zeigt das Arbeits-
gebiet des anderen Vereins immerhin
zahlreiche Beziehungen auch zum Gebiet
des gewerblichen Rechtsschutzes, vermit-
telt durch die Brücke, wenn ich es so nen-
nen darf, des unlauteren Wettbewerbs .

Dieser zweitgenannte Verein, meine
Herren, nennt sich PRO HONORE -
Verein für Treu und Glauben im Ge-
schäftsleben . Kein Name könnte meiner
Meinung nach treffender gewählt sein als
dieser. Versuchen wir, PRO HONORE
sinngemäß zu übersetzen, so könnte man
meiner Meinung nach keine bessere
Übersetzung finden, als wenn man ein
Wort benutzt, das zu meiner Freude Herr
Dr. Kaufmann und auch Herr Direk-
tor Wiegand bereits gebraucht haben,
nämlich das Wort "Lauterkeit" . "Verein
für Lauterkeit im Geschäftsleben"- mit
dieser Übersetzung aber, bewegen wir
uns bereits in den Bahnen des internatio-
nalen gewerblichen Rechtsschutzes . Wir
dokumentieren mit dieser Bezeichnung
eine Doktrin, die in einem Abkommen
fast aller Kulturstaaten, in der Pariser
Union, in Artikel 10 ihrer späteren
Haager und Londoner Fassung, als in
jedem Verbandsstaat unmittelbar gelten-
des Recht festgelegt worden ist . Dort ist
verankert die Sicherung jedes Ange-
hörigen der Verbandsstaaten gegen jede

Professor Dr. Fritz Lindenmaler'- '

Wettbewerbshandlung, die, so heißt es in
dem maßgeblichen französischen Text,
zuwiderläuft gegen "usages honnetes en
matiere industrielle ou commercielle"
oder, wie es im englischen Text ausge-
drückt ist, die zuwiderläuft "these honest
principles of trading" .

Sie begegnen hier in den Worten
"honnete" und "honest" der gleichen
Ausdrucksweise, dem gleichen Stamm
wort "honor" sogar, wie es im Namen des
Vereins Pro honore, zur Kennzeichnung
seiner Bestrebungen gewählt worden ist .
Und die Wahl dieses Wortes ist sachlich
besser kennzeichnend als die Worte, die
der Gesetzgeber im § 1 des UWG gefun-
den hat, um die gleichen Auswüchse, wie
sie der Verein verfolgt, auf dem Gebiet
des unlauteren Wettbewerbs zu brand-
marken . Dort ist bekanntlich die Rede
von einem Handeln im Wettbewerb, das
gegen die "guten Sitten" verstößt, von
Maßnahmen, die gegen die "guten Sitten"
verstoßen . Auch wenn man diesen Aus-
druck "gute Sitten" nun nicht von ethi-
schen Gesichtspunkten aus auffasst, son-
dern entsprechend der Auslegung, die die-
ser Begriff in der Rechtsprechung gefun-
den hat, auffasst als ein Handeln, das
"dem Anstandsgefühl aller billig und ge-
recht Denkenden" zuwiderläuft, so ist es
auch in dieser Auslegung ein Ausdruck,
der nicht wirklich treffend das kenn-
zeichnet, was gemeint ist und was gemeint
sein muss, wenn man zu vernünftigen Er-
gebnissen kommen will.

Prof. Dr. jur ., DrAng. h .c . Fritz Lindenmaier (gest . 7.10.1960), Senatspräsident am Reichsgericht (Patent-
senat) und Vors . Richter am Bundesgerichtshof (1 . Zivilsenat), Mitglied des Wettbewerbsausschusses von
PRO HONORE . Vortrag, gehalten auf der Sitzung der vereinigten Vorstände von PRO HONORE -
Verein für Treu und Glauben im Geschäftsleben e . V und der Deutschen Zentralstelle zur Bekämpfung der
Schwindelfirmen e . V am 9.2 . 1950 im großen Sitzungssaal der Handelskammer Hamburg . Die Form des
Vortrags wurde beibehalten .
1 ) Gemeint ist die Deutsche Zentralstelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen e .V. (DZBS), die im Jahre
1978 aufgelöst wurde (siehe Festschrift PRO HONORE 1925-2000, Teil 1 "Wegbegleiter") .
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Das Geschäftsleben, meine sehr geehr-
ten Herren, ist viel zu differenziert, als
dass nun jeder billig und gerecht denken-
de Mensch, aus einem großen Kreise her-
geholt, irgendwie die Einsicht besitzen
könnte, die "Honettität", wenn ich es so
ausdrücken darf, zu beurteilen . Bitte,
wenn ich ein Beispiel nehmen darf, den-
ken Sie an die Preispolitik einer Firma .
Glauben Sie nicht, dass ein Beurteiler aus
der großen Allgemeinheit, es mag der
honetteste Mann sein, doch wohl zu dem
Grundsatz als "billig und gerecht" kom-
men würde, die Preise müssten herunter-
gesetzt werden! Eben deshalb - weil er
keine Einsicht hat und weil er keine
Einsicht haben kann in die die Preisfest-
setzung notwendig und zwangsweise be-
stimmenden Faktoren.

Es handelt sich also nicht um ein all-
gemeines Anstandsgefühl, es handelt sich
vielmehr um das, was im Kreise der ver-
ständigen und anständigen Angehörigen
des gleichen Berufskreises als honett oder
nicht honett empfunden wird .

Und damit, meine Herren, bei diesem
Gebrauch des Wortes honett, sind wir
wieder bei unserem Vereinsnamen . Auf
eine besondere, möglichem Missver-
ständnis entgegenwirkende, Bedeutung
dieser Ausdrucksweise möchte ich in die-
sem Zusammenhang hinweisen . Es ist die
Rede von "usages honnetes" und "honest
principles", nicht nur die Rede von "usa-
ges" und "principles" . Ein Handels-
brauch, der sich gebildet hat, braucht
nicht notwendig honett zu sein . Ich kann
zu meiner Freude konstatieren, dass mir
aus dem Gebiete des gewerblichen Rechts-
schutzes eigentlich kein Fall bekannt
geworden ist, in dem ein Brauch eines
größeren Geschäftskreises als nicht ho-
nett zu charakterisieren gewesen wäre .
Der einzige Fall, der mir als einschlägig
bekannt ist, betrifft den wilden Effekt-
enhandel in der schlimmsten Inflations-
zeit, in der sich ein gewisser Brauch ent-
wickelt hatte, gekaufte Wertpapiere abzu-
rechnen unter Kursschnitt, d . h., nicht zu
dem tatsächlichen Preise, zu dem sie
erworben waren, sondern zu dem durch-
schnittlichen Tagespreise, soweit er nicht
unter dem Limit lag . Das ist in einer
Entscheidung des Reichsgerichts damals

gegeißelt und als nicht zulässig erklärt
worden . "Missbräuche werden in den
"usages honnetes" also nicht erfasst .

Meine sehr geehrten Herren, für die
Lauterkeit im Geschäftsleben kommt,
wie ich bereits erwähnt habe, im wesent-
lichen der § 1 des UWG in seinem eben
von mir erörterten richtigen Sinn, in sei-
ner richtigen Auslegung, in Betracht .
Damit aber, mit dieser allgemeinen
Generalklausel des § 1 des UWG, ist auch
gleichzeitig bereits gekennzeichnet die
Rolle, die der lautere Wettbewerb und die
Grundsätze des lauteren Wettbewerbs,
die Rechtssätze, die daraus zu entwickeln
sind, auf dem Gebiet des gewerblichen
Rechtsschutzes spielen .

Es würde der Gegenstand eines
Buches, zumindest einer langen Abhand-
lung sein müssen, wollte ich versuchen,
alle die wechselseitigen Beziehungen
zwischen gewerblichem Rechtsschutz
und unlauterem Wettbewerb, darzulegen .
Dazu reicht heute selbstverständlich die
Zeit nicht . Ich möchte mich daher begnü-
gen, ausgehend davon, dass ich doch im
wesentlichen wohl zu Nichtjuristen spre-
che, an Beispielen des Alltages, Ihnen
das umfassende Gebiet des gewerblichen
Rechtsschutzes vor Augen zu führen und
gleichzeitig damit zu verknüpfen die
Schilderung der Beziehungen und der
Bedeutung, die nun die Rechtssätze des
lauteren Wettbewerbs gegenüber diesen
Grundsätzen des gewerblichen Rechts-
schutzes besitzen .

Ich habe dabei die Freude, konstatie-
ren zu können, dass gerade das hiesige
Oberlandesgericht in neueren Entschei-
dungen auf diesem Gebiete führend ge-
wesen ist, dass es in wesentlichen Punk-
ten, die noch unentwickelt waren, für die
Fortbildung des Rechts eingetreten ist,
und glaube, dass gerade die Berührung
dieser Punkte in diesem Kreise Interesse
begegnen wird .

Also, meine Herren, wenn wir mit
einem Beispiel beginnen wollen : Denken
Sie sich bitte einen strebsamen Ofen-
bauer . Dieser Ofenbauer erfindet bei
einem von ihm gebauten Ofen eine neue
Art der Führung der Züge, mit der Folge,
dass nun mit weniger Heizmaterial grö-
ßere Wärme erzielt wird . Ein Gedanke,



der zweifellos patentfähig sein würde, der,
kurz gesagt, eine Erfindung ist! Erfin-
dungen bedürfen aber zu ihrer Auswer-
tung Geld. Um sich für die Verwertung
seiner Erfindung, für die Durchführung
des Patentverfahrens usw. Geld zu ver
schaffen, begibt sich dieser Ofenbauer zu

	

anführen, dass das Oberlandesgericht in
einem Finanzier und ist nun genötigt, um
sich ein gewisses Vertrauen zu erwerben,
die Grundzüge seiner Erfindung darzule-
gen . Die Verhandlungen zerschlagen sich
jedoch und nun gibt der Finanzier, dem
eine besondere Schweigensbindung tö-
richterweise von dem Ofenbauer nicht
auferlegt war, die Erfindung einem Drit-
ten in die Hand, mit dem ausgesproche-
nen Ziel, sie zu verwerten . Die Erfindung
ist noch nicht geschützt . Das Patentrecht
muss also versagen .

Dies ist einer der Fälle, in dem nun die
Gedanken des lauteren Wettbewerbes
und des Verbotes unlauteren Wettbe-
werbs greifen . Es ist ein Fall aus der Prax-
is, den ich Ihnen geschildert habe . Da-
bei handelte es sich zwar nicht um einen
Ofenbauer, sondern um eine Quarzlam-
pe, aber ich möchte gerne bei dem Bei-
spiel des Ofenbauers verbleiben, weil er
mir die Möglichkeit gibt, weitere Fälle
des gewerblichen Rechtsschutzes zu be-
leuchten .

Diese Grundsätze des Verbots des un-
lauteren Wettbewerbs greifen also ergän-
zend in einem Falle ein, in dem ein Ver-
trauensbruch stattgefunden hat . Zwei-
fellos ist die Ausnutzung eines Vertrau-
ensbruches gegen die usages honnetes des
Berufskreises verstoßend . Diese Grund-
sätze sind aber auch heranzuziehen in
allen Fällen, in denen es sich um die Frage
handelt, ob und welchen Schutz eine
noch nicht patentgeschützte Erfindung
genießt und genießen kann .

Juristisch läuft dieser Fragenkomplex
unter dem Stichwort des "sklavischen
Nachbauens" . Eine Erfindung ist noch
nicht geschützt, jemand hat irgendwie
Kenntnis von ihr bekommen : Darf er,
solange die Erfindung noch nicht ge-
schützt ist, sie nachformen? Die Rechts-
prechung hat auf diesem Gebiet sich nur
sehr langsam und tastend vorgefühlt .
Wenn Sie die Judicatur des Reichsgerichts
heranziehen, so bestehen deutliche Kon-

troversen zwischen der Auffassung des 1 .
und des 2 . Zivilsenats, und es ist sehr
schwer, irgendwie kongruierende Richt-
linien und abschließende Grundsätze aus
diesen Entscheidungen zu entnehmen .
Und hier kann ich zu meiner Freude

Hamburg in einer neuerlichen Ent-
scheidung wohl zu einer abschließenden
Stellungnahme auf diesem Gebiet gedie-
hen ist . Es hat herausgestellt den Grund-
satz, dass unlauter und daher unerlaubt
ist jede Benutzung der Erfindung eines
Fremden, soweit es sich handelt, wie auch
bei dem Ofenbeispiel, nicht um eine Dut-
zendkonstruktion, die jedem zugänglich
ist, sondern eben tatsächlich um eine
Erfindung, also eine schöpferische Tat,
und wenn weiter das Wahrheitsprinzip,
das ja im Wettbewerbsrecht auch obwal-
tet, verletzt wird dadurch, dass Ver-
wechslungsfähigkeit mit der Ware des
ersten Erfinders vorliegt . Ist bekannt, dass
ein Ofen in seiner Führung der Züge von
dem Erfinder A stammt, so wird unlauter
handeln jeder, der einen Ofen in Verkehr
bringt, so verwechslungsfähig gestaltet, ,
dass der Verkehr annehmen muss, er habe
einen Ofen von der bekannten Firma so
und so - System Ingenieur A - vor sich .

Es ist also hier das Schwergewicht ver-
lagert worden von dem Erfindungsschutz
als solchem fort - denn die Erfindung ist
noch nicht geschützt - zum. Schutz gegen
unlauteres Vorgehen bei der Erfindungs-
verwertung hin .

Damit ist nun auch - und das ist im
gleichen Urteil des Oberlandesgerichts
geschehen - die schwierige Frage gelöst
worden, wie der Schutz von Erfindungen
zu gestalten sei, die in den Jahren 1945-
1949 gemacht worden sind, also in der
Zeit, in der der Schutz durch Patent nicht
möglich war. Man ist zu dem Ergebnis
gekommen, dass die Ausnutzung einer
echten Erfindung, für die ein Patent, falls
es zulässig gewesen wäre, erstrebt und
erhalten worden wäre, durch einen drit-
ten "Nachahmer" unlauter .ist, weil sie die
schutzlose Lage des anderen ausnutzt . Es
ist noch hinzugesetzt worden, "in leicht-
fertiger Weise ausnutzt" - aber man ist
sich darüber einig, dass "Leichtfertigkeit"
bereits dann vorliegt, wenn jemand ein-



fach die Augen zumacht vor etwas, was er
bei einiger Aufmerksamkeit hätte sehen
müssen . Das ist ein Ausschnitt aus dem
Anwendungsgebiet dieses neuen Rechts-
gedankens im Bereiche des gewerblichen
Rechtsschutzes, soweit es sich um Patente
handelt .

Bei Gebrauchsmustern gilt natürlich
entsprechend nichts anderes . Schafft der
Ofenbauer nur eine einfache Apparatur,
um Ihnen ein Bild aus der Praxis des
Gebrauchsmuisterschutzes zu geben, um
die Kacheln :für seinen Ofen billig und
einfach herzustellen, so ;vürde er dafür
ein Gebrauchsmuster erhalten können .
Versagt der formelle Gebrauchsmuster-
schutz, so würde unter den gleichen Aus-
pizien, wie bei der patentfähigen Erfin-
dung, der Schutz des 5 1 UWG eintreten .

Das gleiche gilt für das Gebiet des
Geschmacksmusterschutzes . Bleiben wir
bei unserem Ofenbauer . Er weiß die
Kacheln seines Ofens, insbesondere in
Form und F'arbgebung, besonders ge-
schmackvoll herzurichten, er spricht also
den ästhetischen Sinn an mit seinen
Kacheln, die Kacheln haben vielleicht
sogar einen Kunstwert. Es kann sein, dass
- um ein Beispiel zu nehmen - die An-
meldung des Geschmacksmusterschutzes
versäumt ist, und dass soviel an Kunst
doch nicht vorhanden ist, um einen
Kunstwerkschutz zu rechtfertigen . In
solchem Falle greift dann der Schutz vor
unlauterem Wettbewerb ein, wenn die
Voraussetzungen erfüllt sind, dass Ware
hergestellt wird, die Eigenart hat und die
verwechslungsfähig ist mit der Ware des
Wettbewerbers . In den Fällen, die ent-
schieden worden sind, handelte es sich
einmal um Kranzblumen, eine Art Im-
mortellen, die in Wachs nachgeahmt
waren und Kunstwerkqualität nicht
besaßen, weiter um besonders ge-
schmackvolle Garderobenhaken und um
Tischbestecke . Also, Sie sehen, auch auf
diesem Gebiet des gewerblichen Rechts-
schutzes treten ergänzend ein die Nor-
men betreffend unlauteren Wettbewerb.

Nun weiter, meine Herren, nehmen
wir an, dass die bevorzugte Figur auf den
Kacheln dieses Ofenbauers, - sagen wir :
ein blaues Einhorn, - so beliebt wird, dass
der Ofenbauer dazu kommt, dieses Ein-

horn als Warenzeichen anzumelden und
auch auf allen Verpackungen seiner Ware
als Ausstattungszeichen zu benutzen .
Damit dieses Zeichen als Ausstattung
gemäß § 25 des Warenzeichengesetzes
Schutz genießen kann, würde es nötig
sein, dass es Verkehrsgeltung errungen
hat, sich also im Verkehr die Auffassung
durchgesetzt hat: Dieses Einhorn ist das
Zeichen des Ofenbauers so und so, des
Kachelfabrikanten so und so . Dazu be-
darf es natürlich einiger Zeit .

Es erhebt sich nun folgende Frage :
Wenn jemand in der Zeit, bis diese Ver-
kehrsgeltung sich durchgesetzt hat, die
Kacheln oder die Packung nachahmt - ist
dann der Schutz zu verneinen oder ist
auch dafür ein Schutz zu geben? Es han-
delt sich hier - das ist sehr lange umstrit-
ten gewesen - um das Problem der soge-
nannten "Anwartschaft" auf ein Ausstat-
tungsrecht . Diese Frage ist von einer Seite
dahin beantwortet worden, dass es sich
um ein selbständiges Recht handele . Das
wird nicht gut gehen, denn im Gesetz ist
ausdrücklich festgelegt worden, dass volle
Verkehrsgeltung notwendig sei, nicht erst
die werdende Verkehrsgeltung .

Auch hier ist nun in einer Entschei-
dung, die im letzten Sommer vom Ober-
landesgericht Hamburg ergangen ist, das
Gesetz betreffend unlauteren Wettbe-
werb ergänzend und helfend herangezo-
gen worden . Auch hier sind die Kriterien
herausgestellt worden : Bei Einpräg-
samkeit, besonderer Eigenartigkeit des
Zeichens und bei Verwechslungsfähig-
keit, also bei einer Verletzung des Wahr-
heitsprinzips, wenn der Eindruck hervor-
gerufen werden könnte, die Ware des
Nachahmers stamme von der ursprüng-
lich produzierenden Firma, ist ein Schutz
aus § 1 des UWG ergänzend zu geben an
Stelle des an sich noch nicht vorhandenen
Schutzes aus dem Warenzeichengesetz .

Der Fall, der verhandelt worden ist,
war ganz einfach und ganz amüsant .
Jemand hatte als Viehstärkungsmittel ein
Mittel aus Lebertran zusammengestellt
und hatte es sehr geschickt Vimulsan ge-
nannt, wobei also nun im Klang offen
blieb, ob es nun von vis lat . Kraft kam
oder ob es für das "Vieh" bestimmt war.
Und der Nachahmer nannte sein Mittel,



weil es auf der Grundlage von Lebertran
hergestellt war, "Lemulsan" . Kein Zwei-
fel, dass eine Verwechslungsfähigkeit vor-
lag, denn was wird der Bauer sagen : De
Sok, de dat Veh so god dan hätt, de hätt
irgendwatt mit "mulsan" to don." Also
Verwechslungsfähigkeit zu bejahen und
die Ausnutzung, die Verwässerung dieser
schlagwortartigen Bezeichnung durch
den Nachahmer, die ist eben als gegen die
guten Sitten, oder vielmehr besser ausge-
drückt, gegen das Honnettitätsgefühl
verstoßend bezeichnet worden . Auf diese
Weise ist nun also die umstrittene Frage
des Schutzes der Anwartschaft auf Aus-
stattung wohl abschließend beantwortet
worden .

Icherwähnte das Warenzeichen . Es ist
völlig unmöglich, in dieser kurzen
Zeitspanne die mannigfachen Wechsel-
wirkungen zwischen den Rechten, die aus
der formellen Eintragung eines Waren-
zeichens folgen, und den Normen für den
lauteren Wettbewerb aufzuzeigen . Ich
darf aber vielleicht daran erinnern, das
wird in diesem Kreise genügen, dass die
Fragen der Verwässerung eines Waren-
zeichens, der Verv,"irkung des formellen
Rechts auf ein Warenzeichen, dass alle
diese Fragen gelöst werden können nur
unter Heranziehung der Grundsätze des
lauteren Wettbewerbs . Es dreht sich hier

um die Frage, ob derjenige, der sich nun
einen festen Besitzstand erobert hat, nach
Treu und Glauben und nach dem Ver-
halten des anderen darauf vertrauen durf-
te, dass der andere ihn in seinem Besitz-
stand dulden werde .

Sie sehen, ich gebrauche hier das Wort
"Treu und Glauben" . Das ist nur eine an-
dere Ausdrucksweise für das Wort Lau
terkeit, nur eine andere für den Ausdruck
PRO HONORE . So schließt sich, meine
Herren, der Gedankengang, mit dem wir
begonnen haben . Von PRO HONORE
sind wir wieder zu PRO HONORE
gekommen, und ich hoffe, Ihnen mit die-
sen wenigen aus der Praxis geholten
Beispielen doch in ausreichender Deut-
lichkeit aufgezeichnet zu haben, in welch
umfangreicher Weise die Grundsätze des
lauteren Wettbewerbs ergänzend hinzu-
treten zu den Grundsätzen und den
Normen des gewerblichen Rechtsschut-
zes . Normen, die der Verkehrssicherheit
halber eben eine gewisse Formalität auf-
weisen müssen . Die Lücke, die durch die-
ses Formalbedürfnis mit Rücksicht auf .
die Rechtssicherheit entstanden ist, wird
aber ausgefüllt durch die Normen des
lauteren Wettbewerbs, bei welchem
immer beachtet werden muss : PRO
HONORE.



Vertrauen als Fundament für die Zukunft
der Wirtschaft, lautet ein Leitsatz des
Vereins PRO HONORE, dessen 75-jäh-
rigem Bestehen diese Festschrift gewid-
met ist . Vertrauen ist in der Tat seit jeher
eine wichtige Voraussetzung für die
Funktionsfähigkeit und die Stabilität von
Märkten im allgemeinen und von Finanz-
märkten, denen das Augenmerk in den
folgenden kurzen Ausführungen gelten
soll, im besonderen . Der Sparer vertraut
auf die Solidität der Bank, der er seine
Ersparnisse überlässt. Der Anleger, der
sein Geld in festverzinslichen Wertpa-
pieren anlegt, setzt auf die Zahlungsfähig-
keit des Emittenten für Zins und Tilgung .
Die Bank vertraut bei der Vergabe von
Krediten nicht nur auf Sicherheiten, son-
dern zuerst auch auf die Kreditwürdig-
keit der Schuldner. Der Aktionär, der
einem Unternehmen Eigenkapital durch
den Erwerb von Aktien zur Verfügung
stellt, vertraut auf die Fähigkeit des Un-
ternehmens, langfristig ausreichend Ge-
winne zu erwirtschaften, um eine ange-
messene Rendite auf das von ihm einge-
setzte Kapital zu gewährleisten .

Dieser letztgenannte Aspekt verdient
in Zeiten der Globalisierung von Güter-
und Finanzmärkten eine besondere Auf-
merksamkeit . Angesichts der zunehmen-
den Integration der Volkswirtschaften
und der Verschmelzung der nationalen
Märkte sehen sich Unternehmen - zu-
mindest diejenigen, die europa- oder
weltweit agieren - in Reaktion auf die
raschen Veränderungen mit der Frage
nach einer geschäftspolitischen Strategie
konfrontiert, die langfristigen Erfolg
sicherstellt . Gleichzeitig befinden sie sich
aber auch in einem zunehmenden Wett-

Dr. Ulrich Meincke -

Corporate Governance -
Baustein einer globalen Finanzmarktethik

bewerb um das auf den globalisierten
Finanzmärkten zur Verfügung stehende
Investitionskapital .

Zwei Entwicklungen auf den Weltfi-
nanzmärkten haben in diesem Zusam-
menhang eine besondere Bedeutung : zum
einen die weltweit zunehmende Bünde-
lung des Anlagekapitals in den Händen
institutioneller Investoren wie z . B . In-
vestment- oder Pensionsfonds . Diese
profitieren in besonderem Maße davon,
dass weltweit immer mehr private Anle-
ger die Verwaltung ihrer Ersparnisse pro-
fessionellen Kapitalanlegern anvertrauen .
Die Summen, die den institutionellen
Anlegern dabei zur Verfügung stehen und
die Anteile, die sie am gesamten weltwei-
ten Anlagekapital repräsentieren, sind in
den letzten Jahren rasant gestiegen . Zum
anderen zeigt sich, dass die Mobilität des
Kapitals inzwischen außerordentlich
hoch ist . Nationale Präferenzen für be-
stimmte Märkte oder Anlageobjekte spie-
len bei der Anlageentscheidung nur noch
eine untergeordnete Rolle .

Die Investoren sind stets weltweit auf
der Suche nach den attraktivsten Anlage-
möglichkeiten für ihr Kapital . Diese hohe
Kapitalmobilität und die Bündelung des
Kapitals bei großen institutionellen An-
legern, die in einem harten Wettbewerb
untereinander stehen, eröffnen den globa-
len Investoren zunehmend die Möglich-
keit, auf die Unternehmen und ihr
Management einzuwirken, den gesteiger-
ten Rendite- und Performanceerwartun-
gen der Investoren gerecht zu werden .
Folge dieser Einflussnahme ist die Not-
wendigkeit, die Geschäftspolitik stärker
als bisher an den finanziellen Interessen
der Aktionäre auszurichten, ein Konzept,

~) Dr. Ulrich Nleincke ist Sprecher des Vorstandes der Vereins- und Westbank AG, Hamburg



das unter dem Schlagwort "Shareholder
Value" Eingang in die Managementlehre
gefunden hat . Ziel des Konzeptes ist es,
den Marktwert des Unternehmens - ge-
messen z . B . anhand der Börsenkapita-
lisierung - zu maximieren bzw. genauer
gesagt, eine Aktienrendite durch Kurs-
steigerungen und Dividenden zu erzielen,
die den Aktionären als Kompensation für
das übernommene Ertragsrisiko dient .

Ein Grundproblem für eine erfolgrei-
che Durchsetzung der Interessen der
Anteilseigner bei großen börsennotierten
Unternehmen liegt dabei in der Trennung
von Eigentum an einem Unternehmen
und dessen Leitung bzw. in der Trennung
von Eigentum und Kontrolle der Ge-
schäftsführung . Da das Management in
der Regel nicht Eigentümer des Un-
ternehmens ist, profitiert es auch nur in
begrenztem Maße von seinen eigenen
Entscheidungen bzw. trägt auch nur
begrenzt die Kosten seines Handelns . Es
ist durchaus möglich, dass das Manage-
ment andere geschäftspolitische Interes-
sen verfolgt als die Anteilseigner.

Es sind also Anreiz- und Kontrollme-
chanismen nötig, die erstens gewährlei-
sten, dass das Management die Interessen
der Eigentümer - aber auch sonstiger
für den Unternehmenserfolg wichtiger
Gruppen (den sog. "Stakeholdern" wie
Mitarbeiter, Lieferanten, Kunden etc .) -
auch tatsächlich bei der Führung des
Unternehmens beachtet und zweitens
gleichzeitig ;sicherstellen, dass die Anteils-
eigner in die Lage versetzt werden, das
Management angemessen kontrollieren
zu können . Es sind "Spielregeln" für den
Interessenausgleich von Management und
Anteilseignern notwendig, die ihren
Beitrag dazu leisten, das Vertrauen der
Investoren in das Unternehmen zu ge-
winnen und sie zu veranlassen, dem
Unternehmen ihr Kapital über einen län-
geren Zeitraum zur Verfügung zu stellen .
Solche Regeln verbergen sich letztlich
hinter dem Begriff "Corporate Gover-
nance", der Anfang der 90er Jahre zu-
nächst im angelsächsischen Raum und
jetzt auch verstärkt in Deutschland
Einzug in den Sprachgebrauch und das
Denken von Managern und Anlegern
gehalten hat .

Unter Corporate Governance wird
dabei eine verantwortungsvolle, auf lang-
fristige Wertschöpfung ausgerichtete Un-
ternehmensleitung und -kontrolle ver-
standen . Indem das Zusammenspiel von
Management, Aufsichtsrat, Aktionären
und sonstiger für den Unternehmens-
erfolg relevanter Gruppen - Mitarbeiter,
Kunden und Lieferanten etc . - im Sinne
der Corporate Governance geregelt wird,
soll eine Vertrauensbasis für eine länger-
fristige Bindung der Investoren und ihres
Kapitals an ein Unternehmen geschaffen
werden . Die Prinzipien, die letztlich dem
Konzept der Corporate Governance zu-
grunde liegen, umfassen dabei sowohl die
organisatorischen Strukturen, mit deren
Hilfe Unternehmen ihre Ziele definieren,
als auch die Mittel zur Erreichung dieser
Ziele sowie die Methoden zur laufenden
Überwachung und Kontrolle, inwieweit
die Ziele auch tatsächlich erreicht worden
sind .

Die Prinzipien von Corporate Gover-
nance, so wie sie 1998 zusammenfassend
erstmals von der OECD auf Basis der Er-
fahrungen in ihren Mitgliedsländern auf-
gestellt worden sind, erstrecken sich
dabei auf fünf Bereiche : erstens auf den
Schutz der Aktionärsrechte, zweitens auf
die Gleichbehandlung aller Aktionäre,
drittens auf die Beachtung der Rechte der
sonstigen "Stakeholder", viertens auf die
Offenlegung und Transparenz wichtiger
Unternehmensdaten und -informationen
sowie fünftens auf die Verantwortung des
Aufsichtsrates für die Kontrolle der
Unternehmensführung . Dies umfasst
konkret - um nur einige Punkte-zu nen-
nen - u . a . die Verwendung einer für
internationale Vergleichszwecke geeigne-
ten Rechnungslegung, die regelmäßige
umfassende Publikation von Geschäfts-
und Zwischenberichten, Regelungen zur
leistungsabhängigen Vergütung des Ma-
nagements (z . B . in Form von Aktien-
optionsprogrammen), die Zusammen-
setzung und Zuständigkeiten des Auf-
sichtsrates sowie Regeln bei Interessen-
konflikten und Eigengeschäften von
Management und Aufsichtsrat .

Derzeit existiert kein weltweit einheit-
liches Konzept für Corporate Gover-
nance . Die Umsetzung der Grundsätze in



jedem einzelnen Land erfolgt letztlich
durch das nationale Recht, durch aner-
kannte nationale und internationale
Wohlverhaltensregeln und durch markt-
mäßige Usancen . So besteht das Verdienst
der OECD weniger in der Entwicklung
der einzelnen Prinzipien - diese sind in
unterschiedlicher Ausprägung zum Teil
schon lange in den einzelnen Ländern
vorhanden -, sondern in der konsistenten
und systematischen Zusammenfassung
dieser Verhaltensregeln für börsennotier-
te Unternehmen .

Auch in Deutschland sind eine ganze
Reihe von einzelnen Prinzipien im Rah-
men des Aktien-, des Bilanz-, des Ban-
kenaufsichts- und des Kapitalmarktrechts
bereits in Gesetzen - zum Teil schon seit
langem - kodifiziert . Gleichwohl er-
scheint es wichtig, dass auch in Deutsch-
land - wie in anderen Ländern auch - ein
Kriterienkatalog vorliegt, in dem die
Prinzipien systematisch zusammengefasst
sind und der den Investoren die Überprü-
fung der Einhaltung der Grundsätze
erleichtert . Seit Januar dieses Jahres ist
dies der Fall, denn zu diesem Zeitpunkt
legte die von Führungskräften der Wirt-
schaft und Wissenschaftlern ins Leben
gerufene "Grundsatzkommission Corpo-
rate Governance" Corporate Gover-
nance-Grundsätze in Form eines "Code
of Best Practice" vor. Diese Leitsätze, die
die bereits bestehenden gesetzlichen Re-
geln ergänzen sollen, werden dazu beitra-
gen, in Deutschland weiter zu verdeutli-
chen, was Corporate Governance bedeu-
tet und wie börsennotierte Unternehmen
damit umgehen und davon profitieren
können .

Wie die vorstehenden Ausführungen
gezeigt haben, liegt die besondere Be-
deutung des Vorhandenseins und der Ein-
haltung von Corporate Governance-
Grundsätzen insbesondere in zwei As-
pekten : Zum einen wird sich in dem
Werben um die Gunst des internationalen
Kapitals das Vorhandensein von nationa-
len Corporate Governance-Regeln und
insbesondere deren Einhaltung durch die
Unternehmen als ein nicht zu unterschät-

zender Wettbewerbsfaktor erweisen . Wie
Studien gezeigt haben, ist Corporate
Governance bereits heute - und wird es in
Zukunft noch stärker sein - eine sehr
wichtige Bestimmungsgröße des Erfolgs
von börsennotierten Unternehmen und
beeinflusst somit - neben einer Reihe
anderer wichtiger Einflussgrößen wie
dem makroökonomischen Umfeld oder
sonstigen institutionellen Rahmenbedin-
gungen - als Standortfaktor das Wirt-
schaftswachstum von nationalen Volks-
wirtschaften .

Der zweite Aspekt steht in direkter
Beziehung zu den in dieser Festschrift
diskutierten Themenstellungen der Wirt-
schaftsethik . Zu Beginn dieser Ausfüh-
rungen zitiert, lautet ein Leitsatz von
PRO HONORE : "Vertrauen als Funda-
ment für die Zukunft der Wirtschaft" .
Die Zukunft der Wirtschaft bedeutet in
vielen Bereichen Globalisierung - sowohl
im Denken als auch im Handeln . Es geht
aber auch in einer globalisierten Wirt-
schaftswelt nicht ohne gewünschte und
vereinbarte Normen des geschäftlichen
Verkehrs zwischen den Marktteilneh-
mern - sei es auf den Gütermärkten oder
auf den globalen Finanzmärkten . Die
Entwicklung und Durchsetzung von
Corporate Governance-Grundsätzen
sowie deren Einhaltung ist ein wichtiger
Weg, Vertrauen und Verlässlichkeit in der
Beziehung zwischen Unternehmen und
ihren Anteilseignern auf den globalisier-
ten Finanzmärkten zu schaffen und zu
erhalten und damit die Funktionsfähig-
keit und die Stabilität dieser Märkte zu
sichern . Die Orientierung am Share-
holder Value steht dabei nicht im Gegen-
satz zu den legitimen Interessen anderer
mit dem Unternehmen verbundener
Gruppen und dem Allgemeinwohl . Ganz
im Gegenteil - Corporate Governance
fördert solide Unternehmen, die auf-
grund ihrer Kompetenz und ihrer Erfolge
am Markt Mitarbeitern und Partnern eine
gesicherte Zukunft bieten können . In die-
sem Sinne kann Corporate Governance
als ein Baustein einer globalen Finanz-
marktethik verstanden werden .



"Geldgewinnspiele" werden in den letz-
ten Jahren flächendeckend in der
Bundesrepublik Deutschland angeboten
und "gespielt" . Vielfältig und phantasie-
voll sind die Bezeichnungen der "Spiele" :
"Jump", "Life", "Time", "Future Busi-
ness", "-Future", "Tip Top", "Multi-Fi-
nanz-System", "Finanz-Logik-System",
"Skyline", "Spring", "Light", "Blue",
"Cash", "Take off", "MMS-Akademie
Einstieg American Golden Eagle Pyra-
mid System", "National Active System
(NAS)", "Euro Royal Club winsys",
"mach 2", "Titan", "World-Trading-Sys-
tem (WTS)", "World-Trading-System-
Spezial (WTS-Special)" u. a . - Nach Schät-
zungen von Insidern liefen 1995/ 1996 in
der Bundesrepublik Deutschland rd . 600
"Spiele" . Die "Spieleinsätze" liegen zwi-
schen mehreren hundert und mehreren
tausend DM . Die Umsätze dürften die
Milliardengrenze überschritten haben.
Nach einem Bericht der Tagespresse nah-
men an einem von einem Versicherung-
skaufmann betriebenen "Life-Spiel" nach
den Feststellungen des LG Verden rd . 40
000 Spieler teil . Der Umsatz betrug 320
Millionen DM .2

Vor diesem Hintergrund erscheint es
menschlich durchaus verständlich, wenn
ein Gericht von der die Tatbestands-
mäßigkeit der "Gewinnspiele" im Sinne
des § 6c UWG ablehnenden Entschei-
dung eines Obergerichts abweicht, "weil
sich seit diesem Zeitpunkt (seil . Entschei-
dung des Obergerichts am 21 . 3 . 1990) die
Situation auf diesem "Spezialmarkt" in
einer Art und Weise ins Ungeheure und
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Kriminelle entwickelt hat, dass diesen
modernen Formen des Betrugs zum
Schutz der rechtstreuen Bevölkerung
nicht unter enger, sondern unter weiter
Auslegung der in Frage kommenden Tat-
bestände begegnet werden muss"' . - Eine
weite Auslegung eines Tatbestandes ist
durchaus akzeptabel .

Die Problematik einer Vielzahl sog .
Pyramiden-Geldgewinnspiele liegt aber
gerade darin, dass der Konstrukteur des
Grundsystems die strafrechtlichen Klip-
pen des § 6c UWG offenbar kannte und
versuchte, sein System an diesen vorbei
zu konstruieren . Daran knüpfen zahlrei-
che der angebotenen "Spielsysteme" an,
denn trotz der Vielfalt der Bezeichnungen
verbergen sich hinter ihnen lediglich
Modifikationen des Grundsystems, und
zwar lassen sich typische Modifizie-
rungen ausmachen. Zum einen wird der
Pyramidenaufbau abgewandelt, zum an-
deren werden dem Grundsystem "Neben-
systeme" angefügt .

1 . Das Grundsystem der Pyramiden-
Gewinnspiele

1, DerSpielverlauf
Grundidee der derzeit betriebenen

Pyramiden-Gewinnspiele ist der Aufbau
einer mehrstufigen Pyramide von Mit-
spielern . Durch die mit einem Aufrücken
der bereits beteiligten Spielteilnehmer in
die nächste Stufe verbundene Teilung der
Pyramide in dem Moment, in dem die
Spielerzahl auf der untersten Ebene voll-
zählig ist, erhält das Spiel seine Dynamik



und den Schneeballeffekt. Dies läßt sich
am übersichtlichsten an einer 3-stufigen
Pyramide veranschaulichen, wobei davon
ausgegangen wird, dass der Spieleinsatz
1500,- DM beträgt, wovon 500,- DM als
Teilnahme-/Bearbeitungs-/Vertriebs-
gebühr an den Veranstalter fließen und
1000 DM an die bereits im Spiel befindli-
chen Spielteilnehmer.

Ausgangssituation :

Die von C 1 - C 4 eingezahlten 6000,-
DM werden aufgeteilt : 2000,- DM
Teilnahme-/Bearbeitungsgebühr, 1000,-
DM an B 1, 1000,- DM an B 2,2000,- DM
an A. Sodann teilt sich die Pyramide : A ist
aus dem Spiel, B 1 und B 2 werden die
Spitze einer jeweils neuen Pyramide, C 1
und C 2 sowie C 3 und C 4 nehmen in
dieser Pyramide jeweils die früheren
Positionen von B 1 und B 2 ein .

Freie Plätze

Freie Plätze

Nach Auffüllung der freien Plätze
wiederholt sich das System . Je mehr
Stufen die Pyramide hat, je größer kön-
nen der Spielerkreis und damit die

Gewinne der jeweils aufrückenden Spiel-
teilnehmer werden, solange dem Spiel
weitere Spielteilnehmer zugeführt wer-
den. Die verschiedenen angebotenen
Spiele variieren diese Grundidee unter-
schiedlich .

2 . Der Veranstalter des Spiels
Der Veranstalter des Spieles tritt nach

der Initiierung des Spieles als dessen
Verwalter auf . Er verwaltet und über-
wacht im Namen und im Auftrag der
Spielteilnehmer den ordnungsgemäßen
Ablauf des Systems . Er erteilt Aufnahme-
bescheinigungen, Positionsbestätigungen,
berechnet die Spielstände und Spiel-
gewinne und überwacht den Spielverlauf .
Für diese Tätigkeit erhält er eine Aufnah-
me- bzw. Bearbeitungsgebühr. Er wird
hingegen nicht Vertragspartner des Spie-
lers beim Spiel . - Veranstalter in diesem
Sinne können natürliche und juristische
Personen sein . Als juristische Person tritt
in der Regel eine GmbH in Erscheinung .

3 . Die Rechtspositionen der Spielteil-
nehmer zueinander und zum
Veranstalter des Spiels
Die Spielteilnehmer bilden eine Inter-

essengemeinschaft, der neue Spielteil-
nehmer jeweils beitreten . Ziel dieser
Interessengemeinschaft ist es, gemeinsam
nach den entsprechenden Teilnahme-
regeln das jeweilige Gewinnspiel zu
betreiben. Rechtsgeschäftliche Beziehun-
gen entstehen daher innerhalb des Ge-
winnspielsystems insoweit ausschließlich
unter den Teilnehmern, nicht aber mit
dem Veranstalter des Spiels .

Nach den sich in diesem Bereich
durchaus entsprechenden Geschäftsbe-
dingungen verschiedener Spielsysteme
haftet der Veranstalter ausschließlich für
die ordnungsgemäße Einsetzung der
Teilnehmer in die diesen zukommenden
Spielpositionen und überwacht die Ord-
nungsmäßigkeit des Spielablaufs . - Die
Einzahlung der Einstiegsbeträge erfolgt
auf ein Konto der Interessengemeinschaft
oder wird an die einzelnen Berechtigten
unmittelbar gezahlt .

Die Rechtsbeziehungen der Spiel-
teilnehmer untereinander und gegenüber
dem Veranstalter/Verwalter werden übli-



cherweise in Aufnahme- und/oder Teil-
nahmebedingungen geregelt . - Diese ent-
halten typischerweise Regelungen, die
einander in den verschiedenen Spielen
inhaltlich durchaus entsprechen, z . B . :

§ 1 Gründung
Die Teilnehmer des Geldgewinnspiels

schließen sich zu einer Interessenge-
meinschaft (ITG) zusammen . Ziel dieser
Interessengemeinschaft ist es, gemeinsam
nach den Teilnahmeregeln das Geldge-
winnspiel zu betreiben . Zur Teilnahme ist
jeder, der die Teilnahmebedingungen er-
füllt, zugelassen . Mögliche rechtsge-
schäftliche Beziehungen innerhalb des
Spiel-Systems entstehen ausschließlich
unter den Teilnehmern und nicht mit der
Fa . S-GmbH.

§ 2 Aufgabe Verwaltung/Bestellung
Die ITG ist berechtigt, mit dritten

Personen (nachstehend Teilnehmer ge-
nannt) Bleichlautende Verträge abzu-
schließen, die die treuhänderische Ver-
waltung durch die S-GmbH einhalten .
Die S-GmbH haftet ausschließlich für die
ordnungsgemäße Einsetzung der Teilneh-
mer in die von diesen gewünschten freien
Positionen, insoweit dies möglich ist, im
System/Verwaltungsprogramm, nach
Maßgabe des vorgeschriebenen Einstiegs-
betrages . Die Fa . S-GmbH hat lediglich
Verwaltungspflichten und ist für den
Verlauf und die Fortentwicklung des
Geldgewinnspiels nicht verantwortlich .
Mündliche Absprachen über den System-
verlauf mit Mitarbeitern der S-GmbH
und/oder sonstigen Personen, auch freien
Mitarbeitern, haben keine Gültigkeit . Sie
bedürfen in jedem Falle einer schriftli-
chen Bestätigung der Fa . S-GmbH.

§ 6 Allgemeine Charakterisierung
Die ITG ermöglicht dem Teilnehmer

mit Hilfe des Geldgewinnspiels in den
Genuss von Gewinnauszahlungen zu
kommen . Voraussetzung, und im Sinne
eines fairen Systemverlaufs, ist es, für die
Erlangung der Gewinnpositionen durch
den Zufluss neuer Teilnehmer durch den
einzelnen Teilnehmer selbst zu sorgen
(zwei neue Teilnehmer), nach diesen Teil-
nahmeregeln .

§ 7 Kontrolle durch die Teilnehmer
jeder Teilnehmer erhält zur Kontrolle

seiner Position(en) im Geldgewinnspiel
von der Fa . S-GmbH anlässlich seines
Einstiegs in das System übersichtliche
Computerausdrucke und weiterhin regel-
mäßig dann, wenn sich Veränderungen
ergeben .

§ 8 Systemüberwachung
Die Gemeinschaft der Teilnehmer

überträgt der Fa . S-GmbH die aus-
schließliche Betreuung des Systems . Die
Fa. S-GmbH verwaltet und überwacht im
Auftrag und Namen der Teilnehmer den
ordnungsgemäßen Ablauf des Systems .
Mögliche Verträge innerhalb des Geldge-
winnspiels werden nur unter den Teilneh-
mern geschlossen und nicht mit der Fa . S-
GmbH.

§ 9 Konto der Interessengemeinschaft
Sämtliche Einzahlungen von Ein-

stiegsbeträgen erfolgen zunächst auf ein
Konto der ITG. Die ITG darf über die
Einzahlungen jedoch nur gemäß den
nachstehenden Bedingungen verfügen .

Il. Modifizierungen der Grundidee
durch Abwandlung des Pyramiden-
aufbaus :

Das X-System
Das X-System wandelt die Grundidee

der Pyramidenspiele in der Art des
Einstiegs und der Pyramidenteilung ab .
Die Pyramide verfügt darüber hinaus
über eine erhebliche Anzahl von Stufen .
Auf der unteren Stufe stehen die "Ein-
zelhändler" . Ihnen stehen voran : "Groß-
händler", "Gruppenmanager", "Stelle.
Organisationsdirektor", "Organisations-
direktor" und "Regionaldirektor" . Sie
sind jeweils an dem Spielerbeitrag eines
Neueinsteigers beteiligt .

1 . Spielablauf
Im Ausgangspunkt beginnt ein Neu-

einsteiger als Einzelhändler (E 1) unter
einem Großhändler (G 1) mit einem
Spielerbeitrag von 6000,- DM.



Die Aufgabe des Einzelhändlers (E 1)
besteht darin, neue Spielteilnehmer anzu-
werben (E 2 - 4) . Für jede Neuan-�verbung
erhält der Einzelhändler (E 1) von dem
neu angeworbenen Spielteilnehmer einen
Betrag von 1500,- DM, der Großhändler
(G 1), unter dem er eingestiegen ist, erhält
1000,- DM. Die Restsumme der 6000,-
DM wird auf die Positionen über dem
Großhändler und die Aufnahmegebühr
aufgeteilt.

Sind auf der Einstiegsebene drei Ein-
zelhändler angeworben worden, so er-
folgt der Teilungsvorgang : Der Einzel-
händler (E 1) wird nun zum Großhändler
(G 2) . Die von ihm geworbenen Einzel-
händler (E 2-4) bleiben jedoch nicht in
seiner Strukturfolge, sondern verbleiben
dem ehemals für ihn zuständigen Groß-
händler (G 1) .

Der "neue" Großhändler muss nun-
mehr einen weiteren Einzelhändler (E 5)
anwerben . Von dessen Spielerbeitrag
erhält er jedoch nicht nur 1500,- DM wie
der bisherige Großhändler (G 1), sondern
1000,- DM + 1500,- DM = 2500,- DM. -
Damit ist die Ausgangsposition des Spiels
wieder erreicht .

300,-
300,-
450,-

E 5 hat nunmehr wiederum die Auf-
gabe, 3 neue Einzelhändler (E 6 - 8) anzu-
werben, sodann erfolgt eine weitere Pyra-
midenteilung .

Der ursprüngliche Großhändler (G 1)
kann bei entsprechender Werbetätigkeit
der ihm zugefallenen Einzelhändler (E 2 -
E 4) inzwischen zum Gruppenmanager
aufgerückt sein .

2 . Aufteilung des Spielerbeitrags

- Nettospielerbeitrag : 4000,- DM
Regionaldirektor
Organisationsdirektor
Stellvertreter Organisations-
direktor

450,- Gruppenmanager
1500,- + 1000,- EH/GH
- Aufnahmegebühr : 2000,- DM an den
Veranstalter/Verwalter des Spiels, die Z-
GmbH.

3 . Rechtsbeziehungen der Spielteilneh-
mer untereinander und gegenüber
dem Veranstalter

Die Regelung der Rechtsbeziehungen
der Spielteilnehmer untereinander und
gegenüber dem Veranstalter/Verwalter
entspricht der im Grundsystem .



111 . Modifizierungen der Grundidee
durch Aufnahme von "Neben-
systemen" in das Spielsystem :
Das Y-System

1 . Spielablauf
Beim Y-Spiel besteht die Pyramide aus

15 Positionen : 1 Position A, 2 Positionen
B, 4 Positionen C und 8 Einstiegsposi-
tionen auf 2 gleichrangigen, aber getrenn-
ten Einstiegsebenen .

Beide Einstiegsebenen entfalten eine
eigene Dynamik . Im Ausgangspunkt sind
die 7 obersten Positionen mit Spielern
belegt . Gelingt es diesen Spielern nun-
mehr, die Einstiegsebene mit neuen
Spielern zu belegen, so erfolgt die
Pyramidenteilung . - Mit der Auszahlung
verlässt A das Spiel, B 1 wird zur neuen
Position A, C 1 und C 2 erhalten B-
Positionen, die ehemaligen Einstiegs-
spieler erlangen C-Positionen und unter
ihnen entstehen 2 neue Einstiegsebenen .

Neue Einstiegschancen

Das Spiel wiederholt sich : Sind wieder
4 Spielteilnehmer auf einer Einstiegs-
ebene gewonnen, so vollzieht sich wiede-
rum die Pyramidenteilung .

2 . Modifizierungen des Grundsystems
Jeder Spielteilnehmer im Y-Spiel fi-

nanziert nicht nur das Grundsystem-
Spiel, sondern zugleich zwei weitere
(Neben-)Spiele und einen sog . Sicher-
heitsfonds .

a) "Dynamikeinstiegskonto"
Ein Teilbetrag eines jeden Spieleinsat-

zes wird auf einem besonderen Bu-
chungskonto angesammelt, am Tagesende
durch den (Nettoeinstiegsbetrag) eines
Spielteilnehmers dividiert und zu Ein-
stiegspositionen definiert, sog . Dynamik-
einstiege . Sie werden am Tagesende auto-
matisch vom Computer unter die zu die-
sem Zeitpunkt ältesten Teams als Ein-
stiegspositionen platziert . Hinsichtlich
dieser "Einsteiger" kommen diese Teams
daher ohne Zugewinn eines (echten)
neuen Spielers zu einem neuen (weiteren)
Einstiegsspieler . Es kann wieder Bewe-
gung in das u.U . erstarrte Spiel kommen .

b) "Europaweites Folgesystem "
Während das Grundsystem in der

Regel regional begrenzt ist, soll das "Eu-
ropaweite Folgesystem" die Teilnahme an
einem überregionalen weiteren (Neben-)
Spiel ermöglichen .

Hat ein Spielteilnehmer im Grund-
system die Position B erreicht und wird
nunmehr die Einstiegsebene mit vier
neuen Einstiegspositionen geschlossen,
so erhält der Spielteilnehmer in Position
B einen Gewinnanteil aus dem laufenden
Grundsystem-Spiel, zugleich aber wird er
mit einem bestimmten weiteren Betrag in
das "Europaweite Folgesystem" über-
nommen, in dem er mit diesem Betrag
Einstiegsspieler wird . Im weiteren Ver-
lauf dieses Spiels hat er dementsprechend
auch an dem Gewinn teil .

3 . Spielerbeitrag
Jeder Spielteilnehmer zahlt einen Bei-

trag von 990,- DM.

a) Aufteilung der Beitragssumme
aa) DM 720,- Einsatz für das Y-Spiel
(Nettoeinstiegsbetrag) ;
bb) DM 100,- Betrag für Sicherheits-
fonds ;
cc) DM 170,- Aufnahmegebühr .



b) Erläuterung der Positionen
aa) Der Einsatz (Neueinstiegspo-

sition) fließt in das Y-Spiel mit seinen
Modifizierungen . Er wird für Gewinn-
auszahlungen an schon beteiligte Spiel-
teilnehmer und für unterstützende Maß-
nahmen innerhalb der schon laufenden
Spiele (dazu unter c) verwendet .

bb) Der Beitrag zum Sicherheitsfonds
wird auf einem gesonderten Konto über
die ganze Spieldauer angesammelt . Aus
diesem Sicherheitsfonds sollen die Spiel-
teilnehmer entschädigt werden, die bei
Beendigung des Spielsystems mehr Ein-
satz geleistet als Gewinnauszahlung be-
kommen haben .

cc) Die Aufnahmegebühr geht an die
Z-GmbH für die Verwaltung des Spiels
(Begrüßungsschreiben, Positionsbestäti-
gungen, Gewinnmitteilungen, Gewinn-
berechnungen, Überwachung des Spiel-
ablaufs) .

IV Die strafrechtliche Beurteilung der
c) Verteilung des Spieleinsatzes der 4

	

Geldgewinnspiele nach § 6c UWG
Spielteilnehmer auf der Einstiegsebene
von je 720,- DM, (insgesamt. 2 880,- DM):

	

1. Der Regelungsinhalt des 5 6c UWG
Der Aufbau eines Schneeballsystems ist

ebenso wie der Verkauf von Waren über
hierarchisch gegliederte Kettenvertriebs-
systeme nicht unter Strafe gestellt . Der
Tatbestand der progressiven Kunden-
werbung, § 6c UWG, erfasst nicht den
Aufbau von Schneeballsystemen als sol
chen, sondern verlangt mit der Verlock-
ung zum Kapitaleinsatz für den Erwerb
von Waren, gewerblichen Leistungen
oder Rechten ganz bestimmte zusätzliche
Strafwürdigkeitselemente.
Als strafwürdig sieht der Gesetzgeber
den Aufbau eines Schneeballsystems bei
der Abnahme von Waren usw. nur dann
an, wenn es der Systembetreiber/Veran-
stalter "im geschäftlichen Verkehr selbst
oder durch andere unternimmt, Nicht-
kaufleute zur Abnahme von Waren, ge-
werblichen Leistungen oder Rechten
durch das Versprechen zu veranlassen,
ihnen besondere Vorteile für den Fall zu
gewähren, dass sie andere zum Abschluss
gleichartiger Geschäfte veranlassen, denen
ihrerseits nach der Art dieser Werbung
derartige Vorteile für eine entsprechende
Werbung weiterer Abnehmer gewährt
werden sollen" .

DM 1000,-

DM 500,-

DM 100,-

DM 100,-

DM 350,-

DM 450,-

DM 380,-

werden an die A-Position als
Gewinnauszahlung ausge-
schüttet,
werden an die B-Position als
Gewinnauszahlung ausge-
schüttet,
werden an die 1 . C-Position
als Gewinnauszahlung aus-
geschüttet,
werden die 2 . C-Position als
Gewinnauszahlung ausge-
schüttet,
laufen in ein Dynamikein-
stiegskonto hinein,
werden als Einsatz für einen
Einstieg in das europaweite
Folgesystem verwendet, und
der Teilnehmer der B Posi-
tion wird ins Folgesystem
aufgenommen .
werden als Vertriebsgebühr
verwendet .

Die Vertriebsgebühr dient zur Bezah-
lung von Mitarbeitern (Repräsentan-
ten) . Die Mitarbeiterorganisation ist mit
entsprechenden Stufen wie ein herkömm-
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licher Strukturvertrieb aufgebaut . Die
Repräsentanten können aufgrund ihrer
Leistung verschiedene Provisionsstufen
erreichen. Leistung ist die Vermittlung
von Spielern für das Y-System . - Die eige-
ne Teilnahme am Spiel ist nicht Voraus-
setzung der Vermittlertätigkeit .

4. Rechtsbeziehungen der Spielteilnehmer
untereinander und gegenüber dem Ver-
anstalter

Die Regelung der Rechtsbeziehungen
der Spielteilnehmer untereinander und
gegenüber dem Veranstalter/VerNvalter
entspricht der im Grundsystem .

- Der Sicherheitsfonds wird auf ein
Konto der Spielergemeinschaft einge-
zahlt, dessen Verwaltung der Z-GmbH
obliegt .



2. Taugliche Täter
Der Täter einer strafbaren progressi-

ven Kundenwerbung ist nach dem
Gesetz : "wer es . . . selbst oder durch ande-
re unternimmt . . .' . Damit ist neben dem
Veranstalter, der das Vertriebssystem in
Gang gesetzt hat und betreibt, auch der
Personenkreis gemeint, der für den Ve-
ranstalter tätig wird, ohne dessen bloßes
Werkzeug zu sein :' - Veranstalter ist das
Unternehmen/die Person, die für den
Bestand und den Betrieb des Spielsystems
unerlässlich ist .

Veranstalter der Gewinnspiele in den
oben ausgeführten Beispielen sind die S-
bzw. Z-GmbH . Ihnen obliegt die Ver-
waltung des Spiels durch Aufnahmebe-
stätigung neuer Spielteilnehmer, Posi-
tionsbestätigung, Gewinnmitteilung, Ge-
winnberechnung und Über,~vachung des
Spielablaufs . Da die GmbH eine juristi-
sche Person ist, sind gemäß § 14 Abs . 1
Nr. 1 StGB die Geschäftsführer der
GmbH für die GmbH strafrechtlich ver-
antwortlich .

Gleiches gilt für Personen, die seitens
der GmbH beauftragt sind, den Betrieb
von Spielen selbständig zu leiten, Cj 14
Abs . 2 Nr. 1 StGB . - Soweit als Ver-
anstalter/Verwalter nicht eine juristische
Person eingesetzt ist, sondern die Spiele
von natürlichen Personen veranstaltet und
verwaltet werden, sind diese Personen die
Veranstalter und Verwalter des Spiels .

Neben der GmbH und ihren Ver-
tretern kommen auch Spielteilnehmer
als Täter in Betracht, die neue Spiel-
teilnehmer für die GmbH anwerben.
Zwar ist ein Mitspieler dann als Täter
oder Mittäter untauglich, wenn er keiner-
lei Aktivitäten in Richtung auf die
Anwerbung neuer Mitspieler entfaltet .
Anders ist die rechtliche Situation jedoch,
wenn der Spielteilnehmer aktiv wird im
Hinblick auf die Anwerbung weiterer
Mitspieler.

4

5
6

7
8

3 . Die Tathandlung
a) Das "Unternehmen der Veran-

lassung zur Abnahme von Waren, ge-
werblichen Leistungen oder Rechten" .

Der Gesetzgeber hat die strafbare pro-
gressive Kundenwerbung im Hinblick
auf ihren Gefährdungscharakter als Unter-
nehmensdelikt i .S . des 5 11 I Nr. 6 StGB
ausgestaltet .' Unternehmen einer Tat be-
deutet nach der dort verbindlich festge-
schriebenen Definition "deren Versuch
und deren Vollendung" . Diese Gleichstel-
lung vom Versuch 1.S . des § 22 StGB und
Vollendung hat mithin zur Folge, dass
"bereits der (materielle) Versuch der Ver-
anlassung den Tatbestand des (formell)
vollendeten Delikts" der progressiven
Kundenwerbung erfüllt.

Veranlassen ist jede Tätigkeit, die ge-
eignet und darauf gerichtet ist, den ge-
setzlich geschützten Personenkreis zur
Abnahme von Waren, gewerblichen Lei-
stungen oder von Rechten zu bewegen .'
Dazu genügt jedes auf den Vertrieb der
genannten Objekte gerichtete Verhalten,
das im ungestörten Fortgang unmittel-
bar zur Abnahme führen soll oder derart
im unmittelbaren räumlichen und zeitli-
chen Zusammenhang mit der Abnahme
steht, dass das geschützte Rechtsgut nach
dem Vorstellungsbild des Täters konkret
gefährdet wird .

Der Begriff des Veranlassens ist folg-
lich weit zu verstehen . Erfasst werden alle
Tätigkeiten, die aus der Sicht des Täters
auf den Willen des vorgestellten Per-
sonenkreises Einfluss ausüben können,
sich zur Abnahme der angebotenen
Gegenstände zu entschließen .

Zur Abnahme von Waren usw. be-
deutet Abkaufen, entgeltliches Erwerben,
unabhängig davon, ob der entrichtete
Betrag als Kaufpreis, Gebühr, Unkosten-
beteiligung o.ä . deklariert ist.' Waren sind
alle wirtschaftlichen Güter, die Gegen-
stand des Handels- und Geschäftsver-

Vgl. auch Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 21 . Aufl . 1999, 5 6c Rdn . 4; v. Bubnoff, LK, 11 .
Auf] . 1992 ff, Vor § 287 Rdn . 18 ; Fuhrmann, in : Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, 98 .
Ergänzungslieferung (Stand 1 . 2 . 1992), § 6c UWG, Anm . 2; Köhler/Piper, UWG, 1995, Cj 6c Rdn. 13 ;
Otto, in : Großkommentar (GK) UWG, 1991 ff ., § 6c Rdn . 19 f. ; ders ., wistra 1997, 85 ; Raube,
Strafrechtliche Probleme der progressiven Kundenwerbung, 1995, S . 181 .
Vgl . BT-Drucks 10/5058, S. 39 .
Vgl . GK/Otto, UWG, § 6 c Rdn . 47 ; ders ., wistra 1997, 85; Köhler/Piper, UWG, 5 6c Rdn . 5 ;
Otto/Brammsen, WiB 1996, 284; Raube, Probleme, S . 135 f.
Vgl . Fuhrmann, UWG, § 6c Anm . 3 b ; GK/Otto, UWG, § 6c Rdn . 23 ; ders ., wistra 1997, 85 .
Vgl . Fuhrmann, UWG, § 6c Anm . 3 b ; GK/Otto, UWG, § 6c Rdn . 24 ; ders ., wistra 1997, 85 .



kehrs sein können . Es werden alle vermö-
genswerten Gegenstände erfasst, die wirt-
schaftlich verwertbar sind . Zwar ließe
sich aus der ausdrücklichen Nennung von
Rechten im Gesetz der Schluss ziehen,
Gewinnchancen seien von § 6c UWG
nicht erfasst.

Die damit eröffnete Gesetzeslücke
wird von der h.M . jedoch nicht als an-
gemessen angesehen, vielmehr wird da
von ausgegangen, dass eine Gewinn-
chance sich sowohl als Ware, als gewerb-
liche, d . h . geldwerte Leistung oder als
Recht" erfassen läßt . Das Anwerben
neuer Spielteilnehmer ist unter dieser
Voraussetzung problemlos als "Unter-
nehmen der Veranlassung zur Abnahme
einer Ware, einer gewerblichen Leistung
oder eines Rechts" anzusehen .

Die Veranstalter des Spiels veranlassen
durch eigene werbende Tätigkeit, insbes .
aber durch die Aufnahme neuer Spiel-
teilnehmer in das Spielsystem und im
Falle des Y-Spiels durch angeworbene
Mitarbeiter (Repräsentanten) die neu in
das Spiel eintretenden Spielteilnehmer
zur Warenabnahme bzw. zur Abnahme
gewerblicher Leistungen oder Rechte .
Gleiches gilt für Spieler, die neue Spiel-
teilnehmer anwerben .

Zwar wird beim Handeln der Reprä-
sentanten (Y-Spiel) und der schon am
Spiel beteiligten Spielteilnehmer die An-
werbung von eigenverantwortlich han-
delnden Personen durchgeführt . Das Ge-
setz erfasst aber ausdrücklich auch den
Fall, dass der Veranstalter (Unternehmer)
es durch andere unternimmt, Nichtkauf-
leute zur Abnahme von Waren usw. zu
veranlassen .

b) Die Anwerbung von Mitarbeitern, die
neue Spielteilnehmer vermitteln sollen

Keine Veranlassung zur Abnahme
von Waren durch Erwerb einer Gewinn-
chance ist hingegen die Anwerbung und
Einstellung von Mitarbeitern (Repräsen-
tanten) beim Y-Spiel . Ihre Aufgabe ist es
zwar, neue Spielteilnehmer oder Reprä-
sentanten anzuwerben, jedoch ist die

Teilnahme dieser Personen am Spiel, d . h.
der Erwerb einer eigenen Gewinnchance,
nicht Voraussetzung des Abschlusses
eines Mitarbeitervertrages .

4 . Die Tatsituation
Tatsituation ist das Veranlassen von

Nichtkaufleuten im geschäftlichen Ver-
kehr .

a) Tatopfer
Die Veranlassung zur Warenab-

nahme usw. ist nur dann als progressive
Kundenwerbung gemäß § 6c UWG
verboten, wenn sie bestimmte Tatopfer
betrifft : Der erste vom Veranstalter ge-
worbene Abnehmer muss ein Nichtkauf-
mann sein." Die weiteren von diesem Ab-
nehmer geworbenen Abnehmer brauchen
hingegen nicht Nichtkaufleute zu sein.
Abnehmer ist, dies ergibt sich aus der
Definition des Begriffs "Abnahme", wer
für eigene Rechnung Waren, gewerbliche
Leistungen oder Rechte entgeltlich er-
wirbt, unabhängig davon, ob er sie selbst
verbrauchen, nutzen oder weiterveräu-
ßern will . Abnehmer sind also alle diejeni-
gen Personen, die eine Gewinnchance
erwerben .

Nichtkaufleute sind Personen, die
Nichtkaufmann 1 .S . der §§ 1-6 HGB sind,
d . h . Personen, die kein Handelsgewerbe
i .S . des § 1 HGB betreiben (Istkaufleute),
deren Unternehmen nicht als Firma nach

2 HGB in das Handelsregister einge-
tragen ist (Kannkaufleute) oder die nicht
für eine nach § 6 HGB als Formkaufmann
geltende Handelsgesellschaft (OHG,
KG, AG, KGaA, GmbH) tätig sind . Ob
die angeworbenen Spielteilnehmer Nicht-
kaufleute sind, ist ohne Prüfung der
beruflichen Tätigkeit nicht feststellbar.
Da jedoch in der Bevölkerung der Anteil
der Kaufleute relativ gering ist, wird man
ohne weiteres davon ausgehen können,
dass der größere Teil der Spielteilnehmer
aus Nichtkaufleuten besteht . Diese stati-
stische Aussage ist aber für den Einzelfall
ohne Relevanz . Im Einzelfall ist der
Nachweis nötig, dass das konkrete Tatop-
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fer ein Nichtkaufmann war . Vermutungen
ersetzen diesen Nachweis nicht . - Prak-
tisch dürfte der Kaufmannseigenschaft des
Tatopfers allerdings nur in Ausnahme-
fällen Bedeutung zukommen, da nur der
vom Veranstalter oder den Repräsentan-
ten jeweils geworbene erste Spielteilneh-
mer Nichtkaufmann sein muss, nicht aber
der in der Kette zweite und die weiteren
Mitspieler.

b) Geschäftlicher Verkehr
Die Veranlassung zur Warenabnahme

usw . muss im geschäftlichen Verkehr
erfolgt sein . Im geschäftlichen Verkehr fin-
det eine Tätigkeit statt, wenn sie der dau-
ernden Förderung eines beliebigen - eige-
nen oder fremden - Geschäftszwecks
dient. Der Begriff erfasst daher jede selb-
ständige, wirtschaftliche Zwecke verfol-
gende Tätigkeit, in der eine Teilnahme am
Erwerbsleben zum Ausdruck kommt."

Die Verantwortlichen der S- bzw. Z-
GmbH haben die Gewinnspiele nicht nur
entwickelt und in Gang gesetzt . Sie kon-
trollieren und unterstützen den Fortgang
des Spiels auch, indem sie die Positionen
der jeweiligen Spielteilnehmer feststellen,
Gewinne berechnen und die Spielteilneh-
mer über die jeweiligen Spielstände infor-
mieren . Daneben überwachen sie den
gesamten Spielablauf und erhalten dafür
eine entsprechende "Aufnahmegebühr" .
Die Tätigkeit der verwaltenden Personen
ist danach darauf gerichtet und geeignet,
eine auf längere Zeit angelegte Erwerbs-
quelle zu sichern . Die Durchführung der
Gewinnspiele erfolgt damit durch Betei-
ligung am geschäftlichen Verkehr" .'-'

Zwar hat der Bundesgerichtshof '^
darauf hingewiesen, dass Kettenbriefakt-
ionen in Form des sog . Selbstläufers kei-
nen geschäftlichen Verkehr darstellen, da
es sich um private Rechtsbeziehungen
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Vgl . BGH wistra 1994, 24, 25 ; BayObLG wistra 1990, 240 ; OLG Frankfurt WRP 1994, 849 ;
Baumbach/Hefermehl,

	

6 c Rdn. 4; v. Bubnoff, LK, Vor § 287 Rdn . 14 ; Fuhrmann, UWG, § 6 c Anm .
3 a ; GK/Otto, UWG,

	

6 c Rdn . 37 ; Köhler/Piper, UWG, § 6 c Rdn . 6 ; Otto, wistra 1997, 86 ; Raube,
Probleme, S . 138 f .
Vgl . dazu auch Bay0bLG wistra 1990, 240 ; OLG Karlsruhe GRUR 1989, 615 ; OLG Stuttgart wistra
1991, 234, 235 ; Baumbach/Hefermehl, § 6 c Rdn . 4 ; v. Bubnoff, LK, Vor § 287 Rdn . 14; Gutachten des
Gutachter-Ausschusses für Wettbewerbsfragen, WRP 1988, 337 ; Köhler/Piper, UWG, § 6 c Rdn . 6 ;
Otto, wistra 1997, 86 .
BGHSt . 34, 171, 179 ; BGH wistra 1994, 24 f .
Vgl . auch BayObLG wistra 1990, 240 ; OLG Karlsruhe GRUR 1989, 615 ; OLG Stuttgart wistra 1991,
234, 235 .
Vgl . v. Bubnoff, LK, Vor § 287 Rdn . 12 ; Fuhrmann, UWG, § 6 c Anm . 1 b ; GK/Otto, UWG, § 6 c Rdn .
1 ; Köhler/Piper, UWG; § 6 c Rdn. 1 ; Otto, wistra 1997, 86 ; Otto/Brammsen, WiB 1996, 286 .
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handele . Der Unterschied zu den hier re-
levanten Gewinnspielen liegt aber gerade
im Selbstläufersystem, d . h . einem System,
bei welchem der Initiator nach der Ini-
tiierung des Spiels nicht weiter tätig wird
und auch keine Bearbeitungsgebühr ver-
langt oder erhält. Mit diesem System ist
ein "verwaltetes" Gewinnspiel, bei wel-
chem der Veranstalter eine "Bearbeitungs-
gebühr" verlangt, nicht vergleichbar."

5 . Das Tatmittel
Tatmittel ist das Versprechen von Vor-

teilen . - Strafbar ist eine Veranlassung von
Nichtkaufleuten zu einer Warenabnahme
und zur anschließenden Mitarbeit in
einem Vertriebssystem nur, wenn das
System von einer spezifischen Verknüpf-
ung von Werbung und Vertrieb, einem
sogenannten Kettenelement und einer
progressionsabhängigen Gewinnchance
geprägt wird . Verboten ist eine "laienge-
stützte" Kundenwerbung erst, wenn die
jeweils erstabnehmenden Nichtkaufleute
durch das Versprechen zur Warenab-
nahme veranlasst werden, ihnen dann
besondere Vorteile zu gewähren, wenn sie
andere zur Abnahme veranlassen, denen
ihrerseits "nach Art dieser Werbung" ent-
sprechende besondere Vorteile für eine
entsprechende Werbung weiterer Abneh-
mer gewährt werden sollen . Das Gesetz
charakterisiert die verbotene progressive
Kundenwerbung dadurch, dass bei ihr
die Vertriebs- und Absatzorganisation des
werbenden Unternehmens mit der Wer-
bung der Laien verbunden wird, die ihr-
erseits nach einer Abnahme nunmehr
gleichfalls neue Laien werben und dafür
besondere Vorteile in Aussicht gestellt be-
kommen." Der Grund dafür ist, dass
mit jeder Neuwerbung das Vertriebssys-
tem eine progressiv anwachsende Erwei-
terung erfährt, womit eine zunehmende



Gefahr fortschreitender Marktverengung
verbunden ist, welche den Neueintreten-
den mit jeder neuen "Generation" die
Chancen verringert, selbst in den Genuss
der versprochenen besonderen Vorteile
zu gelangen .
Um strafbar zu sein, muss ein Ver-

triebssystem also der Anlage nach so ge-
staltet sein, dass die Erstabnehmer die
ihnen offerierten Waren usw. deshalb er-
werben, weil sie besondere Vorteile haben
werden, wenn sie Neukunden und diese
wiederum weitere Neukunden (usw., usf .)
anwerben, deren Abnahmen gleichfalls
unter dem Eindruck der vom Veranstal-
ter versprochenen besonderen Vorteile
erfolgen werden . Den erstabnehmenden
Laien muss mithin der für die Anwer-
bung weiterer Kunden vom Veranstalter
"ausgelobte" besondere Vorteil zu seiner
Warenabnahme veranlasst haben."

Im Rahmen eines Gewinnspiels, bei
dem der Spielerbeitrag diesem Spielteil-
nehmer lediglich den Eintritt in das Spiel
ermöglicht, ist es offensichtlich, dass der
materielle Anreiz für den neu geworbe-
nen Spieler nicht im bloßen Eintritt in
das Spiel liegt, sondern in der mit dem
Eintritt in das Spiel erlangten Gewinn-
chance, aus der Anwerbung weiterer
Spieler und der Erlangung der mit dieser
Anwerbung verbundenen Zahlung der
neu eintretenden Spieler, Vorteile zu ge-
winnen . Das Versprechen von "Anwerbe-
vorteilen" ist daher für den neu eintreten-
den Spieler der eigentliche Anlass, selbst
dem Spiel beizutreten .

Versprechen ist eine einseitige emp-
fangsbedürftige Willenserklärung, näm-
lich die Zusage bzw. Zusicherung, künftig
etwas bestimmtes - hier : Gewähren be-
sonderer Vorteile - zu tun." Durch ein
Versprechen veranlasst ist eine Warenab-
nahme, wenn der Entschluss zum entgelt-
lichen Erwerb von der Zusage getragen
wird, gleichsam auf sie gegründet ist .
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Vgl . Otto/Brammsen, WiB 1996, 286 .
Vgl . v. Bubnoff, LK, Vor § 287 Rdn . 15 ; Fuhrmann, UWG, § 6 c Anm. 3 c ; GK/Otto, UWG, 5 6 c Rdn .
27; Otto, wistra 1997, 86 ; Schlüchter, Zweites Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität, 1987,
s.
Vgl. BayObLG wistra 1990, 240 ; OLG Stuttgart wistra 1991, 234, 235 ; v. Bubnoff, LK, Vor § 287 Rdn .
15 ; Cramer, in : Schönke/Schröder, StGB, 25 . Aufl . 1997, § 333 Rdn . 8 ; Granderath, v,istra 1988, 176 ;
Jescheck, LK, 11 . Aufl. 1992 ff., C 333 Rdn. 4; Otto, wistra 1997, 86 .
Vgl . dazu BT-Drucks . 10/5058, S . 39 ; Baumbach/Hefermehl, § 6 c Rdn . 11 ; GK/Otto, UWG, 5 6c Rdn .
28 ; Köhler/Piper, UWG, § 6c Rdn . 10 ;Otto, wistra 1997, 87 ; Otto/Brammsen, WiB 1996, 288 .
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Das Versprechen von Anwerbevor-
teilen, d . h . von Vorteilen durch das An-
werben weiterer Spielteilnehmer, ist der
eigentliche Anreiz für die schon beteilig-
ten Spielteilnehmer, neue Spielteilnehmer
anzuwerben .

6. Das Lockmittel
Lockmittel ist die Gewährung beson-

derer Vorteile für versprechensveranlasste
Neukundengeschäfte, denn strafbar ist
der systematische Einsatz von Laien in
Werbung und Vertrieb gemäß § 6c UWG
nur, wenn den jeweiligen Erstkunden
vom Systembetreiber (oder dessen Mit-
arbeitern) versprochen wird, ihnen be-
sondere Vorteile für den Fall einer Ver-
anlassung anderer zum Abschluss gleich-
artiger Geschäfte zu gewähren .

a) Das Gewähren von Vorteilen
Gewähren bedeutet die tatsächliche

Zuwendung des Vorteils durch den Täter
an den anderen ; der Täter muss seinem
Gegenüber den Vorteil zukommen las-
sen." Das setzt voraus, dass der Täter
über das Vermögen, aus dem die Vorteile
kommen sollen, verfügen können muss,
denn zuwenden kann der Täter nur das,
was sich in seinem eigenen Herrschafts-
oder Verfügungsbereich befindet . - Das
Gewährte müssen besondere Vorteile
sein .

Vorteile sind alle vermögenswerten
Leistungen, gleichgültig, ob diese in der
Leistung von gleichen Waren, gewerbli-
chen Leistungen, Rechten oder in Geld
bestehen oder in der Reduzierung des
Kaufpreises des abgenommenen .Objekts
oder in der Lieferung unentgeltlicher
oder verbilligter anderer vermögenswerter
Objekte ." Erfasst werden nur wirtschaft-
lich verwertbare Zuwendungen, die den
Empfänger wirtschaftlich oder rechtlich
besser stellen und auf die er keinen recht-
lich begründeten Anspruch hat .



Dass die Zahlungen, die ein bereits im
Spiel befindlicher Spielteilnehmer aus den
Spielerbeiträgen neu eintretender Spiel-
teilnehmer erhält, diesem Spielteilnehmer
im Sinne des § 6c UWG gewährt werden,
ist ohne weiteres einsichtig : Ihm wird ein
Vorteil zugewendet . - Die in Aussicht ge-
stellten Zahlungen sind auch vermögens-
werte Leistungen und damit Vorteile im
Sinne des Gesetzes .

b) Das Gewähren "besonderer Vorteile"
durch den Veranstalter

Das Gesetz fordert jedoch das Ver-
sprechen, besondere Vorteile für die Ver-
anlassung anderer zum Abschluss gleich-
artiger Geschäfte zu gewähren, und zwar
müssen _diese besonderen Vorteile vom
Veranstalter gewährt werden . Nach Wort-
laut und möglicher Auslegung des § 6c
UWG ist diese Vorschrift nicht an-
wendbar, wenn die Vorteile nicht vom
Veranstalter, sondern von einem Dritten
gewährt werden.`

Bei den Gewinnspielen liegt der von
den Mitspielern zu erlangende Vorteil
darin, dass nachfolgende Spieler einen
Einsatz zahlen, der nach einem bestimm-
ten vorher feststehenden Schlüssel (Spiel-
regeln) an die auf höherer Stufe in der
Pyramide stehenden Spielteilnehmer ver-
teilt wird . Damit aber verspricht der Ver-
anstalter lediglich die Chance, dass Mi-
tspieler von Dritten Vorteile erhalten
können . Er gewährt sie aber nicht selbst ."

Irrelevant ist es dabei, wenn bei Zahl-
ungen an Spielteilnehmer der Veranstalter
eingeschaltet wird, sei es, dass er das Ein-
stiegsgeld unmittelbar weiterleitet oder
die Zahlungen zunächst auf ein Konto
der Spielergemeinschaft erfolgen und von
dort weitergeleitet werden . Zwar fehlt es
dann an einem unmittelbaren Kontakt
zwischen den Spielteilnehmern . Ein der-
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artiger Kontakt ist jedoch zum einen für
ein Gewähren im Sinne des 5 bc UWG
nicht erforderlich, zum anderen aber
erfolgt die Zahlung auch dann ausdrück-
lich nicht aus Mitteln des Veranstalters,
sondern aus Mitteln des Spielers oder der
Interessengemeinschaft der Spieler. Der
Veranstalter fungiert hier lediglich als
Bote oder Vertreter, ein Vorteilgewähren
aus eigenen Mitteln findet nicht statt .
Auch wenn der Begriff des Gewährens
nicht zwingend erfordert, dass die Vor-
teile aus dem eigenen Vermögen des Tä-
ters stammen, so ist doch erforderlich,
dass dieser über das Vermögen, aus dem
die Vorteile kommen sollen, selbständig
verfügen kann. 13 Eine derartige selbstän-
dige Verfügungsmacht über das Konto
der Interessengemeinschaft der Spieler
haben auch die S- bzw. Z-GmbH nicht .
Das Vermögen der Interessengemein-
schaft der Spieler ist in keinem Augen-
blick Vermögen der S- bzw. Z-GmbH .
Diese haben keine unbeschränkte Verfü-
gungsmacht über das Vermögen, sondern
sind lediglich beauftragt, Anteile nach
dem Spielplan auszuzahlen . Eigenmäch-
tige Verfügungen wären als Untreue,
266 StGB, strafbar. - Damit aber gewäh-
ren die S- bzw. Z-GmbH nicht die Zahl-
ungen, d . h . die Vorteile im Sinne des
§ 6c UWG, selbst . Die gegen eine Ge-
bührenzahlung erbrachte Verwaltungs-
und Überwachungsleistung ändert daran
nichts .24

Wenn demgegenüber die Rechtsauf-
fassung vertreten wird, es reiche aus, dass
Vorteile versprochen werden, die letztlich
aus dem System des Spiels resultieren 21 so
ist diese Auslegung nicht mit dem Ge-
setzeswortlaut in Einklang zu bringen .
Die Grenzen des Wortlauts werden ge-
sprengt und die Strafbarkeit auf eine nach
Art . 103 Abs . 2 GG verbotene Analogie

Vgl . dazu BayObLG xvistra 1990, 240 f. ; OLG Celle NJW 1996, 2660, 2661 ; OLG Karlsruhe GRUR
1989,615,616 ; OLG Stuttgart wistra 1991, 234, 235 ; Baumbach/Hefermehl, 5 6c Rdn. 8 ; Beckemper,
,wistra 1999, 173 ; v. Bubnoff, LK, Vor § 287 Rdn. 15 ; Granderath, wistra 1988, 176 ; GK/Otto, UWG,
6c Rdn . 7; Köhler/Piper, UWG, Cj 6c Rdn . 11 ; Otto, wistra 1997, 87. - A.A . AG Böblingen wistra 1988,
243 ; Fuhrmann, UWG, C 6c Rdn . 3c; Raube, Probleme, S . 162 ff.; Richter, wistra 1987, 277 f. ; ders .,
wistra 1988, 245 ; ders ., wistra 1990, 217 .
So auch BavObLG, wistra 1990, 240, 241 ; OLG Celle NJW 1996, 2660, 2661 ; OLG Stuttgart wistra
1991, 234, 235; Baumbach/Hefermehl, ~ 6c Rdn . 8 ; v. Bubnoff, LK, Vor 5 287 Rdn . 15; Granderath,
wistra 1988, 176; GK/Otto, UWG, § 6c Rdn . 7; Köhler/Piper, UWG, § 6c Rdn .ll ; Otto, wistra 1997,
87 .
Vgl . auch OLG Stuttgart wistra 1991, 234, 235; v. Bubnoff, LK, Vor § 287 Rdn . 15 .
Vgl . dazu auch BayObLG wistra 1990, 240, 241 ; Baumbach/Hefermehl, § 6c Rdn . 8 ; Granderath, wistra
1988, 176; Otto, wistra 1997, 87 . - A.A. Beckemper, wistra 1999, 174 .



gegründet . 26 Es handelt sich nicht mehr
um eine zulässige weite Auslegung des
Gesetzes, sondern um eine gesetzüber-
schreitende, unzulässige Auslegung . -
Soweit hier eine Gesetzeslücke gesehen
wird, ist es Aufgabe des Gesetzgebers,
diese durch eine Neuregelung zu schlie-
ßen, nicht aber Aufgabe der Gerichte,
hier durch eine über den Gesetzes-
wortlaut hinausgehende Gesetzesinter-
pretation eine strafrechtliche Ahndung zu
ermöglichen .`

7. Die Gewinnchance als
besonderer Vorteil

Der besondere Vorteil muss etwas
anderes sein als der Vorteil, der sich aus
der abgenommenen Ware usw. ergibt .
Denn er muss zu diesem Vorteil als be-
sonderer Vorteil zusätzlich versprochen
werden . Zu fragen ist daher, ob die vom
Veranstalter eines Gewinnspiels vermit-
telte Gewinnchance als besonderer Vor-
teil im Sinne des § 6c UWG interpretiert
werden kann, denn diese Gewinnchance
ist der einzige Vorteil, den man als vom
Veranstalter gewährt bezeichnen könn-
te." Er verspricht dem Spielteilnehmer
die Chance, durch die Zahlungen anderer
Vorteile zu erlangen . Jedoch kann die
Gewinnchance nicht als besonderer Vor-
teil beurteilt werden .

~ 6c UWG setzt zunächst die Ver-
anlassung zur Abnahme von Waren usw.
voraus . Die Veranlassung zur Abnahme
muss durch das Versprechen der Gewäh-
rung besonderer Vorteile geschehen .
Ware usw . ist das Recht zur Beteiligung
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am Gewinnspiel, aber nur - wie unter 3 .
dargelegt wurde -, weil die Teilnahmebe-
rechtigung die im Gewinnspiel liegende
Gewinnchance verkörpert, denn ohne
diese Gewinnchance wäre die Teilnahme
am Spiel völlig wertlos . Gehört der Vor-
teil im Falle eines Gewinnspiels aber zum
Begriff der Ware usw., so kann er nach
dem Wortlaut und dem Aufbau des Tat-
bestandes nicht gleichzeitig ein darüber
hinausgehender besonderer Vorteil sein .
Allein die Gewinnchance ist es, die die
Teilnahmeberechtigung am Gewinnspiel
zur Ware usw. macht . Ist aber die ver-
kaufte Gewinnchance Voraussetzung für
die Interpretation der Teilnahmeberech-
tigung als Ware usw., so kann sie nicht
zugleich besonderer Vorteil im Sinne des
6c UWG sein . Der Wortlaut des Geset-

zes ergibt eindeutig, dass der Vorteil, der
vom Täter versprochen wird, etwas ande-
res sein muss, als die abgenommene Ware
usw . und dass seine Gewährung zusätz-
lich zu versprechen ist."

Aber selbst dann, wenn man die Ge-
winnauszahlungen als systembedingt in-
terpretiert und sie dem Veranstalter gegen
den Wortlaut des Gesetzes zurechnet,
können diese Zahlungen nicht als beson-
derer Vorteil im Sinne des 5 6c UWG an-
gesehen werden . In den Gewinnauszahl-
ungen realisiert sich einzig und allein die
versprochene Gewinnchance . Es ist aber
das Wesen der Gewinnchance, dass sich
die Chance realisieren kann . Kei-neswegs
kann die Realisierung der Gewinnchance
als besonderer Vorteil der Gewinnchance
neben dem Vorteil, eine Gewinnchance
zu besitzen, interpretiert werden.-

Vgl. AG Böblingen wistra 1988, 243 ; AG Bad Kissingen, Urt. v. 29 . 11 . 1995, Cs 7 Js 1993/95, S . 4 ; OLG
Bamberg wistra 1997,114 ; LG Hamburg NStZ-RR 1997, 57, 59 ; Fuhrmann, UWG, 5 6c Rdn . 3c ; Raube,
Probleme, S . 162 ff. ; Richter, wistra 1987, 277 f. ; ders ., wistra 1988, 245 ; ders ., wistra 1990, 217;
Weitemeier/Große, Krim 1996, 789 .
Vgl . dazu BayObLG wistra 1990, 240, 241 ; OLG Stuttgart wistra 1991, 234, 236 . - A.A . LG Ingolstadt
wistra 1997, 76 ; Raube, Probleme, S . 163 f .
Vgl . dazu auch BGHSt . 34, 171, 17; BayObLG wistra 1990, 240, 242 .
Vgl . BayObLG wistra 1990, 240, 241 .
Vgl . Bay0bLG wistra 1990, 240, 241 ; OLG Stuttgart wistra 1991, 234, 236 ;v. Bubnoff, LK, Vor ~ 287
Rdn . 16 ; Köhler/Piper, UWG, § 6c Rdn . 12 ; Otto, wistra 1997, 87; Weitemeier/Große, Krim 1996, 789.
- A.A . OLG Bamberg wistra 1997, 114 ; LG Hamburg NStZ-RR 1997, 57, 58 . Sie sehen in der
Realisierung der Gewinnchance den besonderen Vorteil, verkennen aber, dass auch der Lottogewinn
kein besonderer Vorteil der Teilnahme am Lottospiel ist .



V Die neueste höchstrichterliche
Rechtsprechung

1 . Die Stellungnahme des BGH"
Mit Beschluss vom 22.10.1997, BGH-

St . 43, 270, hat der BGH zur Strafbarkeit
des Pyramiden-Gewinnspiels "LIFE"
nach § 6c UWG Stellung genommen. Er
erkennt in der Veranstaltung eines derar-
tigen gesteuerten Systems ein Tätigwer-
den im geschäftlichen Verkehr und sieht
die Abnahme von "gewerblichen Leis-
tungen oder Rechten" im Erwerb der
Mitgliedschaftsrechte, weil es dem Mit-
glied generell Aussicht auf Gewinn eröff-
ne und dem Teilnehmer Anspruch auf
Dienstleistungen organisatorischer Art,
etwa die Besorgung des Kassen- und
Rechnungswesens, verschaffe . Der be-
sondere Vorteil besteht nach Ansicht des
BGH in dem tätigkeits- und erfolgsbe-
dingten Anspruch auf Zahlung von Pro-
vision beziehungsweise Folgeprovision,
der sich vom bloßen Mitgliedschaftsrecht
und der darin begründeten Anwartschaft
auf Provisionen unterscheidet: Gegen-
stand der Abnahme ist das Mitglied-
schaftsrecht in der Organisation des An-
geklagten und die sich daraus ergebenden
Ansprüche auf Erbringung bestimmter
gewerblicher Leistungen; versprochener
Vorteil hingegen ist eine "Werbeprämie
oder Provision" die den entscheidenden
Anreiz für den Erwerb des angebotenen
Mitgliedschaftsrechts darstellt" ." Zur
Person desjenigen, der den Vorteil ge-
währt, stellt der BGH, ohne auch nur eine
Auseinandersetzung mit der Auffassung
der Oberlandesgerichte, die eine abwei-
chende Meinung vertreten, anzudeuten,
fest, dass Cj 6c UWG nicht voraussetze,
dass der Vorteil aus dem Vermögen des
Veranstalters erbracht wird . Das Verspre-
chen eines besonderen Vorteils erschöpfe
sich in der Zusage, dass ein solcher künf-
tig gewährt werde . Im übrigen setze § 6c
UWG nicht voraus, dass der Vorteil vom
Täter selbst gewährt werde, das Gewäh-
ren könne auch über eine Mittelsperson
erfolgen . "

2 . Zur Auseinandersetzung

a) Mitgliedschaftsrecht und besonderer
Vorteil
Zwar kann dem BGH durchaus darin

zugestimmt werden, dass Mitglied-
schaftsrechte als "gewerbliche Leistungen
oder Rechte" interpretiert werden kön-
nen . Fraglich ist aber im Falle der Mit-
gliedschaft beim Pyramiden-Gewinn-
spiel, ob der "Erwerb" der Mitspieler mit
der Kennzeichnung als Mitgliedschafts-
recht zutreffend erfasst ist . Das Mitglied-
schaftsrecht erhält nämlich einen durch-
aus eigenartigen Inhalt, wenn der BGH
darlegt, es sei im vorliegenden Fall als
Recht im Sinne des § 6c UWG anzusehen,
weil es dem Mitglied generell Aussicht
auf Gewinne eröffne . Damit wird deut-
lich, dass sich hinter dem Mitgliedschafts-
recht in Wirklichkeit eine Gewinnchance
verbirgt, die diesem erst einen Wert ver-
leiht . Das aber lenkt den Blick auf das
Verhältnis von Gewinnchancen und reali-
siertem Gewinn, die - wie unter IV 3 a
dargelegt - gerade nicht im Verhältnis der
abgenommenen Ware usw. zum besonde-
ren Vorteil zueinander stehen können .
Zwar wäre eine Trennung zwischen ver-
mögenswerten Mitgliedschaftsrechten
und den Provisionsgewinnen begrifflich
durchaus möglich . Die behauptete Tren-
nung führt im konkreten Fall jedoch
nicht weiter, weil das Mitgliedschafts-
recht als solches wertlos ist und - wie der
BGH ausdrücklich zugesteht - nur des-
wegen als Recht im Sinne des 6c UWG
anzusehen ist, "weil es dem Mitglied ge-
nerell Aussicht auf Gewinn eröffnet .""
Genau darin aber liegt das Problem, denn
die weiter genannten Vorteile, nämlich
der Anspruch auf Dienstleistungen orga-
nisatorischer Art sind genauso wie das
Mitgliedschaftsrecht als solches völlig
wertlos . Kein vernünftiger Mensch, der
nicht selbst die "Gewinnchance" nutzen
will, würde auch nur einen Pfennig für
diese Leistungen zahlen . Damit aber wird
offensichtlich, was der BGH anschlie-
ßend mühsam kaschiert . Gegenstand der
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Abnahme ist nämlich keineswegs "das
Mitgliedschaftsrecht in der Organisation
des Angeklagten und die sich daraus erge-
benden Ansprüche auf Erbringung be-
stimmter gewerblicher Leistungen; ver-
sprochener Vorteil hingegen ist die
`Werbeprämie oder Provision"' . Gegen-
stand der Abnahme ist vielmehr die
Chance, bei Erbringung einer bestimmten
Leistung, einen Gewinn zu machen .
Chance und realisierter Gewinn sind
zwar begrifflich nicht identisch, im Sinne
des § 6c UWG sind aber Gewinnchancen
und realisierter Gewinn nicht als Gegen-
stand der Abnahme und besonderer Vor-
teil anzusehen . Der besondere Vorteil ist
nichts als die Realisierung der Gewinn-
chance, die erworben wurde im Hinblick
darauf, den Gewinn realisieren zu kön-
nen . Genauso wenig, wie der Lottoge-
winn als besonderer Vorteil eines Lotte-
rieloses gekennzeichnet werden kann, ist
es daher möglich, den Gewinn im "Pyra-
midenspiel" von der erworbenen Ge-
winnchance als selbständiges wirtschaftli-
ches Gut zu trennen . Ist aber die verkauf-
te Gewinnchance Voraussetzung für die
Interpretation der Teilnahmeberechti-
gung am Gewinnspiel als Ware oder
Recht, weil sämtliche anderen Ansprüche
und Rechte, losgelöst von dieser Gewinn-
chance durch Teilnahme am Spiel wertlos
und daher nicht Gegenstand einer Ware
oder eines Rechts im Sinne des § 6c UWG
sein können, so kann sie nicht zugleich
besonderer Vorteil im Sinne des § 6c
UWG sein .

b) Weit erstaunlicher ist jedoch die
schlichte Behauptung des BGH, "§ 6c
UWG setzt ferner nicht voraus, dass der
Vorteil aus dem Vermögen des Veranstal-
ters erbracht wird" . Wenn der BGH
schon eine Auseinandersetzung mit den
Oberlandesgerichten für überflüssig er-
achtet, die in dieser Gesetzesauslegung
ausdrücklich einen Verstoß gegen Art .
103 Abs . 2 GG erkennen, so hätte man
doch ein Eingehen auf den Wortlaut des
Gesetzes erwartet . Das Gesetz läßt es
nämlich nicht genügen, dass der Spiel-
teilnehmer irgendwie einen Vorteil erhält,
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sondern benennt durchaus klar den Vor-
teilsgeber : "Wer es . . . unternimmt, Nicht-
kaufleute zur Abnahme von Waren . . .
durch das Versprechen zu veranlassen,
ihnen besondere Vorteile . . . zu gewähren
. . ." Eindeutig ist hier, dass es der Spiel-
veranstalter ist, der die besonderen Vor-
teile gewährt . Mit der Behauptung, dass
die Vorteile nicht aus dem Vermögen des
Veranstalters erbracht zu werden brau-
chen, ist dem Gesetzeswortlaut nicht ge-
nüge getan . Zuzustimmen ist zwar dem
BGH darin, dass das Gewähren auch
durch einen Mittelsmann geschehen
kann, denn Eigenhändigkeit der Vorteils-
gewährung verlangt das Gesetz in der Tat
nicht. Ein Mittelsmann kann jedoch keine
Person sein, die lediglich ihre eigenen
Geschäfte besorgt, er muss vielmehr als
Mittler tätig werden . Das heißt hier, er
muss für den Veranstalter handeln, an sei-
ner Stelle in seinen Angelegenheiten tätig
werden .

Von einer derartigen Tätigkeit als
Mittelsmann kann aber bei Zahlungen
durch neu angeworbene Spieler keine
Rede sein, denn sie erfüllen einzig und
allein durch die Zahlung ihre eigenen
Zahlungspflichten . Zu dem Veranstalter
stehen sie in keiner Rechtsbeziehung, die
es angemessen erscheinen lassen könnte,
sie als Mittelsmänner des Veranstalters zu
betrachten. - Unrichtig ist es aber auch,
dass der Vorteil nicht aus dem Vermögen
des Veranstalters erbracht zu werden
braucht. Zwar ist es sicher gleichgültig,
aus wessen Vermögen der Vorteil fließt,
wenn der Veranstalter des Spiels über die-
ses Vermögen nach eigenem Gutdünken
verfügen kann." Gerade daran aber fehlt
es bei der Zahlung durch Dritte, die nicht
einmal der Veranstalter ausführt, sondern
der einzelne Spielteilnehmer. Aus dem
Vermögen dieser Dritten kann der Ver-
anstalter überhaupt nichts gewähren und
auch nicht versprechen, dass diese Dritten
den Vorteil gewähren werden . Er hat
keinerlei Vermögensbeziehungen zu
ihnen . Ob und wer einen Vorteil gewährt,
liegt allein am Spielteilnehmer. Entfaltet
er keine Aktivität auf die Erlangung eines
Vorteils von Dritten hin, so erhält er



nichts . Ihm wird daher vom Veranstalter
kein Vorteil versprochen, sondern ledig-
lich, dass er durch Spielteilnahme die
Chance hat, von Dritten Vorteile auf-
grund eigener werbender Tätigkeit zu er-
langen.'' Damit steht fest, dass derjenige,
der "es selbst oder durch andere unter-
nimmt, Nichtkaufleute zur Abnahme von
Waren . . . durch das Versprechen zu ver-
anlassen, ihnen besondere Vorteile zu
gewähren", in diesem Fall keinen beson-
deren Vorteil gewährt oder verspricht,
diesen zu gewähren, wie das Gesetz es
fordert .

3 . OLG Rostock wistra 1998, 234

Nach dem BGH hat sich das OLG
Rostock erneut mit der Problematik der
Pyramiden-Gewinnspiele beschäftigt,
und zwar mit dem "Titan-Gewinnsys-
tem", das aber in der Grundkonstruktion
keine Eigenständigkeit gegenüber dem
"L1FE-System" aufweist ."

Nach eingehender Auseinanderset-
zung mit der Entscheidung des BGH
folgt das OLG Rostock der Argumen-
tation des BGH jedoch nicht, sondern
hält diesem zum einen vor, aus der
Trennung zwischen Mitgliedschaftsrecht
und Gewinnchance falsche Konsequen-
zen gezogen zu haben und zum anderen
die Grenzen der Wortlautauslegung zu
Gunsten der Analogie aus kriminalpoliti-
schen Gründen überschritten und Straf-
würdigkeit mit Strafbarkeit identifiziert
zu haben .

a) Mitgliedschaftsrecht und Gewinnchance

Das OLG Rostock erkennt durchaus
die Möglichkeit an, begrifflich zwischen
den mit der Mitgliedschaft verbundenen
Gewinnchancen und den mit der Mit-
gliedschaft erworbenen gewerblichen
Leistungen zu trennen, sieht aber ganz
andere Konsequenzen begründet als der
BGH: "Zu Unrecht folgert der BGH

35 Vgl . auch BayObLG wistra 1990, 240, 241 .
36 Auch eine Entscheidung des OLG Braunschweig StV 1998, 492, ist nach der BGH-Entscheidung ergan-

gen . Das OLG Braunschweig nimmt aber in der Sache nicht Stellung . Es folgt vielmehr dem BGH,
erkennt dem Angekl . aber aufgrund der streitigen Rechtslage einen unvermeidbaren Verbotsirrtum zu .
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jedoch aus der Nichtidentität von abge-
nommenem (im Sinn des § 6c UWG) und
"versprochenem besonderen Vorteil",
dass damit schon ein tatbestandsmäßiges
Gut im Sinn der Vorschrift abgenommen
worden ist . Die Bejahung eines solchen
Gutes setzt vielmehr voraus, dass dieses
Gut einen wettbewerbsrechtlichen An-
knüpfungspunkt besitzt . So wie generell
im UWG der Schutz des Wettbewerbs
vom allgemeinen Rechts- und Rechts-
güterschutz abzugrenzen ist, ist speziell
bei der Ausnutzung des aleatorischen
Charakters des progressiven Systems
zwischen Ausnutzung im Wettbewerb
und außerhalb des Wettbewerbs zu unter-
scheiden . Da es sich bei § 6c UWG um
eine nebenstrafrechtliche Bestimmung
handelt, für die das in der Verfassung ver-
ankerte strafrechtliche Bestimmtheits-
gebot uneingeschränkte Geltung ver-
langt, würden der Verzicht auf das wett-
bewerbsbezogene Element des Tatbestan-
des und die Anwendung des § 6c UWG
auf alle Anwendungsformen des progres-
siven Systems eine unerlaubte Analogie
darstellen . . . . . Bei dem Verhalten des
Beschuldigten handelt es sich um ein Ver-
halten im Rahmen eines progressiven
Systems . Dieses progressive System stellt
im Kern und bei wirtschaftlicher Betrach-
tung jedoch ein progressiv gestaltetes
Gewinnsystem dar, das ebenso wie ein
Kettenbrief zu beurteilen ist, nicht dage-
gen eine progressive Kundenwerbung, bei
der es um ein Minimum an wirtschaftli-
cher Tätigkeit außerhalb des Gewinnsys-
tems gehen muss, so dass - neben den
auch in diesen Fällen vorhandenen schät-
zenswerten "Opfern" des progressiven
Systems und der schätzenswerten Allge-
meinheit - überhaupt schätzenswerte
Wettbewerber oder zumindest ein schät-
zenswerter Wettbewerb denkbar sein
müssen . "''

Damit bestätigt das OLG Rostock in
der Sache die Feststellung des BayObLG :
"dass der Tatbestand des § 6cUWG nicht



passt, wenn das progressive System ohne
Koppelung mit dem Vertrieb `echter'
Waren usw. gewissermaßen also pur, letzt-
endlich als Gewinnspiel selbst Gegenstand
des Verkaufs und der Abnahme ist" ."

b) Die methodische Kritik

Mit seiner methodischen Kritik
knüpft das OLG Rostock an die Motive
des historischen Gesetzgebers an, beson-
ders gefährliche Formen unerlaubten
Wettbewerbs zu erfassen, die sich zur
Tarnung ihrer sozialschädlichen Absich-
ten gerade wettbewerblicher Form bedie-
nen und sie missbrauchen :

"Zwar wird in der amtlichen Be-
gründung auch ausgeführt, angesichts der
hohen bekannt gewordenen Schäden für
eine Vielzahl von Personen seien solche
Werbesysteme sozialschädlich (BT-
Drucks ., aa0.) . Daraus kann aber nicht
ohne Verstoß gegen das Analogieverbot
abgeleitet werden, angesichts der Situa-
tion auf dem "Marketingspielmarkt", die
sich "ins Ungeheure und Kriminelle" ent-
wickelt hat, müsse § 6c UWG in "exten-
siver Auslegung" (Formulierungen bei
LG Ingolstadt wistra 1997, 76 f .) auch
für sozialschädliche Verhaltensweisen an-
wendbar sein, die zwar in vieler Hinsicht
Ähnlichkeiten mit progressiver Kunden-
werbung haben, aber eben keine Kun-
denwerbungen sind . Eine solche unver-
hüllt teleologisch-kriminalpolitische
Auslegung gibt Anlass zu bedenken,
"dass mehr von der Notwendigkeit der
Bestrafung als von der Subsumtionsfrage
ausgegangen" wird (so schon zu einzel-
nen Formulierungen des Reichsgerichts :
Gerland, Goltdammers Archiv 77 (1930),
177, 186) .' 9

4 . Resümee

Die Kritik des OLG Rostock an der
Entscheidung des BGH bringt die Pro-
blematik des Art. 103 Abs . 2 GG auf den
Punkt : Nicht in der vorsätzlichen Be-
gründung oder Ausdehnung der Straf-
barkeit im Wege der Analogie liegt dessen
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aktuelle Problematik, sondern in einer
Auslegung, die zu sehr an Strafbedürf-
nissen orientiert ist . Die Darlegungen des
BGH lassen nicht nur Zweifel fortbeste-
hen, "ob die streitigen Fragen innerhalb
der geltenden Gesetzesfassung des § 6c
UWG als befriedigend lösbar angesehen
werden können, ob nicht die tatbestandli-
che Ausweitung des BGH - ungeachtet
einer (zu Recht) bejahten Strafbedürf-
tigkeit - über den derzeitigen tatbestand-
lichen Auslegungsrahmen unvertretbar
hinausgreift"'- Mehr spricht dafür, dass
die streitigen Fragen innerhalb der gelten-
den Fassung des § 6c UWG nicht lösbar
sind und die Auslegung des BGH zwei-
fellos über den zulässigen Rahmen hin-
ausgreift .

VI . Abweichende Beurteilungen
aufgrund von Besonderheiten
der einzelnen Gewinnspiele

1 . Das X-Spiel

Die Grundidee der Pyramiden-Ge-
winnspiele wird ohne Modifizierung im
X-Spiel verwirklicht. Der Veranstalter
verspricht dem neu geworbenen Spiel-
teilnehmer, dass er die Chance hat, von
Dritten - neu geworbenen Spielteilneh-
mern, die ihren Beitrag an die Interes-
sengemeinschaft gezahlt haben - Vorteile
zu erlangen . Er gewährt diese Vorteile
nicht selbst, und zwar auch dann nicht,
wenn er den Spielverlauf und die Aus-
zahlungen kontrolliert und überwacht, da
er - über die Bearbeitungs-/ Aufnahme-
gebühr hinaus - keine eigenständige Ver-
fügungsmacht über die Spielerbeiträge
hat . Auch die Vollmacht zur Auszahlung
der einzelnen Gewinne ändert daran
nichts, da diese allein auf ganz bestimmte
Beträge zur Erfüllung ganz bestimmter
Verpflichtungen beschränkt ist, ihm aber
keine selbständige Verfügungsmacht über
das Vermögen der Spieler-Interessenge-
meinschaft gewährt . Ob davon ausgegan-
gen wird, die Zahlungen an die schon im
Spiel befindlichen Spielteilnehmer wer-
den von den neu eintretenden Spielern



gewährt oder von der Interessengemein-
schaft, an die der neu eintretende Spiel-
teilnehmer seinen Spielerbeitrag zunächst
entrichtet, ist unter dem Aspekt der pro-
gressiven Kundenwerbung im Sinn des
§ 6c UWG irrelevant, da die Zahlungen
nicht durch den Veranstalter des Spiels
erfolgen . - In den später erlangten Zah-
lungen des neu geworbenen Spielteilneh-
mers realisiert sich die von ihm erworbe-
ne Gewinnchance .

2 . Das Y-Spiel

a) Das Grundsystem des Y-Spiels
Das Grundsystem des Y-Spiels

(Spieleinsatz : 425,- DM) unterscheidet
sich nicht von der Grundidee der
Pyramiden-Gewinnspiele . Auch hier gilt,
dass der Veranstalter dem neu geworbe-
nen Spielteilnehmer verspricht, dass er die
Chance hat, von Dritten, neu geworbe-
nen Spielteilnehmern, die ihren Beitrag an
die Interessengemeinschaft gezahlt haben
- Vorteile zu erlangen . Der Veranstalter
gewährt die Vorteile nicht selbst . Er kon-
trolliert und überwacht lediglich den
Spielverlauf und die Auszahlungen . Cber
den auf die Bearbeitungs- bzw. Auf-
nahmegebühr hinausgehenden Spieler-
beitrag hat der Veranstalter keine eigen-
ständige Verfügungsmacht . Inkasso- und
Auszahlungsvollmacht ändern daran
nichts, da diese auf die Erfüllung ganz
bestimmter Verpflichtungen beschränkt
sind, dem Veranstalter aber keine selbst-
ändige Verfügungsmacht über das Ver-
mögen der Spieler-Interessengemein-
schaft gewähren . Relevant ist es, ob da-
von ausgegangen wird, dass die Zah-
lungen an die schon im Spiel befindlichen
Spielteilnehmer von den neu eintretenden
Spielteilnehmern erfolgen oder von der
Interessengemeinschaft, an die der neu
eintretende Spielteilnehmer seinen Spiel-
erbeitrag zunächst entrichtet . In beiden
Fällen erfolgen die Zahlungen nicht
durch den Veranstalter des Spiels . Darü-
ber hinaus realisieren sich in den später
erlangten Zahlungen lediglich die Ge-
winnchancen, die der neu eintretende
Spielteilnehmer durch seinen Beitritt und
die entsprechende Beitrittszahlung er-
langte .

b) Der "Sicherheitsfonds"

Auch eventuelle Zahlungen an den
Sicherheitsfonds sind keine besonderen
Vorteile im Sinne des C 6c UWG. Zum
einen handelt es sich hier wiederum nicht
um Zahlungen aus dem Vermögen des
Veranstalters oder aus einem Vermögen,
über das der Veranstalter frei verfügen
kann, sondern um Vermögen der Teil-
nehmergemeinschaft . Zum anderen aber
wird dem neu in das Spiel eintretenden
Spielteilnehmer kein Vorteil aufgrund des
Spielbeitritts gewährt, vielmehr wird er
zum Beitritt zu einer Solidargemeinschaft
verpflichtet, zu der er einen eigenständi-
gen Beitrag leistet . Dieser Beitrag ist die
Gegenleistung für die Chance, im Falle
eines Spielverlusts einen Gewinnaus-
gleich zu erhalten . Er ist gleichsam ein
Versicherungsbeitrag für eine auf Ab-
deckung des Spielrisikos eingegangene
Versicherung . Da die Fondsleistung selb-
ständig von den Spielteilnehmern finan-
ziert wird, handelt es sich nicht um einen
besonderen Vorteil, der ihm neben der
Gewinnchance oder dem Gewinn ge-
währt wird, sondern um eine Gegenleis-
tung (Vorteil) für eine eigene selbständige
Aufwendung .

c) Das "Dynamikeinstiegskonto "
Die sog . Dynamikeinstiege mögen

zwar für den einzelnen Spieler von
Vorteil sein, weil durch Auffüllung freier
Spielerplätze wieder Bewegung in das
Spiel kommt. Auch diese Dynamikein-
stiege sind aber keine besonderen Vor-
teile, die dem Spielteilnehmer von dem
Veranstalter des Spiels gewährt werden.

Die Dynamikeinstiege werden von
den Spielteilnehmern finanziert, und
zwar durch einen festen Teilbetrag ihres
Spielerbeitrages . Der in das Spiel eintre-
tende Spielteilnehmer erhält den Dyna-
mikeinstieg daher weder als besonderen
Vorteil neben seinen Gewinnchancen
noch als besonderen Vorteil neben etwai-
gen Gewinnauszahlungen . Er beteiligt
sich vielmehr auch hier mit einem be-
stimmten Teilbetrag seines Spielerbeitrags
an einer Solidargemeinschaft, aus der her-
aus Spielereinstiege gebildet werden, um
Bewegung in ältere und im Zweifel zur



Ruhe gekommene Spiele zu bringen . Der
darin liegende Vorteil ist jedoch kein
besonderer Vorteil, den die Veranstalter
des Spiels gewähren, vielmehr wird er von
den nachfolgenden Spielern innerhalb
einer Solidaritätsgemeinschaft selbst
finanziert . Auch hier ist es daher irrele-
vant, ob man davon ausgeht, dass die
Einstiege unmittelbar aus dem Vermögen
der neu in das Spiel eintretenden Spiel-
teilnehmer gewährt werden oder unmit-
telbar aus dem Vermögen der Teilneh-
mergemeinschaft, in das die Spielerbei-
träge zuvor geflossen sind . In keinem
Falle handelt es sich um Vorteile, die der
Veranstalter gewährt . Darüber hinaus ist
der Dynamikeinstieg kein besonderer
Vorteil, sondern die Realisierung einer
Chance, die der neu in das Spiel eintre-
tende Spielteilnehmer für eine eigene,
selbständige Aufwendung erlangt hat .
Realisiert wird diese Chance aus dem
Vermögen der Spielteilnehmer.

d) Das "Europaweite Folgesystem"

Das "Europaweite Folgesystem"
scheint dem Spielteilnehmer insoweit
einen Vorteil zu bieten, als er in einer
bestimmten Spielposition einen Einstieg
in das "Europaweite Folgesystem" erhält .
Auch hier handelt es sich jedoch weder
um einen besonderen Vorteil, den der
Veranstalter dem Spielteilnehmer ge-
währt, noch überhaupt um einen beson-
deren Vorteil . Der Einstieg in das
"Europaweite Folgesystem" wird nicht
von den Veranstaltern gewährt, sondern
wiederum von den neu in das Spiel eintre-
tenden Spielern durch einen festen Anteil
am Spielerbeitrag finanziert. Dass der neu
in das Spiel eintretende Spieler nicht
sofort mit einem bestimmten Einsatz an
dem - weiteren - Spiel teilnimmt, sondern
erst dann, wenn er eine bestimmte Spiel-
erposition erreicht hat, ändert nichts
daran, dass der neu eintretende Spieler
mit seinem Spielbeitritt für einen gewis-
sen Anteil des Spielerbeitrags die Ge-
winnchance durch Teilnahme an einem
weiteren Gewinnspiel erlangt . Die Zah-
lungen aus diesem Gewinnspiel werden
jedoch nicht von den Veranstaltern ge-
währt, sondern von den später neu in das

Spiel eintretenden Spielteilnehmern fi-
nanziert . Auch hier ist es daher irrelevant,
ob man davon ausgeht, dass die Einstiege
unmittelbar aus dem Vermögen der neu in
das Spiel eintretenden Spielteilnehmer
gewährt werden oder unmittelbar aus
dem Vermögen der Teilnehmergemein-
schaft, in das die Spielerbeiträge geflossen
sind . Es handelt sich weder um Vorteile,
die der Veranstalter gewährt, noch um
besondere Vorteile, sondern um die Rea-
lisierung einer Chance, die der neu in das
Spiel eintretende Spielteilnehmer für eine
eigene selbständige Aufwendung erlangt
hat . Realisiert wird diese Chance aus dem
Vermögen der Spielteilnehmer .

e) Die Vertriebsgebühr

Aus der Zahlung der Vertriebsgebühr
erlangt der einzelne Spieler unmittelbar
überhaupt keinen Vorteil, da sie allein
dazu dient, die Mitarbeiterorganisation
zu finanzieren, die neue Spieler anwirbt .

VII . Ergebnis

Die Veranstaltung (Organisation,
Aufbau, Betrieb, Kontrolle) der Geld-
gewinnspiele nach den Grundsystemen
oder in den hier angeführten abgewandel-
ten Formen verstößt nicht gegen § 6c
UWG, denn strafbar ist der Einsatz von
Laien in ein Vertriebssystem im Sinne des
§ 6c UWG nur, -renn dem Erstkunden
vom Veranstalter oder seinen Mitar-
beitern versprochen wird, ihnen besonde-
re Vorteile für den Fall einer Veranlassung
anderer zum Abschluss gleichartiger
Geschäfte zu gewähren . - Diese Voraus-
setzungen liegen bei der Veranstaltung
von Geldgewinnspielen, die sich insoweit
streng an das Grundsystem halten, nicht
vor.

(1) Der effektive Vorteil der Spiel-
teilnehmer aus der Teilnahme am Spiel
besteht in den Zahlungen der nachfolgen-
den Spielteilnehmer an früher eingetrete-
ne Spielteilnehmer . Diesen Vorteil erhal-
ten die Spielteilnehmer daher nicht vom
Veranstalter. - Irrelevant ist es, ob die
Zahlung unmittelbar von den neuen
Spielteilnehmern an die schon im Spiel



befindlichen Spielteilnehmer erfolgt oder
ob diese Zahlungen der neu eintretenden
Spielteilnehmer an die Teilnehmerge-
meinschaft erfolgen und von deren Konto
unmittelbar an die im Spiel befindlichen
Teilnehmer geleistet werden . In beiden
Fällen handelt es sich nicht um Leistun-
gen der Veranstalter.

(2) Der Veranstalter verspricht dem
neu in das Spiel eintretenden Spiel-
teilnehmer nur die Chance, von Dritten
Vorteile zu erlangen . Diese mit der Spiel-
teilnahme verbundene Chance macht die
"Berechtigung zur Spielteilnahme" erst
zu einer Ware, einer gewerblichen Leis-
tung oder einem Recht . Sie kann daher
nach dem Wortlaut des 5 6c UWG nicht
gleichzeitig der dort außerdem genannte
besondere Vorteil sein .

(3) In einem eventuellen Gewinn rea-
lisiert sich darüber hinaus einzig und
allein die Chance, die der Spielteilnehmer
durch seine Zahlung erworben hat . Auch
das steht der Möglichkeit entgegen, die

Gewinnzahlungen als besonderen Vorteil
im Sinne des ~ 6c UWG zu interpretieren .

VIII . Ausblick

Die Probleme der Anwendung des Cj
6c UWG bei den oben geschilderten
"Geldgewinnspielen" - im Bezug auf die
Frage, inwieweit die besonderen Vorteile
vom Veranlasser selbst gewährt werden
müssen - haben zu einer Reaktion der
Gesetzgebungsorgane geführt . So wird in
einem Referentenentwurf des Bundes-
ministeriums der Justiz` eire ergänzende
Klarstellung des § 6c UWG angestrebt . In
§ 6c UWG sollen nach dem Wort "ihnen"
die Wörter "durch den Veranlasser selbst
oder durch Dritte" eingefügt werden .
Dadurch werden durch § 6cUWG expli-
zit auch die Fälle erfasst, bei denen die
Teilnehmer die erwarteten "besonderen
Vorteile" nicht vom Veranstalter selbst,
sondern von Dritten (insbesondere weite-
ren Mitspielern) erhalten .
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Ein Preis besteht nicht nur aus Geld
Prämiendifferenzierung vs. Versicherungs-Gemeinschaft

Preise sind wichtige Eigenschaften von
Produkten . Für den Verbraucher sind sie
in den heutigen heterogenen Märkten
häufig alleiniger Hinweis auf den Wert
einer Ware . Denn Verpackung und De-
sign lassen die Unterscheidung zwischen
Billigprodukt und Qualitätsware kaum
noch zu . Entsprechend fixiert sich die
Aufmerksamkeit des Verbrauchers hin-
sichtlich der Leistung eines Unterneh-
mens auf den Preis . Für den Käufer ist
der Preis aber nur der Einstieg in eine
Leistung. Der Umgang mit der Ware soll
ja den eigentlichen Leistungsbeitrag erst
wirksam werden lassen . Dementsprech-
end interessiert ihn die Hintergrund-
leistung des Preises . Wir nennen das heute
verkürzt "Service" und meinen damit die
Betreuung nach dem Kauf . Bei genaue-
rem Hinsehen zeigt sich allerdings, dass
damit die spezifische Leistung des
Unternehmens insgesamt in den Blick
kommt.

Preisschwankungen sind
Leistungsschwankungen

Vor diesem Hintergrund gilt, trotz
aller Reklame und vordergründiger
Agitation : Preisschwankungen sind Hin-
weise auf Leistungsschwankungen . Für
ein Publikum sind Preisschwankungen
deshalb sofort Anlass zu größerer Wach-
samkeit . Insbesondere, wenn sie gesenkt
werden . So sei hierfür die Versicherungs-
wirtschaft dieser Frage nachgegangen :
Sind Rabatte kalkulatorisch, versiche-
rungstechnisch begründet oder sind sie
Mittel im Preiskampf? Gewinnt der Ver-
sicherer durch Rabatte auf seine Preise
langfristig Kundschaft? Oder verstört der

Wolfgang Poppelbaum

Versicherer durch Rabatte im Neuge-
schäft seine treuen Bestandskunden, seine
Kundschaft, stört er durch die gerade auf-
genommene Geschäftsbeziehung diejeni-
gen, die ihm seine Geschäftstätigkeit
überhaupt erst ermöglichen, die Bezieh-
ungen zu seiner gewachsenen und mit
den Unternehmensäußerungen vertrau-
ten Klientel?

Es ist unumstritten, dass sich der
Wettbewerb auf dem Versicherungsmarkt
insgesamt verschärft hat . Bis zur europa-
weit gewollten Liberalisierung bildeten in
Deutschland Bedingungsgenehmigung
sowie für einige Sparten Tarifgenehmi-
gung und Tarifaufsicht einen klaren Rah-
men für den Marktauftritt der Versicher-
ungsunternehmen . Die Folge davon
waren vergleichbare Produkte und eine
Transparenz des Versicherungsangebotes
sowie der Prämien, die als "Markttrans-
parenz" Verlässlichkeit und Wirtschaft-
lichkeit unterstützte . Der Wettbewerb
spielte sich vor allem im Vertrieb ab,
in den verschiedenen Vertriebsformen,
die als Ausschließlichkeitsorganisation,
Direktvertrieb oder über Versicherungs-
makler den Wirtschaftskörper des Unter-
nehmens zu erweitern suchten . Und über
die sogenannten Kosten im eigenen
Hause, wie z . B . die Höhe der internen
Verwaltung, die Werbungs- und eben
Vertriebskosten .

Es ist übrigens interessant, dass hier
von Kosten gesprochen wird, wo es sich
doch eigentlich um Investitionen handeln
sollte . Diese unterschiedlichen Struktu-
ren schlugen sich dann auch in den Prei-
sen nieder.Nach der Liberalisierung 1994,
der Aufhebung der Bedingungs- und der

Wolfgang Poppelbaum ist Vorsitzender des Vorstandes der Hamburger Feuerkasse Versicherungs-AG . Er
ist sei: 1969 in der Versicherungswirtschaft tätig und Mitglied im Vorstand mehrerer hamburgischer versi-
cherungswissenschaftlicher Vereinigungen, wie auch in Ausschüssen des Gesamtverbandes der deutschen
Versicherungswirtschaft.



Tarif-Genehmigung/-Aufsicht, mit der
die Marktkräfte und der Wettbewerb im
Interesse des Verbrauchers gestärkt wer-
den sollten, traten zum Vertriebs- und
Kostenwettbewerb ein verschärfter Be-
dingungs- und Preiswettbewerb . In allen
Sparten gibt es seitdem Produktinnova-
tionen . Mit großem Erfindungsgeist
werden "Nischen" aufgespürt, es kommt
zu Deckungserweiterungen, neue Bedin-
gungswerke, neue Klauseln werden ange-
boten .

Gleichzeitig hat sich der Preiswett-
bewerb dramatisch verschärft . Für Spar-
ten insgesamt werden stark differenzierte
Preise genannt . Es gibt darüber hinaus
unzählige Einzelfallentscheidungen so-
wohl im Privatkunden - als auch im
Großkunden-Geschäft, die mit dem Wett-
bewerbsdruck und mit Konkurrenz-
angeboten begründet werden . Besonders
aufschlussreich ist, dass der Preiswettbe-
werb mit einer differenzierten Kalku-
lation begründet wird . Hier allerdings
werden m. E . zwei unterschiedliche Kom-
ponenten der Preisgestaltung nicht genü-
gend auseinandergehalten . Zu unterschei-
den sind einerseits nämlich die Prämien-
kalkulation und andererseits die Preis-
festsetzung und Preisfindung. Prämien-
kalkulation ist nicht gleich Preisfest-
setzung. Die Kalkulation ist - nur -
Kosteninformation für den festzusetzen-
den Preis .

Preisfindung 1:

Nachvollziehbare Kalkulation
Vergegenwärtigen wir uns, ;vie Prä-

mien kalkuliert werden . Der Versicherer
stellt die Produktionskosten für den
Versicherungsschutz, d . h . die Aufwen-
dungen für die Versicherungsfälle - also
den Risikoteil - sowie die Betriebs- und
Vertriebskosten - also den Dienstleis-
tungsteil - fest und berücksichtigt schließ-
lich den Gewinn - also den Sparteil .

Für den Dienstleistungsteil der Kal-
kulation werden die internen Verwal-
tungskosten sowie die Werbungs- und
Vertriebskosten, insbesondere die Provi-
sionen und Courtagen für Vermittler,
ermittelt und den einzelnen Sparten zuge-
ordnet . Verwaltungskosten für die Bear-

beitung der Versicherungsfälle werden
häufig dem Risikoteil zugeschlagen . Die
Kosten, die für den gesamten Versicher-
ungsbetrieb gelten, werden meist nach
einem bestimmten Kostenschlüssel auf
die einzelnen Sparten verteilt . Ferner sind
im Dienstleistungsteil der Kalkulation die
zu zahlenden Steuern zu berücksichtigen .

Risikoprämie
Komplizierter sind die Daten für den

Risikoteil zu ermitteln . Die Risikoprämie
soll risikogerecht, also entsprechend dem
Erwartungswert der Versicherungsfälle
ermittelt werden . Grundlage dafür ist ein
Kollektiv hinsichtlich der Risikomerk-
male gleichartiger Verträge . Dieses Kol-
lektiv ist die eigentliche Versicherungs-
Gemeinschaft. Es gilt, geeignete Risiko-
merkmale abzugrenzen und festzulegen,
die statistisch hinreichend belegt sind :

Bei einem größeren Kollektiv ist, nach
dem Gesetz der großen Zahl, wohl wahr-
scheinlich, dass genauer kalkuliert wer-
den kann ; das zu kleine Kollektiv bietet
keine genügend aussagefähige statistische
Grundlage, so dass es hier zu großen
Ausschlägen nach oben oder unten kom-
men kann . Zu wenige Risikomerkmale
bringen die Gefahr einer undifferenzier-
ten Einheitsprämie mit sich - die gleiche
Gefahr besteht bei zu großen Kollek-
tiven.Bei den Risikomerkmalen der Kal-
kulation unterscheide ich zwischen
"objektiven" sowie "verlaufsabhängigen"
Risikomerkmalen, wobei ich dabei davon
ausgehe, dass genügend Daten vorhanden
sind, die zur Prämienkalkulation einge-
setzt werden können .

Objektive Risikomerkmale sind für
mich Eigenschaften, die prägend für eine
versicherte Sache sind, wie z . B . die Art
des versicherten Betriebes oder die durch-
geführten Brandschutz- bzw. Sicherungs-
maßnahmen oder die geographische Re-
gion (s . Übersicht 1) .

Objektive Risikomerkmale sind für
mich auch persönliche Eigenschaften von
Menschen, die einerseits im Zusammen-
hang mit der zu versichernden Person
prägend sind, wie das Lebensalter, das
Geschlecht oder Vorerkrankungen (Über-
sicht 2) oder andererseits Handlungskon-
stanten von Personen, wie etwa die Zuge-



hörigkeit zum öffentlichen Dienst, die ein
bestimmtes Verhalten des Versicherungs-
nehmers - statistisch nachgewiesen - er-
warten lassen (Übersicht 3) .

Verlaufsabhängige Risikomerkmale
sind für mich Daten, die sich aus dem
Schadenverlauf und den Schadenerwar-
tungen ergeben (Übersicht 4) .

Wenden wir uns nun von der Prä-
mienkalkulation ab und der Preisfindung
zu . Ganz offensichtlich treten jetzt ganz
andere Parameter in das rechnerische
Interesse. Folgende Elemente sollten die
Preisfindung eigentlich ausmachen . Zu-
nächst die Kalkulation und hier die Pro-
duktionskosten, insbesondere der Risiko-

male:

he-
,

" Prämienanpassung
entsprechend den Änderungen
der Schadenerwartungswerte im
Zeitablauf

" Prämie in Abhängigkeit vom
Schadenverlauf/Gewinn des Ver-
sicherers in einer Sparte :

Prämienrückerstattung
("techn . Überschuss")

teil. Die Preisuntergrenze der Versicher-
ungsunternehmen sollten die Produkt-
ionskosten sein, die Preisobergrenze für
den Versicherungsnehmer wird vom Nu-
tzen des Geschäftes abhängen, wie auch
von der Risikoeinstellung und Risiko-
neigung des Versicherungsnehmers .

Übersicht 1
Objektive Risikomerkmale von
versicherten Sachen:

Übersicht 2
Persönliche Eigenschaften als
objektive Risikomerkmale :

" Betriebsorten : z . B . in der " Lebensalter : z . B . in der

Feuer-, Industrie-, Lebensversicherung,

Einbruchdiebstahl-Versicherung Krankenversicherung

" Brandschutz- bzw. Sicherungs- " Vorerkrankungen : z . B . in der

maßnahmen : z . B . in der Lebensversicherung,
Feuer-Industrieversicherung, Krankenversicherung

Einbruchdiebstahl-Versicherung " Geschlecht : z . B . in der
" Regionen/Zonen : z . B . in der Lebensversicherung,
`Wohngebäudeversicherung, insbeson- Krankenversicherung

dere für das " Art der Tätigkeit : z . B . in der
Sturm und Leitungswasserrisiko, Unfallversicherung

Hausratversicherung, " "Anfänger-Fahrer : in der

Kraftfahrt-Versicherung, Kraftfahrt-Versicherung

Einbruchdiebstahlversicherjung, " Raucher/Nichtraucher : in der

Elementarschadenversicherung Lebensversicherung
" Typklassen : Kraftfahrtversicherung

Übersicht 3 Übersicht 4
Persönliche Eigenschaften, die ein "Verlaufsabhängige" Risikomer
bestimmtes Verhalten erwarten lassen,
als objektive Risikomerkmale: " Prämie in Abhängigkeit vom

Schadenverlauf : Bonus-/Malus-
" Angehörige des öffentlichen Dienstes : System-Schadenfreiheitsrabatte :

Diverse Versicherungssparten Kraftfahrt-Haftpflichtversi
" Gebäudeeigentümer : rung, Krankenversicherun

Diverse Versicherungssparten . Hagelversicherung



Markt - und Kundendaten
Weiter sind für die Preisfindung

maßgeblich die jeweiligen Daten des Ver-
sicherungsunternehmens sowie gewisse
Marktdaten, wie beispielsweise Daten
über die Mitbewerber. Bei der Preis-
findung spielen ferner kundenbezogene
Daten eine Rolle, wie beispielsweise die
Charakteristika eines Großkunden mit
seinem entsprechenden Vertrags- und
Prämienvolumen, rechtliche Rahmenbe-
dingungen, wie das Verbot von Sonder-
vergütungen an Versicherungsnehmer
und von Begünstigungsverträgen (Über-
sicht 5), das Pflichtversicherungsgesetz in
der Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung
sowie das Rabattgesetz und letztlich u . U .
eine Gewinn- oder Verlustbeteiligung des
Kunden bei Vorliegen bestimmter Vor-
aussetzungen . M . E . sind diese Elemente
der Preisfindung nachvollziehbar und
kaufmännisch geboten .

Übersicht 5
Verordnung über das Verbot von
Sondervergünstigungen und
Begünstigungsverträgen in der
Schadenversicherung :

(1) Den . ..Versicherungsunternehmen
. . . ist untersagt, den Versicherungs-
nehmern in irgendeiner Form Son-
dervergütungen zu gewähren .
(2) Sondervergütung ist jede unmit-
telbare oder mittelbare Zuwendung
neben den Leistungen aufgrund des
Versicherungsvertrages, insbesondere
jede Provisionsabgabe .

§2
(1) Den . . . Versicherungsunter-
nehmen ist ferner untersagt, . . Ver-
träge abzuschließen, die Begünsti-
gungen vorsehen oder enthalten .
(2) Eine Begünstigung liegt vor, wenn
Versicherungsnehmer . . . hinsichtlich
der Versicherungsbedingungen (Lei-
stungsumfang) oder des Versiche-
rungsentgelts im Verhältnis zu glei-
chen Risiken desselben Versicherungs-
unternehmens ohne sachlich gerecht-
fertigten Grund bessergestellt werden .

Preisfindung 11 :
Opportunistische Marktorientierung

Dagegen hat sich nun allerdings ein
Verfahren etabliert, welches sich davon
deutlich abgrenzen lässt und das ich als
die opportunistische Preisfindung
bezeichnen möchte . Sie ist dadurch cha-
rakterisiert, dass sich ein Preissuchender
bei der Preisfestsetzung sogenannten
"Forderungen" des Marktes beugt . Diese
aufschlussreiche Formulierung verwischt,
dass der Markt nicht ein abstrakter
Steuerungshebel ist, dass es also nicht
irgendwo einen "Mister Markt" gibt, der
Regeln erlässt, denen ich zu folgen habe .
Vielmehr ist Markt das Zusammenwirken
der Aktivitäten aller Marktteilnehmer, zu
dem jedes einzelne Versicherungsunter-
nehmen mit seiner jeweiligen eigenen
Verantwortung - auch Preisverantwortung
- gehört, den es also auch durch seine
Handlungsweisen im branchenspezifi-
schen Markt beeinflusst . Opportunis-
tische Preisfindung wird meiner Auffass-
ung nach dadurch nicht seriöser, dass
nach scheinbar objektiven Kriterien ge-
sucht wird, die es erlauben, den Preis
unter die Produktionskosten abzusenken,
unabhängig von dem, was kalkuliert wor-
den ist.
M . E . sind beispielsweise die meisten

"weichen" Risikomerkmale in der Kraft-
fahrthaftpflichtversicherung nicht nach
weisbar, nicht statistisch begründbar, son-
dern lediglich ein Mittel, dem Verbrau-
cher den erhältlichen niedrigen Preis plau-
sibel zu machen (Übersicht 6) . Es kommt
der Verdacht auf, dass die weichen Ri-
sikomerkmale, die im Rahmen der Prämi-
enkalkulation genannt werden, lediglich
mühsam herbeigeholte objektive Merk-
male der Prämienkalkulation sind, die je-
weils für die Preisfindung eingesetzt wer-
den . Es besteht die Gefahr, dass die "kal-
kulierten" Merkmale, wie die Typklassen,
durch weiche Merkmale, die erst zu der
Typklassenbewertung geführt haben, wie
z . B . Fahranfänger oder Geschäftsauto,
den Preisabsenkungsprozess verstärken .
Die Zweifel an den weichen Risiko-
merkmalen werden genährt, wenn die
"Vertragsstrafen" betrachtet werden, die
bei Verletzung der weichen Risikomerk-
male angedroht werden (Übersicht 7) .



Übersicht 6
"Weiche" Risikomerkmale/Tarifmerk-
male in der Kraftfahrt-Haftpflicht-
versicherung .

Allein-Fahrer
Andere Fahrer
Ehepartner
Single
Senior
Wenig-Fahrer
Fahranfänger,

die nach best . Methode geschult
wurden/ Fahrtraining

Erstbesitzer
Fahrer,

die nie EU verlassen
Werkangehörige
Fahrer

von Kfz mit Durchschnitts
Gescharindigkeit von 90 km/h,
die weniger als 5 I Treibstoff je
100 km verbrauchen

Vorsteuerabzugsberechtigte Fahrer
Abstinenzler.
Einzelgarage
Sammelgarage
Fahrzeughalter
Geschäftsauto
Fahrzeugalter/

Oldtimer/Neuwagen

Der unterschiedliche Preis bei
Neubauten beispielsweise, die Bündel-
ungsrabatte, die Mixedselling-Rabatte
sind nach diesem Verständnis ebenfalls
Köder, die für den Konsumenten ausge-
worfen werden . Sie haben m. E . mit eitler
nachvollziehbaren Preisfindung nichts zu
tun.

Einstieg in den Preis
Für mich ist geradezu "klassische"

opportunistische Preisfindung der schli-
chte Einstieg in den Preis des Mitbe-
werbers . Preisnachlässe werden damit
frei, willkürlich, beliebig vereinbart . Bei
diesem Preisverhalten kann das Publi-
kum, insbesondere aber natürlich die
eigene Kundschaft, nicht davon ausgehen,
dass die Prämie kalkuliert ist. Der Preis

Übersicht 7
"Vertragsstrafen" bei der Verletzung
der "weichen" Risikomerkmale:

" 800,- DM, wenn Mann Unfall in
einem "Frauen-Fahrzeug"
verursacht

" 2000,- DM, wenn andere Person als
der Single Unfall verursacht

" ein Jahresbeitrag, wenn die im
"Wenig-Fahrer-Tarif" vereinbarte
Jahreslaufleistung überschritten
wird

" ein Jahresbeitrag, wenn Melde-
pflichten zum Kilometerstand im
"Wenig-Fahrer-Tarif" nicht erfüllt
werden

" Doppelter Jahresbeitrag, wenn ein
nichtautorisierter Fahrer das Fahr-
zeug fährt

" Regressforderungen bei Haftpflicht-
schäden bis zu 10000,-DM in
bestimmten Fällen

" Meist rückwirkender Entzug des
Rabatts

" Unterschiedliche Rückstufungen
im Schadenfall

Übersicht 8
Wettbewerbsrichtlinien der Versiche-
rungswirtschaft.

" VI Verbotene Verträge
40 . Versicherungsangebote setzen
die Berücksichtigung der für die
Tariffierung maßgeblichen
Merkmale des Wagnisses voraus

zeigt durch sein Verhalten dem mit den
Preisen des Unternehmens vertrauten
Personenkreis eine Leistungsbeliebigkeit
an, die er möglicherweise auf dem Ham-
burger Fischmarkt nachvollzieht und als
legitim auffasst, nicht aber bei einem
seriösen Unternehmen, das für ihn eine
Versicherungs-Gemeinschaft zu gewähr-
leisten sich verpflichtet hat . Die Ver-
sicherung wird zum Betpack. Das Ver-
sicherungsunternehmen entwertet seine
Produkte .



Mit der opportunistischen Preisfin-
dung verlässt das Versicherungsunter-
nehmen den Boden der Wettbewerbs-
richtlinien der Versicherungswirtschaft,
die davon ausgehen, dass risikogerecht
tarifiert wird (Übersicht S) .

Selbstzerstörerische Folgen
Die opportunistische Preisfindung

untergräbt das Vertrauen in die Versiche-
rungsunternehmen, sie schädigt das An-
sehen der Versicherungswirtschaft. Sie
schafft unterschiedliche Preise für das
Neugeschäft einerseits und das Bestands-
geschäft andererseits bei gleichen Risiko-
verhältnissen ; der "treue" Bestandskunde
wird durch eine höhere Prämie bestraft,
der gerade akquirierte Neukäufer wird
mit einer niedrigeren Prämie geködert .

Wie reagieren Käufer, Kunden und
Kundschaft auf eine nicht nachvollzieh-
bare, willkürliche, beliebige Preisfin-
dung? Erst die Unterscheidung innerhalb
der Verwenderschaft unserer Versiche-
rungsprodukte zwischen diesen unter-
schiedlichen Verbundenheitsarten mit
unserem Unternehmen zeigt, wie das
Agieren an der Käufer-Front bei unseren
Bestandskunden, der Kundschaft also,
Wirkungen hervorbringt, die den heuti-
gen Erfolg mit weitflächigen Schäden in
der nächsten Krise erkauft . Im Käufer
werden Plünderungsinstinkte geweckt .
Er versucht, so viel wie möglich heraus-
zuholen . Ein Prozess setzt ein, an dessen
Ende der Käufer letztlich den Preis
bestimmt . Man vergegenwärtige sich, wie
unvorstellbar es ist, dass im Kaufhaus
über den Preis eines Glases Honig "ver-
handelt" wird bzw. was geschehen würde,
wenn dies erlaubt wäre! Allgemeine
Kalkulationsunsicherheit wäre die Folge .
Denn selbstverständlich wird der Käufer
die Gelegenheit nutzen . Jedes andere
Verhalten würde ihn ja auch als töricht
zeigen .

Täuschung der Kundschaft
Die Kundschaft allerdings, die Be-

standskunden also, wird sich in der plump-
sten Art getäuscht sehen, wenn sie erfährt,
dass Neukunden niedrigere Preise zu zah-
len haben . Da Kundschaften sich gegen-
seitig beobachtende Svsteme sind, bleibt
eine solche Geschäftsvariante nicht im Ver-
borgenen . Das vernetzte System v,-eiß es
in kurzer Zeit . Damit aber wird auch im
Angehörigen der Kundschaft wieder der
Käufer lebendig . Er wird auf Gleichbe-
handlung drängen und, wenn er dem Ver-
sicherer überhaupt noch vertraut, Rache
für den Verrat suchen . Dies tausendfach in
einer Klientel ausgelöst und in Bewegung
gebracht, hat eine erhebliche Mittelbin-
dung zur Folge . Doch das ist dann wohl
erst der Beginn des Problems.Denn wenn
sich die - ursprünglich genau kalkulierte -
Versicherungs-Gemeinschaft auch für den
Versicherer rechnen soll, müsste grund-
sätzlich das opportunistisch tarifierte
Neugeschäft durch höhere Prämien der
Bestandskunden subventioniert werden .
Weil das aber absurd ist, wird sich die Ver-
sicherungswirtschaft wohl auf untertari-
fiertem Niveau stabilisieren .

Nachvollziehbare Preisfindung
Nach meiner festen Oberzeugung

erwartet die Kundschaft von unseren
Unternehmen langfristig stabile Preise,
eine nachvollziehbare Preisfindung, sie
erwartet die Gleichbehandlung der Ver-
sicherten als den zu schützenden, einzah-
lenden Teil des Versicherungsbündnisses .
Deshalb kann es nur das Ziel jedes Ver-
sicherungsunternehmens sein, eine kund-
schaftsbildende und kundschaftsfestigen-
de Preispolitik zu betreiben . Statt die
Preise durch Rabattraffinessen zu senken,
sollten wir die Anstrengungen erhöhen,
unserer Kundschaft unser fachliches
Vermögen zu veranschaulichen und
durch ehrliche Preise zu würdigen . Denn
das ist doch wohl das, was sie letztlich
von jedem von uns erwartet .



Anstand und Sitte des ehrbaren Kaufmanns

Ehrlich währt am längsten! Dieser Aus-
spruch ist genauso wahr, wie der Um-
stand, dass er nicht immer befolgt wird .
Die ökonomische Analyse des Rechts hat
eines eindeutig bewiesen : Es gibt kein
Rechtssystem, bezieht man den Ressour-
cenaufwand für Polizei, Gerichte und
Gefängnisse mit ein, welches ohne die In-
stitution des Vertrauens auskommt . Gäbe
es kein Vertrauen, also keine halbwegs
gesicherten und verlässlichen Erwartun-
gen über die Einhaltung von Versprechen,
so wäre die Marktwirtschaft als eine auf
allgemeinen Regeln, statt auf Interventio-
nen beruhende Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung eine lahme Ente und des-
halb unser heutiger Wohlstand undenk-
bar . Wie wir daran erkennen, ist ein ent-
wickeltes Rechtssystem für Erhaltung
und Ausbau unseres Wohlstands zvrar
notwendig, aber keinesfalls hinreichend .
Zum entwickelten Rechtssystem hinzu-
kommen muss ein Grundvertrauen der
Wirtschaftssubjekte, dass gewisse Spiel-
regeln auch ohne teure Rechtsverfolgung
eingehalten werden . Gäbe es nur Betrüger
und skrupellose Geschäftemacher, müsste
jeder jedem misstrauen und die Markt-
teilnehmer würden versuchen, sich mit
allen möglichen Vorkehrungen selbst zu
sichern . Ökonomisch gesprochen wür-
den die Transaktionskosten in die Höhe
schnellen, und eine moderne Wirtschaft
mit der erforderlichen Arbeitsteilung
könnte gar nicht entstehen . Die Entwick-
lung und Einhaltung von Regeln der Ge-
schäftsmoral sind daher für eine kosten-
günstige Abwicklung des Handelsver-
kehrs unverzichtbar.

Dabei handelt es sich um eine uralte
Erkenntnis, die schon die Völker der An-

Dr. HansJörg Schmidt-Trenz"

tike bewegt hat. Beim Stand damaligen
Rechts und damaliger Rechtspflege wäre
Handel rund um das Mittelmeer gar
nicht möglich gewesen, hätte es nicht sol-
che Vertrauensbeziehungen zwischen ein-
zelnen Akteuren gegeben . Der Königs-
handel oder Familiengesellschaften, die
Geschwister und Neffen in den Häfen
der bekannten Welt postierten, sind ein
schönes Beispiel hierfür ; letzteres gilt
übrigens bis heute .

Also auf die Institution des Vertrauens
kommt es an . Wie, so muss die nächste
Frage dann lauten, schafft man also Ver-
trauenskapital, das zusammen mit einem
entwickelten Rechtssystem eine immer
komplexere Marktwirtschaft und damit
immer höheren Wohlstand erst ermög-
licht? Die einen werden sagen : Vertrauen
ist Erziehungssache und eine Frage der
Moralvorstellungen, die man im Eltern-
haus, in Schule und Kirche vermittelt
bekommen hat . Das gehört allerdings zur
Sparte Sozialpädagogik und Theologie -
nicht gerade Kernbereich im Aufgaben-
gebiet eines Kammerhauptgeschäftsfüh-
rers . Als Ökonom weiß ich, dass es loh-
nend sein kann, in Vertrauenskapital,
sprich : Reputation, zu investieren . Dass
das lohnend ist, liegt nach den eingangs
gemachten Ausführungen auf der Hand.
Verfüge ich über eine gute Reputation,
wird mein Verhandlungspartner eher ge-
neigt sein, mit mir Geschäfte abzuschlie-
ßen, weil er das Risiko eines Rechtsstreits
und die damit einhergehenden Prozess-
risiken als gering einstuft .

Die Frage, die dann also bleibt, lautet :
Wie investiert man in den Aufbau von
Reputation? Indem man Bedingungen
schafft, die einen Vertrauensbruch teuer

'r Dr . Schmidt-Trenz ist Hauptgeschäftsführer der Handelskammer Hamburg . Der Text beruht auf dem
überarbeiteten Manuskript eines Vortrages, den der Verfasser am 29 . Oktober 1998 auf dem 1 . PRO
HONORE-Forum im Albert-Schäfer-Saal der Handelskammer Hamburg gehalten hat .



für einen selbst machen, und indem man
dies Dritten signalisiert . Ein Beispiel :
Entschließt sich ein Hamburger Kauf-
mann zur Mitarbeit im Plenum oder den
Ausschüssen . unserer Handelskammer, so
wird Unredlichkeit möglicherweise teuer.
Denn zu den Sanktionen, die unser Rechts-
system im Zweifel bereithält, kommt
dann in der Addition der Verlust an Re-
putation im :Markt. Ich brauche hier nicht
auszuführen, wie teuer einen das zu ste-
hen kommen kann, wenn innerhalb eines
Netzwerks solche Informationen diffun-
dieren . Hier liegt eine wichtige Zweck-
stiftung für fast alle Vereinigungen von
Kaufleuten, die wir in der Geschichte
beobachten können . Am deutlichsten ist
dies in Hamburg zu sehen, wo eine Vor-
gängerinstitution unserer Handelskam-
mer sich 1517 unter dem Namen "der ge-
mene koopman", später "Ein Ehrbarer
Kaufmann" gründete . Bei allem Wandel
der Zeiten, der Regierungsformen, der
Gesetze und der Wirtschaft selbst haben
alle Kammerstatuten stets eine Gemein-
samkeit, die sich auch in § 1 des aktuellen
IHK-Gesetzes wiederfindet : nämlich für
die �Wahrung von Anstand und Sitte des
ehrbaren Kaufmanns" einzutreten .

PRO HONORE - 75 Jahre Anwalt
für Treu und . Glauben im Geschäftsleben :
Ein alter Anbieter, bei dem man Re-
putation einkaufen kann, tritt unter neu-
en Bedingungen und mit neuem Elan
wieder an den Start : PRO HONORE.
Der Beitritt zu PRO HONORE ist eine
Investition in Reputation, die jeder
Kaufmann Dritten signalisieren kann .
Wer diese Chance nutzt, wird sehen, es
lohnt sich! Handelskammer, Ehrbarer
Kaufmann - immerhin Wahlkörper der
ersteren bis 1933 -, und PRO HONORE
standen und stehen in einem engen Ver-
hältnis, wie es auch im 1 . PRO HONO-
RE-Forum zum Ausdruck gebracht
wurde.

Schon vor dem ersten Weltkrieg, 1911,
war die "Deutsche Zentralstelle zur
Bekämpfung ; der Schwindelfirmen e . V."
(DZBS) gegründet worden . Diese Be-
mühungen wurden dann nach dem ersten
Weltkrieg - im Jahre 1919 - durch den
Großhamburgischen Ausschuss gegen

Schwindelfirmen wiederbelebt und fort-
geführt, bis es 1925 zu einer gemeinsamen
Initiative gegen Korruption und Unlau-
terkeit kam, die unter der Bezeichnung
"PRO HONORE - Großhamburgischer
Ausschuss zur Bekämpfung der Schwin-
delfirmen" auftrat . Ich zitiere aus einem
damals an die Öffentlichkeit gerichteten
Aufruf:

�Beide Organisationen erstreben - im
Kampf "pro honore"! - das gleiche Ziel :
Die Erhaltung der Ehrenhaftigkeit des
Kaufmannsstandes durch Bekämpfung
und Ausmerzung aller solcher Unsitten
und solcher unlauteren Elemente, die
geeignet sind, die Ehre des kaufmanni-
schen Ansehens zu schädigen."

Was sagen uns die Worte �Anstand
und Sitte eines ehrbaren Kaufmanns" in
der heutigen Zeit? Im Gesetz wird an
verschiedener Stelle auf die � guten Sitten"
Bezug genommen. § 138 des Bürgerlichen
Gesetzbuches erklärt ein Rechtsgeschäft
für nichtig, das gegen die guten Sitten
verstößt . Und nach § 826 BGB ist derje-
nige zum Schadensersatz verpflichtet, der
in einer gegen die guten Sitten verstoßen-
den Weise einem anderen vorsätzlich
Schaden zufügt . § 1 UWG gewährt einen
Unterlassungs- und Schadensersatz-
anspruch gegen denjenigen, der "zu
Zwecken des Wettbewerbs sitten-v,, idrig
handelt ."

Was aber ist Sittenwidrigkeit? - Die
Rechtsprechung sagt uns : "Der Verstoß
gegen das Anstandsgefühl aller billig und
gerecht Denkenden" . Röpke, der Mit-
streiter Ludwig Erhards, hat wiederholt
gefordert: Der Markt braucht Rahmen-
bedingungen - Gesetze und moralische
Voraussetzungen . Röpke zählte dazu
Selbstdisziplin, Gerechtigkeits- und Ge-
meinsinn, Ehrlichkeit und Achtung vor
der Menschenwürde . Nicht umsonst ist
immer wieder, gerade auch im Kammer-
gesetz, vom Begriffspaar �Anstand und
Sitte" die Rede . Das ist wichtig, denn
nicht alles, was Sitte ist, ist auch anstän-
dig . Dazu folgende Beispiele : In Deutsch-
land ist Schwarzarbeit - gerade wegen der
hohen Lohnnebenkosten - weit verbrei-
tet . Schwarzarbeit ist also eine verbreitete
(Un)-Sitte, aber ist sie dadurch auch schon
ehrbar? Können beispielsweise Korrup-



tion und Schwarzarbeit den Maßstab der
Ehrbarkeit verändern, wenn sie nur aus-
reichend verbreitet sind? Wie steht es, um
eine weitere (Un)-Sitte zu erwähnen, mit
der Steuerhinterziehung, die bisweilen als
�der Deutschen liebster Nationalsport"
bezeichnet wird? Wir werden darin über-
einstimmen, dass derartige Verhaltens-
weisen auch dann, wenn sie verbreitet
sein sollten, nicht Maßstab ethisch zuläs-
sigen Verhaltens sein können . Der Öko-
nom spricht vom �Gefangenendilemma" :
Jeder weiß, dass sein Verhalten kollektiv
schädlich ist, rechtfertigt sein Verhalten
jedoch damit, dass sich alle so verhalten,
und dass man, verhielte man sich nicht
genauso wie die anderen, den kürzeren
zöge . _

Wollen wir einen Maßstab für das
ethisch richtige Verhalten finden, dann
scheint mir der Rückgriff auf Kant auch
für den Handelsverkehr der richtige
Ansatz zu sein. Sie alle kennen seinen
kategorischen Imperativ : Handle stets so,
dass die Maxime Deines Willens zugleich
als Prinzip einer allgemeinen Gesetzge-
bung gelten könnte ." Nehmen wir diesen
Maßstab, dann liegt die ethische Bewer-
tung der Schwarzarbeit, der Korruption
oder Steuerhinterziehung unmittelbar auf
der Hand. Würde nur noch schwarz gear-
beitet, dann könnten weder Arbeits-,
Kranken- noch Rentenversicherung,
noch gar der Staat bestehen . Den Schaden
hätten die Bürger selbst. Würde jeder
Kaufmann bestechen, dann läge der Vor-
teil allein bei den Auftraggebern. Die
gesamte Kaufmannschaft wäre der Leid-
tragende . Es kommt dann darauf an, sol-
che Dilemma-Situationen zu erkennen
und sie zu überwinden . Wir sind sogar
auf Selbstverantwortung und eigenver-
antwortliches Handeln angewiesen, wol-
len wir den allumfassenden Polizeistaat
vermeiden . Der Staat ist allein für die
Rahmenbedingungen zuständig . Und auf
diesen liegen die Regeln der Moral oben
auf und ergänzen sie .

Gleiches gilt für die Durchsetzungs-
instanzen . Neben die Staatsorgane, die
den allgemeinen Regeln des Rechts zum
Durchbruch verhelfen sollen, treten die
Organisationen der Wirtschaft, die auf
dieser Grundlage Anstand und Sitte des

ehrbaren Kaufmanns befördern . Die Auf-
gaben etwa der Handelskammer in die-
sem Bereich oder von PRO HONORE
sind also subsidiär, und zwar in zweierlei
Hinsicht,
(1) in präventiver Hinsicht : Hier geht es
darum, beim Aufbau von Reputation zu
helfen, und
(2) in repressiver Hinsicht : Konsequent
zu Sanktionen zu schreiten, wenn die
Selbstkontrolle einmal versagt hat .

Hier schlägt übrigens die Bewährungs-
probejeglicher Form von Selbstkontrolle .
Wer zum Beispiel ein Gütezeichen ver-
gibt, und das ist ja das Vorhaben von
PRO HONORE, muss die Vergabe an
Voraussetzungen knüpfen ., und bei
Nichtbeachtung Sanktionen verhängen,
die auch durchgezogen werden und gege-
benenfalls bis zum Ausschluss ein-
schließlich der einhergehenden Pranger-
wirkung reichen müssen .

Auch unsere Handelskammer, die im
Rahmen ihrer Servicefunktion Freund
und Helfer ihrer Mitglieder ist, darf bei
ihrer gleichgewichtigen Aufgabe des
Regelwächters kein Auge zudrücken und
muss einem unlauteren Mitglied, das in
unserem Falle ja ein Pflichtmitglied ist,
auch einmal entgegentreten . Um diese
Aufgabe der Kammerarbeit mit dem Sie-
gel einer "Marke" zu versehen, haben wir
der Rechtsabteilung unseres Hauses
kürzlich die Bezeichnung "Recht und
Fair Play" gegeben. Wenn sich die Kam-
mer als "Anwalt des Marktes" versteht,
kann es nicht stets darum gehen, von allen
Mitgliedern und zu jeder Zeit geliebt zu
werden, sonst wäre die Kammer als In-
strument der Sicherstellung von Anstand
und Sitte ein Papiertiger . Übrigens liegt
hier einer der Gründe, weshalb der Staat,
also die Allgemeinheit, die Kammern mit
dem Institut der Pflichtmitgliedschaft
ausgestattet hat : Damit sie eben frei von
Pressionen Selbstkontrolle wirksam aus-
üben können .

Wie wird diese Selbstkontrolle in
unserem Fall ausgeübt?

In den 50er und 60er Jahren hat die
Handelskammer vor allem durch Aufrufe
und Appelle versucht, zur Stärkung kauf-
männischer Moral beizutragen . Folgende
Beispiele sind zu nennen :



- ein Rundschreiben mit dem Titel :
�Mehr Verantwortungsgefühl im Ham-
burger Handel" ;

- das Merkblatt � Kampf dem Betrug" . Es
wurde in Zusammenarbeit mit �PRO
HONORE" entwickelt und verbreitet
- oder die

- �Grundsätze im Zahlungsverkehr" . Sie
wurden zunächst von der Kammer,
später dann von der Versammlung eines
Ehrbaren Kaufmanns herausgebracht,
mit 7 kurz und prägnant formulierten
Mindestvoraussetzungen für einen
geordneten Zahlungsverkehr.
Indes - Appelle und Merkblätter sind

recht schön, aber oft auch wirkungslos .
Deshalb beschränken wir uns nicht dar-
auf . In diesem Zusammenhang ist eine
Unterscheidung nützlich . Die moderne
Ökonomie unterscheidet zwischen In-
spektions- und Erfahrungsgütern . In-
spektionsgüter sind solche, bei denen
man sofort sieht, was man hat : Knöpfe
oder Obst beispielsweise . Bei Erfah-
rungsgütern stellt sich das erst beim
Gebrauch heraus . Typisches Beispiel ist
der Gebrauchtwagen oder das Seminar.
Bei solchen Gütern ist eine Reputation
des Veräußerers unentbehrlich, will man
als Käufer kein Risiko eingehen . Marken
dienen diesem Zweck ebenso wie Güte-
siegel . Auch die Kammer fördert diesen
Gedanken, beispielsweise im Bereich
Weiterbildung. Gerade hier tummeln sich
viele unseriöse Anbieter mit Fortbil-
dungskursen . aller Art . Aus den Hoch-
glanzprospekten der Anbieter allein kann
die Qualität der Ausbildung nicht erse-
hen werden . Das Prinzip des �Trial and
Error" ist kostspielig. Hier leistet das Gü-
tesiegel "Weiterbildung" des Vereins Wei-
terbildung in Hamburg e . V wertvolle
Dienste, indem es einen Mindeststandard
für die Anbieter festlegt .

Ein zweites Beispiel ist die von uns
vorgeschlagene sogenannte �Gelbe Kar-
te" , die Hamburger Taxifahrer auf ihren
Wagen anbringen sollten . Sie wurde von
der Handelskammer Hamburg in Zusam-
menarbeit mit dem Landesverband der
Taxi-Unternehmer und dem Landesver-
band für das Personen-Nahverkehrs-
gewerbe initiiert . Der Gast sollte durch
die Karte auf seine Rechte als Taxi-Kunde

hingewiesen werden, vor allem auf sein
Recht der freien Taxenwahl . Der Kunde
hätte die Möglichkeit erhalten, Beschwer-
den über den Fahrer oder das Fahrzeug
loszuwerden und Sanktionen der Be-
rufsverbände einzuleiten . Leider ist dieses
Projekt vorerst gescheitert, Hier sind die
Chancen des Marketings für Dienst-
leistungen offensichtlich noch nicht rich-
tig erkannt . Handelskammer und Verbän-
de werden weiter an diesem Ziel arbeiten .

Auch der Verein �PRO HONORE"
hat übrigens in neuerer Zeit diesen Weg
durch Einführung der Kollektivmarke
�PRO HONORE" beschritten . Der
Verein hat hierzu im November letzten
Jahres eine Markennutzungsordnung er-
lassen . Durch Verwendung der Marke im
eigenen Geschäftsverkehr können die
Mitglieder von �PRO HONORE" dar-
auf hinweisen, dass sie sich in besonde-
rem Maße zur Wahrung von Treu und
Glauben im Geschäftsverkehr verpflich-
tet haben . Das Mitglied folgt bei abwei-
chenden Auffassungen über die Statt-
haftigkeit einer Wettbewerbsmaßnahme
der Empfehlung von �PRO HONORE" .
Gleiches gilt bei Meinungsverschieden-
heiten mit Verbrauchern . Zur Beilegung
von Streitigkeiten wird eine Schiedsstelle
eingerichtet . Ich wünsche mir, dass im
Hamburger Gewerbe vielfältig von dieser
Möglichkeit Gebrauch gemacht wird .
Marktbeeinflussung kann aber auch
durch negative Information, in Form von
Warnungen erfolgen .

PRO HONORE leistet auch hier
wertvolle Dienste auf zweierlei_ Weise :
erstens durch die Herausgabe des WAR-
NUNGSDIENSTes und zweitens durch
die Beantwortung konkreter Anfragen .
Der Verein verfügt über ein Archiv mit
mehr als 50.000 Datensätzen über unse-
riöse und rechtswidrig handelnde Per-
sonen . Geschäftsleute und Verbraucher
können auf Antrag hin Auskunft über
bestimmte Personen und Angebote er-
halten ; ein wirksamer Schutz - wie ich
meine -, um im geschäftlichen Verkehr
nicht in die Falle eines Betrügers zu tap-
pen .

Prävention ist also das A und 0
der Selbstregulierungsmechanismen . Was



aber, wenn das Kind doch in den Brunnen
fällt und es zum Streit kommt? Auch hier
gibt es eine Aufgabe der Organisationen
der Wirtschaft, denn vor der gerichtlichen
Auseinandersetzung sollten alternative
Streitschlichtungsmechanismen in Erwä-
gung gezogen werden . Ich denke zum
Beispiel an
" die Schlichtung in Berufsbildungssachen
" das kaufmännische Schiedsgericht und
" die Einigungsstelle für Wettbewerbs-
sachen .
Bei Streitfällen in Berufsbildungssa-

chen ist vor dem Arbeitsgericht zunächst
immer der Schlichtungsausschuss anzu-
rufen . Dieser ist hier bei unserer Kammer
eingerichtet. In der Praxis geht es dabei
regelmäßig um fristlose Kündigungen . Im
Jahr 1997 wurden 36 solcher Schlich-
tungen beantragt und durchgeführt. Nur
in 4 Fällen ist der Streit anschließend vor
den Arbeitsgerichten fortgeführt worden .

Vor dem Schiedsgericht der Handels-
kammer Hamburg geht es um Streitfälle
zwischen Gewerbetreibenden . Als Vor-
teile des schiedsgerichtlichen Verfahrens
will ich nur kurz nennen :
" Richter eigener Wahl
" kostengünstiges Verfahren
" Vertraulichkeit der Verhandlung
" schnelle und unkomplizierte Regelung
von Streitfällen

" Kompetenz durch Praxisnähe .
Die kürzlich erfolgte Änderung der

Zivilprozessordnung führt übrigens zu
einer weiteren Modernisierung des
Schiedsgerichtsverfahrens und wir wer-
den das "Regulativ des Schiedsgerichts
der Handelskammer Hamburg" in Kürze
daran anpassen .

Auch die Einigungsstelle für Wettbe-
werbssachen ist längst ein Begriff . Auch
sie dient der Streitschlichtung, längst
bevor es zum Prozess kommt. Durch eine
Aussprache vor unabhängiger und sach-
kundiger Stelle wird versucht, einen güt-
lichen Ausgleich herbeizuführen .

Es wären sicher noch viele andere
Beispiele und Ansätze zu nennen, wie die
Wirtschaft selber in heutiger Zeit für
�Anstand und Sitte eines ehrbaren Kauf-
manns" wirkt . Dafür ist hier nicht der
Raum.

Die gewerbliche Freiheit kann um so
besser funktionieren, je mehr sich die
Kaufmannschaft selbst bindet und für
faires und seriöses Verhalten sorgt . Um
dieses Ziel zu erreichen, verdienen auch
in Zukunft diejenigen Einrichtungen -
PRO HONORE, der Ehrbare Kauf-
mann, die Handwerkskammer, unsere
Handelskammer - die sich in Hamburg
für die Ehrbarkeit im Wirtschaftsleben
einsetzen, jede Unterstützung .



Internet und Werbung - alter Wein in neuen Schläuchen?

Ein neues Medium, das derart viele neue
Möglichkeiten und Chancen bietet, weckt
selbstverständlich die Lust am Experi-
ment . Vor den ungehemmten Tatendrang
der Kreativen hat allerdings die Schöp-
fung die Juristen gesetzt . Dieses Medium
zwingt nun jedoch selbst diesen Stand
zum Umdenken, was nicht immer leicht
fällt. Nie war der gern zitierte normative
Zwang des Faktischen so stark wie hier,
nur dass die Normen, vorläufig jedenfalls,
eher an Heraklits panta rei - alles fließt -
ausgerichtet sind .

"Die Spitzbuben würden allerdings
gefährlicher sein, oder es würde eine neue
Art von Spitzbuben geben, wenn man
einmal anfangen wollte die Rechte zu stu-
dieren, um zu stehlen, als man sie stu-
diert, um ehrliche Leute zu schützen ; es
muss unstreitig zur Vollkommenheit der
Gesetze beitragen, wenn es Spitzbuben
gibt, die sie studieren, um ihnen mit hei-
ler Haut auszuweichen ." Das notierte
Georg Christoph Lichtenberg im August
1776 in seinem Sudelbuch . Er muss schon
etwas geahnt haben, und man darf vermu-
ten, dass er - der Spaßvogel unter den
großen Denkern - an diesem Medium sei-
nen Spaß gehabt und selbigen mit und in
ihm getrieben hätte . Doch wie es dem
Anlass und dem Jubilar PRO HONORE
gebührt, soll das Thema im folgenden
Abriss honorig behandelt werden .

Folgenreiche Entwicklung
Spektakel ist nicht unbedingt spektakulär.
Umwälzendes könnte speziell für die
wettbev,erbsrechtliche Entwicklung in
nächster Zeit vor allem von einer Richt-
linie der EU zum E-Commerce ausge-

Klaus Schräder --

Rechtsanv, alt in Freiburg
1 Sie wurde am 4 . 5 . 2000 vom EU-Parlament endgültig angenommen .
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hen .' Sie kommt im scheinbar harmlosen
Gewand daher, dürfte aber in ihren
Auswirkungen für die Praxis erheblich
bedeutsamer sein als beispielsweise die in
der Öffentlichkeit viel beachtete Richt-
linie zur vergleichenden Werbung . Den-
noch wurde von vielen frühzeitig er-
kannt, welchen Sprengstoff die Richtlinie
zum E-Commerce allein dadurch bergen
könnte, dass sie das so genannte Her-
kunftslandprinzip vorsieht . Das bedeutet,
maßgeblich ist der rechtliche Standard
des Landes, in dem der jeweilige Anbieter
seinen Sitz hat .

Manche bislang erfolgreich verteidigte
Bastion wird sich beim besten Willen
nicht mehr halten lassen . Dass hierzulan-
de z .B . Rabattgesetz und Zugabever-
ordnung nunmehr unwiderruflich mit
einem Verfalldatum versehen sind, be-
zweifelt wohl niemand mehr ernstlich .
Deshalb gleich einen allgemeinen Verfall
der Sitten zu beschwören, wäre reichlich
übertrieben . Der deutsche Standard ist
sicherlich in vielen Fällen unnötig hoch .
Dass künftig die Länder mit dem gering-
sten Standard tonangebend sein sollen,
insbesondere weil die eingangs erwähnten
"Spitzbuben" bevorzugt von hier aus
agieren könnten, kann die Lösung aller-
dings auch nicht sein . Man wird schon
darauf achten müssen, dass das Kind
nicht mit dem Bade ausgeschüttet wird,
wie andererseits Panikstimmung ebenso
unangemessen wäre . In Anbetracht des-
sen, dass sich der verständige Verbraucher
als Leitbild inzwischen weitgehend
durchgesetzt hat, wäre es eigentlich kon-
sequent, diesem nun hin und wieder ein
wenig mehr zuzutrauen . Dass Wettbe-



werbshüter in den Vorruhestand verbannt
werden, ist so oder so nicht zu erwarten,
und die seriösen unter ihnen wird man
mehr denn je brauchen .

Ein Markt braucht Regeln und "Fair
Plav" setzt sich nicht von allein durch,
das zeigt die Erfahrung. Wer "grenzenlo-
se Freiheit" fordert, meint immer nur die
eigene, und führt sich dann entsprechend
auf . Ein einheitliches Regelwerk zum
Wettbewerb im Binnenmarkt wäre im
Prinzip wünschenswert . Wer die Rege-
lungswut und die diesbezüglichen Künste
der viel gescholtenen Eurokraten in der
Vergangenheit betrachtet, wird im Hin-
blick auf das Ergebnis allerdings skep-
tisch sein . Ohne ein vernünftiges Gesamt-
konzept wird es aber auf Dauer nicht
gehen . Das Internet könnte hier wieder-
um zum Motor werden . Ob es einem ge-
fällt oder nicht, aufhalten lässt sich diese
Entwicklung ohnehin nicht . Die Frage ist
nur, ob man sich ihr stellt (anstatt sich ihr
in den Weg zu stellen, um dann überrannt
zu werden) und welche Mechanismen
man einbauen will, um sie zumindest in
einigen Bereichen zu steuern und in die
gev~,ünschten Bahnen zu lenken .

Kein Spiel ohne Grenzen
Das Internet mag von seiner Struktur
anarchisch -wirken, ein rechtsfreier Raum
ist es keineswegs. Die bestehenden Re-
geln mögen hierfür oft nicht den idealen
Zuschnitt haben, anwenden lassen sie sich
in vielen Fällen durchaus . Das gilt auch
und sogar ganz besonders für den Bereich
der Werbung . Fraglich kann allerdings im
Einzelfall sein, welches Recht anzuwen-
den ist . Für die Werbung im Internet
gelten vor allem die allgemeinen Vor-
schriften des Wettbewerbsrechts sowie
das Marken- und das Urheberrecht .
Neben den Auseinandersetzungen um
Internet-Adressen (okkupierte Do-
mains) sind Konfliktpunkte vor allem
massenhaft versandte Werbe-E-Mails und
unerwünschte Verknüpfungen z.B . über
Hyperlinks .

Soweit deutsches Recht Anwendung
findet, sind vor allem die §~ 1 u . 3 UWG,
die Preisangabenverordnung, die Bestim-
mungen des Markenrechts und das
Urheberrechtsgesetz zu beachten . Ferner
kommen im Einzelfall noch der Medien-
dienste-Staatsvertrag der Länder', das In-
formations- und Kommunikationsdiens-
te-Gesetz3 , insbesondere hieraus Art . 1
und 2, das Teledienstgesetz (TDG) und
das Teledienstedatenschutzgesetz JD-
DSG), sowie das Heilmittelwerbegesetz
und berufsspezifische Vorschriften in Be-
tracht . Darüber hinaus sind, insbesondere
im Bereich des elektronischen Geschäfts-
verkehrs, aber keineswegs nur dort, die
allgemeinen Bestimmungen des Verbrau-
cherschutzes und des Datenschutzes ein-
zuhalten .

Die Netiquette als Verhaltenskodex
Daneben kann unabhängig von ihrer
Verbindlichkeit im Einzelfall die so
genannte Netiquette (Network Etiquette)
zumindest als Verhaltensmaßstab und
Verkehrssitte regelmäßig eine Rolle spie-
len.' Sie ist nicht einheitlich formuliert
und entwickelt sich für die verschiedenen
Darbietungs- und Nutzungsformen lau-
fend weiter. Die Netiquette bildet einen
Mindeststandard und wird vor allem im
Rahmen der Selbstregulierung durchge-
setzt . Das mag im Einzelfall auf ein virtu-
elles Faustrecht hinauslaufen (so z.B . die
Mailbombe aus Datenmüll als Reaktion
auf unerwünschte E-Mail-Werbung) .
Insgesamt sind diese Mechanismen recht
wirksam, wenn sie konsequent ange-
wandt werden . Dies allein reicht aber
nicht immer aus, um Missstände zu be-
kämpfen . Daneben kann die Netiquette
das nationale Recht im Rahmen der
Generalklauseln beeinflussen . Zu ihren
Grundregeln gehört :
" das Verbot unaufgeforderter Werbung,
dies betrifft das massenweise Versenden
von E-Mails (Spamming) und das
Überfluten von Newsgroups mit Wer-
bung (Flooding) ;

2 Staatsvertrag über Mediendienste, in Kraft getreten zum 1 . B. 1997, abgedruckt u .a . in Baden-WürttemGBI
1997, 181 ff, im Internet unter http ://wwvw.alm.de/medstv.htm .

3 Gesetz zur Regelung der Rahmenbedingungen für Informations- und Kommunikationsdienste v. 22 . 7.
1997, BGBl I, S . 1870 ff .

4 Vgl . Jung, Die Bedeutung der Selbstregulierung für das Lauterkeitsrecht in internationalen
Computernetzwerken, GRUR Int . 1998, 841 ff.



" das Gebot, Sachaussagen/Informatio-
nen und Werbung zu trennen;

" das Verbot, Mitbewerber in ehrenrühri-
ger Weise herabzusetzen ;

" das Gebot, bei der Werbung in Diskus-
sionsforen (Newsgroups) den Themen-
bezug zu wahren ;

" das Gebot, die Datenmenge bei Wer-
bung zu begrenzen, kurze Botschaften
und weitgehender Verzicht auf aufwen-
dige Grafiken ;

" die Information des von einem Hyper-
link Betroffenen .
Die ersten drei Punkte stimmen mit

den Grundsätzen überein, die in entspre-
chender Form für die Werbung in ande-
ren Medien seit jeher galten . Im übrigen
lassen sich diese Forderungen ausnahms-
los mit dem deutschen Recht vereinbaren .

Die Netzbetreiber haben die Neti-
quette z .T. in Verträge und Satzungen
aufgenommen . Insoweit ist sie unmittel-
bar geltendes Recht . Im übrigen kann sie
zur Auslegung herangezogen werden .'

Welches Recht ist anwendbar?
Wettbewerbsverstöße und Schutzrechts-
verletzungen sind unerlaubte Hand-
lungen, für sie gilt das Recht des Bege-
hungsortes . Maßgeblich ist im Hinblick
auf die Besonderheiten des Wettbewerbs-
rechts i .d.R. das Recht des Marktorts, d.h .
des Orts, an dem gezielt in das Marktge-
schehen eingegriffen wird und die wett-
bewerbsrechtlichen Interessen der Mitbe-
werber aufeinanderstoßen .' Bei Schutz-
rechten, also vor allem dem Marken- und

5

6

7

8
9

so vor.

Urheberrecht gilt das Territorialitäts-
prinzip .

Marktortregel bei Werbung
Für Werbemaßnahmen im Internet be-
deutet das, dass es nicht darauf ankommt,
von wo aus sie betrieben werden - wo
also z.B . der Server steht, auf dem die
Website abgelegt ist, oder von welchem
Ort aus E-Mail' versandt werden, son-
dern an wen sie objektiv gerichtet sind
bzw. wo sie erwartungsgemäß abgerufen
werden .' Die subjektive Seite, also die
Frage, ob das Unternehmen zielgerichtet
bestimmte Internetnutzer ansprechen
möchte oder die Wahrnehmungsmöglich-
keit lediglich hinnimmt, spielt hingegen
keine Rolle . Interne Weisungen, keine
Bestellungen nach Deutschland auszulie-
fern sind ebenso unerheblich wie die
Verwendung einer Fremdsprache, insbe-
sondere der englischen .'

Für Werbemaßnahmen im Internet
kann daher deutsches Recht anwendbar
und ein deutsches Gericht zuständig sein,
sofern sich diese in Deutschland auswir-
ken können . Dies wird durch die EG-
Richtlinie zum Electronic Commerce
zwar nicht generell in Frage gestellt . Da
sie jedoch das Herkunftslandprinzip vor-
sieht, ist eine Werbemaßnahme nicht an-
greifbar, wenn sie in dem Land zulässig
ist, in dem der Anbieter niedergelassen
ist .' Je nach Fallkonstellation kann es
durchaus zu Abgrenzungsschwierigkei-
ten kommen, andererseits auch bedeuten,
dass das Recht mehrerer Staaten zu

Jung, Die Bedeutung der Selbstregulierung für das Lauterkeitsrecht in internationalen Computernetz-
werken, GRUR Int. 1998, 841 ff.
BGH, Urt . v. 30 .6 .1961, Az . : I ZR 39/60, GRUR 1962, 243 = WRP 1962,13 - Kindersaugflaschen; BGH,
Urt . v. 15 . 11 . 1990, Az . : I ZR 22/89, GRUR 1991, 462 = WRP 1991, 294 - Kauf im Ausland; BGH Urt.
v. 26 . 11 . 1997, Az . : 1 ZR 148/95, GRUR 1998, 419 = WRP 1998, 386 - Gewinnspiel im Ausland;
Mankowski, Internet und Internationales Wettbewerbsrecht, GRUR Int . 1999, 909 m.w.H. ; der' .,
Besondere Formen von Wettbewerbsverstößen im Internet und Internationales Wettbewerbsrecht,
GRUR 1999, 955 ; der Entwurf einer EG-Richtlinie zum Electronic Commerce vom 1 . 9 . 1999 (KOM
(1999) 427 endg .) sieht dagegen das Herkunft'-landprinzip vor.
LG Düsseldorf, Urt . v. 4 . 4 .1997, Az . : 34 O 191/96, GRUR 1998,159 -EPSON ; OLG Hamm, Urt. v. 13 .
1 . 1998, Az . : 4 U 135/97, NJW-CoR 1998, 175 - Krupp ; OLG Frankfurt, Beschl . v. 3 . 12 . 1998, Az . : 6 W
122/98 .
OLG Frankfurt, Beschl. v. 3 . 12 . 1998, Az . : 6 W 122/98 .
Bereits der Entwurf einer EG-Richtlinie zum Electronic Commerce v. 18 . 11 . 1998 (KOM (1998) 586
endg .) sah das Herkunftslandprinzip vor . Im geänderten Text vom 1 . 9 . 1999 (KOM (1999) 427 endg .) und
dem gemeinsamen Standpunkt v. 28 . 2 . 2000 (14263/1/99 REV 1 - 98/0325 [COD1) wurde dies
gleichermaßen verankert, die am 4 . 5 . 2000 vom EU-Parlament verabschiedete endgültige Fassung sieht es
nun

10 vgl . dazu Hoeren, Cybermanner und Wettbewerbsrecht, WRP 1997, 993, 998 ; ferner Bortloff, Die
Verantwortlichkeit von online-Diensten, GRUR Int. 1997, 387 ff . ; Bettinger, Kennzeichenrecht im
Cyberspace : Der Kampf um die Domain-Namen, GRUR Int . 1997, 402, 416 ; Dethloff, Mark ; ting im
Internet und Internationales Wettbewerbsrecht, NJW 1998, 1996, 1600 ; Mankowski, Internet und
Internationales ',Wettbewerbsrecht, GRUR Int . 1999, 909 m.w.H . .



beachten ist .' - Die Einzelheiten der Zu-
ständigkeit sind bislang nicht abschlie-
ßend geklärt ."

Ein eigenständiger Internet-Markt,
für den eigene Regeln gelten, existiert -
zumindest bislang - nicht.` Mit wachsen-
dem E-Commerce und inter- oder jeden-
falls multinational agierenden Direkt-
vertriebs-Unternehmen wäre dieser zwar
denkbar. Selbst dann wäre aber immer
noch zu prüfen, was bzw. wer konkret
umworben wird . Sobald eine bestimmte
Zielgruppe und reale Kunden erfasst wer-
den, gibt es einen oder mehrere Markt-
ort(e), an dessen/deren Regeln man an-
knüpfen kann."

Damit eine wettbewerbswidrige Wer-
bemaßnahme im Internet in einem be-
stimmten Staat verfolgt werden kann,
wird vorgeschlagen, eine Spürbarkeits-
grenze einzuführen .` Spürbar ist eine
Maßnahme auf jeden Fall, wenn sie sich
gezielt an Kunden auf bestimmten
Märkten richtet . Anhaltspunkte können
vor allem die Art des Angebots und seiner
Präsentation sowie Größe und Aus-
richtung des Unternehmens, die Ausge-
staltung und Platzierung der Werbung,
die gewählte Sprache, Kontaktadressen
oder Formen der Abwicklung sein .

Territorialitätsprinzip bei Kennzeichen
Bei Kennzeichenkonflikten gilt das Ter-
ritorialitätsprinzip . Schutzrechte richten
sich nach dem Recht des Landes, für das
der Zeichenschutz geltend gemacht wird.
Da Kennzeichen auf einer Internetseite
stets in Deutschland abrufbar sind, wird
zwangsläufig der Geltungsbereich des
deutschen Rechts berührt. Der Inhaber
eines nach deutschem Recht geschützten
Kennzeichens kann sich demzufolge im
Fall der Verletzung auf deutsches Recht
berufen (für Marken 5§ 14, 15 MarkenG;
für Namen § 12 BGB).

Lässt man diesen Grundsatz uneinge-
schränkt gelten, muss allerdings jedes im
Internet präsente Unternehmen damit

rechnen, weltweit von jedem Beliebigen
wegen Verletzung von Kennzeichen-
rechten in Anspruch genommen zu wer-
den . Darüber hinaus könnten sich Un-
ternehmen, deren verwechselbare Kenn-
zeichen in verschiedenen Ländern ge-
schützt sind (z .B . Deutschland und
USA), gegenseitig blockieren, indem sie
dem jeweils anderen nach dem Recht
ihres Landes die Benutzung (faktisch
weltweit) verbieten .

Wie dem Problem durch eine ange-
messene Einschränkung zu begegnen ist,
wird noch diskutiert." Gesetzliche Re-
gelungen und internationale Abkommen
fehlen bislang . Ein Ansatz kann zunächst
darin bestehen, dass man einen hinrei-
chenden Inlandsbezug bei der angegriffe-
nen Nutzungshandlung verlangt, damit
inländisches Recht anwendbar werden
kann. Wenn dieses Kriterium nicht ge-
nügt, könnte eine Interessenabwägung
weiterhelfen .'

Gesetzliche Haftung der Anbieter
von Diensten
Der deutsche Gesetzgeber hat die Ver-
antwortlichkeit der Anbieter (Provider)
von Telekommunikationsdiensten in ~ 5
des Teledienstegesetzes (TDG) geregelt .
Für eigene Inhalte sind Anbieter (Con-
tent Provider) nach den allgemeinen Ge-
setzen verantwortlich (§ 5 Abs . 1 TDG).

Für fremde Inhalte, die sie zur Nut-
zung bereit halten, sind Anbieter (Host
Provider oder Service Provider) nur ver-
antwortlich, wenn sie hiervon Kenntnis
haben und es ihnen technisch möglich
und zumutbar ist, deren Nutzung zu ver-
hindern (C 5 Abs . 2 TDG). Die EG-
Richtlinie über den E-Commerce enthält
keine entsprechende Regelung . Die deut-
sche Regelung muss deshalb entspre-
chend geändert werden .

Für fremde Inhalte, zu denen sie
lediglich den Zugang vermitteln, sind
Diensteanbieter (Access Provider) nicht
verantwortlich (§ 5 Abs . 3 TDG) .

11 Vgl . dazu Gloy/Schütze, Handbuch des Wettbewerbsrechts, § 97 Rdnr. 12 ff.
12 Mankowski, Internet und Internationales Wettbewerbsrecht, GRUR Int. 1999, 909, 911 m.w.H .
13 Vgl . dazu Mankowski, a .a.0 .
14 Dethloff, Marketing im Internet und Internationales Wettbewerbsrecht, NJW 1998, 1996, 1600 ;
Mankowski, Internet und Internationales Wettbewerbsrecht, GRUR Int . 1999, 909, 915 ff. m.w.H .

15 Vgl . dazu Bettinger/Thum, Territoriales Markenrecht im Global Village, GRURInt . 1999, 659 ff . m.w.H . .
16 Vgl . dazu Bettinger/Thum, a .a .0 . S . 672 f . .



Verpflichtungen nach den allgemeinen
Gesetzen, rechtswidrige Inhalte zu sper-
ren, bleiben in allen Fällen von diesem
Haftungsprivileg unberührt, wenn der
Diensteanbieter unter Wahrung des
Fernmeldegeheimnisses (was beim Inter-
net regelmäßig kein Problem ist) von den
Inhalten Kenntnis erlangt und eine
Sperrung möglich und zumutbar ist (~ 5
Abs . 4 TDG).

Diese Haftungsprivilegien gelten un-
mittelbar nur für diejenigen, die Inhalte
bereit halten oder vermitteln, nicht aber
diejenigen, die über Links oder Such-
maschinen auf fremde Inhalte verweisen .
Wer fremde Inhalte übernimmt und sich
zu eigen macht, haftet hierfür ebenfalls
uneingeschränkt . Wer dagegen erkennbar
nur auf fremde Angebote verweist, wird
sich auf eine entsprechende Anwendung
der Haftungsprivilegien berufen können .

Haftungsregeln der Rechtsprechung
Neben dem Werbenden selbst und den
von ihm Beauftragten kann u.U . sogar
der Betreiber des Servers in Anspruch
genommen werden, soweit es sich um
ihm bekannte bzw. für ihn ohne weiteres
erkennbare Wettbewerbsverstöße han-
delt . Das OLG München vertritt den
Standpunkt, dass es durch den Einsatz
entsprechender Software in bestimmten
Fällen möglich und zumutbar ist, wettbe-
werbswidrige Angebote aufgrund un-
stimmiger Angaben herauszufiltern und
zu sperren ."

Diese Haftung ist vom rechtlichen
Standpunkt nicht abwegig, denn sie ent-
spricht im Prinzip der Praxis bei der
Haftung von Presseunternehmen . Es
kommt in solchen Fällen aber zunächst
darauf an, was technisch tatsächlich
machbar und zudem zumutbar ist . Ein
Anbieter muss Missstände, die er kennt
oder bei der gebotenen Sorgfalt erkennen
kann, im Rahmen seiner Möglichkeiten
abstellen .

Das OLG Frankfurt wendet bei nicht
offensichtlichen Verstößen die presse-

rechtlichen Grundsätze an . Die Kenntnis
von einem streitigen Sachverhalt ver-
pflichtet die Domain-Vergabestelle nicht
zu einer eigenen Prüfung . Vertragliche
Vereinbarungen, zu denen auch eine
Unterwerfungserklärung gehört, muss sie
nicht überprüfen und selbst bewerten .
Eine Pflicht, die bisherige Registrierung
aufzuheben und nach der Reihenfolge der
Warteliste zu verfahren, wird erst dann
angenommen, wenn gegen den Anmelder
eine gerichtliche Entscheidung vorliegt .
In erster Linie trifft den Anmelder die
Pflicht, die kennzeichen- und wettbe-
werbsrechtliche Prüfung vorzunehmen."

Problemfall E-Mail
Eines der Hauptprobleme bilden gegen-
wärtig die zu Werbezwecken unaufgefor-
dert massenweise versandten E-Mails
(Spamming) . Für den Empfänger bedeu-
ten sie jedenfalls dann eine erhebliche
Belästigung, wenn er sich zunächst näher
mit ihnen befassen muss . Anders als her-
kömmliche Werbesendungen sind sie
nicht unbedingt auf den ersten Blick als
solche erkennbar, man muss sich deshalb
erst näher mit ihnen befassen . Dies verur-
sacht u.U . durchaus erhebliche Kosten .

Man darf allerdings nicht übersehen,
dass dies nicht zwangsläufig so sein muss .
Es gibt ernstzunehmende Gründe dafür,
die Grundsätze, die zur Telefonwerbung
und/oder zur Telefaxwerbung entwickelt
wurden, nicht unbesehen zu überneh-
men." Trotzdem muss damit vor deut-
schen Gerichten vorerst noch gerechnet
werden . Man kann sie andererseits auch
nicht mit der - gegebenenfalls leicht aus-
zusortierenden - Briefwerbung gleichset-
zen . In der ausreichenden Kennzeich-
nung von Werbung, für die sich allerdings
zunächst ein einheitlicher Standard her-
ausbilden muss, liegt voraussichtlich der
Schlüssel zur Lösung . Wer Werbung nicht
wünscht, könnte sie dann per Tasten-
druck sofort löschen .

Zwar gibt es Filterprogramme, mit
deren Hilfe jeder Internet-Nutzer nach

17 OLG München, Urt . v. 26 . 2 . 1998, Az . : 29 U 4466/97, WRP 1998, 795 .
18 OLG Frankfurt, Urt . v. 14 . 9 . 1999, Az . : 11 U Kart 59/98, WRP 2000, 214 - ambiente .d e (nicht rechts-

kräftig) .
19 Vgl. Busche/Kraft, "Werbung per electronic mail : Ein e neue Herausforderung für das Wettbewerbs-

recht?", WRP 1998, 1142 ff ; Zehentmeier, "Unaufgeforderte E-Mail-Werbung- Ein wettbewerbswidriger
Boom im Internet?", BB 2000, 940 ff .



individuellen Schlüsseln bestimmte Send-
ungen identifizieren und sogleich löschen
lassen kann, damit wird die Belästigung
aber nicht ausgeschlossen . Diese Pro-
gramme sind vielfach schon deshalb keine
Lösung, weil damit u.U . auch andere Ge-
schäftspost und im Einzelfall erwünschte
Werbung herausgefiltert und gelöscht
wird . Umgehungsversuche durch andere
Kennungen sind ebenfalls zu erwarten .

Man kann die Internet-Teilnehmer
deshalb zumindest derzeit nicht auf einen
"Selbstschutz" durch den Einsatz derarti-
ger Programme verweisen . Insoweit wäre
auf eine vom OLG Oldenburg im Zu-
sammenhang mit der Telefaxwerbung
angestellte grundsätzliche Überlegung zu
verweisen . Danach ändert es an der Wett-
bewerbswidrigkeit nichts, dass es nach
dem neuesten Stand der Technik möglich
ist, Geräte für den Empfang von unaufge-
forderten bzw. unerwünschten Telefax-
Schreiben zu sperren . Der Empfänger ist
nicht verpflichtet, seinerseits alle denkba-
ren Schutzvorkehrungen gegen belästi-
gende Handlungen anderer zu treffen."
Das ließe sich beim gegenwärtigen Stand
durchaus noch auf die E-Mail-Werbung
übertragen . Sobald die Serverbetreiber
allerdings die Möglichkeit eines automa-
tischen Löschens bieten, dürfte die
Situation anders zu beurteilen sein . Die
Werbung per E-Mail ist billig, einfach
und schnell . Die rasche Ausbreitung ist
damit geradezu programmiert . Deshalb ist
zu bedenken, dass die massenhafte
Versendung von E-Mails dazu führen
könnte, dass die elektronischen Brief-
kästen verstopft werden . Der den ein-
zelnen Nutzern von den E-Mail-Diensten
auf ihren Sen~ern zugewiesene Speicher-
platz wäre u.U. schnell erschöpft, sodass
weitere Sendungen nicht mehr aufgenom-
men werden könnten . Die Server werden
übermäßig in Anspruch genommen und
arbeiten dementsprechend langsamer ."

Dagegen wird eingewendet, dass
dieses immer wieder ins Feld geführte
Argument weitgehend auf Spekulationen
beruhe .22 Die Wahrscheinlichkeit, dass
dieser Fall tatsächlich einmal eintrete, sei
nach den bisherigen Erkenntnissen eher
gering . Letzteres wird allerdings durch
Erfahrungen in der Praxis widerlegt . Dass
die Kapazität einer Mailbox erschöpft ist,
kann insbesondere dann vorkommen,
wenn E-Mails umfangreiche Dateien
angehängt sind und/oder der Inhaber sie
eine Zeitlang nicht geleert hat . Hier
würde dann schon eine relativ bescheide-
ne Anzahl von Werbe-E-Mails ausrei-
chen, um die Mailbox "überlaufen" zu
lassen . Dies mag zwar von den individu-
ellen Umständen abhängen, so theore-
tisch, wie manche Kritiker glauben, ist
dieser Fall aber keineswegs. Es spricht
deshalb gegenwärtig viel für die Bedenk-
en der herrschenden Meinung .

Ferner ist nicht zu übersehen, dass das
Identifizieren und Aussortieren für den
Inhaber der Mailbox mit gewissen Mühen
und Kosten verbunden ist . Er muss je
nach individueller Konfiguration und
benutzter Software die E-Mails u.U .
zunächst vom Server herunterladen und
dann zumindest flüchtig zur Kenntnis
nehmen . Ganz so mühelos und unproble-
matisch wie die Handhabung von Werbe-
briefen, mit denen die E-Mail-Werbung
teilweise verglichen wird," ist sie keines-
wegs. Noch gar nicht berücksichtigt sind
dabei die im Hinblick auf die Virengefahr
eigentlich gebotenen Schutzmaßnahmen,
die im Umgang mit eingehenden Send-
ungen zusätzlichen Aufwand erfordern .

Das unaufgeforderte Versenden von
Werbe-E-Mails gilt zunächst - sofern es
massenhaft geschieht (Spamming) - als
Verstoß gegen die so genannte Neti-
quette . 2 ' Nach deutschem Recht ist es
vorläufig nach herrschender Meinung
unter dem Gesichtspunkt der Belästigung

20 OLG Oldenburg, Urt . v. 27. 11 . 1997, Az. : 1 U 101/97, MD 1998, 230 .
21 Mankowski, Besondere Formen von Wettbewerbsverstößen im Internet und Internationales

Wettbewerbsrecht, GRUR 1999, 955 .
22 Dazu kritisch : Busche/Kraft, "Werbung per electronic mail : Ein e neue Herausforderung für das Wettbe-

werbsrecht?", WRP 1998, 1142, 1145 .
23 Zehentmeier, "Unaufgeforderte E-Mail-Werbung - Ein wettbewerbswidriger Boom im Internet?", BB

2000, 940 ff.
24 Vgl . Jung, Die Bedeutung der Selbstregulierung für das Lauterkeitsrecht in internationalen

Computernetzwerken, GRUR Int. 1998, 841 ff.



als Verstoß gegen § 1 UWG zu werten .2 '
Anknüpfungspunkt ist - bis auf weiteres
- vorrangig die Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs zur Telefax-Werbung ."
Schon die erste zur E-Mail Werbung be-
kannt gewordene Gerichtsentscheidung17
lag auf dieser Linie und ist prompt auf
viel Zustimmung gestoßen .'$ Andere Ge-
richte vertreten - wenngleich z.T. mit dif-
ferenzierender Begründung - im Ergeb-
nis den gleichen Standpunkt .21

Für den Einzelnen - gleich, ob er pri-
vat oder geschäftlich durch unerwünschte
E-Mail-Werbung belästigt wird - ergeben
sich darüber hinaus Unterlassungsan-
sprüche aus einer analogen Anwendung
von ~§ 1004, 823 1 BGB .300

Wer diesen Aufwand scheut, kann sich
auch an spezielle Anbieter im Internet
wenden und die Werbung dorthin weiter-
leiten . Dort macht man dann die Versen-
der von Spam-Mails ausfindig und leitet
ggf . rechtliche Schritte ein." Wer sich dort
registrieren lässt, erhält - so lautet das Ver-
sprechen - nur noch tatsächlich erwünsch-
te Werbung .

Eine etwas andere Situation wird
durch die EU-Richtlinie (97/7/EG) über
den Verbraucherschutz bei Vertrags-
abschlüssen im Fernabsatz geschaffen .'2
Sie regelt in Art . 10 die Beschränkung
bestimmter Fernkommunikationstech-
niken, hat aber nicht den strengen deut-
schen Standard übernommen und enthält
kein ausdrückliches Verbot für die Wer-
bung per E-Mail . Sie legt allerdings nur

einen Mindeststandard fest und erlaubt
gern . Art . 14 den Mitgliedstaaten bei der
Umsetzung in nationales Recht" strenge-
re Regelungen." Die bisherigen Ergebnis-
se der Rechtsprechung bleiben zunächst
unberührt, lassen sich aber gegenüber
Anbietern aus anderen Mitgliedstaaten
nicht unbedingt durchsetzen .`

Die Europäische Kommission hatte
ferner am 18 . 11 . 1998 einen Richtlinien-
vorschlag zum elektronischen Geschäfts-
verkehr im Binnenmarkt angenommen
und an den Ministerrat und das Euro-
päische Parlament überwiesen.' Dieses
hat den Vorschlag vorbehaltlich verschie-
dener (weitgehend technischer) Ände-
rungswünsche befürwortet . Die Kom-
mission hat daraufhin am 1 . 9 . 1999 einen
geänderten Vorschlag vorgelegt ." Das
Parlament hat die Richtlinie am 4 . 5 . 2000
in dritter Lesung verabschiedet ." Sie ist
nun innerhalb von 18 Monaten umzu-
setzen .
Man will damit eine Grundlage für

den Handel und Dienstleistungsangebote
im Internet schaffen . In ihr werden auch
die Informationspflichten für die kom-
merzielle Kommunikation geregelt . Diese
muss als solche deutlich zu erkennen sein
und den Auftraggeber benennen . Un-
erbetene Werbung per E-Mail soll zwar
erlaubt sein, sie muss vom Nutzer bei
Eingang aber eindeutig als solche zu iden-
tifizieren sein, sodass er sie ohne weiteres
löschen kann . Die Mitgliedstaaten müs-
sen ferner sicherstellen, dass Dienst-

25 Vgl . Ernst, Wirtschaftsrecht im Internet, BB 1997, 1057, 1060 m.w.H . ; a .A . Reichelsdorfer, "eMails" zu
Werbezwecken - ein Wettbewerbsverstoß, GRUR 1997, 191 ff; Busche/Kraft, "Werbung per electronic
mail : Ein e neue Herausforderung für das Wettbewerbsrecht?", WRP 1998, 1142 ff .

26 BGH, Urt. v. 25 . 10 . 1995, Az . : 1 ZR 255/93, GRUR 1996, 208 = WRP 1996, 100 - Telefax-Werbung .
27 LG Traunstein, Beschl. v. 18 . 12 . 1998, Az . : 2 HKO 3755/97, NJWCoR 1998, 109 .
28 vgl . Ernst, NJW-CoR 1997, 494 .
29 So z .B . LG Berlin, Beschl. v. 2 . 4. 1998, Az . : 16 O 20/98, NJW-CoR 1998, 431 ; LG Berlin, Beschl . v . 14 .

5 . 1998, Az . : 16 O 301/98, NJW-CoR 1998, 431 (Ls .) ; LG Berlin, Urt. v. 13 . 10 . 1998, Az . : 16 O 320/98 -
E-Mail-Werbung ; a .A . mit allerdings kaum überzeugender Begründung : AG Kiel, Urt. v . 30 . 9. 1999, Az . :
110 C 243/99, NJW-CoR 2000, 49 u . 106 Ls .) .

30 Fikentscher/Möllers, Die (negative) Informationsfreiheit als Grenze von Werbung und Kunstdarbietung,
NJW 1998, 1337, 1342 f; LG Berlin, Beschl. v. 2 . 4 . 1998, NJW-CoR 1998, 431 ; LG Berlin, Beschl . v. 14 .
5 . 1998, NJW-CoR 1998, 431 ; LG Berlin, Urt. v. 13 . 10.1998, Az . : 16 O 320/98 - E-Mal-Werbung.

31 Angeboten wird derartiges von CooseYourMail .com - spamrecycleCaChoose YourMail.com .
32 Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 20 . 5 . 1997, ABIEG Nr. L 144 v 4 . 6 .

1997, 19 = EuZW 1997, 596 .
33 binnen 3 Jahren ab Inkrafttreten, spätestens somit bis Juni 2000 .
34 Reich, Die neue Richtlinie 97/7/EG über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz,
EuZW 1997, 581, 586 f. ; Hoeren, WRP 1997, 993, 995 ; Fikentscher/\ilöllers, NJW 1998, 1337, 1343; a .A . :
Veslage, Auswirkungen der Fernabsatzrichtlinie auf die Telefon- und E-Mail-Werbung, GRUR 1999, 656
ff ; vgl . dazu aber auch LG Berlin, Urt . v. 13 . 10 . 1998, Az . : 16 O 320/98 -E-Mail-Werbung .

35 vgl. dazu Hoeren a .a .0 .
36 KOM (1998) 586 endg .
37 KOM (1999) 427 endg .
38 Vgl . Fußnote 9 .



anbieter regelmäßig "opt-out"-Register
konsultieren, in die sich natürliche Per-
sonen eintragen lassen können, die keine
derartigen Informationen zu erhalten
wünschen .39 Dies entspräche der durchaus
bewährten Robinson-Liste bei der Di-
rektwerbung .

Die Richtlinie schafft nur einen Min-
deststandard . Den Mitgliedstaaten soll es
gestattet bleiben, strengere Regeln aufzu-
stellen und diese Form der Werbung ganz
zu verbieten . Im Hinblick auf das Her-
kunftslandprinzip würden diese nationa-
len Regeln jedoch nicht greifen, wenn die
Sendungen aus einem anderen Mitglied-
staat mit niedrigerem Standard kommen .
Es ist deshalb fraglich, ob diese "Option"
überhaupt genutzt wird . Es spricht sehr
viel dafür, dass insoweit allgemein der
durch die Richtlinie vorgesehene Stan-
dard gelten wird, schon allein deshalb,
weil sich etwas Anderes kaum noch
durchsetzen lässt (dies wäre der so ge-
nannte normative Zwang des Faktischen) .
Das würde allerdings das hierzulande gel-
tende Prinzip von Verbot und Ausnahme
umkehren . E-Mail-Werbung wäre danach
in der Regel erlaubt, wenn sie nicht aus-
nahmsweise verboten oder (ausdrücklich)
unerwünscht ist .

Bezugnahme durch Hyperlinks
und Meta-Tags
Durch Hyperlinks lassen sich beliebige
Verknüpfungen zu den Homepages ande-
rer Anbieter herstellen . Dies kann jedoch
sowohl nach § 14 MarkenG als auch nach

1 UWG eine unzulässige Bezugnahme
sein . Ferner kann darin ein Urheber-
rechtsverstoß liegen sowie, bei fehlenden
Schutzrechten, eine gem . § 1 UWG un-
zulässige Leistungsübernahme ."

Unproblematisch sind die Fälle, in
denen eine ausdrückliche Zustimmung
des anderen Unternehmens vorliegt . Ob

hingegen generell ein konkludentes Ein-
verständnis schon daraus abgeleitet wer-
den kann, dass sich ein Unternehmen im
Internet präsentiert und von der Mög-
lichkeit der Hyperlinks durch andere zur
eigenen Homepage weiß,' erscheint frag-
lich . In vielen Fällen wird das zwar so
sein, es kann andererseits aus unter-
schiedlichen Gründen aber auch ein vita-
les Interesse daran bestehen, gerade nicht
mit bestimmten Unternehmen in Ver-
bindung gebracht zu werden . Der Aspekt
der Rufausbeutung bzw. Rufschädigung
wäre dabei an erster Stelle zu nennen . Es
kommt damit letztlich wieder auf die
konkreten Umstände an .

Eindeutig unzulässig ist es zweifellos,
das eigene Angebot mit dem eines ande-
ren ohne dessen Einverständnis zu ver-
knüpfen bzw. dieses einzubinden und
damit eine nicht bestehende Geschäfts-
beziehung vorzutäuschen . Dies kann
gem . § 14 Abs . 2 Nr. 3 MarkenG unzuläs-
sig sein, wenn fremde Marken benutzt
werden, und ist im übrigen ein gem . § 1
UWG wettbewerbswidriges Anlehnen."

Werden fremde Angebote in das eige-
ne integriert und ist überhaupt nicht
mehr erkennbar, dass die Adresse ge-
wechselt hat und Text und/oder Grafik
von einem anderen Anbieter stammen, ist
dies vielfach eine Urheberrechtsver-
letzung. 3 Daneben und unabhängig da-
von wird beim Ausbeuten fremder Leis-
tungen regelmäßig ein Verstoß gegen § 1
UWG vorliegen .

Die Hyperlinks sind aber nicht die
einzige Möglichkeit der Bezugnahme .
Eine weitere ergibt sich durch die Aus-
wahl und gezielte Aufnahme von Stich-
worten in die eigene Homepage, die dann
die Funktion von Schlüsselbegriffen (Key-
words) bekommen und infolge entspre-
chender Programmierungen (Meta-Infor-
mationen bzw. Meta-Tags) durch die

39 Art. 7 der Richtlinie vom 4 . 5 . 2000 (vgl . Fußnote 9) .
40 vgl. dazu Ernst, Wirtschaftsrecht im Internet, BB 1997, 1057, 1060 f.
41 insoweit zunächst relativ weit gehend, wenngleich anschließend wieder mit gewissen Einschränkungen,

Hoeren, Cybermanner und Wettbewerbsrecht, WRP 1997, 993, 995 f; vgl. ferner Ernst, Wirtschaftsrecht
im Internet, BB 1997, 1057, 1060 f.

42 vgl. dazu , Hoeren, a.a.O ., bzgl . Virtual Malls, den digitalen Kaufhäusern im Internet ; Koch, Neue
Rechtsprobleme in der Internet-Nutzung, NJW-CoR 1998, 45 m.w.H .

43 Hoeren a.a .0 . zum sog. Inline-Linking, S. 996; vgl. dazu aber auch Koch, Grundlagen des Urheber-
schutzes im Internet und in Online-Diensten, GRUR 1997, 417, 430; ders ., Rechte an Webseiten, NJW-
CoR 1997, 298 ff . ; Ernst, Wirtschaftsrecht im Internet, BB 1997, 1057, 1058 f; Mankowski, Besondere
Formen von'Wettbewerbsverstößen im Internet und Internationales Wettbewerbsrecht, GRUR 1999, 955 .



Internet-Suchmaschinen erfasst werden.
Marken- und/oder wettbewerbsrechtlich
kann dies dann relevant werden, wenn
Stichworte eingegeben werden, die mit
dem Inhalt der eigenen Homepage nichts
zu tun haben.- Der Inhaber der Home-
page ist hierfür als Störer verantwortlich,
unabhängig davon, wer sie programmiert
hat .-5

Cookies
Cookies werden im Browser eines Inter-
netnutzers platziert, wenn er die entspre-
chend programmierte Website eines An-
bieters aufsucht . Dieser kann hiermit Da-
ten darüber sammeln, welche Seiten von
einem Nutzer wie oft aufgerufen werden,
und daraus Benutzerprofile erstellen .

Dies ist ein Verstoß gegen das Selbst-
bestimmungsrecht der Benutzer und ver-
letzt diese in ihrem Persönlichkeitsrecht .
Daneben kann es von Fall zu Fall ein
Wettbewerbsverstoß sein .- " Auch mit den
Bestimmungen des Datenschutzes ist dies
regelmäßig nicht zu vereinbaren . Nach
dem Gesetz über den Datenschutz bei
Telediensten (TDDSG)-' dürfen perso-
nenbezogene Daten im Wesentlichen nur
zu Abrechnungszwecken gespeichert
werden (§ 6 TDDSG) .

Trennungsgebot
Anbieter, die presse- bzw. rundfunk-
rechtlich verpflichtet sind, redaktionelle
Beiträge und Werbung zu trennen, müssen
dies bei ihren Präsentationen im Internet
ebenfalls tun . So sieht es auch der Staats-
vertrag der Länder über die Mediendien-
ste (MDStV) ausdrücklich vor, der den
Kreis der Verpflichteten auf alle Anbieter
von Mediendiensten i. S . v. § 2 MDStV

Von einem Unternehmen, das werbe-
nd im Wettbewerb mit anderen steht, ist
eine Trennung zwischen (objektiver)
Information und Werbung dagegen nicht
zu erwarten, wenn es sich im Internet
präsentiert . Das kann nur dann anders zu
beurteilen sein, wenn ausnahmsweise die
spezielle Art der Präsentation bei den
Nutzern die Erwartung von (objektiven)
Informationen weckt .

Das Trennungsgebot verbietet Hyper-
links in redaktionellen Beiträgen über
bestimmte Unternehmen auf deren kom-
merzielle Angebote . Es können insoweit
die allgemeinen Grundsätze herangezo-
gen werden, nach denen derartige Hin-
weise zunächst nur gestattet sind, wenn
die sachliche Information über allgemein
interessierende Fragen im Vordergrund
steht und die Werbewirkung nur eine
unvermeidliche Nebenfolge ist ." Darüber
hinaus werden im Rahmen von Service-
leistungen für Leser auch Tipps und
Empfehlungen gebilligt, sofern sie auf
eigenen Recherchen, Erkenntnissen und
Bewertungen der Redaktion beruhen."

44 Vgl . dazu Ernst, Internet-Suchmaschinen und Wettbewerbsrecht, NJW-CoR 1997, 493 ; Koch, Neue
Rechtsprobleme der Internet-Nutzung, NJW-CoR 1998, 45 ; Menke, Die Verwendung fremder
Kennzeichen in Meta-Tags, WRP 1999, 982 ; Mankowski, Besondere Formen von Wettbewerbsverstößen
im Internet und Internationales Wettbewerbsrecht, GRUR 1999, 955 .

45 LG Mannheim, Urt . v. 1 . B . 1997, Az. : 7 O 29/97, NJW-CoR 1997, 494 (Es .) .
46 Vgl . dazu Mankowski, Besondere Formen von Wettbewerbsverstößen im Internet und Internationales

Wettbewerbsrecht, GRUR 1999, 955.
47 Art . 2 des Gesetzes zur Regelung der Rahmenbedingungen für Informations- und Kommunikations-

dienste v . 22 . 7 . 1997, BGBl 1, S. 1870 ff.
48

	

Vgl. dazu Ernst, Wirtschaftsrecht im Internet, BB 1997, 1057, 1060 .
49 Gummig, ZUM 1996, 573, 581 ; Gounalakis, NJW 1997, 2993, 2997 ; teilweise kritisc_-i dazu Hoeren,

a .a .O ., S . 995, der für eine Einschränkung des Kreises der Verpflichteten plädiert.
50 BGH, Urt . v. 12 . 10 . 1989, Az . : I ZR 29/88, GRUR 1990, 373 = WRP 1990, 270 - Schönheitschirurgie
m.w.H.

51 Vgl . dazu BGH, Urt . v. 28 . 11 . 1996, Az . : 1 ZR 184/94, WRP 1997, 434 - Versierter Ansprechpartner ;
zur Abgrenzung : OLG Hamburg, Urt. v. 23 . 1 . 1997, Az. : 3 U 200/95, MD 1997, 356-Die 100 mutigsten
Steuerberater.

ausgedehnt hat . Für alle sonstigen An-
bieter gilt der Mediendienste-Staatsver-
trag jedoch nicht .

Im Prinzip reichten für die Auswei-
tung des Trennungsgebots auf das Inter-
net schon §§ 1 u . 3 UWG aus . Häufig
wird es sich auch nur hieraus ableiten las-
sen ." Man wollte jedoch durch die aus-
drückliche Regulierung im Medien-
dienste-Staatsvertrag den Besonderheiten
dieses Mediums Rechnung tragen . Der
Nutzer soll stets erkennen können, ob er
eine redaktionelle Seite oder eine Wer-
beseite aufruft ."



Ein Verweis durch Hyperlinks wird sich
jedoch dort nur rechtfertigen lassen, so-
fern und soweit die sachgerechte Infor-
mation im redaktionellen Beitrag auf der
Website nicht möglich ist .' ,

Anders sind wohl die Fälle zu beurtei-
len, in denen sich Hyperlinks neben
einem redaktionellen Beitrag z.B . in
Form eines Logos oder sonstiger Werbe-
hinweise befinden .'' Inwieweit sich die
für die Printmedien erhobene Forderung
für das Internet durchhalten lässt, dass es
keine Verknüpfungen zwischen redaktio-
nellem Beitrag über Produkte und/oder
Unternehmen und deren Werbung durch
zu große Nähe bei der Platzierung geben
darf, muss sich ggf . noch zeigen .

Anbieter von Diensten im Internet
müssen für geschäftsmäßige Angebote
ihren Namen und ihre Anschrift und bei
Personenvereinigungen und -gruppen
auch Namen und Anschrift des Ver-
tretungsberechtigten angeben (§ 6 TDG).
Ziel des Gesetzes ist es, einheitliche
Rahmenbedingungen für die verschiede-
nen Nutzungsmöglichkeiten der elektro-
nischen Informations- und Kommun-
ikationsdienste zu schaffen (§ 1 TDG) .

Kommt man zu dem Ergebnis, dass es
hierbei um den Schutz eines für die
Allgemeinheit besonders wichtigen Gutes
geht (z.B . Verbraucherschutz), wäre ein
Verstoß gegen die Kennzeichnungsvor-
schrift regelmäßig zugleich wettbewerbs-
widrig i.S . von § 1 UWG . Für das Infor-
mations- und Kommunikationsdienste-
Gesetz, bei dem es sich um ein Artikel-
gesetz handelt, trifft das in Teilen zweifel-
los zu . Ob dies allerdings für den Art . 1,
das Teledienstgesetz, und dort speziell für
§ 6 TDG gilt, ist offen .

Es geht vorrangig darum, die Identität
der jeweiligen Person(en) feststellen zu
können, die hinter dem Teledienst steht,
was eher für eine allgemeine Ordnungs-
vorschrift spricht. Insoweit ist die Paral-
lele zur Impressumspflicht bei Presse-
produkten oder den Angaben auf Ge-

schäftsbriefen (§ 125 a HGB) zu ziehen.
Insoweit wären jedoch Verstöße gegen
die Kennzeichnungspflicht nur bei Hin-
zutreten besonderer wettbewerbsbezoge-
ner Umstände auch wettbewerbswidrig.
Wird die Identität bewusst und planmä-
ßig verschleiert, träfe dies zu . Eine Klä-
rung durch die Rechtsprechung steht aber
noch aus .

Unabhängig davon kann es für den
Einzelfall noch darauf ankommen, ob es
sich um allgemeine Werbung oder um ein
konkretes Angebot handelt. Die Vor-
schriften des TDG gelten nur für Ange-
bote . An Werbung online sollten im Prin-
zip keine höheren Anforderungen zu
stellen sein, als in anderen Medien . Der
Begriff des Angebots könnte hier aber im
Hinblick auf Entstehung und Ziel des
TDG dennoch weiter auszulegen sein, als
beispielsweise in der Preisangabenverord-
nung .

Weiter gehende Regelungen über die
Unterrichtung des Verbrauchers enthält
das Fernabsatzgesetz (§ 2 FernAG) . Da-
nach muss nicht nur die Identität des
Unternehmers offen gelegt werden, erfor-
derlich sind darüber hinaus insbesondere
Angaben zu wesentlichen Merkmalen der
Ware oder Dienstleistung sowie eventuel-
len Vorbehalten bei der Lieferung, voll-
ständige Preisangaben sowie Hinweise
auf Zahlungskonditionen und Liefe-
rungsmodalitäten, Kosten der Telekom-
munikation und Gültigkeitsdauer des
Angebots . Ferner muss der Verbraucher
spätestens unmittelbar nach Vertrags-
schluss in deutlicher und verständlicher
Form über sein Widerrufs- oder Rück-
gaberecht, Reklamationsmöglichkeiten,
Kundendienst und Gewährleistungs- und
Garantiebedingungen informiert werden,
bei Dauerschuldverhältnissen auch über
die Kündigungsbedingungen .

Verstöße gegen diese Vorschriften
werden regelmäßig zugleich ein wettbe-
werbswidriges Verhalten nach C 1 UWG
sein.

52 Hoeren, a .a .O ., S . 996 .
53 Ernst, Wirtschaftsrecht im Internet, BB 1997, 1057, 1061 .
54 BGH, Urt . u 13 . 7 . 1989, Az . : I ZR 160/87, WRP 1990, 250 - Impressumpflicht .



Unerwünschte Angebotsformen
Das OLG Hamburg hat einem Händler
das so genannte Powershopping verboten,
weil man darin einen Verstoß gegen das
Rabattgesetz sah." Die Methode ist sim-
pel und erinnert an die "umgekehrte Ver-
steigerung", die schon vor Jahren unter-
sagt wurde . Je mehr Käufer sich für ein
Produkt finden, desto billiger wird es .
Dies ähnelt dem Mengenrabatt, ist aber
eben doch nicht dasselbe und deshalb
auch rechtlich anders zu bewerten . Solche
Verkaufsformen werden durch das hier-
für prädestinierte Internet begünstigt .
Auch in dem konkreten Fall hatte man
sich seiner bedient . Solange das Rabatt-
gesetz gilt, bleiben diese Verkaufsmetho-
den angreifbar.

Es werden nicht mehrere Normal-
preise, sondern ein höchster Preis als Nor-
malpreis und davon Mengenrabatte an-
gekündigt, die den Kunden, die sich für
eine höhere Preisstufe entschieden haben,
ab einem bestimmten Umsatz gewährt
werden sollen . Anders als beim gesetzlich
geregelten Fall des Mengenrabatts kommt
es nicht auf die Bestellung eines Kunden -
oder mehrerer bei einer Sammelbestel-
lung, sondern auf die mehrerer, von ein-
ander völlig unabhängiger Kunden an .
Der gesetzliche Tatbestand für einen er-
laubten Mengenrabatt nach § 7 RabattG
wird nicht erfüllt. Das OLG Hamburg
sah in dieser Form - nicht zuletzt wegen
der im Wettbewerbsrecht generell nicht
erwünschten aleatorischen Elemente -
auch keine wirtschaftlich vernünftige
Fortentwicklung . Ob der Kunde in den
Genuss der Preisvorteile komme, hänge
nicht von seinem Verhalten, sondern von
dem anderer ab, das für ihn ungewiss sei
und das er nicht beeinflussen könne .

Berufsspezifische Beschränkungen
Durch Standesrecht bzw. Berufs-

ordnungen verordnete Verbote oder
Werbebeschränkungen gelten selbstver-
ständlich auch für die Präsentation im

55 OLG Hamburg, Urt . v. 18 . 11 . 1999, Az . : 3 U 230/99, BB 2000, 115 .
56 so z .B . für Zahnärzte OLG Koblenz, Urt . v. 13 . 2 . 1997, 'W`RP 1997, 478 .
57 vgl . z .B . BVerfG, Beschl . v. 12 . 9 . 1996, Az . : 1 BvR 744/88, GRUR 1996, 899 = NJW 1996, 3067 -
Apothekerwerbung; BVerfG, Beschl . v . 24 . 7 . 1997, Az . : 1 BvR 1863/96, NJW 1997, 2510 -
Bnefbogengestaltung bei Anwaltsnotaren m.w.H .

58 vgl . dazu Schmittmann, Werbung im Internet, lUDR 1997, 601 ff.
59 OLG Nürnberg, Urt . v. 23 . 3 . 1999, Az . : 3 U 3977/98, MD 1999, 1038 (Ls .) .

Internet . Hierbei ist aber zu bedenken,
dass die immer noch überaus restriktive
Haltung mancher Standesvertretungen
und auch die einzelner Gerichte-" auf
Dauer nicht mehr haltbar sein wird . Dem
steht nicht zuletzt die in mehreren Ent-
scheidungen zum Ausdruck gekommene
liberalere Haltung des Bundesverfas-
sungsgerichts entgegen." Die oft be-
schworene Globalisierung wird im übri-
gen auch hier Veränderungen erzwingen .

Grundsätzlich lässt sich zunächst fest-
halten, dass jene Formen der Darstellung,
die in anderen Medien sowie in Praxis-
broschüren oder sonstigem Werbemate-
rial gestattet sind, in entsprechender
Form auch bei einer Präsentation im
Internet umgesetzt werden können.' Im
Zweifelsfall liegt hierin zugleich die
Grenze, wobei im einzelnen noch zu
klären ist, was den verschiedenen Berufs-
gruppen erlaubt sein kann.

Eine Mailbox ist zulässig, hier ergibt
sich aber bei unverschlüsselten Mittei-
lungen je nach Fallkonstellation u.U . ein
Problem mit der Verschwiegenheits-
pflicht . Gästebücher sind erlaubt, solange
sie nicht zu Werbezwecken genutzt wer-
den, indem die Einträge z.B . als Referen-
zen Dritten zugänglich gemacht werden .

Für unzulässig erklärt wurde das
Gästebuch eines Anwalts, das von "Be-
suchern" für beliebige, also auch auf die
berufliche Tätigkeit des Anwalts bezoge-
ne Äußerungen benutzt werden konnte."
Es soll auf diese Weise nicht Werbung
betrieben werden, die dem Anwalt selbst
verboten wäre . Er muss zwar positive
Äußerungen nicht verhindern, soll aber
nicht das Forum hierfür schaffen, indem
er ein jedermann zugängliches Gästebuch
im Internet bereithält . Ob diese Auffas-
sung nicht doch zu undifferenziert ist
und deshalb im Einzelfall zu weit geht,
womit sie dann auch verfassungsrechtlich
wiederum bedenklich wäre, muss ggf .
noch geklärt werden .



Auffällige grafische Gestaltungen und
Videosequenzen sollten Anwälte, Steuer-
berater und Wirtschaftsprüfer eher unter-
lassen, da dies im Zweifelsfall nicht vom
Informationsinteresse der potentiellen
Mandanten gedeckt ist."

Ärzte sollten sich ähnliche Zurück-
haltung auferlegen, wenngleich anderer-
seits die hierzu zunächst ergangene Recht-
sprechung" in ihren rigiden Beschrän-
kungen eindeutig zu weit ging und nun-
mehr nach (leichter) Lockerung des
Werbeverbots für Ärzte in dieser Form
ohnehin nicht mehr haltbar ist . Archi-
tekten und Ingenieure sind ebenfalls gut
beraten, wenn sie vorläufig eine auf sach-
liche Information beschränkte Präsen-
tation -vorziehen. Eindeutig unzulässig
sind für all diese Berufsgruppen Wer-
bemittel wie beispielsweise Gewinn-
spiele ." Bei Apotheken kann immerhin
der vom Bundesverfassungsgericht ge-
steckte Rahmen genutzt werden.'

Ein Problem ist die Online-Beratung .
Beratungsangebote zu Pauschalpreisen
lassen sich mit den geltenden Gebühren-
ordnungen nicht vereinbaren und sind
deshalb unzulässig . Im übrigen ist zu-
nächst zu fragen, inwieweit eine derartige
Beratung sachgerecht durchgeführt wer-
den kann . Im medizinischen Bereich
bedarf es i .d.R. des persönlichen Kon-
takts . Ferndiagnosen und Ferntherapien
sind nach der gegenwärtigen Gesetzeslage
(§ 9 HWG) ohnehin verboten . Bei der
Beratung durch Anwälte, Steuerberater
und Wirtschaftsprüfer geht es oft um
komplexe Sachverhalte, die zunächst er-
mittelt werden müssen, was häufig bei
einem reinen Onlinekontakt nicht mög-
lich sein wird."

Das Internet als zusätzliches Kommu-
nikationsmittel zu gebrauchen, dürfte
dagegen zulässig sein, sofern im Hinblick

auf die Verschwiegenheitspflicht ein un-
befugter Zugriff Dritter ausgeschlossen ist .

Beschränkungen für bestimmte
Produkte
Werbebeschränkungen und -verbote im
Bereich der Arznei- und Heilmittelwer-
bung gelten selbstverständlich auch für
das Internet.`

Bei der Tabakwerbung, die durch die
Vorgaben der EU in absehbarer Zeit
ohnehin weitgehend verboten sein wird,
gelten im Zweifelsfall für den entspre-
chenden Adressatenkreis die gleichen Be-
schränkungen wie für die Werbung in
Rundfunk und Fernsehen, unabhängig
von der auch durch den Mediendienste-
Staatsvertrag" nicht beantworteten Streit-
frage, ob bzw. wann es sich bei Internet-
Angeboten um Rundfunk handelt . Aller-
dings dürften diese Beschränkungen eben
auch nur dort verbindlich sein, wo Rund-
funkdienste über das Internet angeboten
werden.' Der Mediendienste-Staatsver-
trag enthält nämlich keine entsprechen-
den Regelungen .

Schutz von Internet-Adressen
Eine Internet-Adresse (Domain-Name)
kann jeweils nur einmal vergeben werden .
Die Vergabe ist weltweit einheitlich ge-
regelt . Vergabestelle für die generischen
Top-Level-Domains " .org" (Organisatio-
nen), " .riet" (Internet-Anbieter) und
" .com" (Unternehmen) war aufgrund
eines entsprechenden Vertrages mit der
Regierung der USA seit 1993 allein die
Fa . Network Solutions Inc (NSI)."

Die Vergabe und Verwaltung der
Domain-Namen erfolgte zunächst im
Auftrag der Internet Assigned Numbers
Authority (IANA)" durch so genannte
Network Information Center.` In
Deutschland vergibt das DE-NIC durch

60 Schmittmann, a.a .0 . S. 603 m.v>.H.
61 OLG Koblenz, Urt . v. 13 . 2 . 1997, Az . : 6 U 1500/96, WRP 1997, 478 .
62 OLG Koblenz, a .a.0 .
63 BVerfG, Beschl. v. 12 . 9 . 1996, Az . : 1 BvR 744/88, GRUR 1996, 899 = NJW 1996, 3067 - Apothelcer-
werDung .

64 vgl . dazu Schmittmann, a .a.0 . S . 603 f.
65 dazu Hoeren, a .a .O ., S . 994 .
66 Staatsvertrag über iNlediendienste, in Kraft getreten zum 1 . B . 1997, abgedruckt u .a . in Baden-Württem-

GBI 1997, 181 ff, im Internet unter http ://www.alm.de/medstv.lltm .
67 Hoeren, a .a.0 .
68 wv ,w.netv~ orksolutions .com .
69 wv-w.iana .org .



seine Mitglieder die Domains nach dem
Prioritätsprinzip auf Antrag jeder beliebi-
gen (natürlichen oder juristischen) Per-
son . Eine Kollisionsprüfung mit mögli-
cherweise bestehenden Kennzeichen-
rechten (z.B . durch Abgleichen mit dem
Markenregister) findet nicht statt .

Die kennzeichen- und wettbewerbs-
rechtliche Zulässigkeit zu prüfen, ist je-
denfalls primär Aufgabe des Anmelders .
Die Vergabestellen sind allenfalls unter
besonderen Umständen mitverantwort-
lich . Es werden insoweit Parallelen zur
Verantwortlichkeit der Presse gezogen."

Nachfolgerin der IANA ist seit 1998
die Internet Corporation for Assigned
Names and Numbers (ICANN) ." Wei-
tere Unternehmen können von der
ICANN als Vergabestellen für die Top-
Level-Domains zugelassen werden, wenn
sie ihren Anforderungen genügen .

Diese Form der Vergabe hat sehr früh
dubiose und teilweise auch regelrecht kri-
minelle Adressenhändler auf den Plan
gerufen, die interessante Adressen für
sich registrieren und damit reservieren
ließen, um sie sich zu gegebener Zeit von
den daran interessierten Unternehmen
oder Personen gegen meist erhebliche
Summen - regelrechte Lösegelder - ab-
kaufen zu lassen ("domain-grab-hing")."

Die Registrierung ist zwar in der
ursprünglichen Form nicht mehr mög-

lieh . Die Vergabe eines Domain-Namens
setzt heute die so genannte Konnektie-
rung voraus . Der Anmelder muss für ei-
nen vollständigen Internetzugang zwei
Name-Server angeben, bei denen die
Adresse eingetragen ist . Der Missbrauch
findet aber weiterhin statt, indem man
sich Adressen zuteilen lässt, ohne unter
diesen aktiv zu werden .

Wer gezwungen werden soll, auf diese
Weise seinen eigenen Namen, sein Fir-
menschlagwort oder seine Marke "zu-
rückzukaufen", kann dagegen mit Aus-
sicht auf Erfolg rechtlich vorgehen.
Allerdings kostet eine gerichtliche Aus-
einandersetzung zunächst Zeit . Man soll-
te jedoch auf fragwürdige Angebote oder
gar Erpressungsversuche nicht ernsthaft
eingehen .

Gerichtsentscheidungen'1 und rechtli-
che Abhandlungen'' befassten sich alsbald
mit dem Problem und führten zu ersten
Lösungen . Zwar sind noch manche Fra-
gen offen, denn die Schwierigkeiten
stecken auch hier wieder im Detail .
Grundsätzlich lassen sich viele Konflikt-
fälle zumindest hierzulande aber ohne
weiteres mit Hilfe des geltenden Rechts
lösen . Im Übrigen können neue Top-
Level-Domains und Registrierungsver-
fahren die Missbrauchsmöglichkeiten
zumindest spürbar reduzieren, sodass
sich einiges von selbst erledigen könnte .
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Internationales Schiedsgericht
Seit Ende 1999 besteht eine von der
WIPO` in Genf eingerichtete Schieds-
und Schlichtungsstelle für Konflikte bei
Domain-Namen . Einzelpersonen, Unter-
nehmen, Vereine und Organisationen
können bei einer missbräuchlichen Bele-
gung von Internet-Adressen hier in einem
kostengünstigen und relativ einfachen
Verfahren klagen . Der Zuständigkeits-
bereich ist auf die Domain-Namen im
internationalen Bereich beschränkt, also
die Adressen mit den Zusätzen " .com",
" .org" und " .neC) .

Die Entscheide des Schiedsgerichts
sind zwar nicht ohne weiteres bindend .
Die von der ICANN zur Vergabe von
Domain-Namen autorisierten Unterneh-
men haben sich jedoch dazu verpflichtet,
diese Entscheide zu respektieren . Miss-
bräuchliche Adressen werden deshalb
von ihnen gelöscht .

Schutz nach deutschem Recht
Die einschlägigen Bestimmungen sind
nach deutschem Recht §§ 4, 5, 14, 15
MarkenG und § 12 BGB, daneben auch §
1 UWG. Ferner kommen Ansprüche aus
§§ 823, 826 i . V m. § 226 BGB in Be-
tracht." Geltend gemacht werden können
Unterlassungsansprüche, und zwar nicht
erst bei unberechtigter Nutzung durch
einen Dritten, sondern schon gegen die
spekulative Registrierung, denn bereits
hiermit droht eine Begehungs- bzw. Be-
nutzungsgefahr? Ferner besteht ein Be-
seitigungsanspruch gegen den Verletzer,
der so gezwungen werden kann, eine
Aufhebungs-/Löschungserklärung ge-
genüber der Registrierungsstelle (z.B . DE
NIC) abzugeben."

Als Alternative sollte der Berechtigte
prüfen, ob ihm nicht statt der Löschung
eine Ubertragung der Eintragung die bes-
sere Rechtsposition verschafft . Man kann
sich ggf . zunächst durch einen so genann-
ten WAITH-Eintrag gewissermaßen vor-
merken lassen . Falls die Adresse freigege-
ben wird, rückt man in die Position des
Dritten ein . Damit lässt sich verhindern,
dass sich Dritte zwischenzeitlich der
Adresse bemächtigen, gegen die man
dann erneut vorgehen müsste . Ein derar-
tiger Anspruch wird allerdings nicht ohne
weiteres akzeptiert und lässt sich deshalb
nicht überall durchsetzen .`

Kennzeichnungsfunktion
Die Domain-Kennung dient nicht der
bloßen Registrierung und als Adresse der
Teilnehmer, sondern kann diese zugleich
gegenüber anderen abgrenzen . Sie hat
damit eine Kennzeichnungsfunktion, zu-
mindest sofern und soweit sie als Be-
zeichnung der Person oder des Unterneh-
mens aufgefasst wird.` Dies ist von Fall
zu Fall anhand der jeweiligen Umstände
zu entscheiden .

Die Grundsätze der Verwechslungs-
gefahr - sowie der Verwässerungsgefahr
bei Bezeichnungen mit überragender Ver-
kehrsgeltung - lassen sich heranziehen ."
Allerdings sind gewisse Modifikationen
erforderlich und die Besonderheiten des
Internet allgemein sowie die des jeweili-
gen Einzelfalles zu berücksichtigen. Da-
her muss eine konkrete Gefährdung fest-
zustellen sein, diese bloß kursorisch zu
bejahen, genügt nicht." Ähnliches gilt für
die Aspekte der Rufausbeutung und der
Rufschädigung .
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Namen von Städten und Gemeinden
sind für Privatpersonen und Unter-
nehmen tabu . Auch in der Kombination
mit anderen Begriffen sind sie nicht ohne
weiteres erlaubt . So wurde z .B . die Be-
zeichnung " rechtsanwaelte .koeln .de" für
eine Anwaltskanzlei untersagt ."

Namensgleichheit,
Verwechslungsgefahr
Eine Namensidentität i . S . v. § 12 BGB
wird schon angenommen, wenn nur der
wesentliche Teil davon benutzt wird.$'
Wer mittels seiner verwechslungsfähigen
Domain-Kennung Internetbenutzer an-
lockt, hat damit bereits die Rechte aus
12 BGB verletzt." Bei einer unmittelba-
ren Verwechslungsgefahr, die sich hierin
manifestiert, kommt es auf Branchen-
gleichheit oder Branchennähe nicht an .17

Selbst bei rein privater Nutzung kann
die Eintragung eines überragende Ver-
kehrsgeltung aufweisenden Kennzeichens
als Internetadresse durch eine Person
gleichen Namens den Inhaber des Unter-
nehmenskennzeichens behindern . Bei der
erforderlichen Interessenabwägung wird
dem Interesse des Unternehmers Vorrang
eingeräumt."

Oberdies wird unter markenrechtli-
chen Gesichtspunkten (§§ 4, 14 Mar-
kenG) die Ansicht vertreten, es sei nicht
entscheidend, welche Waren oder Dienst-
leistungen auf der Homepage angeboten
werden sollen . Die verwechslungsfähige
Ware bzw. Dienstleistung sei nämlich
bereits die unter der Domain aufzurufen-
de Homepage selbst, sodass die Situation
nicht anders sei, als z .B . bei zwei unter
identischen Titeln angebotenen Zeit-
schriften, bei denen es auf den Inhalt
ebenfalls nicht mehr ankomme."

Dient die als Domain-Name gewählte
Kennzeichnung zugleich einem Unter-
nehmen als Firmenbestandteil bzw.
Firmenschlagwort, so ist dieses gern . §~ 5,
15 MarkenG dagegen geschützt, dass
Dritte diese Bezeichnung in verwechsel-
barer Weise verwenden. Welche Rechts-
qualität die Bezeichnung des Dritten hat,
war seit jeher unerheblich und bleibt es
auch nach dem jetzigen Markenrecht. Es
kommt allein auf die Verwechslungs-
gefahr an . Die besteht auch bei einer
Domain, denn sie wirkt als besondere
Form der Unternehmenskennzeichnung .
Was selbst für die weniger einprägsamen
Telexkennungen zugestanden wurde,'
muss für die Domain erst recht gelten ."

Die Priorität ist bei identischen Do-
main-Namen - wie auch sonst bei Na-
mensgleichheit - für sich allein kein Kri-
terium . Wer sich als erster eine Kenn-
zeichnung hat registrieren lassen, hat da-
mit noch nicht die bessere Rechtsposition
erworben." Vielmehr ist nach den für das
Recht der Gleichnamigen üblichen Kri-
terien zu prüfen, welches Recht das stär-
kere ist, und eine interessengerechte Lö-
sung zu suchen . Die Priorität im Erwerb
des Namensrechts als solchem verschafft
den besseren Rang . Wann und wo die
Kennzeichnung zuerst gebraucht worden
ist, bleibt dagegen bedeutungslos ."

Unlautere Behinderung
Wer ohne sachlich rechtfertigenden
Grund für sich eine Domain registrieren
lässt, um die so erlangte formale Rechts-
position gegenüber einem anderen auszu-
nutzen und sich die Rechte gege-p ein oft
beträchtliches "Lösegeld" abkaufen zu
lassen, behindert diesen wettbewerbswid-
rig i . S . v. § 1 UWG." Ein Wettbewerbs-
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verhältnis kann insoweit angenommen
werden.% Ebenso handelt unlauter, wer
sich an eine eingeführte Bezeichnung an-
hängt, ohne dass dafür eine Notwenigkeit
bestünde." Davon kann ausgegangen
werden, wenn die gewählte Internet-
adresse weder der natürliche Name oder
die Geschäftsbezeichnung noch die An-
schrift ist und zudem andere Bezeich-
nungen möglich sind."

Zumindest in Fällen, in denen unlau-
tere Motive erkennbar sind, bieten sich
Lösungsmöglichkeiten mit Hilfe des
Markenrechts, ggf. auch des Namens-
rechts ." Hilfs- oder ersatzweise kann
zudem auf das Wettbewerbsrecht zurück-
gegriffen werden, nicht hingegen bei
tatsächlich bestehender (und nicht nur
gezielt herbeigeführter) Namensgleich-
heit und naheliegenden Abkürzungen .
Dort, wo kein Wettbewerbsverhältnis vor-
liegt oder in dem o .g . Sinne angenommen
werden kann, lässt sich u.U . ein An-
spruch auf §§ 826, 1004 BGB stützen .
Eine schikanöse, sittenwidrige Behinde-
rung wird darin gesehen, dass jemand sich
ohne ein nachvollziehbareres, anerken-
nenswertes eigenes Interesse eine Adresse
registrieren lässt, die mit dem eigenen
Namen oder der eigenen Tätigkeit in
keinerlei Zusammenhang steht, aber mit
dem Namen oder der '_Marke eines ande-
ren Unternehmens identisch ist.`

Gattungs- und Branchen-
bezeichnungen
Gattungs- oder Branchenbezeichnungen
können nicht monopolisiert werden . Die
für den Marken- und Kennzeichenschutz
geltenden Grundsätze, nach denen solche
Begriffe für den allgemeinen Gebrauch
freizuhalten sind (§ 8 Abs . 2 MarkenG),
sind entsprechend anzuwenden . Die
sonst übliche Regel, wer zuerst kommt,
kann den Schutz für sich beanspruchen,
wird sich nach den neusten Tendenzen in

96 vgl . dazu BGH, Urt . v. 29 . 11 . 1984, Az . : 1 ZR 158/82, GRUR 1985, 550 = WRP 1985, 399
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der Rechtsprechung insoweit nicht mehr
uneingeschränkt anwenden lassen .

Es gilt jedenfalls nicht als zulässig,
derartige Begriffe ohne jeden unterschei-
dungskräftigen Zusatz zu verwenden und
so die Kundenströme zu kanalisieren . Mit
diesem Effekt ist zu rechnen, Brenn po-
tentielle Kunden eine derartige Bezeich-
nung eingeben und dann unmittelbar auf
die Homepage eines bestimmten Anbie-
ters gelangen . Es besteht die Gefahr, dass
sie die Suche nach anderen Wettbewer-
bern und damit einen weiteren Leistungs-
wettbewerb einstellen . Hierin liegt eine
gern . § 1 UWG wettbewerbswidrige Be-
hinderung, weil die Kunden abgefangen
werden, und ein Verstoß gegen die Prin-
zipien des Leistungswettbewerbs.- Sol-
che Bezeichnungen sind keineswegs voll-
kommen tabu . Erforderlich sind nur
unterscheidungskräftige Zusätze .

Ausscheidender Gesellschafter als
Namensgeber
Scheidet ein Gesellschafter aus, dessen
Name Firmenbestandteil ist, muss die
Fortführung ohnehin geregelt werden
24 Abs . 2 HGB). Das gilt auch-und sogar
ganz besonders - im Hinblick auf den
Domain-Namen.

Selbst wenn der Ausscheidende mit
der Weiterführung des Namens in der
Firma einverstanden war, wird das Na-
mensrecht gern . § 12 BGB verletzt, wenn
dieser später ohne unterscheidungskräfti-
gen Zusatz als Domain-Name verwendet
wird und dadurch eine mit einer neuen
Firmenbezeichnung des früheren Gesell-
schafters oder einem sonstigen kenn-
zeichenmäßigen Gebrauch entsteht . 112

Telefonieren im Internet
Das Telefonieren im Internet ist technisch
möglich, wenngleich dabei noch gewisse
Qualitätseinbußen hingenommen werden
müssen . Weltweit kann so vielfach zum
Ortstarif telefoniert werden .

Dimple;



Nicht nur für die etablierten Anbieter
von Telekommunikationsdiensten kön-
nen sich mit der weiteren Verbreitung
Probleme ergeben, sondern im Hinblick
auf die beschränkten Kapazitäten infolge
von Überlastungen - zumindest bei einer
raschen Zunahme - auch für die Netz-
betreiber, das Netz selbst und damit letzt-
lich für alle Nutzer. Die etablierten An-
bieter haben diese Form des Telefonierens
jedoch teilweise selbst schon in ihr Ange-
bot aufgenommen, wodurch sich einige
Probleme von selbst erledigen . Das Wett-
bewerbsrecht darf den technischen Fort-
schritt ohnehin ebenso wenig behindern
wie den grundsätzlich freien Austausch
von Waren und Dienstleistungen, son-
dern sollte ihn eher sichern .

Selbst wenn man davon ausgeht, dass
das auf den Leistungen anderer aufbauen-
de Anbieten dieses zusätzlichen Dienstes
und der erforderlichen Software als sol-
ches wettbewerbsrechtlich nicht zu bean-
standen ist, könnte sich im Hinblick auf
die möglichen Folgen unter dem Ge-
sichtspunkt Marktstörung ein anderes
Bild ergeben.- Insoweit käme ein Ver-
stoß gegen § 1 UWG in Betracht . An-
sprüche wären gegen jene Softwarean-
bieter und Serviceprovider zu richten, die
diese Möglichkeit des Telefonierens för-
dern . Im Einzelnen ist dies allerdings
nicht geklärt und wird vermutlich Theo-
rie bleiben .

Dass das Internet an der Grenze seiner
Leistungsfähigkeit ist, ist im Grunde fast
der Normalzustand . Diese wächst aber
stetig . Die Frage des wettbewerbsrecht-
lich unlauteren Verhaltens wird also in
solchen Fällen letztlich von der techni-
schen Entwicklung abhängen . Wird das
Netz auch diesen Dienst verkraften, bie-
tet zumindest das geltende Recht unter
Einbeziehung der von der Rechtsprech-
ung aufgestellten Kriterien zu Marktstö-
rungen keine Grundlage für ein Verbot .
Nationale Alleingänge würden hier ohne-
dies nichts bewirken .

Beweisprobleme infolge technischer
Eigenheiten
Bei Wettbewerbsverstößen im Internet
sind im Rahmen der Be-�veissicherung
und der Kontrolle die technischen Eigen-
heiten beim Umgang mit diesem Medium
zu beachten . Die einmal aufgerufenen
Seiten werden u.U . im eigenen PC gespei-
chert und nicht unbedingt neu geladen,
wenn sie später wieder aufgerufen wer-
den, sondern ganz oder teilweise aus dem
eigenen Speicher geholt . Änderungen
bleiben dann unerkannt bzw. erscheinen
nicht, sodass der Eindruck entsteht, die
Werbung werde in der bereits beanstan-
deten bzw. untersagten Form fortgesetzt .

Aufgerufene Seiten können zudem auf
dem Proxy-Server des Providers (zwi-
schen)gespeichert werden . Änderungen
wirken sich in diesen Fällen nicht sofort
aus, sondern erst dann, wenn dort der
Speicher gelöscht wurde . Hierauf hat der
Anbieter der Seiten keinen Einfluss . Er
muss daher die vorgenommenen Ände-
rungen sorgfältig dokumentieren, um im
Streitfall nachweisen zu können, dass er
alles Erforderliche und ihm Mögliche
veranlasst hat .

Zu bedenken ist ferner, dass die ver-
schiedenen Browser ein und dieselbe
Website unterschiedlich darstellen kön-
nen . Man darf gespannt sein, ob und wie
die Gerichte diese technischen Probleme
als solche erkennen und dann rechts-
technisch in den Griff bekommen .

Die virtuellen Wegelagerer
Das Internet bietet selbstverständlich ein
neues, schier unerschöpfliches-Betäti-
gungsfeld für jene, denen es weniger um
die Lauterkeit im Geschäftsleben als die
schnelle Mark oder bald den speedv Euro
geht . Anwälte, die z .B . mit Hilfe von
Suchmaschinen Verstöße gegen das
Rechtsberatungsgesetz aufzuspüren ver-
suchen und dabei durchaus fündig wer-
den, wurden schon geortet . Das ist noch
die eher klassische Variante . Damit kann

1 03 Rindtorff, Telefonie im Internet- Gefährdung des Leistungswettbewerbs, NJW-CoR 1997, 490 ff.



man wie bisher fertig werden. Es sind
eher kleine Fische im Netz, von denen
sich mancher früher oder später selbst
darin verfangen wird .

Wesentlich ärgerlicher sind die virtu-
ellen Wegelagerer, die im Stile von
"Webspace & Co" agieren . Man versucht
im Internet gebräuchliche Begriffe für
sich zu reservieren - im Falle von "Weh-
space" und "Explorer" konnte man sich
solche beispielsweise sogar zunächst in
Deutschland als Marke schützen - und
mahnt dann deren Gebrauch im großen
Stil ab . Die Gemeinde der Internetnutzer
reagierte speziell in diesen Fällen aller-
dings schnell und heftig . Der "Abmahn-
hai" dürfte hier mehr natürliche Feinde
haben als in den angestammten Gewäs-
sern . Neues Spiel, neues Glück, aber viel-
leicht doch noch die eine oder andere
Überraschung .

Pharma Peter und CANEA Pharma
wünschen

PRO HONORE

Zu guter Letzt . . .
. . . möchte man PRO HONORE wün-
schen, dass es mit der Zeit gehen und so
Bestand haben kann . Auf diese Weise
könnte PRO HONORE nicht nur für
den ehrbaren Kaufmann eine erste Adres-
se bleiben, sondern Mittel und Wege fin-
den, um auch den Nutzern des Internets
ein Geheimtipp zu werden . Das Motto
der nächsten Jahre könnte deshalb inso-
weit vielleicht lauten : www.prohono-
re .de, die Links, bei denen man nicht
gelinkt wird .

Wünschen wir also dem Jubilar, dass
er auch das 100-jährige Jubiläum nicht
nur virtuell erlebt, sondern über so viel
"virtus" (Pfeffer i . S . des nämlichen
Sackes) verfügt, um es real ebenso ange-
messen feiern zu können wie die stolzen
75 . So viel Zeit muss sein .

alles Gute zum 75. Jubiläum und viel Erfolg

im weiteren Kampfgegen Schwindel

und Unlauterkeit!

Ursula und Michael Peter



Rückbetrachtung:

Der Gesetzgeber hat sich beim Erlass
des Gesetzes gegen unlauteren Wettbe-
werb (UWG) im Jahre 1909 einer Ge-
neralklausel bedient, die es - damals wie
heute - ermöglicht, u.a . auch nicht tole-
rierbaren Geschmacklosigkeiten in der
Werbung entgegen zu treten . Sie lautet
"Wer im geschäftlichen Verkehr zu
Zwecken des Wettbewerbs Handlungen
vornimmt, die gegen die guten Sitten ver-
stoßen, kann auf Unterlassung und Scha-
densersatz in Anspruch genommen wer-
den." Diese Regelung hat sich als eine
weise Entscheidung erwiesen . Anfang des
vergangenen Jahrhunderts war schließlich
weder absehbar, welche technischen Mög-
lichkeiten den Werbetreibenden in späte-
rer Zeit zur Verfügung stehen würden,
noch welche gesellschaftspolitischen Ver-
änderungen die Anschauungen darüber,
was erlaubt ist und was verboten sein
sollte, beeinflussen würden .

So wurde in den dreißiger Jahren des
vorigen Jahrhunderts eine Zigarettenbild-
sammlung "Schöne Frauen in der Kunst",
die "offenbar nur den Zweck hatte, an
niedere Instinkte zu appellieren und be-
sonders verwerflich war, da sie in größe-
rem Umfang auch in die Hand von Ju-
gendlichen gelangte", auf Grund dieser
Klausel als sittenwidrig verboten.' Im
Einzelhandel gab es Vereinbarungen, die
die Verwendung von Weihnachtsbäumen
zu XX/erbezwecken weitgehend ein-

Dr. Hanpeter Vogel'

Geschmacklose Werbung
- Zwischen Meinungsfreiheit und Zensur' -

schränkten ." Heutzutage macht sich, zu-
mindest in der Bundesrepublik Deutsch-
land, kein Mensch mehr Gedanken da-
rüber, derartige Werbekampagnen zu
beschränken oder gar zu verbieten .

Auch der Gesetzgeber selbst nimmt
unter veränderten Bedingungen neue
Bewertungen vor. Ein Beispiel dafür ist
die vergleichende Werbung, die in
Deutschland kraft ständiger Rechtspre-
chung grundsätzlich wettbewerbswidrig
war. Seit Erlass der Richtlinie 97/55/EG
über irreführende Werbung zwecks Ein-
beziehung der vergleichenden Werbung
hat sich die Rechtslage zu dieser Thema-
tik geändert . Der deutsche Gesetzgeber
hat die Richtlinie soeben in das nationale
Recht umgesetzt, der BGH zog sie bereits
seit einiger Zeit zur Auslegung heran .
Hiernach ist die vergleichende Werbung
nur noch dann sittenwidrig, sofern bei
einem Vergleich der Waren oder Dienst-
leistungen des Werbenden und denen
eines Mitbewerbers nicht wahrheitsge-
mäß aufgeklärt wird oder der Werbende
die Produkte des Mitbewerbers herab-
setzt oder verunglimpft .' Die Bewertungs-
maßstäbe wandeln sich also .

Im Grenzbereich der Normen und
ihrer Anwendbarkeit kommt dem Deut-
schen Werberat Bedeutung zu . Anrufung
und Spruch des Werberates sind gerade in
den Fällen von Gewicht, in denen die
Justiziabilität einer Werbemaßnahme auf
Grund gesetzlicher Norm zweifelhaft
erscheint . Im Jahre 1999 lagen dem

1 Dr. iur. Hans eter Vogel ist Syndikus der Handelskammer Hamburg und Vorsitzender der gesetzlichen
Einigungsstele nach § 27 a UWG. Er ist ferner Mitglied des Gutachter-Ausschusses für Wettbewerbsfra-
gen, gebildet von den Spitzenorganisationen der gewerblichen Wirtschaft, und Lehrbeauftragter an der
Universität Hamburg . Im Jahr 1999 wurde Dr.Vogel in den Beirat von PRO HONORE berufen .

2 Zur Vorbereitung des Manuskripts leistete Referendar Norbert Heier wertvolle Hilfe; ihm sei auch an
dieser Stelle vom Verfasser gedankt.

3 Raue/ Röttger, Werbung! Zulässig oder Verboten?, Berlin 1937, S . 126
4 Raue/ Röttger, a.a .O ., S . 128
5 vgl . hierzu BGHZ 138, 55, 59 ff . ; BGH WRP 1999, 414, 415 ; BGH GR 99, 69 ff.



Werberat insgesamt 401 Proteste gegen
Werbebotschaften vor, so viele wie nie
zuvor. Hiervon entfielen 253 Proteste auf
Werbeanzeigen.' Die Eingriffsmöglich-
keiten des deutschen Werberates sind
allerdings beschränkt . Während die
Selbstkontrollorgane anderer Länder'
werberechtliche Grundsätze unmittelbar
durchsetzen können, kann der Werberat
in Deutschland lediglich versuchen, auf
eine bestimmte korrekte Verhaltensweise
hinzuwirken, diese jedoch nicht unmittel-
bar erzwingen . Insofern ist nicht gewähr-
leistet, dass eine vom Werberat beanstan-
dete Werbung aufgrund dieses Spruches
anschließend auch von sämtlichen Me-
dien boykottiert wird .

Generalklauseln sind also ambivalent .
Ihr Vorteil ist, dass sie auf neue Sach-
verhalte, die der Gesetzgeber nicht vor-
hersehen konnte, ohne weiteres anwend-
bar sind . Ihr Nachteil ist, dass zeit- und
personenbedingte Wertungen innerhalb
eines sehr weiten Beurteilungsspielraums
vorzunehmen sind und dass deshalb die
mutmaßliche Rechtsprechung im vorhin-
ein schwer berechenbar ist. Das bedeutet
zugleich, dass zu neuen Sachverhalten er-
gangene Rechtsprechung häufig zunächst
umstritten ist und dass mit guter Be-
gründung auch gegen sie argumentiert
werden kann . Die Anwendung des UWG
auf "geschmacklose Werbung" macht die-
ses Dilemma besonders anschaulich .

Die aktuelle Rechtslage

Seit der Rechtsprechung des Reichs-
gerichts gilt: Gegen die guten Sitten (~ 1
UWG) verstößt, was dem Anstands-
gefühl aller "billig und gerecht Den-
kenden" widerspricht . Dieses Anstands-
gefühl der billig und gerecht Denkenden
hat der mit dem Fall befasste Richter
jeweils zu ermitteln . In aller Regel nimmt
er sein eigenes dafür . Nun dachte der
Mensch im Kaiserreich anders als der in
der Weimarer Republik ; der während des
NS-Regimes anders als der in den 60er
Jahren der Bundesrepublik Deutschland -
und der Bürger heute am Beginn des 21 .

6 Hamburger Abendblatt vom 22 .3 .2000
7 z .B . in den Niederlanden, Belgien und Großbritannien
8 BGH GRUR 70, 557, 558 ; vgl . ferner LG Hamburg, NJ'~X'-RR 1989, 488

Jahrhunderts wiederum anders als jener.
Will sagen: Ebenso wie die Methoden der
Werbung unterliegt auch deren Beurtei-
lung unter dem Gesichtspunkt des "gu-
ten" Geschmacks dem permanent statt-
findenden Wertewandel . Kaum etwas
wandelt sich schneller als der Geschmack,
über den sich bekanntlich trefflich - oder
auch nicht - streiten lässt .

Die Werbetreibenden müssen, um Er-
folg zu haben, ständig auf neue Trends
und gesellschaftliche Strömungen reagie-
ren . In Anbetracht der Fülle der unter-
schiedlichen Werbebotschaften gilt es
zudem, Ideen zu entwickeln, die dazu
führen, dass die Werbung vom Verbrau-
cher überhaupt noch wahrgenommen
wird . Insbesondere im letzten Jahrzehnt
haben sich unter diesem Druck Werbe-
formen ausgebreitet, die von weiten Tei-
len der Gesellschaft durchaus als ge-
schmacklos empfunden werden . Diese
Werbeformen fallen überwiegend nicht
nur optisch besonders auf, sondern füh-
ren oftmals dazu, dass in den Medien eine
Debatte darüber beginnt, ob derartige
Werbebotschaften noch zu tolerieren
sind . Das verschafft dem Produkt oder
dem werbenden Unternehmen einen wei-
teren Popularitätsschub .

Meinungsfreiheit oder Geschmacks-
zensur - ist das die Frage? Natürlich nicht
im Sinne eines entweder - oder. Aber zwi-
schen diesen Polen hat sich die Recht-
sprechung zu bewegen . Festzuhalten ist
die erfreuliche Klarstellung des BGH : ~ 1
UWG gestattet nicht die Geschmacks-
zensur.' Im Laufe der Jahre hat die Recht-
sprechung Fallgruppen entwickelt, die für
die Beurteilung, ob eine Werbung sitten-
widrig ist oder nicht, ausschlaggebend
geworden sind . Für die Einstufung ge-
schmackloser Werbung als sittenwidrig
sind danach insbesondere folgende Ge-
sichtspunkte herangezogen worden :

" Werbung mit sexistischen Inhalten
Ein Getränkehersteller versah mit Li-

kör gefüllte Miniaturflaschen mit Etiket-
ten, die mit der Markenbezeichnung "Bu-
sengrapscher" bzw. "Schlüpferstürmer"



bedruckt waren . Um dem Verbraucher
eine bessere Vorstellung zu vermitteln,
was mit diesen Bezeichnungen gemeint
sein sollte, befanden sich auf den Etiket-
ten zusätzlich noch anzügliche Bilddar-
stellungen .

Der BGH hat diese Werbung als
geschmacklos und sittenwidrig i .S .d . § 1
UWG eingestuft, da die Wort- und Bild-
darstellungen "in obszöner Weise den
Eindruck der freien Verfügbarkeit der
Frau in sexueller Hinsicht vermitteln und
zugleich die Vorstellung fördern sollen,
dass die so bezeichneten alkoholischen
Getränke geeignet seien, solcher Verfüg-
barkeit für die angesprochenen sexuellen
Handlungen Vorschub zu leisten ."'

Das ist ein vertretbarer Standpunkt .
Immerhin hatte aber das Berufungsge-
richt als Vorinstanz die Auffassung ver-
treten, die Werbung stelle keinen Verstoß
gegen das UWG dar. Sie verletze noch
nicht schamlos anstößig das sittliche
Empfinden, da sich das Publikum längst
an frivole Texte und sexbetonte Bilder
gewöhnt habe.°

Dieses Argument enthält zwar eine
zutreffende Feststellung ; vermag diese
aber die vorgenommene Wertung zu tra-
gen? Führen Abstumpfung und Gewöh-
nung zur Verneinung der Sittenwid-
rigkeit? Wie lange Zeit und welches
Ausmaß braucht Gewöhnung? Die Fra-
gen zeigen, auf welch schwankendem
Terrain sich Rechtsprechung hier bewegt .
Einigermaßen Richtschnur kann nur
geben die Übereinstimmung darin, wel-
ches Rechtsgut in jedem einzelnen Fall
geschützt werden muss . Im Falle "Busen-
grapscher"/ "Schlüpferstürmer" geht es
um das Rechtsgut der sexuellen Selbst-
bestimmung, des Schamgefühls und der
Nicht-Diskriminierung der Frau . In der
Abwägung dieses verletzten Rechtsguts
mit dem Rechtsgut des Werbungtrei-
benden auf Meinungsfreiheit (Art. 5 GG)
und Freiheit seiner wirtschaftlichen
Entfaltung (Art . 2 GG) hat der BGH das
erstere höher bewertet. Dem ist zuzu-

9

	

BGH GRUR 1995, 592, 594 f.
10 vgl . BGH GRUR 1995, 592, 594 f.
11 Urteil vom 13 .5 .1996 ; Az . : 1587/96
12 Urteil vom 29 .3 .1996 ; Az . : KH O 19/96
13 Ollers, EWiR 1995, 811, 812

stimmen . Schon die für die Werbung ver-
wendeten Vokabeln sind (nicht nur
geschmacklos sondern) herabsetzend und
die Würde der Frau verletzend .

In einem anderen Fall hatte das OLG
München über eine Werbung zu entschei-
den, bei der das Foto einer Frau, die ein
schulterfreies Latexkostüm trug, sie in
Gestalt einer Nixe erscheinen ließ . Auf
diesem Kostüm war über die gesamte
Länge ein Reißverschluss abgebildet .
Neben der Frau stand das beworbene
Produkt, eine Flasche Wodka. Über der
Darstellung stand : "Hätten Sie nicht Lust,
sie gleich zu öffnen?"" Diese Werbung
sah das OLG München nicht als sitten-
widrig an .

In diesem Sinne urteilte auch das LG
Bayreuth," das sich mit einer Likörfla-
sche zu beschäftigen hatte, deren Etikett
die Aufschrift "Scharfer Hüpfer" hatte .
Das Etikett zeigt eine nackte Frau, die
sich in der Gedankenblase eines Mannes
befindet . Sie rekelt sich auf einem Bett
und der Mann greift begierig nach ihrem
Fußgelenk . Zum Zeitpunkt dieser Ent-
scheidung lag das Urteil des BGH in
Sachen "Busengrapscher"/"Schlüpferstür-
mer" schon vor (vgl . Fußnote 9) . Nach
dessen Maßstab hätte das LG Bayreuth
den von ihm entschiedenen Fall ebenso
gut als sittenwidrig einstufen können -
und müssen?

Hinsichtlich seiner Busengrapscher-
Entscheidung musste sich der BGH Vor-
würfe aus dem Schrifttum gefallen lassen,
dass die Verbraucher in der Öffentlichkeit
ohnehin an jedem Kiosk, in Boulevard-
zeitungen und nicht zuletzt auch im
Fernsehen laufend mit ähnlichen Dar-
stellungen konfrontiert würden . Mithin
schwebe über dem Flaschenverbot ein
Hauch des Unzeitgemäßen." Das sehen
freilich nicht alle so . Nicht alles, was von
Teilen der Gesellschaft praktiziert werde,
könne als Richtschnur für die Einstellung
der Allgemeinheit herangezogen werden .
Was verboten sei, müsse "nicht nach dem
bestimmt werden, was ist, sondern nach



dem, wie es sein soll ."' , Die Vertreter
dieser Auffassung müssen sich jedoch die
Frage stellen lassen, unter welchen Ge-
sichtspunkten denn zu beurteilen ist, wie
es sein soll. Eine demoskopische Erhe-
bung bietet lediglich einen repräsentati-
ven Querschnitt der Gesellschaft . Dem
Minderheitenschutz muss Rechnung ge-
tragen werden . Soll eine Werbung verbo-
ten werden, sobald 51 % der Bevölkerung
sie für sittenwidrig hält? Oder erst bei
90%? Spielen regionale Besonderheiten
eine Rolle? Man sieht - die Bandbreite,
innerhalb derer unterschiedliche Betrach-
ter zu unterschiedlichen Ergebnissen
gelangen, ist groß .

Noch einmal - nur die Frage nach dem
jeweiligen Rechtsgut, das zu schützen
und höher zu bewerten ist als das Grund-
recht der wirtschaftlichen Betätigung,
welches die Freiheit zur Werbung ein-
schließt, vermag halbwegs verlässliche
Orientierung zu bieten . Der gute Ge-
schmack ist als solcher kein justiziables
Rechtsgut . Erst wenn die gewählten Ge-
schmacklosigkeiten den (schützenswer-
ten) Wettbewerb verfälschen, etwa durch
"übertriebenes Anlocken", durch "über-
steigerte, anreißerische Werbung", ist die
Wettbewerbshandlung als Verstoß gegen
§ 1 UWG einzuordnen .

" Schockierende Werbung''
Unter den Begriff der schockierenden

Werbung lassen sich insbesondere die
Werbekampagnen des italienischen Be-
kleidungsherstellers Benetton einordnen,
die nicht nur in Deutschland die Gerichte
beschäftigt haben . Hierzu gehörten u.a .
eine ölverschmierte Ente`, ein an Aids
Gestorbener, der von seinen Angehörigen
betrauert wird" sowie ein nacktes Kör-
perteil eines Menschen, dass mit dem
Stempel HIV-Positiv versehen ist." Die
Veröffentlichung dieser Anzeigen wurde
von der deutschen Rechtsprechung
untersagt . Andere Motive wie z.B . ein

Plakat, welches ein blutverschmiertes
Neugeborenes zeigte, wurden hingegen
nicht in Deutschland verboten . In den
USA warb eine Versicherungsgesellschaft
für eine von ihr angebotene Lebensver-
sicherung mit den Todesschreien eines
gerade von einer Brücke gestürzten
Mannes.`

Die Firma Benetton begründete die
Philosophie, die hinter ihrer Werbung
steckte damit, dass sie eine bestimmte
eigene Anschauung zu den dargestellten
Problembereichen darstellen wolle (Mei-
nungsfreiheit) . Die Beworbenen könnten
selbst entscheiden, ob sie sich mit dieser
Anschauung solidarisieren möchten,
indem sie die Produkte der Firma kauften
- oder nicht .

Es handelt sich mithin um eine mittel-
bare Form der Produktwerbung . Ein
direkter Bezug zu den Produkten, deren
Umsatz gesteigert werden soll, existiert
nicht . Aber nicht schon dieser Umstand,
die fehlende Sachnähe, macht diese Wer-
bung sittenwidrig . Es handelt sich um
eine Variante der Imagewerbung, die als
solche natürlich zulässig ist .2°

" Gefühlsbetonte Werbung
Wettbewerbsrechtlich relevant wer-

den diese Fälle jedoch unter dem Aspekt
der "gefühlsbetonten Werbung" . Diese ist
nach C 1 UWG unzulässig, wenn sie dem
Prinzip des Leistungswettbewerbs wider-
spricht, weil sie den umworbenen Kun-
den unter Ausnutzung seiner Gefühle
davon ablenkt, das beworbene Angebot
auf seine Qualität und auf sein Preis-Leis-
tungsverhältnis zu prüfen und damit die
Kaufentscheidung "unsachlich" beein-
flusst. = '

Die umstrittene Benetton-Werbung
(und ihr ähnliche Fälle) soll bei ihren
Adressaten Entsetzen, Ablehnung, Em-
pörung oder Mitleid erzeugen und da-
durch Solidaritätsgefühle mit dem wer-
benden Unternehmen auslösen . Auf diese

14 Gaedertz/ Steinbock, WRP 1996, 978, 98015 Begriff u .a . bei Henning-Bodewig, GRUR 1997, 180 ;
Baumbach/Hefermehl, Kommentar "Wettbewerbsrecht", 21 . Auflage, 1999, § 1 UWG Rn . 187a ff .

16 BGH NJW 1995, 2488
17 LG Frankfurt, WRP 1992, 429
18 BGH NJW 1995, 2492
19 siehe Frankfurter Rundschau vom 30 .1 .1992 : "Brutale Werbespots sollen Firmenkasse füllen"
20 Baumbach/Hefermehl, aa0
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Weise sollen dessen Ansehen und seine
Geschäftstätigkeit gesteigert werden,
ohne dass die Werbung einen Informa-
tionswert für die beworbene Ware oder
Leistung besitzt."

Soweit, so gut - solange diese Ge-
dankenkette aufgeht . Das war aber in der
Benetton-Kampagne nicht der Fall, wie
die Auseinandersetzungen innerhalb der
Gruppe bewiesen . Es traten Umsatzrück-
gänge ein, die Franchisenehmer machten
gegen den Franchisegeber Schadens-
ersatzansprüche geltend . Also - die beab-
sichtigten Solidaritätsgefühle des Publi-
kums wurden gar nicht geweckt ; eher das
Gegenteil trat ein . Sollen mit dem
Wettbewerbsrecht Absichten sanktioniert
werden_? Die Schwäche der BGH-
Rechtsprechung in diesen Fällen liegt
darin, dass die unterstellte Beein-
trächtigung des Leistungswettbewerbs
gar nicht stattgefunden hat . Natürlich hat

22 Baumbach/Hefermehl, aa0, § 1, Rn . 187a

Benetton eine bis heute andauernde
Aufmerksamkeit erzeugt . Das aber will
jede Werbung erreichen .

Wettbewerbsrechtlich unzulässig wird
dieses Ergebnis dann, wenn es durch
Rechtsverstoß erreicht wird - wie durch
Verstoß gegen das Leitbild des Leistungs-
wettbewerbs, durch Verletzung straf-
rechtlicher oder ordnungsrechtlicher
Normen oder durch Verletzung grund-
rechtlich geschützter Rechtsgüter, wie
z.B . der Menschenwürde . Das letztere
war der Fall in der "HIV-Positiv"-
Werbung . Durch kommerzielle Aus-
nutzung im Wege der Schockwerbung ist
hier die Würde und Intimsphäre der von
der Krankheit befallenen Menschen ver-
letzt . Das ist sittenwidrig nach § 1 UWG .
Nur in solchen Fällen ist die von der
Rechtsprechung vorzunehmende Grenz-
ziehung richtig, notwendig und auch
einigermaßen berechenbar möglich .



Dr. Henning VoscherauJ

"Herausforderung Anstand"
Das neue Jahrhundert im Spannungsverhältnis

zwischen Gemeinsinn und Eigennutz

"Mit dem rituellen Ruf nach dem Staat
geht ein - wie ich finde - gefährlicher Ver-
lust an Gemeinsinn einher . Wer hohe
Steuern zahlt, meint allzu leicht, damit
seine Verpflichtungen gegenüber der Ge-
meinschaft abschließend erfüllt zu haben.
Vorteilssuche des Einzelnen zu Lasten
der Gemeinschaft ist geradezu ein Volks-
sport geworden . Wie weit sind wir ge-
kommen, wenn derjenige als clever gilt,
der das soziale Netz am besten für sich
auszunutzen weiß, der Steuern am ge-
schicktesten hinterzieht oder der Subven-
tionen am intelligentesten abzockt?"

Bundespräsident Herzog scheint bei
seiner Berliner Rede ein Grußwort für
die heutige Veranstaltung von PRO
HONORE im Sinn gehabt zu haben .
PRO HONORE, diese traditions-

reiche hamburgische Institution, seit Ge-
nerationen Instanz für das Ethos des ho-
norigen hanseatischen Kaufmanns, Wäch-
ter über die Lauterkeit im Geschäftsle-
ben, ruft, und wir alle folgen diesem Ruf
sehr gern .

Signalisiert er doch, dass der Verein
PRO HONORE, dessen Stimme, ob-
wohl die Zeiten eher tägliche Alarm-
signale erfordern, in den letzten Jahren
seltener und leiser geworden zu sein schi-
en, seiner wichtigen Aufgabe wieder mit
neuem Schwung nachgehen will .

Ein solcher Entschluss heißt : PRO
HONORE ist weder müde geworden,
noch resigniert . Gerade heute wollen sei-
ne Mitglieder es wissen - wir doch eigent-
lich alle, oder?! Ethik und Moral im Ge-
schäftsleben sind leider unverkennbar
auf dem Rückzug . PRO HONORE ist
gefordert . Unsere Unterstützung für
PRO HONORE ist gefordert .

Leitbild des lauteren hanseatischen
Geschäftsmanns, "Eines Ehrbaren Kauf-
manns", ist die unbedingte Verlässlichkeit
des einmal gegebenen Worts . "Mit dem
kann man noch Verträge per Handschlag
schließen ."- sehnsuchtsvoller Stoßseuf-
zer, durch den gleichermaßen zum Aus-
druck gebracht wird, wie es eigentlich
stets sein müsste und dass es im Glücks-
fall als Ausnahme noch so ist .

Denn die schlechte Regel ist heute
eine andere. Cleverness, nicht Lauterkeit
muss man im Geschäftsleben beweisen .
Allerdings : Beide müssen nicht unbedingt
im Gegensatz stehen . "Ius vigilantibus" -
das Recht ist für die Wachen - lautete ein
Wahlspruch schon in der Zeit des legen-
dären, europaweit heute immer noch
wirksamen Römischen Rechts, auf des-
sen Wurzeln sich nicht selten die Har-
monisierung der nationalen Rechtsord-
nungen in der Europäischen Union zu-
rückverfolgen läßt . Und auch "Qui suo
iure utitur, neminem laedit." Wer sein
Recht ausübt, verletzt niemanden, ver-
letzt die Rechte Dritter nicht - gilt in Eu-
ropa seit mehr als 2000 Jahren .

Für uns heute soll das heißen : Im
Geschäftsleben hellwach, flexibel, ent-
scheidungsfähig zu sein, Chancen zu su-
chen, Rechte zu erwerben und erworbene
Positionen gewinnbringend zu nutzen, ist
der Schlüssel zum Erfolg, das Geheimnis
von Gewinn, Steuern, Arbeitsplätzen,
also zugleich die Grundlage der res publi-
ca, einer stabilen Demokratie und eines
bezahlbaren, verläßlichen Sozialstaats .

So weit, so gut : gesunder, regelgere-
chter, sozialverträglicher Eigennutz als
Kern eines jeden blühenden Gemein-
wesens .

Rede des Ersten Bürgermeisters a.D . der Freien und Hansestadt Hamburg, Notar Dr. Henning Voscherau,
auf Einladung von PRO HONORE in Hamburg am 29 .10 .1998 . Die Form des Vortrags wurde beibehalten .



Doch kennt das Sprichtwort auch den,
der "über Leichen geht", etwas harmloser,
"mit dem schlecht Kirschen essen ist,"
Mitmenschen, vor denen man sich hüten
muss, denen man besser aus dem Wege
geht, weil man ihnen nicht über den Weg
traut . Gegeben hat es das schon immer.
Wer kennt nicht das Gefühl, hereingelegt
worden zu sein?
" Wer ist heute so ohne weiteres sicher,
sich auf den Handschlag eines Unbe-
kannten, ja . eines Bekannten, verlassen
zu können, sobald sich herausstellt,
dass der Handschlag zum Nachteil aus-
schlägt?
Welcher Handwerksmeister schläft ru-
hig bei Aufträgen, die er weder verlie-
ren, noch sich leisten kann, am Ende
nicht an sein Geld zu kommen?
Welcher Exporteur kann noch auf die
Sicherung seiner Forderungen verzich-
ten?
Welcher Kaufmann kennt nicht das un-
gute Gefühl, dass Mängelrügen - nach
Lieferung, vor Zahlung - aus durch-
sichtigen, nicht nachweisbaren Motiven
erhoben werden?
Welcher Bauherr fürchtet nicht viele Un-
wägbarkeiten dieser Branche - sogar im
Umgang mit Genehmigungsinstanzen?
Und welcher Gebrauchtwagenkäufer
soll auf ein . unparteiisches, technisches
Urteil über den Zustand des Traumau-
tos verzichten?

Doch warum nur Beispiele aus dem mit-
telständischen Erfahrungsalltag?

" Welche Versicherungsgesellschaft muss
nicht mit der Stornorate eines großen
Strukturvertriebs rechnen?

" Welcher Bankkunde konnte sich auf Zins-
und Vorfälligkeitsrechnungen verlas-
sen, bis der BGH Klartext urteilte?

" Welcher Firianzamts-Vorsteher, welcher
Durchsuchungsrichter traut gegenüber
EDV-Ausdrucken luxemburgischer
Kundenkonten, geschweige denn eige-
nen Sammelkonten der Bank dort, noch
der Unschuldsmiene honoriger Frank-
furter Vorstände?
Welcher Vorstandsvorsitzende, der den
Konzern, den er führt, laufend Einkäu-
fe bei eigenen Familienfirmen machen
läßt - hopefully zu Marktpreisen - kann
Gutgläubigkeit vorschützen?

Wir sind unsicher geworden, worauf
man sich noch verlassen kann . Natürlich :
Das alles gab es immer . Die Weltliteratur,
ja die Bibel, ist voller Wechsler, Wucherer,
Schacherer und Betrüger . Die Roß-
täuscher vergangener Epochen haben sich
über viele Branchen verbreitet . Und
doch : Haben wir nicht alle das Gefühl,
dass die Entwicklung aus dem Ruder
läuft? Dass unklar wird, was Regel, ;vas
Ausnahme ist . Und dass "die Ehrlichen
die Dummen" sind, um mit Ulrich
Wickert zu sprechen?

Wir im Norden, in der Tradition der
stolzen Hanse, wir in Hamburg mit der
ruhmreichen Jahresschlußversammlung
"Eines Ehrbaren Kaufmanns", mit PRO
HONORE, saßen, sitzen wir nicht im-
mer noch ein klein wenig auf dem stolzen
Roß der Überzeugung, hier bei uns an der
Elbe sei das alles viel weniger verbreitet -
viel besser - als im Süden?

Wenn das so ist, ist es ja gut . Aber ist
es wirklich so? Und bleibt es so ange-
sichts der besonderen Verflochtenheit der
hamburgischen Kaufleute mit den Ge-
bräuchen ferner Länder und Kontinente,
angesichts ihrer exponierten geschäftlich-
en Lage, der Notwendigkeit der Selbstbe-
hauptung in Europäisierung und Globali-
sierung? Schlechte Beispiele verderben
gute Sitten, heißt es .

Wir alle haben ein Interesse daran, den
Beweis zu führen, dass dieser Satz auch
umgekehrt funktioniert : Gute Beispiele
setzen schlechte Sitten in's Unrecht. Dies
ist die Aufgabe, die sich PRO HONORE
gestellt hat . Dies ist die Aufgabe, die sich
uns allen stellt . Und dies ist die Brücke,
die möglichst viele einladen sollte, sich
zur Unterstützung von PRO HONORE
aufzuraffen .

Doch möchte ich es nicht bei diesem
Aufruf bewenden lassen und bei der
bloßen Feststellung einer Fehlentwick-
lung stehenbleiben . Schließlich kommt sie
nicht von ungefähr. Sondern sie ist einge-
bettet in die Ellenbogengesellschaft, in
das Zusammenwachsen unseres Globus
mit seinen sehr unterschiedlichen Menta-
litäten, in eine Zeit schnellen gesellschaft-
lichen Wandels, den man nicht ausblen-
den kann, will man sich nicht dem Vor-
wurf aussetzen, ein hoffnungsloser Ro-



mantiker zu sein, rückwärts blickend, die
Vergangenheit und ihre Sitten verklärend,
untauglich zum Erfolg in der Welt von
morgen - anständig, aber ein Looser.

Besser Leichen im Keller als ein Loo-
ser? Ist das der uneingestandene - oder gar
der frech vor sich hergetragene - Grund-
konsens am Ende des 20 . Jahrhunderts?
Mich macht nachdenklich, wie oft man,
und zwar unausgesprochen als aktuell
gemeinte Lektion, den Satz hören kann,
noch jedes ererbte große Vermögen, jeder
alte Reichtum, gehe auf einen moralisch
angreifbaren, wenn nicht kriminellen,
Urgroßvater zurück . Hamburgische Er-
folgsgeschichten früherer Jahrhunderte
dienen als Beispiel . Aber in jenen Jahr-
hunderten waren auch Angriffskriege als
Fehden der Fürsten an der Tagesordnung
- und völkerrechtlich zulässig . Es galten
andere Maßstäbe . Nicht nur andere Völ-
ker, auch andere Zeiten, andere Sitten .

Zu Beginn des 21 . Jahrhunderts bildet
sich eine neue, globale Zivilisation heraus .
Sie darf nicht in erster Linie einem sehr
kleinen Kreis asiatisch-amerikanisch-
europäischer Multimilliardäre dienen,
dem sich die Regierungen anbiedern müs-
sen . Am Gelde hängt, zum Gelde drängt
doch alles . Sie muss also begleitet sein von
anerkannten Regeln einer global gültigen,
menschlichen Verhaltenskultur. Hier
kommt es auf Vorbilder und Beispiele an .
Und wie im Umweltschutz muss der Satz
gelten : Global denken, lokal handeln .
Oder in der Weisheit unserer überkom-
menen Sprichwörter : Ein jeder kehre vor
seiner Tür .

Wie also sieht es aus vor unserer Tür
im Übergang zum neuen Jahrhundert?
Wie stehen die Zeichen für die Zukunft
von Treu und Glauben? Welche Ursach-
en, über deren Folgen wir heute nachden-
ken, wirken unverändert weiter? Die
Stabilität unserer politischen und sozialen
Ordnung zeigt Risse . Aber wir alle ken-
nen doch den Satz : Not kennt kein Ge-
bot . Der Grundkonsens der deutschen
Nachkriegsgesellschaft war stets : Arbeit-
geber und -nehmer ernten gemeinsam die
Früchte des Wachstums : Sozialpartner-
schaft . Diese Teilhabe war Garant für
sozialen Frieden und wirtschaftliches
Wachstum, war Garant für Lauterkeit im

Geschäftsleben . Jeder hatte etwas davon .
Seit Beginn der 80-er Jahre ist dieser
Grundkonsens in Gefahr, wird er als alt-
modisch delegitimiert, auch er als verklä-
render Rückblick gesellschaftlicher Sozial-
romantiker, Looser in der globalen Wett-
bewerbswelt von morgen . Lauterkeit im
Geschäftsleben und Menschenwürde als
Staatsziel des Grundgesetzes - beide Gegen-
stand von Hohn und Spott, beide in der
Defensive : Wir waren schon mal weiter.

Die Massenarbeitslosigkeit hat sich
zum Dauerproblem entwickelt und hat
schließlich das Zutrauen zu einer interna-
tional sehr erfolgreichen Bundesregie-
rung untergraben . Hinzu kommen viel-
fältige Probleme durch einen enormen Zu-
wanderungsdruck .

Wie in einem Brennspiegel konzen-
trieren sich diese Entwicklungen in den
Städten . Hamburg ist da bestes Beispiel .
Auf der einen Seite gibt es wachsenden
Wohlstand . Auf der anderen Seite entste-
hen Armutsghettos . Die Großstädte wer-
den zum Flucht- und Sammelpunkt der
Benachteiligten und Ausgegrenzten, der
Arbeitslosen und Sozialhilfeabhängigen,
der Obdachlosen und illegal Eingewan-
derten ; auch all jener, die mit Drogen-
handel oder anderen kriminellen Ge-
schäften an der Not der Armen und Ent-
wurzelten noch verdienen .

Die Symptome sozialer Zerstörung -
und damit Zerstörung der Maßstäbe -
in den Großstädten sind alarmierend . Der
unübersehbare Rückgang an Rücksicht-
nahme, an Regelbeachtung, an Lauterkeit
im Geschäft, gehört dazu . Wen wundert
da noch die "no-future"-Mentalität viel
zu vieler Kinder und Jugendlicher. Das
Gefühl, Last zu sein, nirgendwo ge-
braucht zu werden von einer Erwachsen-
en-Gesellschaft, in der Erfolg zunehmend
abgekoppelt wird von unerläßlichen Re-
geln geordneten Zusammenlebens, von
Treu und Glauben, sucht sich Kompen-
sation bis hin zu Jugendkriminalität,
Drogen, Waffen und Gewalt .

In den Großstädten tut sich eine be-
drohliche Kluft auf zwischen zwei Extre-
men . An ihrem einen Ende steht der Um-
bau der Großstadt zum "urbanen Erleb-
nisort", zur "Hochglanz-City", mit le-
bendigen Geschäftszentren, mit einem



gehobenen Angebot von Konsum- und
Unterhaltungsmöglichkeiten ; baulich und
architektonisch aufwendig, mit metropo-
litanem Flair. Dazu gesellen sich Oasen
der gehobenen Wohnviertel in den besten
Stadtlagen .
Am anderen Ende der Kluft liegen sie-

chende Quartiere am Stadtrand und city-
nahe Armutsnischen . Raubüberfälle, Ge-
walt, Vandalismus und Drogenkriminali-
tät kommen hier häufiger vor als anders-
wo . Den Alltag bestimmen Verwahrlo-
sung, Gewalt in den Familien, Alkoho-
lismus, Apathie und Resignation . Hier
konzentrieren sich Arme, Arbeits- und
Wohnungslose, Ausländer, Asylbewer-
ber, alte Menschen mit Kleinstrenten oder
alleinerziehende Frauen . Die Bewohner-
schaft dieser Viertel ist stark von staatli-
cher Unterstützung abhängig .

Diese Zerstörung des sozialen Kon-
senses bricht nicht als plötzliche Katas-
trophe über uns herein . Sie ist das Er-
gebnis eines langwierigen Erosionspro-
zesses . Die Erosion hat zwei Seiten der
Medaille - die Hochglanzseite zunehmen-
den Strebens nach Erfolg und des Tanzes
um das goldene Kalb . Aber auch die
Kehrseite : Andere Formen von Regel-
verletzung oder Rechtsbruch in Lebens-
verhältnissen von Armut und Perspektiv-
losigkeit - auch bei einem Teil der Jugend .

Der soziale Sprengstoff, der sich hier
aufbaut, wird offensichtlich noch von
vielen unterschätzt . Diese Polarisierung
hat viele Ursachen - ökonomische, demo-
graphische und politische . Zu den we-
sentlichen Ursachen gehört der (intersek-
torale) Strukturwandel, dem die Volks-
wirtschaften aller hochentwickelten In-
dustrieländer seit geraumer Zeit unter-
worfen sind : Tertiärisierung der Volks-
wirtschaft . Dieser Wandel geht mit ei-
nem starken Arbeitsplatzabbau, insbe-
sondere in den verarbeitenden Branchen,
einher. Das ist in den Großstädten be-
sonders spürbar. Die Tertiärisierung ver-
ändert die soziale und räumliche Struktur,
die Einkommensverteilung, die Mischung
der Qualifikationsanforderungen, die
Nachfrage .

Deswegen muss es gelingen, in den
großen Städten als Pilot-Lebensräumen,
sichtbar etwas gegen beide Seiten der Me-

daille zu tun . "Tun" heißt in diesem Zu-
sammenhang : wir alle, Bürger und Magis-
trat, d.h . Senat, müssen das uns Mögliche
tun, jeder an seinem Platz . Die Rathäuser
allerdings brauchen verbesserte Rahmen-
bedingungen, sie brauchen mehr Hand-
lungsinstrumente, rechtlich und finan-
ziell . Nur dann können sie der weiteren
sozialen Spaltung entgegenwirken .

Ein Patentrezept, die Polarisierung in
der Gesellschaft aufzuhalten oder gar
rückgängig zu machen, zumal ein Patent-
rezept "von oben", in das die Bürger
selbst durch Orientierungs- und Verhal-
tenskorrekturen nicht zu investieren
brauchten, gibt es nicht. Was wir brau-
chen sind Korrekturen in Gesellschaft
und Politik, die an beiden Seiten der Me-
daille ansetzen ;
Maßnahmen, die die Kluft zwischen
den "Verlierern" und den "Gewinnern"
verringern;
Maßnahmen, die auf der Hochglanz-
seite die Verantwortung für Gemein-
sinn und Solidarität mit den Schwachen
im eigenen Volk wieder stärken;
Maßnahmen, die die Geltung von Recht
und Gesetz, die Notwendigkeit eines
eigenen Beitrags zum Sozialstaat auf der
Kehrseite wieder verbindlich machen .
Wichtige Voraussetzung dafür sind

national die Vereinfachung und Durch-
setzung der Regeln der Sozialpflichtigkeit
des Eigentums und international die Har-
monisierung und Durchsetzung dieser
Regeln . Und ebenso wichtig sind Arbeits-
und Ausbildungsplätze für die Menschen
in der unteren Hälfte der Gesellschaft als
wirksame soziale Angebotspolitik sowie
konsequentes Durchgreifen (zero tole-
rance) gegenüber zunehmender Alltags-
gewalt und allen Formen der Krimina-
lität .

Zum Abschluß dieser Gedanken zu
Gemeinsinn und Eigennutz im Span-
nungsverhältnis zu Beginn des neuen
Jahrhunderts ein Hinweis auf die Wech-
selwirkung zwischen materiellen Bedin-
gungen und Moral . Das Sein bestimmt
das Bewußtsein, erkannte Karl Marx. Erst
kommt das Fressen, dann kommt die
Moral, heißt es bei Bertolt Brecht . Wer
hungert, schützt nicht den Regenwald,
mahnte Richard von Weizsäcker.



Allen drei Aussagen ist gemeinsam,
dass sie intellektuellen Hochmut oder
moralisierende Appelle an Menschen,
denen es materiell an den Grundlagen
auskömmlichen Lebens fehlt, für sinnlos
halten . Ich auch . Aber gerade Menschen,
die die eigene weltanschauliche Position
in Kirchen und Parteien für sehr hochste-
hend und moralisch wertvoll halten, vor
allem wenn sie ihre persönliche materielle
Lage ein für alle Mal als gesichert anse-
hen, neigen dazu, gegenüber dem Gewinn
in der Wirtschaft auf moralisch hohem
Roß zu sitzen . Hört man ihnen zu, findet
man Gewinne und Gewinnstreben nicht
selten abgewertet, ja verdächtig. Das hal-
te ich für borniert und selbstgerecht .

In der Demokratie können wir alles
schaffen, was wir uns vornehmen . Aber
nur mit Staatsbürgern, die eine Hand für
das Schiff frei haben, weil die andere
Hand für menschenwürdige Lebensfüh-
rung, Sicherheit und Zukunftschancen
ihrer eigenen Familie ausreicht .

Materielle Lebensgrundlagen und
Ethik im Zusammenleben bedingen ein-
ander. Deswegen müssen wir alle JA
sagen zu Leistung und Initiative, zu Ge-
winn und dem dazugehörigen Eigennutz
als Motor der Marktwirtschaft, aber eben-
so JA zu Solidarität, Recht und Gesetz als
Ordnungsrahmen des Zusammenlebens
in der Massengesellschaft .

Das halte ich für lebenswichtig . Dafür
möchte ich gern auch ohne Amt öffent-
lich meine Stimme erheben . Und das ist,
wofür PRO HONORE ebenfalls eintritt .
Ich wünsche mir, dass viele Hamburger-
innen und Hamburger PRO HONORE
dabei helfen.

Noch einmal Bundespräsident Her-
zog: Wir Älteren aber müssen uns die
Frage stellen : Was leben wir den jungen
Menschen vor? Welche Leitbilder geben
-wir ihnen? Wirklich überzeugen werden
wir sie nur, wenn wir ihnen unsere eigene
Verantwortung glaubhaft vorleben .

Maren Lambrecht und Bernd Krivohlavek

Werte übernehmen von den Generationen der Vorfahren
Werte erhalten über das Heute hinaus und

Werte weitergeben an die Generation unserer Kinder

Für uns ein Grund, die Arbeit von PRO HONORE e .V .
durch unsere Mitgliedschaft zu unterstützen .

Maren Lambrecht " Bernd Krivohlavek
Vereidigte Buchprüfer / Steuerberater / Rechtsbeistände

Strübelhorn 7 9 22559 Hamburg 9 Tel : 040/812382 " Fax: 040/811855



 

 



 

 



 

 



 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



1 . Blickt man zurück auf die wettbe-
werbsrechtlichen Gerichtsentscheidun-
gen zur Zeit der Gründung von PRO
HONORE, begegnet einem auch ein
Urteil des Reichsgerichts (RG GRUR
1927, 121 "Gotrian-Steinweg"), das als
der Beginn des höchstrichterlich gewähr-
ten Instituts der Aufbrauchsfrist angese-
hen wird (vergl . Berlit, Aufbrauchsfrist,
RNr. 4; Ulrich, GRUR 1991, 26). Da-
hinter verbirgt sich folgendes :

Oft kam und kommt es vor, dass
Gewerbetreibende zum Beispiel bei der
Firmierung ihres Unternehmens oder mit
ihrer Werbung Firmen- oder Marken-
rechte Dritter verletzen - meist aus Un-
wissenheit . Da Unwissenheit, wie der
Volksmund schon sagt, aber nicht vor
Strafe schützt, kann der in seinen Rechten
Verletzte von dem Verletzer verlangen,
dass die Rechtsverletzung zukünftig
unterbleibt, indem der Verletzer seine
Firmierung sofort ändert oder seine Wer-
bung sofort einstellt .

Ein solches, auch gerichtlich durch-
setzbares Verbot kann sehr hart treffen .
Manchmal dauern solche Versehen zu-
nächst allseits unbemerkt schon längere
Zeit an . Wenn der Verletzte davon Kenn-
tnis erhält und den Verletzer abmahnt,
sind bereits erhebliche Aufwendungen
getätigt . Wohl Jedem Kaufmann ist be-
kannt, wie hoch die Kosten und der Zeit-
aufwand z.B . für Werbung, Druck von
Warenkatalogen, Briefpapier, Einträge in
Telefonbücher und Adressverzeichnisse
etc . sind . Diese Folgen lassen sich mil-
dern, wenn dem Verletzer eine gewisse
Zeit zur Umstellung oder zum Ruf-
brauch seiner Werbung gewährt wird -
die Aufbrauchsfrist .

Christoph Wenk-Fischer~~-

Aufbrauchsfrist:
Gewährung auch bei grob fahrlässigen
oder vorsätzlichen Rechtsverletzungen?

2. Die Gewährung einer Aufbrauchsfrist
an sich war früher umstritten (dagegen
Pastor, GRUR 1964, 245 und Borck,
WRP 1967, 7 ; v. Gamm Rn. 54 zu § 24
WZG 1965). Dies ist verständlich ange-
sichts der widerstreitenden Interessen
von Geschädigtem, der die Rechtsverlet-
zung möglichst sofort gestoppt wissen
will und Schädiger, der Zeit für die Um-
stellung begehrt . Das reichsgerichtliche
Institut einer Aufbrauchsfrist wird durch
bundesdeutsche Gerichte fortgeführt
(siehe Darstellung bei Berlit WRP 1998,
250) und im Schrifttum Jetzt nicht mehr
grundsätzlich in Frage gestellt (vergl .
Samwer, Handbuch des Wettbewerbs-
rechts, § 71 Rn. 8) . Allerdings wird immer
wieder darüber gestritten, welche Rechts-
grundlage für die Fristgewährung besteht,
ob es sich um einen prozessualen oder
einen materiellrechtlichen Anspruch han-
delt oder welche Voraussetzungen für die
Gewährung gegeben sein müssen (vergl .
Darstellung bei Berlit, WRP 1998, 250) .

3 . Von praktischer Relevanz scheint dabei
vor allem der letzte Punkt - die Voraus-
setzungen für die Gewährung . Fdsst man
die Ansicht des BGH dazu anhand seiner
einschlägigen Entscheidungen (vergl .
BGH GRUR 1957, 499 "Wipp" ; GRUR
1960, 563 "Sektwerbung" ; GRUR 1974,
474 "Großhandelshaus" ; GRUR 1985,
930 "JUS-Steuerberatungsgesellschaft" ;
GRUR 1990, 522 "HBV") knapp zusam-
men, gilt folgendes :

Die Gewährung einer Aufbrauchsfrist
kommt danach dann in Frage,
" wenn das rechtsverletzende Gut be-

reits fertiggestellt ist und

Wenk-Fischer ist iNlitarbeiter der Abteilung "Gewerblicher Rechtsschutz" beim OTTO-Versand in
Hamburg



die Nichtgewährung der Frist einen
unverhältnismäßigen Nachteil für den
Verletzer bedeuten
und die Gewährung nicht gleichzeitig
eine unzumutbare Beeinträchtigung
des Verletzten oder der Allgemeinheit
mit sich bringt und
der Verletzer weder vorsätzlich, noch
grob fahrlässig gehandelt hat .
Eine ähnliche Grundstruktur hat die

Spezialregelung des § 101 Abs . 1 Urhe-
berrechtsgesetz . Das dort normierte Ab-
lösungsrecht (Aufbrauchsfrist gegen
Geldentschädigung), ist aber schon bei
einfacher Fahrlässigkeit des Verletzers
nicht mehr anwendbar.

a) Den o.a . Kriterien folgend ist in
der Praxis eine Aufbrauchsfrist danach
beispielsweise in folgendem Fall zu ge-
währen:

Ein Händler bewirbt in einem Katalog
u.a . auch Ware, die das Design eines Drit-
ten verletzt . Von diesem Design des ande-
ren hatte aber der Händler keine Kennt-
nis . Seine Ware stammt zudem von einem
im übrigen zuverlässigen Lieferanten, der
ihm bei der Musterung glaubhaft versi-
chert hat, dass Angebot und Vertrieb die-
ser Ware keine Rechte Dritter verletzen .
Hier liegt kein Verschulden des Händlers
oder allenfalls leichte Fahrlässigkeit vor.

b) Ein solcher Fall kann sich sogar
"fortpflanzen " :

In größeren Unternehmen ist es Prax-
is, dass der Waren-Einkauf einer Firma
zentral auch für Tochter- oder Schwester-
unternehmen erfolgt . Die zentral gekaufte
Ware wird dann von den verschiedenen
Unternehmensgesellschaften in deren Sor-
timent übernommen und im eigenem
Namen beworben und vertrieben - soge-
nanntes "Cross-Selling" . Hat der sonst
zuverlässige zentrale Einkauf dabei rechts-
verletzende Ware für den Konzern er-
worben, sieht sich jede anbietende Toch-
tergesellschaft Unterlassungsansprüchen
ausgesetzt . Aber wenn hier schon beim
Händler, der den zentralen Einkauf über-
nommen hat kein Verschulden oder allen-
falls leichte Fahrlässigkeit vorliegt, gilt
das Gleiche für die Tochter- oder
Schwestergesellschaften, so dass auch
ihnen nach den o .a . Kriterien eine Auf-
brauchsfrist zu gewähren ist.

4, Es kommen in der Praxis aber auch
Fälle vor, bei denen der Verletzer nach
diesen Kriterien nicht in den Genuss
einer Aufbrauchsfrist kommen wird,
obwohl die Gesamtumstände des Falles
die Gewährung einer solchen Frist nahe
legen . Vor allem der Versandhandel ist
immer wieder in Situationen, in denen es
nicht mehr um die Durchsetzung berech-
tigter Ansprüche, sondern um völlig
überzogene Geldforderungen geht .

Konkret schreibt beispielsweise Kis-
seler (WRP 1991, 691, S . 694) von Fällen,
in denen in Hinblick auf die sehr strenge
Auffassung der Rechtssprechung zur Ge-
währung von Aufbrauchsfristen der Stö-
rer sich von bestehenden Unterlassungs-
ansprüchen durch Zahlung hoher Geld-
beträge freikaufen muss . Samwer nennt
Forderungen nach solchen Ablösebeträ-
gen zurecht missbräuchlich und wettbe-
werbswidrig (Handbuch des Wettbe-
werbsrechts, § 71, Rn. 9) . Ebenfalls über
derartige unerfreuliche Auswüchse be-
richtet Ulrich (Pastor/Ahrens Kapitel 42
Rn . 18) .

Sieht man dann in der Praxis häufig
Fälle, in denen das Angebot des Frei-
kaufens nicht vom Störer gemacht wird,
sondern vom Verletzten selbst, weil er
damit rechnet, auf diese Art und Weise
erheblich mehr zu erlangen, als ihm auf-
grund der an sich berechtigten Schadens-
ersatzansprüche zusteht, ist die Grenze
fließend zu dem Bereich, dessen Be-
kämpfung PRO HONORE sich von
Anfang an gewidmet hat : der Wirtschafts-
kriminalität .

a) Strafrechtlich gesehen lässt sich ein
solches Ansinnen unter den Tatbestand
der versuchten Erpressung gemäß §§ 253,
22 StGB subsumieren:

Die Drohung, beispielsweise die Aus-
lieferung der Gesamtauflage eines fertig
gedruckten und gebundenen Versand-
handelskataloges mit mehreren Hundert
Seiten und vielen Tausend Abbildungen
gerichtlich unterbinden zu lassen, weil
eine einzige Abbildung einen einzigen
Artikel zeigt, stellt - weil existenzbedro-
hend für den Versender - ein empfindli-
ches Übel dar. Verbindet sie der Verletzte
mit der Forderung nach einem Geldbe-
trag, der auch bei großzügiger Sichtweise



den Rahmen dessen, was im Wege einer
Lizenzanalogie oder anderer üblicher
Schadensersatzberechnung gerichtlich zu-
gesprochen würde, ganz erheblich über-
steigt, setzt er in rechtswidriger Weise
unmittelbar zur Schädigung des Vermö-
gens des Störers an . Dies Ergebnis deckt
sich mit dem der Rechtssprechung in ver-
gleichbaren Fällen, in denen mit Klage
gedroht wurde, obwohl kein Anspruch
bestand (vergl . Darstellung bei Dre-
her/Tröndle Rn . 9 zu § 253 StGB) .

b) Der Ruf nach dem Staatsanwalt
hilft aber in solchen Fällen meist nicht
weiter.

Strafrechtliche Entscheidungen bin-
den zum einen die Zivilgerichte nicht
(BGH NJW 1983, 230) . Zum anderen ist
die Frage des Bestehens oder Nichtbe-
stehens eines finanziellen Anspruchs
regelmäßig eine nicht von den Strafver-
folgungsorganen zu entscheidende zivil-
rechtliche Vorfrage, die aber entscheidend
für die Strafbarkeit der Tat ist. Der Staats-
anwalt wird seine Ermittlungen verständ-
licherweise daher bis zu deren Klärung
vor den Zivilgerichten aussetzen (§ 154 d
StPO) . Besteht für den Störer eine zeitli-
che Problematik, beispielsweise, weil der
Veröffentlichungstermin des Kataloges
unmittelbar bevorsteht und vielleicht so-
gar eine aufwendige Werbekampagne dar-
aufhin genau abgestimmt wurde, kann er
nicht auf den Ausgang staatsanwaltlicher
Ermittlungen warten, vor allem wenn -
wie regelmäßig in wettbewerbsrechtli-
chen Auseinandersetzungen - der Erlass
einer einstweiligen Verfügung droht .

5 . In solcher Situation wird der vom Er-
lass der Verfügung Bedrohte eine Schutz-
schrift (zur Schutzschrift allgemein siehe
Zöller Rn . 4 zu § 937 ZPO oder Baum-
bach/Lauterbach/Albers/Hartmann Rn.
7 Grdzg . zu § 128 ZPO jeweils m.w.N.)
bei Gericht hinterlegen .

a) Mit der Schutzschrift wird er versu-
chen, den Erlass der einstweiligen Ver-
fügung zu verhindern oder dass zuvor
mündliche Verhandlung über den Ver-
fügungsantrag anberaumt wird, damit er
seine Probleme dem Gericht darlegen
kann .

b) Zudem sollte der von der einstwei-
ligen Verfügung Bedrohte darin anregen,
dass der Erlass der Verfügung von der
Hinterlegung einer erheblichen Sicher-
heitsleistung abhängig gemacht wird
921 Abs . 2 Satz 2 ZPO 1.V.m . § 936 ZPO) .
Wenn man weiß, dass durch den Erlass
einer einstweiligen Verfügung beispiels-
weise eine ganze Werbekampagne oder
Hunderttausende fertig gedruckter Kata-
loge gestoppt werden, sieht man, dass
dadurch schnell Schäden in Millionen-
höhe entstehen können . Auf solchen
Schäden bleibt der Werbende oft sitzen,
weil nach Abschluss der Angelegenheit
bei der anderen Seite nichts oder nichts
mehr zu holen ist . In solchen Fällen geht
die bestehende Schadensersatzpflicht des
Erpressers (sei es nach § 945 ZPO oder ~~
823 oder 826 BGB) ins Leere .

6. Solche großen Schäden lassen sich von
vornherein dadurch vermeiden, dass dem
Verfügungsgegner seitens des Gerichts
die oben erwähnte Aufbrauchsfrist ge-
währt wird (zur Zulässigkeit der Auf-
brauchsfrist im Verfahren des einstweili-
gen Rechtsschutzes vergl . Berlit WRP
1998, 251 S . 251) .

a) Doch bei der oben geschilderten
Rechtslage steht der Verfasser der
Schutzschrift, der eine Aufbrauchsfrist
begehrt, dann vor einem Dilemma, wenn
beispielsweise die für diesen rechtsverlet-
zenden Einzel-Artikel zuständige Ein-
käuferin wusste, dass dieser Geschmacks-
musterrechte verletzt . Die Veröffentlich-
ung der rechtsverletzenden Abbildung im
Katalog geschah dann mit ihrem Wissen .
Grobe Fahrlässigkeit oder gar bedingter
Vorsatz sind damit gegeben und ihrem
Arbeitgeber gemäß § 831 BGB oder über
§ 278 BGB oder § 13 Abs . 4 UWG anzu-
lasten . Sie schließen nach der oben gege-
benen Zusammenfassung der Ansicht der
Rechtssprechung die Gewährung einer
Aufbrauchsfrist aus . Was kann man in
solcher Situation vortragen, um den an
sich berechtigten Unterlassungsanspruch
zu verhindern oder zu hemmen?

b) Dieses Problem ist nicht unbekannt
und in der Literatur werden Lösungen
für die Fälle gesucht, in denen das



Rechtsgefühl für die Gewährung einer
Aufbrauchsfrist spricht, obwohl sie nach
den o.a . Kriterien der Rechtssprechung
eigentlich nicht gewährt würde :

Baumbach/Hefermehl -rill zwar dem
grob fahrlässig oder vorsätzlich Handeln-
den die Frist versagen . Dies allerdings nur
in der Regel und falls nicht außerge-
wöhnliche Umstände ein schutzwürdiges
Interesse an der Fristgewährung rechtfer-
tigen (Einl . UWG Rn. 487) . Gleicher
Ansicht ist wohl Köhler, wenn er bei der
Frage, ob die Frist zu gewähren ist, ein
etwaiges Verschulden des Verletzers
berücksichtigt wissen will (Köhler/Piper
Rn . 16 vor § 13 UWG). Für Ulrich ver-
steht es sich quasi von selbst, dass in sol-
chen Fällen, wenn auch nur sehr aus-
nahmsweise eine Aufbrauchsfrist zuzu-
lassen ist (a .a.0 . S . 28) .

Die Lösung von Rohnke (WRP 1992,
296), die die Problematik des Verschul-
dens zurückstellt, weil sie für den Fall
der Verletzung von Marken- oder Ge
schmacksmusterrechten, den Begriff des
"Anbietens" teleologisch reduzieren will,
ist ebenfalls vor dem eben geschilderten
Hintergrund der Verschuldensproble-
matik zu sehen (vergl . a .a.0 . S . 297 unter
Punkt 3.) .

7. Es fehlt aber bis heute an einer dogma-
tischen Begründung für die Einbeziehung
des grob fahrlässigen oder vorsätzlichen
Verletzers in den Schutz der Aufbrauchs-
frist (s .a . Samwer, a.a.0 . Rn . 10) .

a) Diese Begründung ergibt sich Je-
doch, wenn man sich die Rechtsgrundlage
für die Aufbrauchsfrist vergegenwärtigt.
Hierbei zeigt sich, dass diese vordergrün-
dig akademische Frage (siehe oben unter
Punkt 3 .) dann doch große praktische
Relevanz hat (ebenso Pastor/Ahrens-
Ulrich Kapitel 42 Rn. 8) .

aa) Das Reichsgericht hat die Auf-
brauchsfrist aus "Billigkeitsgründen" ge-
währt (RG a.a.O . ; GRUR 1930, 330 5.331
"Loewe") . Auch der BGH gab allgemeine
Billigkeitsargumente zur Begründung der
Aufbrauchsfrist an (BGH GRUR 1957,
488 S . 567) . Etwas später sah er die Auf-
brauchsfrist als prozessuale Billigkeits-
maßnahme (GRUR 1960, 563 S . 567
"Sektwerbung") .

bb) Die Billigkeits-Argumentation
fand in der Literatur Zustimmung. Aber
umstritten war, ob es sich um eine im ma-
teriellen Recht des § 242 BGB begrün-
dete oder eine prozessuale Billigkeitsmaß-
nahme handelt (vergl . Darstellungen bei
Berlit WRP 1998, 250 oder Pastor/ Ahrens
Ulrich Kapitel 42 Rn. 7) .

cc) Dieser Streit ist jetzt entschieden :
Die neuere Literatur zu dem Thema sieht
die Aufbrauchsfrist einhellig materiell mit
dem Rechtsgedanken des 5 242 BGB
begründet (vergl . Köhler/Piper Rn . 16 vor

13 UWG; Berlit, Aufbrauchsfrist Rn .
25; Baumbach/Hefermehl Rn. 487 zu Einl .
UWG; Pastor/Ahrens-Ulrich Kapitel 42
Rn. 10) . Auch der BGH gewährt zutreff-
enderweise Aufbrauchsfristen nunmehr
unter dem materiellen Gesichtspunkt von
Treu und Glauben und benennt als Grund-
lage konkret C 242 BGB (vergl . BGH
GRUR 1982, 425 S. 431 "Brillen-Selbst-
abgabestellen" ) .

b) Bei der Rechtsanwendung im Hin-
blick auf die Aufbrauchsfrist gelten da-
her die allgemeinen Grundsätze, die
Rechtssprechung und Literatur zu § 242
BGB herausgearbeitet haben, die hier
nur noch schlagwortartig dargestellt wer-
den sollen : § 242 BGB stellt keine selbst-
ständige Anspruchsgrundlage dar (BGH
NJW 1981, 1779) . In der Rechtsanwen-
dung ist er daher als Schranke des Rechts
im Einzelfall zu sehen (Palandt-Heinrichs
Rn. 1 zu § 242) . § 242 BGB verlangt in all
seinen Anwendungsfällen eine umfassen-
de Interessenabwägung (Palandt-Hein-
richs Rn . 5 zu § 242; Soergel/Siebert Kn-
opp Rn . 6 zu § 242; Münch. Komm.-Rotte
Rn. 31 zu Cj 242BGB) unter ausdrücklicher
Berücksichtigung subjektiver Elemente
(Palandt-Heinrichs Rn . 5 zu 5 242) .

B . Ein Ausschluss der Gewährung
einer Aufbrauchsfrist per se bei grob
fahrlässigem oder vorsätzlichem Ver-
halten ist danach dogmatisch nicht zu
begründen . Versteht man die Aufbrauchs-
frist zurecht als Ausfluss des Rechts-
gedankens des § 242 BGB ist sie immer
dann zu gewähren, wenn die Abwägung
zwischen den Interessen des Unter-



lassungsschuldners und jenen des Unter-
lassungsgläubigers im konkreten Einzel-
fall ergibt, dass schutzwürdige Interessen
des Schuldners für den Aufbrauch beste-
hen, die das Unterlassungsinteresse des
Gläubigers überwiegen .

a) Auf das konkrete Beispiel des
rechtsverletzenden Kataloges bezogen, ist
die Schwere des Verschuldens des Ver-
letzers zu berücksichtigen . Hier darf die
Prüfung aber nicht enden, wenn grobe
Fahrlässigkeit oder Vorsatz festgestellt
wird . Beispielsweise ist zugunsten des
Kataloganbieters in die Abwägung mit-
einzubeziehen, dass von dem Unterlas-
sungsgebot nicht nur die Abbildung des
einzelnen Artikels, sondern ein komplet-
tes Warensortiment für den üblichen, oft
mehrmonatigen Zeitraum der Katalog-
gültigkeit betroffen wäre . Zu Lasten des
Gläubigers ist etwa sein rechtswidriges
Verhalten durch die versuchte Erpressung
zu berücksichtigen usw. So wird für den
konkreten Fall die Abwägung im Er-
gebnis trotz Vorsatzes oder grober Fahr-
lässigkeit zugunsten des Versenders aus-
gehen und eine Aufbrauchsfrist für den
Katalog zu gewähren sein .

b) Aufgabe des Verfassers einer
Schutzschrift in solchen Fällen ist es also,
dem Gericht vor Erlass einer drohenden
einstweiligen Verfügung die Argumente
vollständig, ausführlich und genau darzu-
legen und ggfs . glaubhaft zu machen, die
in der Abwägung der Einzelinteressen
zugunsten des Unterlassungsschuldners
für die Aufbrauchsfrist sprechen .

9 . Es zeigt sich nach diesen Ausfüh-
rungen, dass das oben erwähnte Dilemma
nicht rechtlich begründet ist . Zwar hat
der BGH bislang noch keinen Fall ent-
schieden, in dem eine Aufbrauchsfrist bei
grob fahrlässigem oder vorsätzlichem
Verhalten gewährt worden wäre . Er
schließt dies aber auch nicht grundsätz-
lich aus (vergl . BGH GRUR 1982, 420

S. 423 "BBC") . Auch die aktuelle Rechts-
sprechung des Landgerichts Hamburg
macht in diesem Sinne Mut. In einem
aktuellen Beschluss im Verfügungsver-
fahren wurde für einen kompletten Ver-
sandhandelskatalog, in dem ein offen-
sichtlich geschmacksmusterverletzender
Artikel bestellfähig abgebildet war, eine
Aufbrauchsfrist von Amts wegen ge-
währt (LG Hamburg 308 0 124/00).

10 . Zusammenfassung
Die Aufbrauchsfrist ist anerkannter-

maßen Ausfluss des Rechtsgedankens des
242 BGB . Dieser erfordert stets eine

Abwägung aller Interessen im Einzelfall .
Es ist daher nicht gerechtfertigt, Fälle
grob fahrlässigen oder vorsätzlichen
Handelns vom Institut der Aufbrauchs-
frist grundsätzlich auszuschließen . Eine
Aufbrauchsfrist ist also nicht nur in
Fällen des schuldlosen oder leicht fahrläs-
sigen Verletzerverhaltens zu gewähren .

Gewährt das Gericht keine Auf-
brauchsfrist, so sollte eine einstweilige
Verfügung nur gegen Sicherheitsleistung
für vollstreckbar erklärt werden . Das
Geschäft eines Versandhändlers etwa
steht und fällt mit dem Katalog . Wird der
Katalog gestoppt, sind Millionenumsätze
in Gefahr. Auch ein nur kurzer Katalog-
stopp verursacht bereits Schäden in Mil-
lionenhöhe . Bei diesen Größenordnun-
gen laufen Schadenersatzansprüche gegen
den voreilig vollstreckenden Gläubiger ins
Leere : Der Verfügungsgläubiger ist pleite,
der Versandhändler bleibt auf seinem
Schaden sitzen und verliert uneinholbar
Boden gegenüber seinen Konkurrenten .

Gerade im einstweiligen Verfügungs-
verfahren bedarf der Schuldner wegen des
einseitigen Vortrags des Gläubigers des
besonderen Schutzes : Insbesondere die
Aufbrauchsfrist, aber auch eine hohe
Sicherheitsleistung können diesen Schutz
bieten .



as Tagesgeschäft besteht in der Bearbeitung von Anfragen über die Serio-
sität von Personen und Firmen sowie in der Einleitung von Maßnahmen

gegen unlauteren Wettbewerb und wirtschaftskriminelles Verhalten .
"Es muss immer wieder darauf hingewiesen werden, dass die Fülle von

Kleinarbeit, die erforderlich ist, um gerade einen Schwindelbetrieb zum Erlie-
gen zu bringen, von Außenstehenden oft verkannt wird. Nur systematische
Materialsammlung vermag die kunstvoll gesponnenen Fäden des Schwindel-
gespinstes zu zerreißen" (Geschäftsbericht 1926) .
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PRO HONORE berät in wettbewerbsrechtlichen Fragen, u.a . auf dem Gebiet

des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) mit Nebengesetzen

und gibt Hinweise zur aktuellen gesetzlichen Situation, der Rechtsprechung

und marktorientiertem Verhalten in der Werbung.

PRO HONORE schützt vor einer ungerechtfertigten Inanspruchnahme auf

diesen Gebieten, insbesondere durch Rat und Hilfe nach beanstandeten/ abge-

mahnten Werbemaßnahmen .

PRO HONORE bewahrt vor den Nachteilen unlauteren, unfairen und unse-

riösen Verhaltens des Konkurrenten, insbesondere durch die Geltendma-

chung von Unterlassungsansprüchen, die Einreichung von Güteverfahrens-

anträgen und die Erwirkung von gerichtlichen Beschlüssen .

PRO HONORE testet Werbemaßnahmen von Anbietern/Mitbewerbern

durch Inaugenscheinnahme und Waren- oder Leistungsproben.

PRO HONORE hilft bei der Klärung von Zweifelsfragen über die Seriosität

des möglichen Geschäftspartners durch Auskunft aus dem umfangreichen

Archiv.

PRO HONORE unterstützt Ansprüche bei Übervorteilung, Schwindel und

Betrug durch Aufzeigen von Parallelfällen und einschlägigen Gerichtsurteilen .

PRO HONORE beobachtet und bekämpft Entwicklungen im Geschäfts-

leben, die geeignet sind, Personen und Firmen Schaden zuzufügen.

PRO HONORE kämpft für faires und lauteres Geschäftsverhalten in der

Öffentlichkeit - auch durch die Herausgabe aktueller Informationen im WAR-

NUNGSDIENST und im Internet (www.pro honore.de) .

PRO HONORE arbeitet vertrauensvoll zusammen mit Fach- und Spitzen-

verbänden der gewerblichen Wirtschaft sowie mit Kammern und Behörden,

mit dem Anliegen der Verständnisdarlegung und Interessenwahrung unter dem

Motto "Kooperation statt Konfrontation" .



"Die Arbeit des Großhamburgischen Ausschusses zur Bekämpfung der Schwin-
delfirmen war auch in der Berichtszeit wieder eine recht rege und nahm an
Umfang wesentlich zu . Die Zahl der aktenmäßig neu behandelten Fälle in der
Zeit vom 1 .1 .1927 bis zum 31 .12.1927 betrug 370; daneben wurden zahlreiche
mündliche Auskünfte erteilt, Besprechungen und ein umfangreicher Schrift-
verkehr mit Behörden und Organisationen geführt und sonstige Unterredun-
gen abgehalten. Die Gesamtzahl der Besprechungen ohne kleinere Anfragen
und ohne die Telefongespräche belief sich auf rund 950 und nahm die Zeit der
Geschäftsführung zum Teil sehr erheblich in Anspruch." (Aus dem ersten
gedruckt vorliegenden �Jahresbericht", 1928) .

"Auch der im neuen Deutschland stärker betonte Grundsatz der Wahrheit
und Klarheit im Wettbewerb hat viel zu einer Säuberung der Wettbewerbs-
methoden beigetragen. Verstöße gegen § 4 des Gesetzes gegen unlauteren Wett
bewerb (unwahre und irreführende Werbeangaben), die früher den Gegenstand
besonders häufiger Beschwerden beim Verein pro honore bildeten, sind offen-
bar erheblich geringer geworden . Ein wesentliches Verdienst bei der Säuberung
in der Wirtschaftswerbung ist der Tätigkeit des Werberats der deutschen Wirt-
schaft und seinen verschiedenen Verordnungen zuzuschreiben. Der Verein pro
honore hat, soweit den vorgetragenen Beschwerden nicht im Wege der Ver-
mittlung abgeholfen werden konnte, von allen Verstößen gegen die Wahrheit
der Wirtschaftswerbung dem Werberat der deutschen Wirtschaft Kenntnis
gegeben. In verschiedenen Fällen hatte der Werberat daraufhin Anlass zum
Einschreiten . Die Erfahrung lehrte allerdings, dass die Beschwerden über un-
lautere Werbemaßnahmen einer besonders sorgfältigen Prüfung bedurften, da
sie zuweilen auch von Personen herrührten, die sich zur Einbringung der
Beschwerden durch Missgunst oder eine völlig überspitzte Auffassung über die
Lauterkeit des Wettbewerbs leiten ließen . Der Wunsch solcher Beschwerde-
führer, dem missliebigen Konkurrenten Ungelegenheiten zu bereiten, wurde
leider schon häufig durch die nicht vermeidbare Einleitung von Ermittlungen
erfüllt. . ." (Jahresbericht 1935).

Die nach 1935 folgenden Jahre zählen für PRO HONORE zu den Jah-
ren des Schweigens und Ausharrens . Über die Tätigkeit in dieser Zeit gibt
es praktisch keine Berichte . Lediglich im WARNUNGSDIENST - dessen
Federführung PRO HONORE schon 1934 abgeben musste - gab es ab und



an Raum für "Mitteilungen", deren Inhalt allerdings deutlich vorgegeben und
damit uneigenständig war. Die Deutsche Zentralstelle hatte als "systemgerech-
te ° Organisation sämtliche Aufgabentitel an sich gezogen .
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Die bis Kriegsende letzte gemeinsame Ausgabe des WARNUNGSDIENSTES erscheint im März 1934. Von da an
bestimmt die Deutsche Zentralstelle unter NSDAP-Parteileitung als "Mitglied der Deutschen Rechtsfront", was

Veröffentlichung geeignet ist .

Dass nach Kriegsende 1945 weder PRO HONORE noch der Zentralstelle
Vorhaltungen wegen Unrechtshandlungen gemacht werden, belegt die wert-
neutrale Beibehaltung der Tätigkeiten im Rahmen der Unlauterkeits- und
Schwindelbekämpfung . Kritisch anzumerken ist jedoch die im WAR-
NUNGSDIENST manifestierte, erkennbar politisierende Kommentierungs-
praxis der Deutschen Zentralstelle und deren Instrumentalisierung durch
anbiedernd servile Politkarrieristen . Die Ausbombung 1943 und der Zusam-
menbruch 1945 schaffen PRO HONORE letztendlich wieder das erforder-
liche Arbeitsfeld für die Aufnahme und Ausweitung seiner qualitativ hoch zu
bewertenden Tätigkeiten bei Aufdeckung und Abwehr unlauterer und schädi-
gender Handlungen im Wirtschaftsleben .

Die Nachkriegszeit stellt bislang nicht gekannte Anforderungen . Neben
vornehmlich notbedingten Auswüchsen im Bereich des Handels, vornehmlich
durch Korruption in weiten Kreisen, fallen Delikte auf dem Gebiet der
Arbeits- und Kreditvergabe auf . Die Währungsreform und das damit einset-
zende Konsum- und Werbezeitalter spiegeln sich in "modernen" und neuar-
tigen Wettbewerbshandlungen, wie beispielsweise der Veranstaltung von
Preisausschreiben und Kettenbriefsystemen zu Absatzzwecken . Andere
Schwerpunkte liegen in der Bekämpfung schwindelhafter Hypotheken-, Betei-
ligungs- und Darlehensanzeigen, der Aufklärung über fragwürdige Abzah-
lungsgeschäfte durch "Zwecksparen" und der Verfolgung betrügerischer
Baufinanzierungs- und Beraterpraktiken . Der Schwindel mit vermeintlich
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günstigen Nebenerwerbsofferten ist eine Aufgabe, der sich PRO HONORE
fortan widmet, ohne jedoch diese sich stets ihrer Zeit anpassende Erschei-
nungsform gänzlich beseitigen zu können . Ähnlich verhält es sich mit dem
Phänomen des "Adressbuchschwindels", das PRO HONORE bereits in sei-
nen Anfängen seit 1925 zu bekämpfen hatte. Eine im Jahre 1950 von PRO
HONORE veröffentlichte Prognose : "diese Form des Schwindels war in der
Reichsmarkzeit sehr gefährlich . Sie scheint jetzt nachzulassen", ist verfrüht
und allzu sehr vom Optimismus der Gründerjahre geprägt. Anzeigen- und
Adressbuchhaie beschäftigen PRO HONORE heute ebenso wie täuschende
Arbeitsofferten und nachteilige Existenzgründungsangebote .

In den 60er Jahren beginnt das Zeitalter einer sich intensivierenden Fern-
Kommunikation und damit einhergehend der Werbung unter Einsatz von
Telefon- und - seit den 90er Jahren - Telefaxgeräten . Was zunächst Ausdruck
materiellen Wohlstandes war, wird von cleveren Anbietern für ihre Werbe-
zwecke missbraucht. Trotz konsequenter Unterbindung ungewünschter Tele-
Werbung, vermag sich auch diese Anbieteform über Jahrzehnte zu halten und
weiter zu entwickeln . Verfechter der durchaus lästigen und zur Verwilderung
der Wettbewerbssitten führenden Werbung setzen auf die normative Kraft des
Faktischen . Was im Privatbereich beginnt, greift in zunehmendem Maße auf
den gewerblichen Sektor über. Nicht jeder - vor allem die Nutzer von Tele-
Werbung - ist mit der Einschränkung von Werbemaßnahmen auf diesem Ge-
biet einverstanden. PRO HONORE erwirkt zur Klärung der Rechtslage im
Jahr 1991 eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs, nach der es gemäß § 1
UWG wettbewerbswidrig ist, einen Gewerbetreibenden zu Werbezwecken
anzurufen, wenn nicht dieser damit einverstanden ist oder sein Einverständnis
vermutet werden kann (BGH, Urteil vom 24 . Januar 1991, Az: I ZR 133/89
"Telefonwerbung IV") .

Das mit den 70er Jahren einsetzende "Abmahnzeitalter" geht auch an PRO
HONORE nicht vorbei . Die Geltendmachung von Unterlassungsansprüchen
- ein adäquates Mittel zur Unterbindung unlauterer Werbemaßnahmen, das
zugleich gegen wirtschaftskriminelle Handlungsformen spürbaren Erfolg
zeigt -, wird aber wegen des daraus einzufordernden und von weiten Teilen
der Rechtsprechung zuerkannten Kostenerstattungsanspruchs auch für kom-
merzielle Abmahner interessant . Die mit der Abmahnung eigentlich beginnen-
de Geltendmachung eines Unterlassungsanspruchs dient in vielen Fällen nicht
mehr der sinnvollen Beseitigung eines wettbewerbsrechtlichen Störzustandes,
sondern nur der Bereicherung des Unterlassungsgläubigers . Die Abmahnung
verselbständigt sich und gerät dadurch immer mehr in den Strudel miss-
bräuchlicher Verwender.



Dass die gesetzliche Klagebefugnis nach § 13 UWG ausufert und Fälle des
Abmahnmissbrauchs ständig auftreten, führt unter den betroffenen Gewer-
betreibenden zu spürbarer Unruhe und Auflehnung . Kaum eine Branche bleibt
von massenhaften Abmahnaktionen verschont. Die Auskunftserteilung über
die Seriosität unbekannter Abmahner wird zu einer neuartigen Leistung, die
bei PRO HONORE häufig nachgefragt wird und gegen Mitte der 80er Jahre
zu einem Hochstand an Mitgliedern führt. Dreihunderteinunddreißig natürli-
che und juristische Personen zählte der Verein im Jahre 1988 zu seinen Mit-
gliedern . Eine Zahl, die seitdem nicht wieder erreicht wurde. Mit zunehmend
wirksamer Bekämpfung des Abmahnmissbrauchs und einer damit einherge-
henden Abnahme von Notständen, schwindet auch das vormals akute Inter-
esse an PRO HONORE. Eine fatale Entwicklung, denn gleichzeitig nimmt die
sog. Anlagekriminalität im Übermaße zu und bereitet Betroffenen immensen
Schaden.

Während der über unlautere Telefonwerbung angebahnte Warentermin-
und Optionskontrakt seine Opfer vornehmlich unter Gewerbetreibenden fin-
det, die sich in ihrer Opferrolle eher selbst helfen können, führt die Zunahme
schwindelhafter Anlagegeschäfte bei Privatpersonen zu beachtlichen Ver-
mögens- und Vertrauensverlusten .

Niedrigzinsphasen und Unkenntnis bereiten Finanzjongleuren und
Betrügern ebenso den Weg, wie das Desinteresse - vielleicht auch die Ahnungs-
losigkeit - von Bankinstituten bei der Beratung ihrer Kunden in Anlage- und
Kreditgeschäften . Gutgemeinte, aber falsch konzipierte Vermögensbildungs-
gesetze werden zum Helfershelfer einer Heerschar zweifelhafter Kapitalbil-
dungs- und Finanzmehrungsfirmen.

PRO HONORE kann dem Anwachsen des potentiellen Bedarfs nicht
gleichermaßen stark wie in den früheren Jahren entgegentreten . Der Status als
Organisation zur Förderung gewerblicher Interessen, verbietet eine Ausdeh
nung der Mitgliederstruktur in den Privatpersonenbereich. Die Blickrichtung
des potentiellen Mitgliedes zieht eine Mitgliedschaft bei PRO HONORE
nicht in dem Maße in die unternehmerische Überlegung ein, die nötig ist, um
die eigenen Reihen frei zu halten von Aktionen zweifelhafter und rufschädi-
gender Bankrotteure . In Konsequenz dieser Haltung, gelingt es fragwürdigen
und unqualifizierten Unternehmensberatern in steigendem Maße, gerade in
diesem Zeitraum, krisenerschütterten Firmen nahezu ohne Gegenwehr die
letzte Mark abzunehmen und so zu Sargträgern erster Klasse zu avancieren .

Die Wiedervereinigung in der Zeit ab 1989 bringt PRO HONORE einen
nur scheinbaren Vorteil. Auf der einen Seite nehmen die Anfragen über zwei-



felhafte Geschäftsabläufe deutlich zu, auf der anderen Seite stehen dieser
Zunahme keine entsprechenden Erträge gegenüber, die eine notwendige Aus-
weitung der Aktivitäten ermöglichten .

Die spezifische Vereinigungskriminalität boomt. Dem Täter eröffnete sich
die eigentlich "ideale" Konstellation des Zusammentreffens wirtschaftlicher
und ideeller Bedürfnisse mit ungebremsten Wunschbildern vom schnellen und
problemlosen Wohlstand. Der bislang nicht gekannte Status persönlicher Frei-
heit schafft beim Bürger der ehemaligen DDR die Vorstellungen eines zu erlan-
genden Wohlstands, auf den man alleine durch die Zugehörigkeit zu einem
wirtschaftlich- und profitorientierten System einen Anspruch zu haben glaubt .

Typisch für die Kontaktaufnahme zu Opfern sind Kleinanzeigen, die sich
an den scheinbar nie endenden Traum vom schnellen Reichtum anlehnen, wie
zum Beispiel :

"REICH WERDEN . . .IST BESSER ALS ARM BLEIBEN.
ES GILT IN SECHS MONATEN DM 100.000,--
UND MEHR ZU VERDIENEN. . . "

"NEBEN- ODER HAUPTBERUFLICH!
SEHR VIEL GELD VERDIENEN!
WENIG EINSATZ! KEINE BESUCHE! KEINE VERSICHERUNG
ODER ANLAGE! KEINE VORKENNTNISSE!
KEIN KAPITAL ERFORDERLICH!

"IMMER MEHR MENSCHEN IN DER BRD VERDIENEN IHR
GELD VON ZUHAUSE AUS. VORALLEM FRAUEN
UND MÜTTER MIT KINDERN. . . NUTZEN SIE JETZT IHRE
CHANCE - JETZT AUCH IN DERDDR - GELD VERDIENEN
VOMKÜCHENTISCH AUS . . ."

Geheimtipps zum schnellen Verdienst werden für DM 40 bis 60 Informati-
onskosten angeboten und dem DDR-Bürger mit Zusätzen schmackhaft ge-
macht, wie zum Beispiel :

"VORBESTELLUNG - NURFÜRDDR-BÜRGER MÖGLICH"

"GARANTIE FÜR DDR-BÜRGER.. ."

"WEG IN DIE NEUE SELBSTSTÄNDIGKEIT" .
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Neuwahl eines Vorsitzenden des Vereins Pro
honore .

In Erwiderung auf Ihr Schrei-
ben vom 8 .d .M, wird Ihnen mitgeteilt, aaß der
Herr Präses Herrn Senator 0 .M a r t i n i
zum Vorsitzenden Ihres Vereins bestellt hat .
Durchschlag des an Herrn Senator i~artini wird
in der Anlage beigefügt .

Gauwirt schaftskammer :li
i .A .

Die Gauwirtschaftskammer Hamburg -wie die Handelskammer in diesen Zeiten genannt wurde -
unterbreitet PRO HONORE den Vorschlag für die Ernennung des neuen Vorsitzenden.
Noch heute wird der Vorsitzende von PRO HONORE auf Vorschlag der Handelskammer Hamburg
von der Mitgliederversammlung gewählt.

Unsere Zeichen



Herzliche Bitte an unsere Besucher

Die �Deutsche Zentralstelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen" und �Pro Honore",
beide als gemeinnützig anerkannt, haben von jeher in schwesterlicher Verbundenheit
zusammengearbeitet.

Bis in den Zweiten Weltkrieg hinein ist die �Deutsche Zentralstelle zur Bekämpfung der
Schwindelfirmen" finanziell von Reichs- und Landesbehörden getragen worden. Von da ab
jedoch wurde ihr von hoher Stelle nur noch lobende Anerkennung zuteil, jedoch hat die
Bundesrepublik zu ihrer Aufrechterhaltung bisher keine einzige Mark beigetragen. Darüber
konnte zunächst hinweggesehen werden, weil wenigstens der hamburgische Staat einen
namhaften Zuschuß, zuletzt in Höhe von DM 15 000,- jährlich, gewährte.

Ohne überzeugende Begründung hat jedoch der hamburgische Staat plötzlich erklärt, er
wolle solche Zuschußleistung ab 1974 nicht mehr übernehmen: da es sich bei der Deutschen
Zentralstelle um eine im gesamten Bundesgebiet wirkende Institution handle, sei es
abwegig, wenn ihre finanzielle Förderung allein durch Hamburg erfolge . Herauszuhören
meinte man allerdings bei dieser Erklärung den Gedanken, die Deutsche Zentralstelle
erfreue sich ja der schwesterlichen Treue des Vereins Pro Honore, dem letztenendes die
Aufrechterhaltung beider Organisationen zuzumuten sei . Pro Honore muß jetzt die
Tätigkeit der Zentralstelle finanzieren, soweit diese dazu selber nicht in der Lage ist,
und das bedeutet eine spürbare und auf die Dauer nicht tragbare Mehrbelastung des
eigenen Etats.

Die Haltung des Bundes wie auch die neuerdings zutagegetretene Auffassung des
Staates Hamburg müssen Verwunderung hervorrufen . Sie verdienen auch, weiteren
Kreisen bekanntgegeben zu werden, insbesondere aber unseren Besuchern .

Angesichts dessen richten wir daher an unsere Besucher die freundliche Bitte, sich die
geschilderte Sachlage zu vergegenwärtigen und bei der Inanspruchnahme unserer beiden
Institutionen eine

Spende

zu entrichten, deren Höhe selbstverständlich in das Belieben des Besuchers gestellt ist .
Der Empfang der Spende wird mit entsprechender Bescheinigung bestätigt, die eine
steuerliche Absetzung des gespendeten Betrages ermöglicht .

Wir danken allen Spendern für ihre Hilfe.

Ein Spendenaufruf, der lange Zeit in der Geschäftsstelle aushing undBesucher über die nicht einfachen finan-
ziellen Verhältnisse informierte . Eine wesentliche Säule der Finanzierung von PRO HONORE ist auch heute
die Spenden- und Förderbereitschaft des Publikums. An die Stelle des Staatszuschusses ist die Zuweisung aus
Bußgeldfonds der Gerichte getreten.



Wer Interesse zeigt, muss nicht selten "Investitionen" in 5-stelliger DM-
Höhe tätigen, um schon bald darauf festzustellen, dass er Opfer krimineller
Anbieter geworden ist .

Andere Anbieter versprechen den lukrativen Superjob, der nur mit "viel
Fleiß" - dem Kapital des Jobsuchenden - zum Topverdienst führt. Tatsächlich
will man eine Ausbildung oder ein Einführungsseminar verkaufen, ohne über
haupt in der Lage zu sein, danach eine Arbeit zu vergeben . Auch die Anwer-
bung von Zeitschriftenwerbern erlangt eine ungewöhnlich starke Resonanz .
Bemerkenswert ist das ebenso schnelle wie zweifelhafte Verhalten von Ver-
sicherungsvertretern, die im Osten ein unproblematisches Geschäft dadurch
machen, dass sie an den vorhandenen Umständen vorbei Vertragsabschlüsse
tätigen, die nur auf der Unerfahrenheit und der Naivität der zu versichernden
Personen fußen.

Auch Kettenbriefsysteme erfreuen sich mit Beginn der 90er Jahre einer
großen Beliebtheit. Ganze Dorfgemeinschaften beteiligen sich an progres-
siven Systemen und nehmen dafür sogar hohe Verschuldungen in Kauf . Die
Probleme der Strafverfolgung zeigen in exemplarischer Weise auf, dass spezi-
ell geschaffene Straftatbestände, wie § 6 c UWG, kaum Vorteile bei der Verfol-
gung bieten, da der Täter sich nur umso besser daran orientieren kann, was und
wie er es anstellen kann, dass sein Tun straffrei bleibt.

1992 führt PROHONORE eine Spendenaktion mit der Zielsetzung "Auf-
bau Ost '92" durch, um aus den eingehenden Beträgen eine Außenstelle in
einem der neuen Bundesländer zu eröffnen . Die Aktion wurde vor dem Hin
tergrund beschlossen, dass für eine Außenstelle in den jungen Bundesländern
keine öffentlichen Mittel bereit gestellt werden konnten! PROHONORE sah
die Errichtung einer Außenstelle als unverzichtbare Aufgabe, weil es notwen-
dig erschien, den Bürgern der neuen Bundesländer, die durch Schwindel und
Betrug unseriöser Unternehmer in hohem Maße betroffen sind, eine vertrau-
ensbildende Maßnahme zu präsentieren . PRO HONORE wollte "vor Ort"
Fragen und Probleme behandeln . Zugleich sollte dem jungen Unternehmer
eine Stelle präsentiert werden, an die er sich bei Zweifeln und Fragen über
Angebote und Werbung wenden könnte . Der geringe Ertrag aus dieser Aktion
rechtfertigte jedoch nicht die Einleitung entsprechender Vorhaben und warf
die Frage auf, ob man solche Aktivitäten seitens der angeschriebenen Gewer-
betreibenden missversteht oder sie irgendeinem Akt karitativer Hilfeleistung
gleichsetzt (Geschäftsbericht für 1992) . Die Schwerpunkte des Jahres 1992,
nämlich betrügerisches "Timesharing" (Ferienrechtsverkauf), "Schmutzige
Vermittlungsgeschäfte für Versicherungen und Anlagen", "Anzeigenhaie"
und "Schwindel mit der Not" sind die Themen der 90er Jahre . PRO



HONORE konstatiert zugleich ein Ansteigen der Bedeutung von Treu und
Glauben im Geschäftsleben, denn gerade der weiter wachsende Paragraphen-
dschungel, auch unter Einbezug europäischer Gesetze und Verordnungen,
bringt in mannigfaltiger Weise zum Ausdruck, dass es nicht so sehr das ge-
schriebene Wort als mehr die verantwortungsvolle Handlungsweise des Ein-
zelnen ist, die ein vernünftiges Miteinanderauskommen gewährleisten kann .
Ein Mehr an Regelung bringt ein Mehr an Freiraum zwischen den jeweiligen
Normen. Es gilt daher, immanente Schranken im Interesse Dritter zu beachten .
Treu und Glauben im Geschäftsleben bietet eine sich stets belebende funktio-
nale Grundlage ethischer und rechtsmoralischer Dimension, die Brücken über
rechtsfreie Räume legt und individuelle Rechte und Handelsbräuche bewahren
hilft. Fairness und die gebotene Rücksichtnahme werden den Standpunkt des
ehrbaren Gewerbetreibenden mehr denn Je kennzeichnen .

UND DIE FINANZEN

PROHONORE verfolgt als gemeinnützigen Zwecken dienende Organisation
keine wirtschaftlichen Aufgaben . Die Verfolgung von Unlauterkeit und
Wirtschaftskriminalität ist kein unternehmerisches Ziel, das einen bestimmten
marktmäßig erreichbaren Wert verkörpert, sondern stellt eine ideelle Größe
dar, deren Wert im Nutzen für die Allgemeinheit liegt. Ist dieser Nutzen nicht
zugleich in individuell verwertbare Größen zu transportieren? Ist Ruf und das
Ansehen der Wirtschaft im Spannungsfeld ethischer Anforderungen und wirt-
schaftlicher Orientierung zu bilanzieren? Wie kann PRO HONORE daran
partizipieren?

Dass PRO HONORE auch für den Einzelnen einen Wert verkörpern
kann, belegen Untersuchungen über betriebliche Wertschöpfung durch Erhal-
tung, resp . Einführung und Pflege ethischer Standards im Unternehmen.
Erkenntnisse, die sich durchsetzen müssen, um PRO HONORE nach 75 Jah-
ren Arbeit und Kampf um die Bewahrung solcher Werte endlich den Stellen-
wert zuzuweisen, der PRO HONORE gebührt. Nicht immer konnte sich
PRO HONORE im Lichte der Anerkennung seines Tuns betrachten, wie in
seinen Anfängen und während der Zeiten des Wiederaufbaus der 50er Jahre.

Die Kraft der Gründung und der Gründer, namhafte Persönlichkeiten aus
Wirtschaft und Politik, ermöglichten eine hohe Akzeptanz von PRO HO-
NORE in weiten Teilen der Bevölkerung ebenso, wie bei Gewerbetreibenden .
Die damit geschaffene Voraussetzung für die Bildung einer Vertrauensstelle



musste sich mit jedem Gewinnstreben und einer Kommerzialisierung der
Arbeit in Widerspruch setzen . Ein Umstand, der es mit sich brachte, dass PRO
HONORE seit frühen Gründertagen auf Spendenbasis arbeitete . Die damit
zutage tretenden Defizite mögen dazu beigetragen haben, sich an der
Gründung und dem Aufbau der SCHUFA-Hamburg zu beteiligen .

Appelle der Jahre 1926 bis 1930 belegen, dass die Bereitschaft zur freiwilligen
Leistung für PRO HONORE stets intensiver Stimulation bedurfte :

"Von Erfolg kann die Tätigkeit des Ausschusses "Pro honore" aber nur
sein, wenn sie sich auch der moralischen und finanziellen Unterstützung der
Kreise erfreuen darf, die das Hauptinteresse an der Reinhaltung des kaufmän
nischen Ehrenschildes haben, der Handel- und Gewerbetreibenden im groß-
hamburgischen Gebiet . An diese wenden sich heute die Unterzeichneten mit
der Bitte :

Helft mit, daß Treu und Glauben, die stets der Stolz und der Ruhm der
Kaufmannschaft an der deutschen Wasserkante waren, nach wie vor die unver-
rückbare Grundlage im geschäftlichen Verkehr bilden, daß nicht Schiebung
und listige Übervorteilung, sondern ehrliche Arbeit am Beschaffen und
Verteilen der Lebensnotwendigkeiten das Wesen des freien Handels sein und
bleiben wird .

Wir hoffen, daß die an unseren Zielen interessierten Kreise von Industrie,
Handel und Gewerbe sich auch der Notwendigkeit nicht verschließen, unsere
Arbeit durch Erwerb der Mitgliedschaft und Leistung von Beiträgen finanziell
zu unterstützen! Wer im formellen Beitritt zu "Pro honore" eine zu große
Bindung erblickt, möge sein Interesse wenigstens dadurch bekunden, daß er
unsere Organisation mit einem einmaligen Beitrag unterstützt . Es wird gebe-
ten, sich für die gedachten Erklärungen des beigefügten Vordruckes zu bedie-
nen und diesen an die oben angegebene Adresse zurückgelangen zu lassen . Die
Beiträge werden an das Konto "Pro honore" bei der Vereinsbank in Hamburg
erbeten. "

Im Bericht 1950 wird zur finanziellen Entwicklung wie folgt berichtet :

"Den Organisationen stehen heute zwei juristische Mitarbeiter und drei
Büro- und Schreibkräfte zur Verfügung. Sie reichen gerade aus, um dem augen-
blicklichen Arbeitsanfall einigermaßen gerecht zu werden.

Wie bereits erwähnt, stellte die Kapitulation die Organisationen vor eine
völlig neue Lage . Der bisherige sichere Zuschuss von RM 90 000 .- aus der
Umlage der Reichswirtschaftskammer bei den Industrie- und Handelskam-



mern und den Beiträgen der Reichsministerien fiel von einem Tag zum anderen
fort . Wollte man überhaupt die Arbeit weiterführen, so musste zunächst ein-
mal eine energische Werbung in den Kreisen der Mitglieder, in der Kaufmann-
schaft und in den Industriekreisen unternommen werden.

Naturgemäß konnte damals zunächst im wesentlichen nur in Hamburg
geworben werden . Mit großer Dankbarkeit müssen wir anerkennen, daß hier
in den beiden letzten R-Markjahren große Mittel zusammengeflossen sind, sei
es aus allgemeinen Mitgliedsbeiträgen, sei es auf Grund von besonderen Wer-
beaktionen, die wir mit Hilfe des Herrn Bürgermeisters der Hansestadt
Hamburg und Vertretern aller Behörden und Dienststellen sowie Wirtschafts-
kammern durchführen konnten.

Kurz vor der Währungsreform wurde eine Sonderaktion unternommen; es
gelang, den damals noch bestehenden, durch einen Kredit der Hamburgischen
Landesbank überbrückten Verlust fast vollständig auszugleichen . Immerhin
standen wir bei Beginn der D-Markzeit so gut wie ohne Mittel da, und es ist zu
verstehen, daß die ersten Bemühungen um Spenden nur einen vergleichsweise
geringen Widerhall fanden .

Da das Beitragsjahr vom 1 . 4 . 1948 an lief, war die übergroße Mehrzahl der
Beiträge bereits bezahlt. Man wandte sich an die verschiedensten Kreise ; es
gelang, die finanzielle Krise zwar nicht völlig zu überwinden, aber doch den
Weg weiterzugehen . Die Verhältnisse haben sich inzwischen dadurch geändert,
daß Hamburg schon zweimal einen Staatsbeitrag in Höhe von DM 10.000,--
bewilligte und jetzt ein solcher auch vom Bund zu erhoffen ist . Die Beiträge
der Industrie- und Handelskammern sowie der Handwerkskammern haben
sich erhöht, bedeuten aber im ganzen gerechnet noch nicht entfernt einen
ausreichenden Gegenwert allein für die direkt den Geschäftsführungen aller
deutschen Kammern geleisteten Dienste.

Neben den Kammern sind die Verbände der Wirtschaft und die Gewerk-
schaften die Nächsten dazu, durch Erwerb der Mitgliedschaft bei einem der
Vereine unsere Arbeit finanziell zu unterstützen . Wir helfen ihnen nicht nur
bei einer sehr wichtigen allgemeinen Aufgabe - die Sauberhaltung ihrer Reihen
von Schädlingen - sondern es ergeben sich immer wieder konkrete Einzel-
probleme, bei denen unsere Arbeit von unmittelbarer Bedeutung für die ein-
zelnen Gewerbezweige ist . . . . ."

PRO HONORE widmete sich schon damals der Frage einer Entgeltlichkeit
der Auskunftserteilung und kam zu dem Ergebnis, dass diese strikt abzulehnen
sei: "Ein Weg allerdings, der uns oft empfohlen wird, muss uns verschlossen
bleiben: Weder DZBS noch PRO HONORE dürfen für ihre Auskünfte



Rolf lil.-raer, Vorsitzender von PRO HONORE e.V, fordert das Engagement der ~1- irt-
schaft, um sittenwidrige, unlautere Störzustände besser bekämpfen zu können (PRO
HONORE-FORUM, Albert-Schäfer-Saal, der Handelskammer Hamburg am 29.10.1998).

Gebühren verlangen, so außerordentlich angebracht es an und für sich wäre,
wenn diejenigen, denen wir geholfen haben, auch Beiträge zu unseren Kosten
leisten wollten."

Die Erteilung der Auskünfte, welche vor Geschäftsverbindungen mit den
Schwindlern warnen, ist unsere eigentliche Hauptaufgabe . je mehr Möglichkeit
wir haben, mit solchen Auskünften die Geschädigten oder Bedrohten zu er
reichen, desto besser können wir unseren Auftrag erfüllen . Wir sind deshalb
daran interessiert, so viel Anfragen -wie möglich zu erhalten und dürfen ihre
Zahl unter gar keinen Umständen durch das Verlangen nach einer auch noch so
kleinen Gebühr drosseln . Das gilt auch im allgemeinen für die Gutachten, die
in der laufenden Arbeit abgegeben werden. Sogar unsere Aufforderung, bei
schriftlichen Fragen Rückporto beizufügen, darf nicht mehr als eine höfliche
Bitte sein . Vor allem ist dabei zu bedenken, daß Anfragen für uns ein sehr wich-
tiges Material bedeuten, weil wir nur durch Nachforschungen auf Grund von
Anfragen frühzeitig genug auf unlautere Elemente aufmerksam werden.

Ein Zwist, der in den Anfängen erträglich war, vor allem solange man mit
der Zentralstelle gegen Schwindelfirmen und - schon seit 1931 - mit der
SCHUFA zusammenarbeiten konnte, an deren Erträgen PRO HONORE in
ausreichendem Maße beteiligt war.



Die Vehemenz der Diskussion um Einführung einer Gebührenpflicht ist
Spiegel der Leistungsbereitschaft der Wirtschaft, deren schwächelnde Unter-
stützung zeigt, wie gering man seitens der maßgeblichen Kreise die selbstlose
Förderung von PRO HONORE und damit die Bereithaltung der Organi-
sation als solche erachtet . Eine Sequenz, die - eher unbewusst veranlasst - auf
mangelnde Einsicht in die Präsenz von PRO HONORE als Instrument der
Wirtschaft zur Vertrauensbildung untereinander und im Verhältnis zur
Allgemeinheit schließen lässt.

Treffend formuliert der Geschäftsbericht im Jahr 1995 die sich zuspitzende
Situation :

Es war in manchen Bereichen heftig zu wünschen, daß die Unterstüt-
zungsbereitschaft für PRO HONORE durch die Kinder und Kindeskinder
seiner Gründer sich nicht in dem Maße verbraucht, wie geschäftliche Ethik,
Sitte und Moral im Geschäftsleben an einigen Stellen zu schwinden scheinen .
Ethik im Geschäftsleben muss mehr sein, als die Philosophie zum Feierabend .
Wirtschaftliche Betätigung muss durch die Wahrnehmung eines moralischen
Anspruchs das Maß an Glaubwürdigkeit bewahren, das der ehrbare Kaufmann
zur Selbstachtung seines Tuns für unverzichtbar hält . Wie bereits eindringliche
Appelle zuvor, verhallte auch dieser Ruf ohne spürbare Resonanz . Im
November 1996 stellte PRO HONORE-Vorsitzender Dr. Brinckmann den
Mitgliedern die Frage über die Zukunft des Vereins. Er sah die immer stärker
spürbare Kluft zwischen den umfangreichen Anforderungen und Aufgaben,
denen PRO HONORE sich heute stellen muss und die abnehmende
Bereitschaft, für diese Arbeit die erforderlichen Mittel bereitzustellen .

PRO HONORE verkörpert idealistische, ethische Werte im Wirtschafts-
leben, die gerade in unserer Zeit erhalten werden müssen. PRO HONORE als
Anker im Spannungsfeld eines aggressiven Wettbewerbs und zunehmender
Konjunkturvehemenz ist jedoch nur zu erhalten, wenn die Wirtschaft hierfür
Mittel in ausreichendem Maße bereit hält . Andernfalls stellt sich die Frage der
Auflösung von PRO HONORE (PH-Infobrief vom 24 .2 .1997) .

Am 12 . März 1997 waren die Mitglieder aufgerufen, über den Fortbestand
von PRO HONORE abzustimmen. "Pro Honore vor dem Ende?" fragte dem-
gemäss die Hamburger Presse und erläuterte die Situation mit der Notwendig
keit, den Etat und die Mitglieder zu verdoppeln . Die Mitgliederversammlung
mochte sich in der Sitzung am 12 . März 1997 jedoch dem Auflösungsvotum
nicht anschließen. Sie stimmte für die weitere Existenz von PRO HONORE
und wollte diese durch vielfältige Aktivitäten und den dadurch zu erlangenden
Zugang von mindestens Einhundert neuen Mitgliedern gewährleisten .



Der Bundesminister der Finanzen
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den
Treu und Glaube

1 . Vorsitzenden herrn Dr . Beit
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1 a er b u in g _ l_
Altstädter Str . 6

Bonn, den 2 . iviai 1962
Pheindorfer Str. 108 - Tel. 30131

Betr . : lbzugsfähigkeit von Zuwendungen an Ihren Verein
Ihr Schreiben vom 28 . August 1961 - Kö/Lu . - und
mein Schreiben vom 8 . September 1961 - IV B/2 - S 1292 -
70/61 -

Sehr geehrter Herr Dr . Beit!

--durch hie VRr alten-2nnordnung vom 2 . April - 1

	

62 (Bundesanzeiger
MM vom 6 . April 1962, Bundessteuerbl . I S . 533) Zuwendungen
an Ihren Verein nach § 48 Abs . 4 der Einkommensteuer-Durchfüh-
rungsverordnung ( J., 25 Abs . 4 der Körperschaftsteuer-
Durchfüh-rungsverordnung) vom 1 . Januar 1961 an als steuerbegünstigt an-
erkannt .

In vorzüglicher Hochachtung
Im Auftrag

(Dr . Bühring)

Die Anerkennung der Abzugsfähigkeit von Zuwendungen soll Angehörigen der Wirtschaft die Förderung von
PRO HONORE schmackhaft machen . Ein Status, der auch für die Vergabe von gerichtlichen Bußgeldern
maßgeblich lt .
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Hansestadt Hamburg a. D., referiert az -f dem ersten PRO HONORE FORUM im Oktober
1998 (siehe Abdruck in Teil 2 der Festschrift).

Viele Mitglieder von PRO HONORE sahen die Situation als Herausfor-
derung und Appell an ihre unternehmerische Verantwortung . Andere nutzten
die Lage, um sich aus eben dieser Solidargemeinschaft um und für PRO
HONORE herauszustehlen . Es formte sich aus den Reihen einiger engagier-
ter Mitglieder ein Arbeitskreis, der mit Ideen und dem Ausschöpfen von
Verbindungen neue Wege und Freunde für die Arbeit von PRO HONORE
finden wollte .

Die eigentliche Frage kreiste stets um die Finanzierbarkeit von PRO HO-
NORE und knüpfte damit an frühere Diskussionen dieser Art an . Dem Bür-
ger, dem Staat helfen, ohne selbst nennenswerte Hilfe von dieser Seite zu
bekommen, wird seitens potentieller Förderer von PRO HONORE - nicht
ganz zu recht - oftmals als Provokation bewertet .

PRO HONORE indes ist aus der Krise seiner 70er Jahre eher gestärkt her-
ausgetreten . Denn der Balanceakt zwischen Gemeinnützigkeit und wirt-
schaftlich orientiertem Tun bedarf seitdem keiner Rechtfertigung in solchen
Fragen, wie der Erhebung von Gebühren für die Auskunftserteilung oder der
Erbringungen von Leistungen, die vornehmlich dem Einzelnen - in ihrer Ge-
samtheit zugleich der Allgemeinheit - zugute kommen .

	

Zu nennen sind :



" Unterstützung gegen schädliches Verhalten von Vertragsparteien
" Auskunftserteilung über die Seriosität von Personen und Angeboten
" Stellungnahmen zu Fragen eigener Werbung
" Vorgehen gegen Störer im Wettbewerb
" Durchführung von Seminaren zu Themen der Prävention im Wettbewerbs-
und Wirtschaftsleben

" Einräumung von Kollektivrechten (Markennutzung) .

Auf diesen Gebieten wird PRO HONORE zukünftig verstärkt in den Vor-
dergrund treten, um neben seiner allgemein präventiv wirkenden Präsenz als
von seinen Mitgliedern getragene Organisation auch den Erfordernissen des
Einzelnen besser gerecht zu werden und um damit den Kreis seiner Freunde
und Förderer so stark machen zu können, dass die Zugehörigkeit zu PRO
HONORE und der damit einhergehende Einsatz für Treu und Glauben im
Wirtschaftsleben als solide Grundlage für Verantwortung und Kooperation
stehen .

"Gute Beispiele setzen schlechte Sitten ins Unrecht" - lautet der Titel die-
ser Festschrift, und weist damit jedem Einzelnen Angehörigen unseres Wirt-
schaftslebens seine ganz spezifische Rolle zu . Mit guten Beispielen unterbre
chen wir den Ablauf kriminogener und durch List und Tücke unterminierter
Geschehen .

Fangen wir alles Gute bei und durch uns selbst an . PRO HONORE ist
Plattform und Brücke und lädt Sie dazu ein, Ihren Beitrag zur Verwirk-
lichung dieser Funktion einzubringen .



Kampf den �schwarzen Schafen"
�Pro Honore" bewahrt das Ansehen der Hamburger Kaufleute

(thl) Hamburgs Kaufleute
waren schon immer ehrenwerte
Männer. Das ist eine altbe-
kannte Tatsache . Damit dies
auch so bleibt und �schwarze
Schafe" gar nicht erst einen Fuß
an den Boden bekommen, gibt
es den Verein für Treu und
Glauben im Geschäftsleben
�Pro Honore", der sich seit dem
Jahr seiner Gründung im Jahre
1925 erhebliche Verdienste um
das Ansehen der Hamburger
Kaufmannschaft und der Bür-
ger erworben hat.

Allein im vergangenen Jahr
wurde in 8340 Fällen die Serio-
sität von hanseatischen Ge-
schäftsleuten geprüft. Die
�schwarzen Schafe" blieben da-
bei auf der Strecke .

Otto D . Dobbeck, Geschäfts-
führer von �Pro Honore", der
sich hauptamtlich um unse-
riöse, unlautere und sittenwid-
rige wie kriminelle Erschei-
nungsformen des Handels und
der Geschäftstätigkeit küm-
mert : �Die Stabilisierung der
Fälle bei konstant hoher Nach-
frage war eine positiv zu bewer-
tende Bestätigung der von Pro
Honore praktizierten Bekämp-
fungsstrategie ."

Insbesondere habe die weit-
reichende Erfassung und Bear-
beitung von Fällen effiziente
Wege zurEindämmung von Be-
trugsfällen aufgezeigt.

Dobbeck macht an einem
Beispiel deutlich, mit welchen
Fällen er Tag für Tag zu tun hat,
um für Sauberkeit im Ge-
schäftsleben zu sorgen . Dob-
beck: �Die nach wie vor hohe
Erwerbslosenquote ermögliche
es vielen Unternehmen, ihre
Schwindelgeschäfte erfolgver-
sprechend aufzunehmen. Der
entsprechende Versuch einer
Hamburger ,Unternehmens-

ppe`, vor deren Aktivitäten
Honore schon im Grün-

dungsstadium gewarnt hatte,
hat inzwischen ein unrühmli-
ches Ende gefunden ." Die von
Pro Honore betriebene Infor-
mationsarbeit und die Einlei-
tung von Unterlassungsmaß-
nahmen hätten geholfen, daß
der Schaden von vielen Anfra-
gern abgewendet oder bei Be-
troffenen so gering wie möglich
gehalten werden konnte .
Wie geschwindelt wird, das

zeigt eine lange Liste von Pro
Honore . Dobbeck: �Schwindel-
hafte Erwerbsanbieter für
Heimarbeit und Nebenver-
dienst finden wie in den Vor-
jahren in einem hohen Maße
Abnehmer für ihre untaugli-
chenTips und Informationen ."
Dobbeck lobte in diesem Zu-

sammenhang die Medien, die
ihre Leser über die schlimme
Praxis der unseriösen Geschäf-
temacher informiere. Dem ent-

Die Zusammenarbeit mit der Presse ist ein wichtiges Fensterfür effiziente Arbeit im Kampf gegen Urlauter-
keit und Kriminalität im Wirtschaftsleben (hier : HARBURGER ANZEIGE','UND NACHRICHTEN vom 9.12.1987) .
Der Erfolg von PRO HONORE trägt zum Ansehen der seriösen Wirtschaftsbeteiligten wesentlich bei. Den
Kontakt zu Medien findet Pro Honore u.a. über seine Internetpräsenz und den WARNUNGSDIENST

gegen stünde jedoch die oft
sture Haltung mancher Anzei-
genredaktion, die nicht auf die
Schaltung oftmals erkennbarer
Schwindelofferten verzichten
wolle.
Dobbeck : �Wer die Rubrik

Stellenanzeigen in Anspruch
nimmt aber nur wertlose Bro-
schüren per Nachnahme ver-
kauft - von der Pelztierzucht
im Keller` oder der Regen-
wurmfarm aufdem Balkon bis
hin zur Kreditvermittlung bei
Freunden, Nachbarn und Be-
kannten - will die soziale Not
vieler verzweifelter Bürger aus-
beuten." Dobbeck weiter: �Daß
der Vertrieb der Schwindelfir-
men im Kettensystem abläuft,
also Betrogene zu Betrügern
werden, macht die Verfolgung
dieser Erscheinungsform so
schwierig."

Dies gelte auch für die Offer-
ten fragwürdiger Finanzma-
kler, die Umschuldungen und
Schuldenregulierung, aber
auch Kredite �ohne Probleme"
und ohne Schufa (Kreditüber-
wachungssystem der Banken,
d . Red.) anböten . Dobbeck:
�Derartige, zum Teil als Ver-
braucherschutzorgnisationen
getarnte, Unternehmen rech-
nen gezielt mit der Wehrlosig-
keit ihrer Opfer infolge der per-
sönlichen schwachen undsozial
ausgelaugten Situation ."



Zum 75. Gründungsjubiläum sage ich PRO HONORE

in der

Als PRO HONORE vor nunmehr 75 Jahren in Hamburg gegründet wurde,
galt es vornehmlich, eine Vertrauensstelle in Fällen von Cbervorteilung zu
schaffen . Angehörige der Hamburger Wirtschaft hatten aus ihrer unternehme-
rischen Verantwortung heraus ein Beispiel für Solidarität und Hilfsbereitschaft
gegeben, das dem Bürger und dem Gewerbetreibenden gleichsam Schutz und
Hilfe vor unlauteren Erscheinungsformen bringen sollte .

Auch heute sehe ich es als ein dringendes Anliegen von PRO HONORE,
bestimmten Formen gemeinschädlicher Wirtschaftskriminalität entgegenzutre-
ten. Diese Tätigkeit ist sehr aufwendig . Ihre Produktivität läßt sich im Ein
zelfall kaum wägen - und dabei geht es doch um die Wahrung des Ansehens
und des Rufs aller am Wirtschaftsleben Beteiligten, ebenso wie um die Verhin-
derung unerwünschter und schädigender Nachahmungen.

Ich habe mich PRO HONORE als ehrenamtlicher Vorsitzender von 1979
bis 1997 zur Verfügung gestellt . Ich weiß daher um die Existenz von Grau-
zonen im Wirtschaftsleben und es ist mir bewußt, dass PRO HONORE auf
seinem Gebiet von einer unverzichtbaren Bedeutung ist . Mit Mitgliedsbeiträ-
gen allein sind diese Aufgaben aber nicht immer mit der gewünschten Effizienz
zu bewältigen. Fördern Sie daher das wichtige Anliegen von PRO HONORE
durch regelmäßige oder auch gelegentliche Zuwendungen!

Helfen Sie PRO HONORE ! Unterstützen Sie die Arbeit, die Hamburger
Persönlichkeiten vor nunmehr 75 Jahren so engagiert begonnen haben. Zeigen
Sie, dass die Wahrung ethischer Grundrechte im Wirtschaftsleben auch Ihre
Sache ist .

Ich wünsche PRO HONORE in seinem weiteren Schaffen viel Glück und
Erfolg und die anerkennende Unterstützung der verantwortungsbewußten
Angehörigen unserer Wirtschaft .

Dr. Christian Brinckmann



Grußadresse der Handwerkskammer für München
und Oberbayern

Das 75-jährige Jubiläum von PRO HONORE e.V. ist ein wichtiger Anlass,
Gratulation und Dank auszusprechen.

Mit seinem Zweck, für die Wahrung von Ehrbarkeit und von Treu und
Glauben auf allen Gebieten des Wirtschaftslebens zu sorgen, und der Bekämp-
fung von unlauterem Wettbewerb und Erscheinungsformen von Wirtschafts
kriminalität, versieht er wichtige Aufgaben, die einem geordneten und fairen
Wettbewerb auf dem Markt dienen .

Er unterstützt damit die Zielvorstellungen der Handwerkskammern, die
ihrerseits durch ihre Interessensvertretung und ihre Serviceleistungen für
Mitgliedsbetriebe dazu beitragen, dass gerade kleine und mittlere Unterneh-
men im Wettbewerb bestehen können.

Gerade die Dokumentation von Handlungen und Erscheinungsformen im
Wirtschaftsleben, die geeignet sind, Schädigungen im Geschäfts- und Privat-
leben hervorzurufen, ist ein wichtiges Instrument, auf das auch die Hand
werksorganisationen bei der Information und Beratung von Mitgliedern
zurück greifen können. In diesem Sinne wünsche ich PRO HONORE eine
weitere erfolgreiche Arbeit .

Rudolf Herwig
DIPL .- VOLKSW., STV. HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

DER HANDWERKSKAMMER FÜR MÜNCHEN UND OBERBAYERN



Der Norddeutsche Verleger- und Buchhändler-Verband e.V.

Der Norddeutsche Verleger- und Buchhändler-Verband vertritt in den Län-
dern Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein die
Interessen der Verleger und Buchhändler. Zur Zeit sind 534 buchhändlerische
Unternehmen Mitglied der Organisation . In Hamburg sind es 128 Buchhand-
lungen und 76 Verlage. Was erwarten die Mitglieder vom Verband?

Die Verbandsgeschäftsstelle sieht sich als Anlaufstelle für alle Fragen und
Probleme der Mitgliedsfirmen . Zur Information der Mitglieder sammeln wir
alles in unseren Augen relevante aus der Gesetzgebung, der Rechtsprechung,
der Verwaltung und dem kulturellen Umfeld. Beratung bei individuellen
Problemen. Im Vordergrund der Beratung zu den individuellen Problemen der
Mitgliedsfirmen stehen die Fragen zum Arbeits- und Tarifrecht . Wir sehen
unsere arbeitsrechtliche Beratung prophylaktisch, wenn alle Vorsorge nicht
hilft, übernimmt der Verband auch die Prozessvertretung vor dem Arbeits-
gericht und dem Landesarbeitsgericht . Im buchhandelspezifischen Bereich
stehen Fragen zur Preisbindung im Vordergrund, aber auch Fragen der kor-
rekten Werbung und des Wettbewerbsrechts gehen wir nach .

In Zeiten großer Strukturveränderungen in der Branche und angespannter
Konjunktur ist eine zunehmend aggressivere Unternehmenspolitik festzustel-
len; der Grat zwischen illegalem und legalem Wettbewerbsverhalten ist äußerst
schmal geworden . Der Norddeutsche Verleger- und Buchhändler-Verband ist
seit vielen Jahren Mitglied bei PRO HONOREund schätzt die fundierte wett-
bewerbsrechtliche Beratung seines Geschäftsführers Herrn RA Dobbeck. Die
Zusammenarbeit ist partnerschaftlich und vertrauensvoll .

Das Thema "Preisbindung für Verlagserzeugnisse" beschäftigt die Branche
seit über 100 Jahren . Diese Thematik bestimmt vorrangig das Verbandsgesche-
hen. Die Preisbindung für Verlagserzeugnisse ist kein Privileg für Verleger und
Buchhändler, sondern ein Beitrag des Staates zur Erhaltung und Förderung der
Lesekultur. Die Preisbindung garantiert Titelvielfalt (jährlich erscheinen im
deutschen Buchhandel ca . 80.000 Neuerscheinungen und insgesamt sind z .Zt.
835.000 deutschsprachige Titel lieferbar) . Preisbindung garantiert darüber hin-
aus ein breites Buchhandelsnetz mit umfangreichen Dienstleistungen und
letztlich einen Buchhandel ohne staatliche Subventionen .

Der 7 Jahre lang andauernde Streit zwischen den Verbänden des Buch-
handels und der Europäischen Kommission über die Zulässigkeit von länder-
übergreifenden (Deutschland, Österreich) Preisbindungssystemen konnte im



Februar des Jahres für den Buchhandel positiv entschieden werden: Das z.Zt.
noch bestehende länderübergreifende - den EU-Bestimmungen widerspre-
chende - Preisbindungssystem Österreich/Deutschland wird ab 1 . Juli 2000
durch getrennte nationale Systeme abgelöst .

Die Aus- und Fortbildung hat im Verband einen hohen Stellenwert .
Aufgrund der föderalen Struktur sind Kontakte zu den Kultusministerien in
Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern zu halten,
ebenso zu den Berufsschulen und Kammern. Das Aus- und Fortbildungs-
programm beinhaltet eine Vielzahl von Veranstaltungen zu aktuellen Bran-
chenthemen .

Öffentlichkeitsarbeit für das Buch und das Lesen gehören ebenfalls zu den
Schwerpunkten der Verbandsarbeit . Wir sind die Interessenvertretung gegen-
über Politik und Verwaltung . Wir arbeiten mit den gesellschaftlichen und
kulturellen Organisationen und Medien in den drei Bundesländern zusammen
und führen verschiedene Leseförderungsaktionen wie Buchausstellungen und
Vorlese-Wettbewerbe durch.

Die enormen Strukturveränderungen in unserer Branche berühren auch die
berufsständischen Organisationen . Bisher erbrachte Dienstleistungen müssen
kritisch hinterfragt und neue in das Programm aufgenommen werden . Prä
misse bei all unserem Tun ist unser Bemühen, ausschließlich an den Mitglieder-
interessen orientierte Dienstleistungen anzubieten .

Horst Quax
GESCHÄFTSFÜHRER



75 Jahre
Einsatz für Fairness und Vertrauen im Wirtschaftsleben -

Langfristig wird nur derjenige wirtschaftlich erfolgreich sein, der sich vertrau-
ensvoll und seriös im Wirtschaftsleben bewegt . Wer könnte es besser wissen als
Kreditinstitute, dass 'honoriges' Verhalten nicht nur die eigene Leistung er-
gänzt, sondern ein entscheidender Faktor des Firmenkapitals ist . Eine Bank
wie die Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank AG (DG HYP) mit ihren
sehr langfristigen Kreditgeschäften profitiert ganz besonders von einem seriö-
sen Arbeitsumfeld und einer Stimmung des Vertrauens . Ohne Vertrauen wären
unsere Geschäfte nicht möglich. Und selbstverständlich ist jeder Missbrauch
des Vertrauens, jede Verschlechterung der Stimmung, bei uns spürbar. Mag nur
ein einziger Marktteilnehmer gegen die Regeln verstoßen, so ist fast immer
sofort die gesamte Branche, in manchen Fällen gar die ganze Wirtschaft, be-
troffen. Um so wichtiger ist es, dass 'schwarze Schafe' von der Herde getrennt
werden, dass bei Regelverstößen frühzeitig deutlich gewarnt wird und dass -
bei eingetretenem Schaden - für einen gerechten Interessenausgleich gesorgt
wird . Dieser Aufgabe widmet sich Pro Honore seit nunmehr 75 Jahren und
trägt mit seiner Arbeit erfolgreich zu einem reibungsarmen Verlauf unserer
Wirtschaftsbeziehungen bei .

Es ist heute wichtiger denn je, die Werte ehrbarer Kaufleute 'hochzuhalten' :
Die Wirtschaft wird unübersichtlicher und verzweigter. Sie bietet reichlich
Nischen und Verführungen für nicht ganz so 'sauberes' geschäftliches Geba
ren. Der sprichwörtliche Handschlag - das herausragende Symbol für unkom-
plizierte, von Vertrauen getragene Übereinkünfte - reicht heute zur Regelung
komplizierter und komplexer Lebenssachverhalte nicht mehr aus . Viele
Bereiche sind nur noch durch entsprechend vielschichtige juristische Verträge
darstellbar.

Als DG HYP - die Hypothekenbank für die privaten 'Häuslebauer' -
arbeiten wir täglich daran, unsere Entscheidungen - trotz der komplizierten
Materie und des massiven Technologieeinsatzes - für unsere Kunden und
Partner transparent und überschaubar zu halten . Kredite werden von uns
innerhalb von nur drei Minuten zugesagt und trotzdem ist der Kunde nicht
einer kalten Technik ausgeliefert . Ansprechpartner in den Filialen und Zweig-
stellen unserer genossenschaftlichen Bankengruppe helfen bei Fragen weiter
und berücksichtigen individuelle Notlagen oder Besonderheiten . Auch dies -
so hoffen wir - ein Beitrag zu Seriosität und Fairness im Umgang zwischen



Kreditinstitut und Kunde. Denn ohne den Einsatz jedes einzelnen Unterneh-
mens für seriöse Produkte und gute Kundenbeziehungen kann natürlich auch
Pro Honore nicht erfolgreich sein . Die DG HYP wird auch zukünftig bei der
Entwicklung ihrer Kreditprodukte und bei ihren Serviceangeboten eine Ge-
schäftspolitik betreiben, die sich an den Interessen der Kunden orientiert und
die diesem Geschäft eigenen Chancen und Risiken gerecht verteilt .

Pro Honore investiert mit seiner Tätigkeit in 'Treu und Glauben' und hilft
uns allen, unsere Geschäfte in einer partnerschaftlichen Atmosphäre auszuü-
ben. Wir freuen uns, dass diese Gemeinschaftsaufgabe für die Wirtschaft hier
noch eine Heimat hat und hoffen, dass die Anerkennung für diese wichtige
Aufgabe zukünftig noch wachsen wird . Denn aufgrund von Missbrauch oder
unsachgemäß ausgeführter Arbeit entstandener Vertrauensverlust trifft uns
alle . Nur wenn wir gemeinsam die gewachsenen und bewährten Usancen ver-
teidigen, schaffen wir eine gute Grundlage für ein harmonisches Wirtschafts-
leben und erhalten die Voraussetzung für wirtschaftliche Prosperität . Wir freu-
en uns, dass wir für diese Aufgabe auch zukünftig Pro Honore an unserer Seite
wissen und wünschen dieser wichtigen Institution eine erfolgreiche Zukunft.

Dr. Walter Weber



FÜR TREU UND GLAUBEN:

Dr. Carl Friedrich Petersen
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KG - Autohaus Thomas Kapinsky - Autohaus Möbus GmbH - Autohaus
Ostkreuz GmbH - Autohaus Hans Peterson Autohaus Plaschka GmbH
Autohaus Rüdersdorf Siegfried Erkner & Sohn Autohaus Trittau Russmeyer
GmbH Autohaus Wiegmann GmbH & Co . KG - AVECphama-Handels-
GmbH MAX BAHR Holzhandlung GmbH & Co. KG - Reinhold Bange
Adolf Baur GmbH - BAYERISCHE MOTORENWERKE AG-Niederlas-
sung Hamburg - Beeken Bestattungen - Beiersdorf &Co. AG - Bergland-Phar-
ma Naturheilmittel - Erich E. Beyer GmbH - BID Bund Internationaler Detek-
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MÜNZEN-MADER - NEUER RUF Verlagsgsesellschaft mbH - NKL-
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Verleger- u. Buchhändler-Verband - Nordwest Lotto und Toto Hamburg -
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Novopharm Vertriebs GmbH - NTP Nu-
tritional Trade and Production OTTO Versand (GmbH & Co) - P + V Han-
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Seehase Hausmakler - SENATOR Verwaltungsgesellschaft mbH - Ernst Sim-
mon &Co. - Sisetra-Bauelemente GmbH & Co. KG - Rolf-Donald Sitianus -
Makler - Spielbank Hamburg Jahr & Achterfeld KG - SPIERING Partner
Elektrotechnik OHG - Sport, Promotion und Vertrieb - Steffen Heidrich
CARL. F. W STAAMANN oHG Tomas Grimm - Staunau & Jacobi - stein &
design HELDT GRABMALE - Stolle Sanitätshaus Centrum für technische
Orthopädie - SYNCOMP GmbH Pharma Marketing Service - TEXTILREI-
NIGER-INNUNG HAMBURG - Meinhard Thaden GmbH &Co . KG
Systembau und Vertrieb - Friedrich Thiele oHG - Jürgen Tiedemann - Willy
Tiedtke (GmbH & Co) - Erland Tödter - Treuhand Hamburg GmbH
UNGER Am Neuen Wall - usp-mediaservice hamburg - U . SUB Creativ
Management Cologne - VDM-Verband Deutscher Makler Landesverband
Hamburg e.V. - VELAG-PHARMA GmbH - Verband der Mittel- u. Groß-
betriebe des Einzelhandels Sitz Hamburg e.V. - Verband Norddeutscher
Baustoffhändler e .V.

	

Verband Straßengüterverkehr Hamburg e. V - Vereins-
und Westbank AG

	

Verlag Hans-Jürgen Böckel GmbH - VIDAL + Sohn
VNR Verlag für die Deutsche Wirtschaft AG - VOLKSWAGEN AG - Wach-
dienst M. Molitor Nachf. - Wallmann & Co . GmbH & Co . - Hartmut Walther
- Immobilien GmbH - Wegener Medizintechnik - Wibo-Werk GmbH - FRIE-
DO WIESENHAVERN oHG - Hermann Winkel - Eduard Winter GmbH &
Co KG - Winterberg GmbH & Co VAG-VW-Audi - Hermann E . WITT-
HÖFT- Hausmakler - MAX WUNDER KG (GmbH & Co) VW-Audi
Zemke Autohaus Bernau GmbH - OTTO ZOCHER (GmbH & Co)
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